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18-P-2024-07830-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der der 
Petition zugrunde liegenden Sach- und 
Rechtslage intensiv befasst. In einem Verfah-
ren nach Artikel 41a der Landesverfassung 
konnte das Anliegen eng begleitet werden. 
 
Die Petenten sind beide eritreischer Herkunft, 
die Petentin ist seit einigen Jahren schwedi-
sche Staatsangehörige. Der Petent ist im Jahr 
2015 nach Deutschland gekommen, die Peten-
tin folgte ihm im Jahr 2022 von Schweden 
nach Deutschland. Sie heirateten im Jahr 2018 
im Sudan, wobei sie eine ins Deutsche über-
setzte Heiratsurkunde erhalten haben. Sie 
haben drei Kinder, wovon zwei in Deutschland 
zur Welt gekommen sind.  
 
Die Petenten begehren seit Anfang des Jahres 
2023 die Anerkennung ihrer im Sudan ge-
schlossenen Ehe und die Eintragung der Ehe-
schließung in die Geburtenregister ihrer beiden 
in Deutschland geborenen Kinder. Nachdem 
Zuständigkeitsfragen geklärt, verschiedene 
Dokumente geprüft und festgestellt wurde, 
dass der Erhalt der schwedischen Staatsan-
gehörigkeit der Petentin zeitlich nach der Hei-
rat im Sudan lag, konnte dem Begehren der 
Petenten letztlich nachgekommen werden. Mit 
großer Erleichterung hat der Ausschuss zur 
Kenntnis genommen, dass die Eheschließung 
vom zuständigen Standesamt im Dezember 
2025 nachbeurkundet wurde und somit das für 
die Eintragung im Geburtenregister zuständige 
Standesamt die entsprechende Eintragung im 
Januar 2026 vornehmen konnte. 
 
Der Ausschuss dankt allen Beteiligten für das 
Engagement und die Geduld, die in dieser 
speziellen Konstellation erforderlich war. Den 
Petenten wünscht er alles Gute. 
 
 
 
 
18-P-2024-09209-00 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der der 
Petition zugrunde liegenden Sach- und 
Rechtslage intensiv befasst. In einem Erörte-
rungstermin gemäß Artikel 41a der Landesver-
fassung konnte das Anliegen der Petenten 
intensiv diskutiert werden. 
 
Die Petenten sind Pflegeeltern eines schwer-
behinderten Kindes mit Pflegegrad vier. Ob-
wohl im ersten Lebensjahr seitens der Ärzte 

Prognosen dahingehend gestellt wurden, dass 
es neben bestehender Blindheit unter anderem 
nie werde sitzen können, hat das Kind mittler-
weile enorme Fortschritte gemacht. Mit seinen 
mittlerweile 10 Jahren kann das Kind sitzen, 
laufen und vieles mehr, es besucht eine Wal-
dorfschule für geistige Entwicklung, ist aufge-
weckt, fröhlich und wissbegierig. Der Aus-
schuss zeigt sich nachhaltig beeindruckt von 
dem positiven Eindruck, den das Kind im 
Landtag hinterlassen hat. 
 
Die Eltern berichten, das Kind fühle sich auf 
der Schule sehr wohl. Problematisch seien die 
fehlenden Möglichkeiten seitens der Schule im 
Umgang mit erblindeten Kindern. Da es sich 
um eine Waldorfschule handele, könne der 
überaus engagierte Klassenlehrer trotz Bereit-
schaft nicht an einem Zertifikatskurs in der 
Fachrichtung „Förderschwerpunkt Sehen“ teil-
nehmen. Sie bitten dringend um Unterstüt-
zung, um das Restsehen des Kindes auch in 
der Schule bestmöglich fördern zu lassen und 
ihrem Kind alle Chancen einzuräumen, um am 
gesellschaftlichen Leben teilzuhaben. 
 
Der Ausschuss hat erkannt, dass in Nordrhein-
Westfalen eine sonderpädagogische Förde-
rung im Förderschwerpunkt Sehen und im 
zieldifferenten Bildungsgang Geistige Entwick-
lung lediglich an zwei Förderschulen angebo-
ten werden. Die Entscheidung der Petenten für 
eine wohnortnahe und – wie sich im Nach-
hinein bestätigt hat – sehr gut geeignete Schu-
le ist damit für alle Beteiligten nachvollziehbar. 
So waren sich auch in der Erörterung alle Teil-
nehmer einig, dass ein Schulwechsel bei dem 
guten Verhältnis zwischen Kind und Klassen-
lehrkraft keinesfalls angestrebt werden sollte. 
Allerdings hat der Ausschuss auch erkannt, 
dass Ersatzschullehrkräfte zwar grundsätzlich 
an staatlichen Fortbildungsveranstaltungen 
teilnehmen können, allerdings nur, wenn diese 
eine Lehramtsbefähigung erworben oder mit 
Erfolg ein Feststellungsverfahren nach § 7 der 
Verordnung über die Ersatzschulen absolviert 
haben. Im vorliegenden Fall ist diese formale 
Voraussetzung für die reguläre Teilnahme 
leider nicht erfüllt. 
 
Aus diesem Grund zeigt sich der Ausschuss 
überaus erleichtert, dass abseits des formalen 
Verfahrens zur Anmeldung und Teilnahme an 
dem Zertifikatskurs in der Fachrichtung „För-
derschwerpunkt Sehen“ eine Einzelfallrege-
lung gefunden werden konnte, die der Klas-
senlehrkraft eine hospitierende Teilnahme an 
dem Kurs ermöglicht. Auf diesem Weg können 
die dort angebotenen Lerninhalte wahrge-
nommen werden und dem Kind der Petenten, 
sowie im Bedarfsfall weiteren Kindern, in sei-
ner Schullaufbahn zugutekommen. Auch wenn 
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der Erwerb des Zertifikats und der unbefriste-
ten Unterrichtserlaubnis in der Fachrichtung 
„Förderschwerpunkt Sehen“ ausgeschlossen 
bleiben, kommt die Landesregierung (Ministe-
rium für Schule und Bildung NRW - MSB), 
sowie die zuständigen Behörden dem Wunsch 
der Petenten und der Klassenlehrkraft, Wissen 
zum Förderschwerpunkt Sehen zu erwerben, 
dankeswerterweise nach. Die Beteiligten mö-
gen die im Petitionsverfahren aufgezeigten 
Kontakte nutzen und das weitere Verfahren 
vorantreiben.  
 
Die Landesregierung (MSB) wird um ergän-
zenden Bericht zum Fortgang des Verfahrens 
bis zum 30.06.2026 gebeten.  
 
Der Ausschuss wünscht den Petenten und 
ihrem Kind alles Gute. 
 
 
 
18-P-2024-10079-00 
Wasser und Abwasser 
Bauordnung 
 
 
Die Petenten sind Eigentümer eines Einfamili-
enhauses mit rückwärtigem Garten im K.-Weg 
der Stadt H. Die Petenten bemängeln, dass 
die unzureichende Planung der Entwässerung 
des Wohngebietes H., in welchem das Grund-
stück der Petenten belegen ist, zu regelmäßi-
gen Überflutungen des Grundstückes bei Re-
genfällen führe. In diesem Zusammenhang 
seien bereits mehrfach die Wohnung sowie die 
Kellerräume der Petenten überflutet worden. 
Zudem führe ein erhöhter Grundwasserpegel 
dazu, dass gerade in den feuchteren Jahres-
zeiten, insbesondere im Spätherbst und Win-
ter, das Wasser regelmäßig im Garten mehre-
re Zentimeter hoch stehe. Dies führe insge-
samt zu einer erheblichen emotionalen und 
psychischen Belastung der Petenten, zu er-
heblichen materiellen Schäden im Zusammen-
hang mit Überflutungen des Grundstücks so-
wie zu einem signifikanten Wertverlust der 
gesamten Immobilie. 
 
Zur Vermeidung von Wiederholungen wird auf 
den Zwischenbescheid in der Sache vom 
15.07.2025 umfänglich Bezug genommen. 
Zwischenzeitlich wurden die Maßnahmen, 
welche als Ergebnis des Erörterungstermins 
vom 19.05.2025 empfohlen worden sind, um-
gesetzt. Eine nachträgliche Bewertung der 
Maßnahmen von Seiten der Petenten als auch 
durch die beteiligten Fachbehörden ergab, 
dass ein weiteres Maßnahmenpaket erforder-
lich ist, um den Zustand zu verbessern. Der 
Petitionsausschuss begrüßt es ausdrücklich, 
dass die Fachverwaltung im Nachgang zum 

Erörterungstermin sehr konstruktiv, wohlwol-
lend und engmaschig die baulichen Maßnah-
men am petitionsgegenständlichen Grundstück 
begleitet und vorangebracht hat. Zudem wurde 
dem Ausschuss regelmäßig Bericht erstattet.  
 
Zwischenzeitlich wurde eine Fangdrainage in 
der Versickerungsmulde installiert. Die Unter-
haltung der Versickerungsmulde wurde – ent-
sprechend den Feststellungen im Ortstermin – 
nachgeholt, um die Versickerungsfähigkeit zu 
verbessern. Hingegen ist eine Bodenauflocke-
rung in der Sohle der Versickerungsmulde 
nach Prüfung durch das zuständige Tiefbau-
amt aufgrund der geringen Mächtigkeit der 
belebten Zone nicht umsetzbar. Gleichwohl 
sollte regelmäßig geprüft werden, ob die Versi-
cherungsmulde frei von Unrat und störendem 
Bewuchs ist, um die Versickerungsfähigkeit 
langfristig zu erhalten. Ein Notüberlauf wurde 
in der Versickerungsmulde installiert. Hiermit 
erfolgt eine Ableitung in den angrenzenden 
Regenwasserkanal. Schließlich erfolgte eine 
Erweiterung des Rinnensystems vor dem 
Grundstück der Petenten. 
 
Trotz aller ergriffenen Maßnahmen bestanden 
weiter Aspekte, die noch nicht zur Zufrieden-
heit der Petenten umgesetzt worden sind und 
ein Überflutungsrisiko für das Grundstück der 
Petenten begründete. Überdies gab es unter-
schiedliche Aussagen und Einschätzungen zur 
Wirksamkeit des Entwässerungskonzeptes der 
Petenten und der Stadt H. Die Fachverwaltung 
nahm dies zum Anlass, einen weiteren verwal-
tungsfachlichen Austausch – ohne Petenten – 
am 13.11.2025 vorzunehmen. An diesem Aus-
tausch nahm die Stadt H., die Bezirksregierung 
A., der L.-Verband sowie das zuständige Mi-
nisterium teil.  
 
Um die tatsächliche Entwässerungssituation 
vor Ort fundiert abzuleiten wurde dort bes-
chlossen, für das betroffene Wohngebiet in H. 
eine aktuelle Generalentwässerungsplanung 
(GEP) bis Ende 2026 aufzustellen. Da der 
Anschluss privater abflusswirksamer Flächen, 
die an das oberirdische Rin-
nenentwässerungssystem angeschlossen 
sind, unbekannt ist (gemäß ursprünglicher 
Planung sollten diese in private Versicker-
ungsmulden entwässern), werden Szenarien 
eines 50%igen, 75%igen und 100%igen An-
schlusses an die Straßenentwässerung 
betrachtet. Das Augenmerk liegt auf der Über-
prüfung der hydraulischen Leistungsfähigkeit 
der vorhandenen oberflächigen 
Entwässerungsrinnen. Auf Basis dieser 
Berechnung ermittelt die Stadt H. die aktuelle 
Leistungsfähigkeit der Versickerungsmulden 1 
und 2. Anschließend erfolgt eine Bemessung 
der Mulden auf Grundlage der ermittelten 
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Daten aus dem lokalen GEP H. und der 
vorhandenen Muldenvolumen. Falls der Na-
chweis der oberflächlichen Entwässerungsrin-
nen nicht gelingen sollte, sind Lö-
sungsmöglichkeiten zur ordnungsgemäßen 
Entwässerung zu erarbeiten und dann, vorbe-
haltlich einer Prüfung der Verhältnismäßigkeit, 
umzusetzen. Die gewählten Maßnahmen sind 
dann in das Abwasserbeseitigungskonzept der 
Stadt H. mit aufzunehmen. 
 
Darüber hinaus wurde dort vereinbart, dass die 
Verkehrssicherheit des Notüberlaufs an der 
Versickerungsmulde 1 durch die Stadt H. (z. B. 
durch die Ergänzung eines Lochblechs auf 
dem Gitter) zeitnah optimiert wird. Ferner soll 
die Stadt H. sicherstellen, dass die Versicker-
ungsmulden des Baugebiets regelmäßig 
kontrolliert und unterhalten werden. 
 
Der Petitionsausschuss begrüßt die avisierten 
Maßnahmen und nimmt zur Kenntnis, dass 
das vereinbarte Vorgehen von der Landesre-
gierung (Ministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Verkehr) befürwortet wird. Er bittet alle 
Behörden darum, weiterhin konstruktiv und 
wohlwollend zusammenzuarbeiten, um die 
Entwässerungsproblematik, vorbehaltlich iner 
Prüfung der Verhältnismäßigkeit, bestmöglich 
zu beheben. Sollten die Petenten zukünftig 
Herausforderungen bei der Umsetzung von 
Entwässerungsmaßnahmen erkennen, steht 
es ihnen frei, sich erneut an den Peti-
tionsausschuss zu wenden. 
 
 
 
18-P-2024-10658-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft.  
Die Ausländerbehörde hat angekündigt, der 
Familie im Februar 2026 eine Aufenthaltser-
laubnis nach § 23a Aufenthaltsgesetz zu ertei-
len. Der Petitionsausschuss sieht die Petition 
als erledigt an. 
 
 
 
18-P-2024-12079-00 
Jugendhilfe 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Die Petenten sind Pflegeeltern des achtjähri-
gen Kindes F., das von Mai 2018 bis März 
2024 in der Familie der Petenten lebte. Am 
12.03.2024 hat das Jugendamt der Stadt S. 

das Kind aus dem Kindergarten abgeholt und 
gem. § 34 SGB VIII in der Jugendhilfeeinrich-
tung Kinderheim P. untergebracht, mit dem 
Ziel, das Kind zur leiblichen Kindesmutter zu-
rückzuführen.  
 
Dem vorausgegangen ist eine längere Ge-
schichte, die von Seiten des Jugendamts ganz 
anders dargestellt wird als von den Petenten, 
so dass das tatsächliche Geschehen – nicht 
zuletzt auch mangels Dokumentation – für den 
Petitionsausschuss nicht objektivierbar ist. 
Er versteht, dass es gerade in Petitionen, die 
sich gegen die Inobhutnahme eines Kindes 
aus einer Familie – egal, ob leibliche oder 
Pflegefamilie – richtet, sehr verschiedene Sich-
ten auf den Sachverhalt vorliegen. Er hat aller-
dings selten eine solch diametral gegenläufige 
Wahrnehmung bemerkt wie in diesem Fall. 
 
Das Jugendamt hat zur Begründung ausge-
führt, dass es im Haushalt der Petenten für F. 
eine erhebliche und akute Kindeswohlgefähr-
dung sehe, da diese F. unter erheblichen 
Druck setzten. Es müsse ihren Anforderungen 
genügen. Die Petenten würden F. als fehler-
haft, schwierig, retardiert, besonders, aggres-
siv und deutlich förderbedürftig sehen. Sie 
seien mit der Versorgung des Kindes überfor-
dert. Das Kind werde krankgeredet, in dessen 
Beisein abgewertet und ununterbrochen diag-
nostiziert. Die Petenten hätten eine umfangrei-
che und für das Kind belastende Diagnostik 
bei diversen Ärzten durchgeführt. Die Ent-
scheidung, das Kind in Obhut zu nehmen und 
stationär unterzubringen, fuße auf mehreren 
Beratungen unter Einbeziehung von externer 
Expertise (Landesjugendamt, Familienbera-
tungsstelle, Pflegekinderfachdienst des R.-
Kreises). Die Petenten seien am Tag der Her-
ausnahme über die Beendigung des Pflege-
verhältnisses informiert worden, dass der Pfle-
gevertrag mit ihnen beendet werde und das 
Kind nicht in ihren Haushalt zurückkehren sol-
le. Angebotene Beratungsgespräche hätten sie 
abgelehnt. 
Demgegenüber bemängeln die Petenten, dass 
es von Seiten des Jugendamtes weder eine 
transparente Kommunikation noch eine nach-
vollziehbare Begründung für die Inobhutnahme 
gegeben habe. Die Petenten seien mit haltlo-
sen Vorwürfen konfrontiert worden (z.B. keine 
ausreichende Grenzsetzung beim Kind). 
Gleichzeitig habe das Jugendamt Verfahrens-
fehler begangen, Akten nicht vollständig vorge-
legt und Protokolle nachträglich verfälscht. Die 
Petenten geben an, dass dieser Fall grundle-
gende Probleme im Umgang mit Pflegefamilien 
aufzeige: mangelnde Transparenz, unzu-
reichende Kommunikation und fragwürdige 
Entscheidungen zum Nachteil des Kindes-
wohls. Die Petenten fordern eine Rückführung 
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des Kindes in sein gewohntes Umfeld sowie 
eine umfassende Aufarbeitung der Vorgänge 
durch das Jugendamt und die Gerichte. 
 
Insgesamt sind die Bedarfe und Entwicklungs-
auffälligkeiten von F., die Zusammenarbeit mit 
dem Jugendamt und die Beziehungsgestaltung 
zur Herkunftsfamilie sehr streitig und werden 
völlig unterschiedlich wahrgenommen.  
Fest steht, dass F. ein sehr belastetes Kind ist, 
welches hohe erzieherische Bedarfe hat. Bei 
ihm sind mittlerweile verschiedenste psychopa-
thologische Störungen diagnostiziert worden. 
Eine Kooperationsvereinbarung mit dem Ju-
gendamt S. haben die Petenten trotz mehrfa-
cher Hinweise nicht abgeschlossen. 
 
Auf Grundlage eines Sachverständigengutach-
tens hat das Familiengericht S. im Rahmen 
einer einstweiligen Anordnung mit Beschluss 
vom 08.04.2024 die Rechtmäßigkeit der Her-
ausnahme des Kindes festgestellt. Das Ober-
landesgericht K. hat mit Beschluss vom 
13.09.2024 die Entscheidung des Amtsgerich-
tes hinsichtlich der Beendigung des Pflegever-
hältnisses bestätigt.  
Mit gerichtlichem Beschluss des AG S. vom 
15.10.2025 wurde beschlossen, dass F. zu 
den Petenten zurückzuführen ist und dort zu 
verbleiben hat. Dies wurde bis zum 31.12.2027 
befristet. 

Es ist dem Petitionsausschuss wegen der den 
Richterinnen und Richtern durch Artikel 97 des 
Grundgesetzes verliehenen Unabhängigkeit 
verwehrt, auf die Verfahrensgestaltung der 
Gerichte Einfluss zu nehmen und ihre Ent-
scheidungen zu überprüfen, zu ändern oder 
aufzuheben. 
 
Der Petitionsausschuss hofft sehr, dass alle 
Beteiligten das Wohlergehen von F. eint, auch 
wenn es im Einzelfall durchaus unterschiedli-
che Ansichten darüber geben mag, wie dieses 
konkret auszusehen hat. 
 
Er appelliert dringend an alle Beteiligten, offen, 
direkt und vertrauensvoll miteinander zu kom-
munizieren. Dies beinhaltet auf der einen Seite 
eine frühzeitige Kommunikation möglicher 
Entscheidungen das Pflegeverhältnis betref-
fend durch das Jugendamt, gerade auch wenn 
sie so massiv sind wie im vorliegenden Fall. 
Und bedeutet auf der anderen Seite für die 
Petenten, wesentliche Aspekte (wie in der 
Vergangenheit eine Integrationshilfe, ein 
AOSF-Verfahren, eine Alltagsbegleitung sowie 
eine fachpsychiatrische Untersuchung) mit der 
erziehungsberechtigten Kindesmutter und dem 
Jugendamt abzustimmen und Diagnostiker-
gebnisse mitzuteilen. Hier wird auch zu einer 

unmittelbaren Kommunikation ohne Rechts-
anwälte o.Ä. geraten. 
Den Petenten empfiehlt der Ausschuss drin-
gend eine weniger defizitorientierte Sichtweise 
auf ihr Kind, ohne dessen Förderbedarfe aus 
den Augen zu verlieren. 
 
Der Ausschuss dankt den Petenten, dass sie 
mit viel Empathie und Engagement diese wich-
tige gesamtgesellschaftliche Aufgabe über-
nommen haben. Er wünscht ihnen und F. für 
die Zukunft alles Gute. 
 
Den Petenten steht es frei, sich jederzeit er-
neut an den Petitionsausschuss zu wenden. 
 
 
 
 
18-P-2025-04555-02 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage ausführlich geprüft und die Einga-
be zum Anlass genommen, einen Erörterungs-
termin gemäß Art. 41 a der Landesverfassung 
durchzuführen. 
 
Der Petent ist 21 Jahre alt. Er ist ausweislich 
des Befundes vom 22.06.2023 des Zentrums 
für Kinder und Jugendliche des Marienhospital 
W. an Myalgischer Enzephalomyeli-
tis/Chronisches Fatigue-Syndrom (ME/CFS) 
erkrankt.  
 
Der Ausschuss nimmt die Betroffenen von 
ME/CFS ernst und erkennt an, dass diese 
Krankheit das Leben von Familien in erhebli-
chen Maßen beeinträchtigen und eine massive 
Belastung darstellen kann. Aus diesem Grund 
befasst er sich sehr intensiv mit diesem Thema 
und hat dabei sowohl die individuelle Unter-
stützung der einzelnen betroffenen Familien 
als auch eine grundsätzliche Verbesserung 
des behördlichen Umgangs mit der Krankheit 
im Blick.  
 
Aufgrund seiner Erkrankung besuchte der 
Petent seit dem Jahr 2020 nicht mehr die 
Schule.  
 
Mit Bescheid vom 08.02.2024 hat das Sozial-
amt der Stadt K. zunächst die Übernahme der 
Kosten des Besuches einer Online-Schule von 
Februar 2024 bis Mai 2025 im Rahmen der 
Teilhabe an Bildung behinderter Menschen 
nach §§ 112 und 75 Sozialgesetzbuch IX ge-
währt.  
 
Der Petent besuchte in der Folge seit dem 
15.04.2024 eine entsprechende Online-
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Schule. Ausweislich des Schulberichts vom 
10.07.2025 verlief der Schulstart dort zunächst 
positiv und vielversprechend, allerdings konnte 
der Petent aus gesundheitlichen Gründen von 
den Sommerferien 2025 an bis November 
2025 die Schule nicht besuchen.  
 
Mit Bescheid vom 19.05.2025 wurde die weite-
re Bewilligung der Übernahme der Kosten für 
den Besuch der Online-Schule abgelehnt. 
Gegen diesen Bescheid hat der Petent Wider-
spruch erhoben. 
 
Mit seiner durch seine Mutter eingereichte 
Petition begehrt er in erster Linie eine Klärung 
der Frage der Finanzierung der Beschulung an 
einer Online-Schule. 
 
Mit Schulbericht vom 09.12.2025 berichtete die 
Online-Schule, dass sich der Unterrichtsbe-
such und die gesamte Beschulung inklusive 
des Ablegens von Prüfungen durchweg positiv 
gestaltete und der Petent im laufenden Schul-
jahr noch keinen Fehltag aufweise. Nach Ein-
schätzung der Schule sei der Petent voraus-
sichtlich in der Lage, die Schule abzuschlie-
ßen.  
 
Der Ausschuss nimmt zur Kenntnis das die 
Leistungen des Petenten sich im Laufe des 
Schuljahres laut Bescheinigung der Schule 
erheblich verbessert hat. Umso mehr bedauert 
der Ausschuss, dass die Weiterfinanzierung 
des Schulbesuches abgelehnt wurde und wird. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) hat sich auf Veran-
lassung des Ausschusses dankenswerterweise 
mit dem zuständigen Landschaftsverband in 
Verbindung gesetzt, um mögliche Unterstüt-
zungsmöglichkeiten des Petenten auszuloten. 
Dem Petenten wird empfohlen, sich an den in 
der Stellungnahme des Ministeriums enthalte-
nen Kontakt zu wenden und gemeinsam weite-
re Möglichkeiten der Unterstützung zu bespre-
chen. Der Landschaftsverband wird gebeten, 
den Petenten bezüglich einer gemeinsamen 
Strategie zur Verbesserung der gesundheitli-
chen und teilhabespezifischen Situation zu 
beraten und hierbei zu unterstützen.   
 
Der Petitionsausschuss sieht darüber hinaus 
leider keine Möglichkeit, der Landesregierung 
(Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Sozia-
les) weitere Maßnahmen im Sinne der Petition 
zu empfehlen. Er wünscht dem Petenten trotz 
der Herausforderungen und Widrigkeiten alles 
Gute. Der Petent erhält die Stellungname der 
Landesregierung zur Kenntnis, welche auch 
die direkte Möglichkeit des Kontakts zum 
Landschaftsverband enthält.  
 

18-P-2025-04807-01 
Hilfe für behinderte Menschen 
 
 
Der Petitionsausschuss verweist in der 
Schwerbehindertenangelegenheit zunächst auf 
seinen Beschluss vom 29.10.2024 zur Petition 
18-P-2024-07721-00. 
 
Auch nach Prüfung des weiteren Vorbringens 
des Petenten ist die Bearbeitung seiner 
Schwerbehindertenangelegenheit durch die 
Stadt Köln und die Bezirksregierung Münster 
im Ergebnis nicht zu beanstanden. 
  
Die Stadt hat den Feststellungsbescheid über 
die Herabsetzung des Gesamtgrades der Be-
hinderung (GdB) von 100 auf 60 sowie den 
Entzug der Merkzeichen G (erhebliche Geh-
behinderung), aG (außergewöhnliche Gehbe-
hinderung) und B (Berechtigung zur Mitnahme 
einer Begleitperson) von Amts wegen zurück-
genommen. Nach Beendigung des Petitions-
verfahrens wird die Stadt Köln das Nachprü-
fungsverfahren abschließend bearbeiten. Der 
Petent wird gebeten, den Ausgang des Verfah-
rens abzuwarten. 
 
Soweit der Petent Dienstaufsichtsbeschwerde 
gegen einen Mitarbeitenden der Stadt einge-
legt hat, obliegt dem Oberbürgermeister der 
Stadt Köln gemäß § 73 Abs. 2 der Gemeinde-
ordnung für das Land NRW in seiner Eigen-
schaft als Dienstvorgesetzter und Leiter der 
Verwaltung die Zuständigkeit für die Bearbei-
tung. Die Dienstaufsicht über seine Mitarbeiter 
übt er im Rahmen des verfassungsmäßig ga-
rantierten Selbstverwaltungsrechts der Ge-
meinden und Gemeindeverbände eigenständig 
und eigenverantwortlich aus und trifft ab-
schließende Entscheidungen. Der Petitions-
ausschuss kann hierauf keinen Einfluss neh-
men. 
 
Die Entscheidung über die Dienstaufsichtsbe-
schwerde einer Mitarbeiterin der Bezirksregie-
rung ist zwischenzeitlich ergangen. 
 
Der Petitionsausschuss sieht nach Prüfung der 
Angelegenheit insgesamt keine Möglichkeit, im 
Sinne des Petenten weiter tätig zu werden.  
 
 
 
18-P-2025-05681-01 
Ordnungswidrigkeiten 
Datenschutz 
Zivilrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere Einga-
be des Petenten zum Anlass genommen, die 
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dieser zugrunde liegende Sach- und Rechtsla-
ge erneut zu überprüfen und sieht weiterhin 
keinen Anlass, der Landesregierung (Ministe-
rium des Innern) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Der Petent beklagt die zunehmende Vide-
oüberwachung durch Privatpersonen, soweit 
sie den öffentlichen Straßenbereich umfasst. 
Diese sei unzulässig und verstoße gegen den 
Datenschutz. Es sei Aufgabe des Gesetz-
gebers, seine Bürger vor „Ausspähungen“ im 
öffentlichen Bereich durch Privatpersonen zu 
schützen. Hierzu fordert er vom Gesetzgeber 
eine klare datenschutzrechtliche Regelung. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich erneut mit der 
datenschutzrechtlichen Thematik befasst und 
die ministerielle Stellungnahme geprüft. 
 
Die Zulässigkeit der Videoüberwachung durch 
Privatpersonen bzw. nicht-öffentlichen Stellen 
ist europarechtlich geregelt und richtet sich 
nach den Vorschriften der Datenschutz-
Grundverordnung (DS-GVO), wobei eine ex-
plizite Regelung zur Videoüberwachung in der 
DS-GVO nicht existiert. Rechtsgrundlage ist in 
den vom Petenten angesprochenen Fällen 
regelmäßig Art. 6 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe f) 
DS-GVO. Dieser erlaubt eine Verarbeitung im 
Rahmen einer Videoüberwachung, soweit 
diese zur Wahrung berechtigter Interessen des 
Verantwortlichen erforderlich ist und nicht die 
Interessen der betroffenen Person überwieg-
en. In jedem Fall hat also immer eine Inter-
essenabwägung im konkreten Einzelfall 
stattzufinden. 
 
Eine private Videoüberwachung, die den öffen-
tlichen Raum oder fremde Grundstücke 
erfasst, ist danach - wie der Petent zutreffend 
ausführt - regelmäßig unzulässig. Soweit Art. 6 
Abs. 1 Satz 1 Buchstabe f) DS-GVO 
Rechtsgrundlage ist, gibt es keinen Spielraum 
für die nationalen Gesetzgeber, bundes- oder 
landesrechtliche Regelungen zu erlassen. 
Denn Gesetzgebungs-kompetenzen stehen 
dem Bundes- oder Landesgesetzgeber nur bei 
Videoüberwachung durch öffentliche Stellen 
zu. § 4 Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) 
regelt die Videoüberwachung öffentlich 
zugänglicher Räume durch öffentliche Stellen 
des Bundes. Diese Regelung stellt keine 
Rechtsgrundlage für Videoüberwachung durch 
private Verantwortliche dar (BVerwG, Urteil 
vom 27.03.2019 - 6C 2.18, Rn. 47). § 20 
Datenschutzgesetz NRW (DSG NRW) 
erstreckt sich ausschließlich auf den öffentlich-
rechtlichen Bereich in Nordrhein-Westfalen. 
Die Überwachung und Durchsetzung der 
Vorschriften der DS-GVO obliegt den un-
abhängigen Datenschutzaufsichtsbehörden (§ 
40 BDSG), wie u. a. die Landesbeauftragte für 

Datenschutz und Informationsfreiheit NRW 
(LDI NRW) für das Land Nordrhein-Westfalen 
(§ 26 DSG NRW). 
 
Diesen stehen unter Beachtung rechtsstaat-
licher Grundsätze, insbesondere der Verhält-
nismäßigkeit umfangreiche Befugnisse gem. 
Art. 58 DS-GVO zu. Sie achten u. a. auf die 
Einhaltung der rechtlichen Verpflichtungen der 
verantwortlichen Videobetreiber, wie Doku-
mentations-, Transparenz- und Infor-
mationspflichten gegenüber den Betroffenen, 
um einen datenschutzkonformen Einsatz 
sicherzustellen. Sie können bei Datenschutz-
verstößen Maßnahmen anordnen und/oder ein 
Bußgeldverfahren einleiten. Polizeiliche bzw. 
ordnungsrechtliche Befugnisse stehen ihnen 
aber nicht zu. Eine vom Petenten angedachte 
Zuständigkeit der Ordnungsbehörden kommt 
wegen der europarechtlich vorgeschriebenen 
Unabhängigkeit der datenschutz-rechtlichen 
Aufsichtsbehörden (Art. 51 DS-GVO) nicht in 
Betracht, und diese könnte wegen fehlender 
nationaler Gesetzgebungskompetenz auch 
nicht geregelt werden. 
 
Zusammenfassend bleibt festzustellen, dass 
es durch die bestehenden Regelungen in der 
DS-GVO keine Lücken im Datenschutzrecht 
und der Datenschutzaufsicht gibt. Unabhängig 
davon können bei der Durchsetzung privater 
subjektiver Rechte im Zusammenhang mit 
Datenschutzrechtsverstößen (u.a. 
Schadensersatz- und Unterlassungsansprü-
chen nach Art. 82 DS-GVO) auch zivilrecht-
liche Ansprüche im Zivilrechtsweg geltend 
gemacht und durchgesetzt werden. Der Petiti-
onsausschuss empfiehlt dem Petenten, sich 
ggf. diesbezüglich anwaltlich beraten zu las-
sen. 
 
 
 
18-P-2025-06685-01 
Ausländerrecht 
Abschiebehaft 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft und die Eingabe zum An-
lass genommen, einen Erörterungstermin ge-
mäß Art. 41a der Landesverfassung durchzu-
führen. 
 
Der Petent ist guineischer Staatsbürger. Er 
reiste am 21.06.2012 in die Bundesrepublik 
Deutschland ein. Seit dem 07.01.2019 ist der 
Petent vollziehbar ausreisepflichtig und wurde 
zunächst geduldet. Zwischenzeitlich befand 
sich der Petent in Kirchenasyl. 
 
Am 02.10.2020 wurde der Petent landgericht-
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lich wegen gemeinschaftlichen Diebstahls zu 
einer Freiheitsstrafe von 11 Monaten, ausge-
setzt zur Bewährung, verurteilt. Am 21.11.2025 
heiratete er eine deutsche Staatsangehörige.  
 
Der Petent wurde wenige Tage nach der Ehe-
schließung in der Unterbringungseinrichtung 
für Ausreisepflichtige in Büren untergebracht. 
Der parallel zur Petition eingereichte Asylan-
trag des Petenten wurde wegen offensichtli-
cher Unbegründetheit durch das Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge abgelehnt. Hier-
gegen und gegen die drohende Abschiebung 
eingelegte Rechtsbehelfe wurden verwal-
tungsgerichtlich abschlägig beschieden.  
 
Mit seiner Petition begehrt der Petent den wei-
teren Verbleib im Bundesgebiet, insbesondere 
auch zur Ermöglichung des Lebens der eheli-
chen Gemeinschaft. Der Ausschuss nimmt 
dies zur Kenntnis. Gleichwohl ist im Einklang 
mit den gesetzlichen Bestimmungen und der 
einschlägigen Rechtsprechung eine vorüber-
gehende Trennung von Eheleuten zwecks 
Durchführung des gesetzlich vorgeschriebe-
nen Visumsverfahrens zumutbar.  
 
Der Petitionsausschuss bedankt sich bei der 
Ausländerbehörde für die im Erörterungstermin 
herausgestellte Option einer zusätzlich ver-
kürzten Wiedereinreisesperre für den Petenten 
bei Stellung eines Visumsantrags zum Ehegat-
tennachzug. Der Petitionsausschuss würde 
eine schriftliche Bestätigung an den Petenten 
hierüber begrüßen. 
 
Der Petent wurde am 08.01.2026 nach Guinea 
abgeschoben.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium für Kinder, 
Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und 
Integration) weitere Maßnahmen im Sinne der 
Petition zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-07730-01 
Friedhofswesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Sach- und Rechtslage des von der Petentin 
vorgetragenen Sachverhaltes informiert.  
 
Die Petentin erhält eine Kopie der Stellung-
nahme des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales NRW. 
 
Der Petitionsausschuss überweist diese Petiti-
on gemäß § 99 der Geschäftsordnung des 

Landtags als Material an den Ausschuss für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales. 
 
 
18-P-2025-09776-01 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petent hat eine Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AufenthG erhalten. 
Dem Petitionsanliegen wurde somit entspro-
chen.  
 
 
18-P-2025-10151-01 
Straßenbau 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich erneut mit der 
Verkehrsplanung an der Kreuzung Behrens-
/Bebel-/Kewersraße in Oberhausen-Alstaden 
befasst. Die Petenten wiederholten ihr Begehr, 
die erforderliche Neuplanung der Straßenfüh-
rung nur unter der Prämisse des Erhalts einer 
dort befindlichen, ca. 150 Jahre alten Buche 
durchzuführen. Dazu legten die Petenten als 
Vertreter einer Bürgerinitiative alternative Pla-
nungen und Straßenmessungen vor, um ihr 
Begehr zu untermauern. Überdies sammelte 
sie weit mehr als 200 Unterschriften zur Unter-
stützung ihres Anliegens. 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe gem. 
Art. 41a der Landesverfassung für Nordrhein-
Westfalen behandelt, sich durch die Landesre-
gierung umfänglich berichten lassen, die Ört-
lichkeit am 14.01.2026 in Augenschein ge-
nommen und die Sach- und Rechtslage mit 
allen beteiligten Behörden erneut umfänglich 
erörtert. Zudem wird – zur Vermeidung von 
Wiederholungen – auf den Beschluss des Peti-
tionsausschusses vom 08.04.2025 sowie die 
Beschlussmitteilung vom 14.04.2025 umfäng-
lich Bezug genommen. 
 
Der Ausschuss nimmt zur Kenntnis, dass die 
Stadt Oberhausen die Verkehrsplanung mit 
der Prämisse des Erhalts der petitionsgegen-
ständlichen Buche betrieben hat. Aus fachli-
cher Sicht erscheint der Erhalt der Buche je-
doch nicht umsetzbar, da die technischen Pla-
nungsvoraussetzungen und Baumaßnahmen 
die Baum- und Wurzelsubstanz aller Wahr-
scheinlichkeit nach derart beeinträchtigen wer-
den, dass ein Erhalt der Buche nicht erfolgver-
sprechend erscheint. Die Stadt Oberhausen 
hat zudem im Rahmen einer Mehrzahl von 
Veranstaltungen – neben den Erörterungsge-
sprächen im Rahmen der Petitionsverfahren – 
den Kontakt zu den Petenten gesucht, deren 
alternative Planungen zur Kenntnis genom-
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men, ausgewertet, umfänglich bewertet, be-
sprochen und begründet dargelegt, weshalb 
diese nicht als taugliche Planungsgrundlage 
zum Erhalt der Buche in Betracht kommen. 
 
Die erforderlichen einzurichtenden Straßen-
breiten und Sicherheitsabstände zur Darstel-
lung der Schleppkurvenfähigkeit des Bus- und 
Lastverkehrs erfordert einen Eingriff in die 
Randbegrünung, auf welcher die petitionsge-
genständliche Buche steht. Dadurch käme es 
unweigerlich – selbst unter Zugrundelegung 
der alternativen Planungsvorschläge der Pe-
tenten – zu einem Eingriff zunächst in das 
Wurzelwerk. Ein auch oberflächlich zu erken-
nender starker Wurzeltrieb zieht sich zur Stra-
ße hin und müsste stark zurückgeschnitten 
werden. Zudem müsste straßenseitig Astwerk 
bis zu einer Höhe von 4,50m entnommen wer-
den, um den Verkehrsfluss entsprechend zu 
ermöglichen. Dies führte zu einer einseitigen 
Belastung sowie zur Beeinträchtigung der Sta-
tik und Standfestigkeit der Buche. Die Stadt 
Oberhausen bewertet diese Eingriffe in die 
Baumsubstanz als derart schwerwiegend, dass 
dem langfristigen Erhalt der Buche durchgrei-
fende Bedenken entgegenstehen.  
 
Den alternativen Planungsansätzen gelingt 
zudem der Nachweis der Schleppkurvenfähig-
keit nicht im erforderlichen Maße. Durch den 
Ausbau der angrenzenden Eisenbahnbrücke 
war die Neuplanung der Verkehrsführung an 
der petitionsgegenständlichen Kreuzung erfor-
derlich. Diese Neuplanung ist aus Sicht des 
Petitionsausschusses auch in Ansehung der 
derzeitigen Verkehrsführung durchaus erfor-
derlich. Der Ausbau der Kreuzung nach mo-
dernen Verkehrsstandards wird durch das 
Land NRW gefördert. Der derzeitige Planungs-
stand wurde durch die Bezirksregierung Düs-
seldorf bereits als genehmigungs- und förde-
rungsfähig anerkannt. Auch wenn eine Ände-
rung der Planung ebenfalls auf seine Förder-
fähigkeit geprüft und ggf. berücksichtigt wer-
den könnte, müssten diese Änderungen den 
Förderrichtlinien sowie den derzeit geltenden 
technischen Standards entsprechen. Die vor-
liegenden alternativen Vorschläge begegnen 
insoweit Bedenken, da die Schleppkurvenfä-
higkeit nur unter Zeichnung einer Ideallinie bei 
geringer Geschwindigkeit dargestellt werden 
konnte. Zudem fehlten Sicherheitsabstände zu 
den Straßenrändern. Eine praktische Umset-
zung erschien daher nicht möglich, ohne die 
bestehenden Probleme beizubehalten. Da 
erforderliche technische Vorgaben planerisch 
nach intensiver Prüfung durch die Fachbehör-
den nicht eingehalten werden konnten, erfüllt 
der vorgelegte Alternativvorschlag die Förder-
bedingungen prognostisch nicht. Das gesamte 
Verkehrskonzept stünde somit zur Disposition. 

Auch die Vorschläge zur Abänderung der 
Fußgängerüberwege bzw. zur Installation von 
Lichtzeichenanlagen konnten bedauerlicher-
weise nicht berücksichtigt werden. Im Ergebnis 
mangelt es an der auszuplanenden Stelle an 
hinreichendem Platz, um die vorgeschlagenen 
Anlagen zu installieren. Zudem erfordert die 
Installation einer Lichtzeichenanlage mehrere 
Betonfundamente mit einer Größe von mindes-
tens 40 cm x 40 cm in einer Tiefe von ca. 30 
cm. Auch hier wäre mit weiteren Wurzelstö-
rungen zu rechnen. Daneben bedürfte es hin-
reichende Abstandsflächen der Lichtzeichen-
anlage zu angrenzenden Gebäuden für die 
Querung von Kinderwagen, Rollatoren sowie 
für die Installation von Blindenleitsteinen. Die-
se könnten an der bebauten Straßenseite nicht 
zweckmäßig in ein Verkehrskonzept einge-
bunden werden.  
 
Der Petitionsausschuss vermag auch keine 
Gefahrerhöhung für Fußgänger bzw. andere 
Verkehrsteilnehmer durch die derzeitigen Pla-
nungen zu erkennen. Die Planungen entspre-
chen – nach mehrfacher Überprüfung auch 
durch die Oberbehörden – den derzeit gelten-
den technischen Standards und verkehrsgut-
achterlichen Empfehlungen. Aus Sicht des 
Petitionsausschusses wird durch die derzeiti-
gen Planungen die Verkehrsführung übersicht-
licher strukturiert und eine unübersichtliche 
Straßenfläche klarer abgegrenzt. Dies dient 
sowohl dem Verkehrsfluss als auch der besse-
ren Querbarkeit durch Fußgänger. 
 
Der Ausschuss bedankt sich bei der Petentin 
für ihr weit über das normale Maß hinausge-
hende Engagement zum Erhalt der Buche. 
Auch der Petitionsausschuss unterstützt 
grundsätzlich den Erhalt von altem Baumbe-
stand, da er den positiven Beitrag zum Klima- 
und Umweltschutz anerkennt. Daher begrüßt 
der Ausschuss ausdrücklich die avisierten 
Ersatzpflanzungen im Rahmen der Neupla-
nung. Dass diese Ersatzpflanzungen nicht 
sofort eine Kompensation des Wertes der alten 
Buche darstellen, ist dabei hinzunehmen. Die 
Auswahl und Konzeption der Ersatzpflanzung 
deutet jedoch darauf hin, dass zukünftig ein 
erheblich positiver Umwelt- und Klimawert 
erzielt werden wird. 
 
Der Petitionsausschuss stellt fest, dass die 
Stadt Oberhausen alle Möglichkeiten abgewo-
gen und ausgeschöpft hat, um den Erhalt der 
Buche sicherzustellen. Zudem hat die Stadt 
ein erhebliches Maß an Bürgerbeteiligung und 
Mitbestimmung gewährleistet und überaus 
kooperativ mit der Petentin und deren Bürger-
initiative zusammengearbeitet. Leider ist auf 
Grund der baulichen Gegebenheiten vor Ort 
sowie der technischen Anforderungen an die 
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moderne Verkehrsführung eine Änderung der 
Planungen im Sinne der Petentin nicht mög-
lich. Die Belange des Umwelt- und Naturschut-
zes einerseits und eines modernen Verkehrs- 
und Stadtbildes andererseits wurden umfäng-
lich abgewogen und in den Planungsprozess 
einbezogen. Der Erhalt der Buche war unter 
diesen Aspekten bedauerlicherweise nicht 
möglich. Der Rat der Stadt Oberhausen hat die 
Verkehrsplanung zwischenzeitlich beschlossen 
und damit Gebrauch von ihrer verfassungs-
rechtlich geschützten Planungshoheit im Rah-
men der kommunalen Selbstverwaltung ge-
macht.  
 
Der Petitionsausschuss sieht daher insgesamt 
weder unter rechtlichen noch tatsächlichen 
Gesichtspunkten eine Möglichkeit, um weiter 
im Sinne der Petentin tätig zu werden. Er sieht 
daher auch keinen Anlass, um der Landesre-
gierung (Ministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Verkehr) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-10737-01 
Straßenverkehr 
 
 
Mit ihrer erneuten Eingabe beanstandet die 
Petentin, dass ihr das Gutachten zur Ermitt-
lung der Geräuschimmissionen sowie weitere 
von ihr erbetene Auskünfte nicht innerhalb der 
im Informationsfreiheitsgesetz Nordrhein-
Westfalen (IFG NRW) festgelegten Frist be-
reitgestellt wurden. Der Petitionsausschuss hat 
die Sach- und Rechtslage, die der Petition 
zugrunde liegt, geprüft. 
 
Der Petentin wurden nachweislich alle Unter-
lagen, die sie mit ihrer Petition angefordert hat, 
übersendet. Aufgrund der Übersendung der 
Unterlagen an die Petentin ist der Hauptzweck 
der Petition erfüllt. 
 
Darüber hinaus liegen keine Hinweise vor, 
dass die Behörden gegen geltendes Recht 
verstoßen haben.  
 
Der Petitionsausschuss sieht vor diesem Hin-
tergrund davon ab, der Landesregierung (Mi-
nisterium für Heimat, Kommunales, Bau und 
Digitalisierung) weitere Maßnahmen zu emp-
fehlen. 
 
 
 
 
 
 
 
 

18-P-2025-11978-01 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich anlässlich der 
Folgepetition erneut intensiv mit dem Anliegen 
der Petentin befasst. 
 
Nachdem sich der Gesundheitszustand des 
Kindes erheblich verschlechtert hatte, konnte 
die seinerzeit vom Petitionsausschuss vorge-
schlagene Lösung nicht umgesetzt werden. 
Der Ausschuss bedauert, dass die seinerzeit 
geplanten Maßnahmen (Hausunterricht, Re-
habilitationsmaßnahme, Teilnahme am AST-
Programm) nicht umgesetzt werden konnten 
und sowohl die Gesundheitssituation als auch 
die Beschulungssituation zuletzt negativ ver-
laufen sind. 
 
Mit Sorge hat der Ausschuss die Kindeswohl-
gefährdungsmeldung i. S. d. § 8a des Achten 
Sozialgesetzbuchs zur Kenntnis genommen. 
Wenngleich betont wird, dass eine Gefähr-
dungsmeldung zunächst nur den Verdacht auf 
ein nicht dem Kindeswohl entsprechendes 
Verhalten darstellt und lediglich ein Prüfverfah-
ren nach sich zieht, kann der Ausschuss die 
Sorge der Petentin nachvollziehen. Er emp-
fiehlt der Petentin, gerade in dieser herausfor-
dernden Zeit zum Wohle des Kindes eng mit 
den zuständigen Behörden zusammenzuarbei-
ten. Er hält es zudem für dringend erforderlich, 
vor Ort ärztliche Unterstützung zu suchen. 
Gerade aufgrund der weiteren Verschlechte-
rung des Gesundheitszustandes und der Vor-
geschichte ist eine gute ärztliche Vernetzung 
vor Ort dringend erforderlich. Die Konsultation 
von Online-Praxen kann hierbei allenfalls un-
terstützen, eine Betreuung durch einen Arzt 
vor Ort aber keineswegs ersetzen.  
 
Der Ausschuss appelliert an die beteiligten 
Behörden ebenso wie an die Petentin, zum 
Wohle des Kindes eng und vertrauensvoll zu-
sammenzuarbeiten. Hierzu zählt unter ande-
rem ein regelmäßiger und offener Austausch 
über den status quo und bevorstehende Maß-
nahmen. Beratung hinsichtlich möglicher Un-
terstützungsangebote und Aufklärung über zu 
stellende Anträge und beizubringende Unter-
lagen sind ebenso unerlässlich wie die Bereit-
schaft, Angebote anzunehmen und auszupro-
bieren. Dabei sollte stets der Gesundheitszu-
stand des Kindes im Fokus stehen, wobei die-
ser nicht lediglich der Abwehr von Unterstüt-
zungsmaßnahmen dienen darf, sondern als 
Kern des Problems, das es zu lösen gilt. 
 
Der seinerzeit angestrebte und nur kurzzeitig 
durchgeführte Hausunterricht sollte unbedingt 
fortgesetzt und, sofern es der Gesundheitszu-
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stand zulässt, ausgebaut werden. Der Aus-
schuss hält es für immens wichtig, das Kind im 
Schulsystem zu halten und ihm zu signalisie-
ren, auch mit wenig Belastungen dazuzugehö-
ren und dabei zu bleiben. 
 
Der Ausschuss wünscht der Petentin und dem 
Kind alles Gute. 
 
 
 
18-P-2025-12535-01 
Straßenverkehr 
Kraftfahrzeugsteuer 
 
 
Auch nach erneuter Prüfung der Sach- und 
Rechtslage sieht der Petitionsausschuss keine 
Möglichkeit, weiter im Sinne der Petition tätig 
zu werden. 
 
Die tatsächliche Datenweitergabe ist nicht 
mehr rekonstruierbar, da die Daten nach § 17 
Datenschutz-Grundverordnung zu löschen 
sind, wenn sie für den ursprünglichen Zweck 
nicht mehr benötigt werden.  
 
Es sind keine Hinweise auf eine mutwillige 
Falscheingabe der Kontodaten seitens der 
Zulassungsbehörde der Stadt erkennbar. 
 
 
 
18-P-2025-13014-00 
Kindergartenwesen 
Jugendhilfe 
 
 
Der Petitionsausschuss sieht die Eingabe als 
erledigt an. 

 
Der Petentin steht es frei, sich jederzeit erneut 
an den Petitionsausschuss zu wenden. 
 
 
 
18-P-2025-13228-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petent begehrt ein Aufenthaltsrecht im 
Bundesgebiet. Der Petitionsausschuss hat sich 
über die der Petition zugrunde liegende Sach- 
und Rechtslage unterrichtet.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die Ausländerbehörde im Rahmen ihres 
Ermessens entschieden hat, dem Petenten für 
ein Jahr eine Aufenthaltserlaubnis nach § 7 
Abs. 1 S. 3 AufenthG zu erteilen sowie einen 
Reiseausweis für Ausländer auszustellen. 
Hierdurch soll dem Petenten die Passbeschaf-

fung im Heimatland ermöglicht werden. Zeit-
gleich wird dem Petenten eine Vollzeitbeschäf-
tigung als Produktionsmitarbeiter erlaubt.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Veranlas-
sung der Landesregierung (Ministerium für 
Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht 
und Integration) darüber hinausgehende Maß-
nahmen zu empfehlen.   
 
 
18-P-2025-13240-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft und umfassend in einem 
Termin nach Art. 41a der Landesverfassung 
NRW erörtert. 
 
Die Petenten sind ukrainische Staatsangehöri-
ge und sind am 07.01.2025 erstmals in die 
Bundesrepublik Deutschland eingereist. Die 
Petenten hielten sich vom 08.01.2025 bis zum 
29.01.2025 in der ZUE L. auf und erhielten 
dort Grundleistungen nach dem AsylbLG. Da 
zum Zeitpunkt der Aufnahme in der ZUE bzw. 
zu Beginn der Leistungsgewährung nach dem 
AsylbLG noch nicht feststand, in welche Kom-
mune eine Zuweisung erfolgen würde, wurde 
noch kein Kontakt zu einer Ausländerbehörde 
aufgenommen. 
 
Die Bezirksregierung A. wies mit Bescheid 
vom 14.01.2025 die Petenten der Gemeinde 
H. zu. Die kommunale Weiterleitung erfolgte 
am 29.01.2025. Am 30.01.2025 stellten die 
Petenten sodann einen Antrag auf Erteilung 
einer Aufenthaltserlaubnis nach § 24 Aufent-
haltsgesetz bei der zuständigen Ausländerbe-
hörde. Die diesbezügliche Fiktionsbescheini-
gung, welche für die Beantragung von Leis-
tungen nach dem SGB II notwendig ist, wurde 
von der Ausländerbehörde am 11.02.2025 
ausgestellt. Demnach benötigte die Auslän-
derbehörde 12 Tage für die Ausstellung des 
Dokuments. Zu diesem Datum konnte dann 
auch ein Rechtskreiswechsel in der Leistungs-
gewährung erfolgen, sodass die Petenten 
Leistungen nach dem SGB II erhielten. 
 
Die rechtliche Beurteilung der Gemeinde H., 
den Petenten nach kommunaler Zuweisung bis 
zur Erteilung der Fiktionsbescheinigung Leis-
tungen nach dem AsylbLG zu gewähren, ist 
nicht zu beanstanden. 
 
Nach Ziffer 8.1 des 4. Länderschreibens des 
BMI zur Umsetzung des Durchführungsbe-
schlusses des Rates zur Feststellung des Be-
stehens eines Massenzustroms im Sinne des 
Artikels 5 der Richtlinie 2001/55/EG und zur 
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Einführung eines vorübergehenden Schutzes 
vom 30.05.2024 wird für den Fall, dass eine 
Antragstellung nach § 24 AufenthG bei der 
Ausländerbehörde (zunächst) nicht erfolgt, mit 
einer sonstigen Bitte um Unterstützung (Unter-
kunft, Verpflegung, medizinische Versorgung) 
zugleich ein entsprechendes Schutzgesuch 
geäußert, welches eine Leistungsberechtigung 
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
(AsylbLG) entsprechend § 1 Abs. 1 Nr. 1 a 
AsylbLG zur Folge hat. Diese Regelung ist 
auch im aktuellen 5. Länderschreiben des BMI 
zur Umsetzung des Durchführungsbeschlus-
ses des Rates vom 11.08.2025 unverändert 
geblieben. 
 
Die Bearbeitungszeit von 12 Tagen ab Antrag-
stellung für die Ausstellung der Fiktionsbe-
scheinigungen der Petenten ist nicht zu bean-
standen. 
 
Die Petenten haben einen eigenen PKW, der 
seitens der Gemeinde H. als Vermögensge-
genstand angesehen wurde und dessen Wert 
um Freibeträge bereinigt auf 2.900 € angesetzt 
wurde. 
 
Hierbei hat sich die Leistungsbehörde auf § 7 
AsylbLG gestützt. Danach sind Einkommen 
und Vermögen, über das verfügt werden kann, 
von dem Leistungsberechtigten und seinen 
Familienangehörigen, die im selben Haushalt 
leben, vor Eintritt von Leistungen nach diesem 
Gesetz aufzubrauchen. 
 
Die Petenten haben den PKW nicht verkauft. 
Da das nunmehr zuständige Jobcenter die 
Leistungen rückwirkend gezahlt hat, sind sei-
tens der Ausländerbehörde keine Forderungen 
mehr offen und es erfolgt dementsprechend 
auch keine Anrechnung des Werts des PKW.  
 
Die Entscheidung der Gemeinde H., den Ein-
satz des PKW und die Verwertung als nicht 
geschütztes Vermögen nach § 7 Abs. 1 
AsylbLG von den Petenten zu verlangen, ist 
rechtlich nicht zu beanstanden, da es sich um 
eine gebundene Entscheidung handelt, die 
keine Schonung möglich macht. Anders ver-
hält es sich im Geltungsbereich des SGB II, in 
dem zudem auch die Freibeträge um ein Viel-
faches höher sind. 
  
Dennoch versteht der Petitionsausschuss, 
dass – gerade für einen hier derart kurzen 
Zeitraum von 12 Tagen – die Unterschiede 
und Folgen eines Rechtskreiswechsels schwer 
nachzuvollziehen sind. 
 
Er versteht auch, dass ein PKW gerade im 
ländlichen Raum für eine gelungene Integrati-

on bspw. durch Aufnahme einer Erwerbstätig-
keit wichtig ist. 
 
Der Entwurf zum Leistungsrechts-
anpassungsgesetz, den das Bundeskabinett 
beschlossen hat, enthält für die Zukunft Rege-
lungen für den Rechtskreiswechsel der ukrai-
nischen Geflüchteten, so dass künftig wieder 
die Leistungsbehörden nach dem Asylbewer-
berleistungsgesetz statt der Jobcenter bezie-
hungsweise Sozialämter zuständig sein wer-
den. Der Ausschuss befürchtet daher eine 
Vielzahl ähnlich gelagerter Fälle und hofft, 
dass eine dies aufgreifende Übergangsrege-
lung zu einer gewissen Abfederung beiträgt.  
 
 
 
18-P-2025-13319-01 
Besoldung der Beamten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Sach- und Rechtslage unterrichten lassen.  
 
Bezüglich der wiederholten Kritik an der Rich-
tigkeit der Rechtsbehelfsbelehrungen der Bei-
hilfebescheide ist festzustellen: 
Ein Petent hat im Petitionsverfahren Anspruch 
darauf, dass die Petition entgegengenommen, 
geprüft, und beschieden wird. Diese verfas-
sungsmäßigen Rechte sind dem Petenten 
gewährt worden. Ein Anspruch auf eine be-
stimmte Beschlussfassung oder ein bestimm-
tes Tätigwerden des Parlaments im Sinne des 
Petenten ist nicht vorgesehen. 
 
Das Petitionsverfahren ist kein Verwaltungs-, 
sondern ein parlamentarisches Verfahren. Ein 
Widerspruch gegen einen Beschluss des Peti-
tionsausschusses ist nicht möglich. Es besteht 
kein Anspruch auf eine ständig wiederholte 
Befassung mit dem bereits vorgetragenen 
Sachverhalt. Auch das nochmalige Vorbringen 
kann nicht zu einer anderen Beurteilung der 
Sach- und Rechtslage führen. Es muss daher 
zu diesem Petitum beim Beschluss vom 
01.08.2025 bleiben. 
 
Auch die Kritik hinsichtlich der vom Petenten 
begehrten Abschlagszahlungen weist der Peti-
tionsausschuss zurück.   
 
Die RVK haben ein Beantragungsverfahren 
etabliert, das den beihilfeberechtigten Perso-
nen ermöglicht, sowohl telefonisch als auch 
online unter Nennung einer Vorgangsnummer 
eine Abschlagszahlung zu erhalten. Der Petent 
hat die Möglichkeit der formellen Beantragung 
einer Abschlagszahlung nach Versand der 
Zwischennachricht jedoch nicht genutzt, son-
dern weiterhin formlose Anträge auf Ab-
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schlagszahlungen gestellt. Das o. g. etablierte 
Verfahren der RKV ist dem Petenten aber 
zumutbar, da ihm bereits nach zehn Arbeitsta-
gen eine entsprechende Zwischennachricht 
zugeht. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau 
und Digitalisierung) Maßnahmen zu empfeh-
len. 
 
 
 
18-P-2025-13368-01 
Beförderung von Personen 
 
 
Der Petent hat sich erneut an den Petitions-
ausschuss mit einer Eingabe gewandt. Nach 
Bitte um Konkretisierung hat der Petent weite-
re Unterlagen eingereicht. Anhand dieser ist 
lediglich erkennbar, dass der Petent seit dem 
01.04.2025 eine Chipkarte nutzt, nachdem er 
den per 01.01.2025 ausgestellten Vertrag zum 
31.03.2025 gekündigt hat. Für die neue Chip-
karte werden 58,00 Euro monatlich von sei-
nem Konto eingezogen. Doppeltzahlungen 
sind nicht erkennbar.  
 
Der Petitionsausschuss sieht vor diesem Hin-
tergrund keine Möglichkeit, weiter im Sinne 
des Petenten tätig zu werden. 
 
 
 
18-P-2025-13399-00 
Landesplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Die Petenten wenden sich mit Bedenken ge-
gen die Ausweisung von Windenergieberei-
chen sowie die Genehmigung von Windkraft-
anlagen auf dem Gebiet der Stadt H. an den 
Petitionsausschuss. Sie begehren insbesonde-
re die Kategorisierung eines Wohngebietes im 
W.-Tal auf dem Gebiet der Stadt Hagen als 
Allgemeinen Siedlungsbereich, die Einhaltung 
der empfohlenen Abstände von 1.000m zu 
Windkraftanlagen, die Einbeziehung von As-
pekten des Imissions- und Hochwasserschut-
zes in das Verfahren zur Aufstellung des peti-
tionsgegenständlichen Regionalplans sowie 
die umfassende Beteiligung der betroffenen 
Bürgerinnen und Bürger und Berücksichtigung 
der von ihnen vorgebrachten Bedenken. Zu-
dem bemängelten die Petenten, dass die Be-
denken der Bezirksvertretung H. der Stadt H. 
im Planungsprozess zwar zur Kenntnis, nicht 
aber in die Planung aufgenommen wurden. 
Schließlich brachten die Petenten vor, dass die 
Planung die Werthaltigkeit der betroffenen 

Grundstücke beeinträchtige, weshalb eine 
Anpassung der Grundsteuerbemessungs-
grundlagen erforderlich sei. Die Festlegungen 
des zuständigen Gutachterausschusses be-
rücksichtigten insbesondere die Risiken durch 
Starkregen- und Hochwasserereignisse nicht 
hinreichend. 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe der 
Petenten gem. Art. 41a der Landesverfassung 
für Nordrhein-Westfalen behandelt und die 
Sach- und Rechtslage am 02.12.2025 im 
Rahmen eines Erörterungstermins im Landtag 
Nordrhein-Westfalen umfänglich geprüft. 
 
Der Regionalverband Ruhr (RVR) ist vorlie-
gend Träger der Regionalplanung und es liegt 
in dessen Verantwortung, Windenergieberei-
che auszuweisen. Dabei hat er die Vorgaben 
des Landesentwicklungsplans (LEP) einzuhal-
ten. Mit einheitlichen Kriterien in seinem Regi-
onalkonzept hat er sich eine Richtschnur ge-
geben, wie er die Flächen für die Windenergie 
im Verbandsrecht verorten möchte. Dabei 
können die regionalen Konzepte und die Wün-
sche der Bürgerinnen und Bürger nicht immer 
in Übereinstimmung gebracht werden. Die 
Bewertung der südlichen Lage des W.-Tals als 
Einzelwohnlage folgt raumordnungsrechtlichen 
Festlegungen. Im raumordnungsrechtlichen 
Sinne liegt hier kein Allgemeiner Siedlungsbe-
reich vor. 
 
In jeder Planungsregion gab bzw. gibt es Kon-
flikte u.a. zwischen den Gemeinden, den Bür-
gerinnen und Bürgern sowie der Regionalpla-
nung. Die Lösung dieser Konflikte sowie der 
Ausgleich der wechselseitigen Interessen – 
sowohl planerisch als auch politisch – obliegt 
dem regionalen Planungsträger, hier dem 
RVR. Dieser hat durch eine breite öffentliche 
Beteiligung, an der auch die Petenten partizi-
piert haben, diese Interessen aufgegriffen und 
in einer Gesamtabwägung miteinander in Aus-
gleich gebracht. Dass im Rahmen einer sol-
chen Abwägung nicht alle Aspekte berücksich-
tigt werden oder überhaupt berücksichtigungs-
fähig sind, ist der Rechtsnatur des Planungs-
verfahrens und dem Interesse an der Aufstel-
lung eines Regionalplans geschuldet. Der Re-
gionalplan Ruhr ist zwischenzeitlich auch 
rechtskräftig aufgestellt worden. 
 
Die beschlossenen Regionalpläne werden 
gem. § 19 Abs. 7 des Landesplanungsgeset-
zes NRW dem Ministerium für Wirtschaft, In-
dustrie, Klimaschutz und Energie als Landes-
planungsbehörde zur Anzeige vorgelegt. Im 
Rahmen dieses Anzeigeverfahrens wird si-
chergestellt, dass die erste Änderung des Re-
gionalplans keinen Landesgesetzen und Ver-
ordnungen widerspricht. Eine Überprüfung 
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durch das Ministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Verkehr – wie von den Petenten angeregt 
– ist abseits der Prüfung im Rahmen des An-
zeigeverfahrens weder verhältnismäßig noch 
notwendig. 
 
Die Verbandsversammlung des RVR hat am 
13.12.2024 den Aufstellungsbeschluss zur 1. 
Änderung des Regionalplans Ruhr gefasst. In 
der Zeit vom 20.01.2025 bis zum 03.03.2025 
lief eine Öffentlichkeitsbeteiligung, in der sich 
die Petenten auch eingebracht haben. Der 
Regionalverband Ruhr hat zudem vom 07.-
16.01.2025 öffentliche Informationsveranstal-
tungen in den Kreisen R. und W. sowie in der 
Stadt H. abgehalten. Ergänzt wurde das An-
gebot durch eine öffentliche Online-
Veranstaltung am 17.01.2025. Somit hat der 
RVR hinreichende Angebote über die formalen 
Voraussetzungen für eine Beteiligung gem. § 9 
des Raumordnungsgesetzes durchgeführt. 
Eine weitere Beteiligung kann nur im Rahmen 
einer etwaigen zweiten Offenlage erfolgen. 
Die Bedenken der Petenten hinsichtlich der 
Einbeziehung von Aspekten des gefahrenab-
wehrrechtlichen vorbeugenden Hochwasser-
schutzes werden materiell im Verfahren zur 
Aufstellung des Regionalplans auch nicht de-
zidiert bzw. anlasslos geprüft und einbezogen. 
Sinn und Zweck der Raumplanung ist die ge-
nerelle Ausweisung von Flächen zur Nutzung. 
Diese ausgewiesenen Nutzungen müssen 
sodann im Rahmen von Einzelgenehmigungen 
auch gestattet werden. Dies ist insbesondere 
im Falle von Windkraftanlagen vorgesehen. 
Etwaige Auswirkungen der Windkraftanlagen 
auf die Umwelt durch Immissionen bzw. durch 
Verdichtung des Bodens und davon ausge-
henden hydrologischen Veränderungen wer-
den in diesen Einzelgenehmigungsverfahren 
geprüft. Ob eine Anlage also genehmigungs-
fähig ist, wird nicht durch die raumordnungs-
rechtliche Ausweisung von Windenergieberei-
chen entschieden, sondern im Rahmen der 
Einzelgenehmigungsverfahren. Dass der Be-
treiber der bereits aufgestellten Anlagen mit 
einem „Windpark“ Werbung treibt, steht der 
Rechtsnatur der Anlagen im Sinne einer Ein-
zelgenehmigung nicht entgegen. Zudem ist 
festzuhalten, dass die am Aufstellungsverfah-
ren zum Regionalplan beteiligten Wasserbe-
hörden keine Bedenken hinsichtlich der hydro-
logischen Beschaffenheit der ausgewiesenen 
Windkraftbereiche vorgetragen haben. Eine 
Berücksichtigung dieser Problematik war damit 
aus fachlicher Sicht nicht angezeigt. Es obliegt 
daher dem immissionsschutzrechtlichen Ge-
nehmigungsverfahren, die Auswirkungen von 
konkret geplanten Windenergieanlagen auf die 
Umwelt zu prüfen und Genehmigungen im 
Einzelfalle zu erteilen oder zu versagen. Erst 
dieses Einzelgenehmigungsverfahren führt zu 

einer vollzugsfähigen Entscheidung über die 
Zulassung einer Windenergieanlage. Der Peti-
tionsausschuss weist darauf hin, dass eine 
derartige Trennung der Verfahren sinnvoll 
erscheint, um Regionalpläne zielgerichtet auf-
stellen zu können. Bezöge der Gesetzgeber 
derartige Einzelfragen zur Genehmigungsfä-
higkeit von Einzelnutzungen bereits auf Ebene 
der Aufstellung von Regionalplänen ein, wären 
Regionalpläne in der Praxis kaum rechtskon-
form aufzustellen. 
 
Die mögliche Beeinträchtigung der Grundwerte 
durch den aufgestellten Regionalplan bzw. 
durch einzelgenehmigte Windenergieanlagen 
wurde aus Sicht der Petenten nicht hinrei-
chend bei der Ermittlung der Grundsteuerwert-
feststellungen berücksichtigt. Zunächst werden 
die Petenten auf die Möglichkeit hingewiesen, 
Einsprüche gegen die Grundsteuerbescheide 
einzulegen. Nach Auskunft des Ministeriums 
der Finanzen ist dies unterblieben. 
 
Die Ermittlung der Grundsteuerwerte erfolgt 
nach dem Bewertungsgesetz im typisierenden 
Bewertungsverfahren, in dem der Gesetzgeber 
von der ihm nach der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts zustehenden Ty-
pisierungs- und Pauschalierungsbefugnis Ge-
brauch gemacht hat. Besondere Merkmale des 
einzelnen zu bewertenden Grundstücks, bspw. 
Ecklage, Lärm-, Staub-, oder Geruchsbelästi-
gungen, Altlasten sowie Außenlagen sind 
grundsätzlich nicht zu berücksichtigen. Hierzu 
zählen daher auch die von den Petenten ange-
führten Einflüsse durch Lärm, Hochwasserge-
fahr oder Schlagschatten. Eine Berücksichti-
gung im typisierenden Verfahren kann daher 
nicht erfolgen. Den Petenten steht es jedoch 
frei, nach eigener Abschätzung des Kosten- 
und Erfolgsrisikos ein Einzelgutachten über 
den gemeinen Wert des jeweils betroffenen 
Grundstücks einzuholen, um derartige Effekte 
miteinzubeziehen. Der gemeine Wert wird 
jedoch erst dann zur Bemessung der Grund-
steuer herangezogen, wenn er im Einzelfalle 
40% vom ermittelten Bodenrichtwert zu Guns-
ten der Petenten abweicht. Zudem weist der 
Petitionsausschuss darauf hin, dass die Ermitt-
lung eines höheren gemeinen Werts sich 
grundsätzlich steuererhöhend auswirken kann. 
 
Der Petitionsausschuss vermag daher dem 
Anliegen der Petenten nicht zum Erfolg zu 
verhelfen. Der Ausschuss sieht aber dennoch 
– insbesondere vor dem Hintergrund des 
Hochwasserereignisses vom Juli 2021 – das 
Bedürfnis zu prüfen, ob Aspekte des gefah-
renabwehrrechtlichen vorbeugenden Hoch-
wasserschutzes bei der Aufstellung von Regi-
onalplanungen zukünftig stärker Berücksichti-
gung finden sollten. Er bittet die Landesregie-
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rung (Ministerium für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie) daher um einen 
Bericht bis zum 30.04.2026, in dem diese dar-
legt, inwieweit bei der Aufstellung von Regio-
nalplänen Aspekte des Hochwasserschutzes 
nach geltendem Recht einbezogen werden 
können. Zudem wird die Landesregierung ge-
beten, im Rahmen des Berichts zu bewerten, 
ob die Einbeziehungsmöglichkeiten als ausrei-
chend erscheinen oder aus fachlicher Sicht 
Anpassungs- oder Verbesserungsbedarfe 
erkannt werden. 
 
 
18-P-2025-13809-01 
Jugendhilfe 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die er-
neute Eingabe der Petentin unterrichtet und 
die Sach- und Rechtslage überprüft. 
 
Die Petentin ist der Auffassung, die rechtswid-
rige Gewährung von Leistungen nach dem 
Unterhaltsvorschussgesetz (UVG) an den 
Kindsvater gehe finanziell zu ihren Lasten, und 
bittet erneut um Überprüfung. 
 
Es trifft zu, dass die Bewilligung von Leistun-
gen nach dem UVG an den Kindsvater von 
Anfang an rechtswidrig war. Hierzu wird auf 
den Beschluss des Petitionsausschusses vom 
30.09.2025 zu den Petitionen 18-P-2025-
13809-00 und 18-P-2025-14493-00 verwiesen. 
Dort wurde auch dargelegt, dass die Stadt M. 
aus Gründen des Vertrauensschutzes gehin-
dert war, die Leistung vom Kindsvater zurück-
zufordern. 
 
Entgegen der Auffassung der Petentin führt 
dies nicht dazu, dass sie diesen Schaden 
„übernehmen“ muss, denn die Monate, für die 
Unterhaltsvorschuss gezahlt wurde und für die 
das Landesamt für Finanzen Rückgriff gegen 
die Petentin nimmt, wurden bei der Berech-
nung der Unterhaltsrückstände der Petentin 
nicht berücksichtigt. 
 
Deutlich sichtbar wird das in der Aufstellung 
der Rückstände, die der Beistand unter dem 
Datum „8. Januar 2024“ (korrekt wäre: „8. Ja-
nuar 2025“) an die Rechtsanwältin der Peten-
tin übersandt hat. Dort wird für die Monate, in 
denen Unterhaltsvorschussleistungen gewährt 
wurden (März bis August 2024) der „Rück-
stand Beistand“ (Spalte rechts) mit „0,00 €“ 
beziffert. Für die Monate, in denen Unterhalts-
vorschuss gewährt wurde, wird damit vom 
Beistand kein Unterhalt für die Kinder verlangt. 
Die Petentin wird für diese Monate also nicht 
doppelt belastet. 
 

Vor diesem Hintergrund ist die Petition erledigt. 
 
 
 
18-P-2025-13933-01 
Berufsbildung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die erneute Einga-
be der Petentin zum Anlass genommen, die 
Sache sowohl inhaltlich als auch im Hinblick 
auf den Ablauf des Petitionsverfahrens, einer 
erneuten ausführlichen Prüfung zu unterzie-
hen. Der Ausschuss nimmt dabei zur Kenntnis, 
dass die ursprüngliche Petition nicht zur Zu-
friedenheit der Petentin abgeschlossen wurde. 
Er bedauert dies.  
 
Gleichzeitig sieht er aufgrund der nachfolgen-
den Erwägungen keine Veranlassung, seinen 
ursprünglichen Beschluss abzuändern.  
 
Soweit die Petentin kritisiert, dass der Kern 
ihrer Petition nicht erfasst wurde, da es nicht 
um die Bewertung einzelner Verwaltungsschrit-
te, sondern um ein strukturelles Problem gehe, 
ist es dem Ausschuss ein Anliegen, folgendes 
klarzustellen: Bei dem AFBG handelt es sich 
um ein Bundesgesetz und nicht um Landesge-
setz. Soweit die Petentin bemängelt, dass das 
AFBG selbst strukturelle Probleme aufweise, 
besteht daher keine Zuständigkeit des nord-
rhein-westfälischen Landtags, denn bei dem 
AFBG handelt es sich um ein Bundesgesetz, 
dass folglich nur durch den Bundestag geän-
dert werden könnte. Der Petentin wird daher 
anheimgestellt, ihr Begehren beim Deutschen 
Bundestag vorzutragen, sofern sie mit den 
inhaltlichen Regelungen des AFBG unzufrie-
den ist.  
 
Das AFBG wird aber durch das Land Nord-
rhein-Westfalen ausgeführt, und zwar zentral 
für das ganze Land nach § 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Aufstiegsfortbildungs-
förderungsgesetzes (VO zum AFBG) durch die 
Bezirksregierung Köln. Der Ausschuss kann 
daher zwei Dinge untersuchen, nämlich ers-
tens, ob strukturelle Probleme in der Handha-
bung der Bewilligung von Leistungen nach 
dem AFBG durch die Bezirksregierung Köln 
bestehen und zweitens, ob der Einzelfall der 
Petentin rechtmäßig und zweckmäßig ge-
handhabt wurde.  
 
Der Petitionsausschuss hat sich daher unter 
Beteiligung des Ministeriums für Schule und 
Bildung des Landes Nordrhein-Westfalen das 
Handeln der Bezirksregierung Köln im vorlie-
genden Einzelfall im Hinblick auf beide zuvor 
genannten Aspekte angesehen. Anders als die 
Petentin ausführt, führt nämlich nicht das Mi-
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nisterium für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
des Landes Nordrhein-Westfalen die Fachauf-
sicht über die mit der Durchführung des AFBG 
betrauten Bezirksregierung Köln, sondern das 
Ministerium für Schule und Bildung. Dies ergibt 
sich aus § 3 der VO zum AFBG. Daher hat das 
richtige Ministerium die Stellungnahme abge-
geben. 
 
Sowohl in der ursprünglichen Petition als auch 
in der erneuten Eingabe, bemängelt die Peten-
tin nach Ansicht des Ausschusses den Ablauf 
konkreter Verwaltungsschritte, so zum Beispiel 
eine ausgebliebene Reaktion der Bezirksregie-
rung Köln auf eine E-Mail.  
 
Soweit die Petentin fragt, ob es politisch ge-
wollt ist, dass zwischen den einzelnen Ausbil-
dungsabschnitten längere Zeiträume liegen, so 
kann darauf geantwortet werden, dass zwar 
eine stringente aufeinander aufbauende Wei-
terbildung wünschenswert, aber nicht notwen-
dig ist. Es besteht kein Anspruch, einzelne 
Weiterbildungen nahtlos aneinander anzu-
schließen. Jede erfolgreich durchgeführte Wei-
terbildung qualifiziert bereits für potenzielle 
Stellen auf dem Arbeitsmarkt.  
 
Dass hier kein nahtloser Anschluss möglich 
war, ist in dem Nichtbestehen einer für die 
nächste Weiterbildung notwendige Prüfung zu 
sehen. Hätte der Sohn der Petentin die ur-
sprüngliche Prüfung bestanden, dann hätte die 
Weiterbildung so wie gewünscht durchgeführt 
und damit auch gefördert werden können.  
 
Der Ausschuss nimmt allerdings auch zur 
Kenntnis, dass das Verfahren zur Beantragung 
von Aufstiegsbafög zu bürokratisch ist. Insbe-
sondere das vorgeschriebene Antragsformular 
wird als zu kompliziert eingeschätzt, sodass 
viele Anträge nicht vollständig eingereicht wer-
den und die begrenzten Ressourcen der Be-
zirksregierung weiter strapaziert werden. Der 
Ausschuss begrüßt aber, dass der zuständige 
Bundesgesetzgeber das Problem erkannt hat 
und beabsichtigt, dass Verfahren zur Beantra-
gung zu vereinfachen. Erst wenn diese Verein-
fachung geschehen ist, kann die Bezirksregie-
rung ihre Ressourcen wieder adäquat auf die 
Bearbeitung der Anträge einerseits und die 
Beratung der Antragstellenden andererseits 
aufteilen. Derzeit liegt der Schwerpunkt auf der 
Bearbeitung der Anträge und weniger auf der 
Beratung der Antragssteller.  
 
Der Petitionsausschuss begrüßt zudem, dass 
die Landesregierung die Stellen bei der Be-
zirksregierung Köln im Bereich des Vollzuges 
des AFBG erhöht hat und die Bezirksregierung 
auf ihrem Internetauftritt viele Informationen 

zur Verfügung stellt, um die Antragsteller zu 
unterstützen.  
 
Gleichwohl nimmt der Ausschuss auch zur 
Kenntnis, dass Bürgerinnen und Bürger teil-
weise sehr lange auf eine Antwort warten 
müssen und die telefonische Erreichbarkeit 
eingeschränkt ist. Diese Situation ist nicht zu-
friedenstellend.  
 
Sofern die Petentin bemängelt, sie sei im Pe-
titonsverfahren nicht ausreichend angehört 
worden, da ein in Aussicht gestellter Erörte-
rungstermin nach Art. 41a Landesverfassung 
NRW nicht durchgeführt wurde, sieht der Aus-
schuss sich veranlasst, das Petitionsverfahren 
näher zu erläutern: 
 
Nach Art. 17 des Grundgesetzes und nach der 
ständigen Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts haben Bürgerinnen und Bürger 
einen Anspruch darauf, dass der Landtag als 
Volksvertretung die an ihn gerichtete Petition 
entgegennimmt, prüft und bescheidet. Diese 
verfassungsgemäßen Rechte wurden der Pe-
tentin gewährt. Weiteren Einfluss auf den Ab-
lauf des Petitionsverfahrens sowie die Be-
schlussfassung durch den Petitionsausschuss 
können die Petenten nicht nehmen. Das Petiti-
onsverfahren ist ein parlamentarisches Verfah-
ren. Der Ausschuss entscheidet, ob er das 
Verfahren nach Art. 41a Landesverfassung 
durchführt oder nicht. Er entscheidet zudem, 
ob innerhalb des Verfahrens nach Art. 41a 
Landesverfassung NRW ein Erörterungstermin 
stattfindet oder nicht und wer an dem Erörte-
rungstermin teilnimmt.  
 
Der Ausschuss bedauert, dass bei der Peten-
tin der Eindruck entstanden ist, dass ein Erör-
terungstermin in einem beschlossenen 41a-
Verfahren zwangsläufig durchgeführt wird. 
Dies ist nicht der Fall.  Im vorliegenden Fall hat 
der Ausschuss auf die Durchführung eines 
Erörterungstermins verzichtet, da hierfür nach 
vertiefter Prüfung nach Ansicht des Ausschus-
ses keine Veranlassung gegeben war und 
insbesondere aus rechtlicher Sicht keine Er-
folgsaussichten einer anderen Behördenent-
scheidung gegeben war.  
 
Das Verfahren findet außerhalb der förmlichen 
Verwaltungs- und Rechtsmittelverfahren statt. 
Es besteht daher auch kein Anspruch auf Ge-
währung rechtlichen Gehörs. In diesem Zu-
sammenhang verweist der Ausschuss auf die 
einschlägige Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts.  
 
Der Ausschuss hat daher keine Veranlassung, 
der Landesregierung (Ministerium für Schule 
und Bildung), Maßnahmen zu empfehlen. Es 
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ist in erster Linie Aufgabe des Bundesgesetz-
gebers, das Antragsverfahren zu vereinfachen. 
Er wünscht der Petentin und ihrem Sohn alles 
Gute. Sie erhält die Stellungnahme der Lan-
desregierung zur Kenntnis.  
 
 
 
 
18-P-2025-14218-01 
Waffenrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere Einga-
be des Petenten zum Anlass genommen, die 
dieser zugrunde liegende Sach- und Rechtsla-
ge erneut zu überprüfen. 
 
Auch weiterhin sieht der Petitionsausschuss 
keine Möglichkeit, im Sinne der Petition der 
Landesregierung (Ministerium des Innern) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Es muss daher beim Beschluss vom 
02.10.2025 verbleiben. 
 
 
18-P-2025-14327-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petentin begehrt eine Aufenthaltserlaubnis 
für ihren Ehemann. Der Petitionsausschuss hat 
sich über die der Petition zugrunde liegende 
Sach- und Rechtslage unterrichtet.  
 
Der Ehemann der Petentin ist zwischenzeitlich 
in die Türkei ausgereist. Zuvor wurde ein ge-
fälschtes Sprachzertifikat bei der Ausländer-
behörde zum Nachweis von Sprachkenntnis-
sen vorgelegt.  
 
Da sich der Ehemann der Petentin nicht mehr 
im Bundesgebiet aufhält, ist er hinsichtlich der 
begehrten Aufenthaltserlaubnis auf das Vi-
sumsverfahren zu verweisen.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Veranlas-
sung, der Landesregierung (Ministerium für 
Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht 
und Integration) Maßnahmen zu empfehlen.   
 
 
 
18-P-2025-14359-00 
Ordnungswesen 
Polizei 
Zivilrecht 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 

Der Petitionsausschuss hat sich mit der poli-
zeirechtlichen und ordnungsbehördlichen 
Thematik befasst und nimmt nach erfolgter 
Prüfung der ministeriellen Stellungnahme zur 
Kenntnis, dass es aus sonderaufsichtsbehörd-
licher Sicht angebracht gewesen wäre, dass 
die Stadt R. vor Verweigerung der beantragten 
Unterbringung der vom Petenten vorgetrage-
nen Bedrohung in der Unterkunft des Petenten 
nachgegangen wäre und den Sachverhalt 
insbesondere durch Kontaktierung der Polizei 
zu ermitteln versucht hätte. Das Ministerium 
des Innern wird im Rahmen der gemeinsamen 
Netzwerkarbeit die kommunalen Ordnungsbe-
hörden für einen bürgernahen, lösungsorien-
tierten Umgang im Rahmen möglicher Ermes-
sensausübung sensibilisieren. 
 
Im Übrigen ergab die Überprüfung des mit der 
Petition vorgetragenen polizeifachlichen Sach-
verhaltes Anhaltspunkte für eine nicht sachge-
rechte Aufgabenwahrnehmung der Kreispoli-
zeibehörde G. Das Landeskriminalamt Nord-
rhein-Westfalen hat die erkannten Defizite 
kritisch mit der Kreispolizeibehörde G. erörtert 
und zudem veranlasst, dass die Kreispolizei-
behörde G. ein Konzept erarbeitet und um-
setzt, mit dem zukünftig eine sachgerechte 
Bearbeitung der Delikte des Menschenhandels 
und Ausbeutung gewährleistet werden soll. 
 
Das Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen 
wird die Nachhaltigkeit des Konzeptes fach-
aufsichtlich begleiten. 
 
Der Petitionsausschuss sieht im Übrigen kei-
nen Anlass, der Landesregierung (Ministerium 
des Innern) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Dem Petenten steht es frei, sich jederzeit er-
neut an den Petitionsausschuss zu wenden. 
 
 
18-P-2025-14517-01 
Umsatzsteuer 
Rechtspflege 
 
 
Der Bevollmächtigte wendet sich gegen den 
Beschluss des Petitionsausschusses vom 
28.10.2025. Ein neuer Sachverhalt wird nicht 
vorgetragen. 
 
Der Petitionsausschuss hat das erneute Vor-
bringen des Bevollmächtigten zur Kenntnis 
genommen, sieht jedoch auch nach erneuter 
Prüfung keine Möglichkeit, im Sinne der Petiti-
on weiter tätig zu werden. 
 
Insbesondere ist erneut darauf hinzuweisen, 
dass es dem Petitionsausschuss aufgrund der 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes garantier-
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ten richterlichen Unabhängigkeit nicht möglich 
ist, Einfluss auf gerichtliche Verfahren zu neh-
men. Aus dem gleichen Grund ist ihm eine 
Überprüfung, Abänderung oder Aufhebung 
gerichtlicher Entscheidungen verwehrt. 
 
Insgesamt muss es daher beim Beschluss des 
Petitionsausschusses vom 28.10.2025 bleiben. 
 
 
 
18-P-2025-14535-00 
Gesundheitswesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft und umfassend in einem 
Termin nach Art. 41a der Landesverfassung 
NRW erörtert. 
 
Der Petent ersucht die Bewilligung der Förde-
rung von Ärzten in Weiterbildung zum Facharzt 
für Allgemeinmedizin im Rahmen des Hausarz-
taktionsprogramms (HAP) des Landes NRW in 
Höhe von 500,00 EUR pro Monat für den Zeit-
raum 01.07.2025 bis 30.06.2027. 
 
Im Rahmen des HAP werden Maßnahmen zur 
Stärkung der hausärztlichen Versorgung in 
kleinen und mittelgroßen Kommunen mit prob-
lematischer Altersstruktur in NRW durch die 
Landesregierung gefördert. Zu den geförderten 
Maßnahmen zählten 2025 u. a. die Niederlas-
sung bzw. Anstellung von Hausärzten, die 
Weiterbildung von Ärzten sowie die Qualifizie-
rung von nicht-ärztlichen Praxismitarbeitern. In 
der Neufassung der Förderrichtlinie zum 
01.01.2026 wurde die Förderfähigkeit von Wei-
terbildungsmaßnahmen nicht mehr aufge-
nommen. 
 
Das Programm existiert seit dem Jahr 2009 
und wird über die Bezirksregierungen abgewi-
ckelt. Für die Bewirtschaftung stehen jährlich 
Haushaltsmittel in Höhe von 2,5 Millionen EUR 
(2025) bzw. 3,5 Millionen EUR (2026) sowie 
Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von 
insgesamt 800.000 EUR, verteilt auf vier Jah-
re, zur Verfügung. Diese Mittel werden zur 
Bewirtschaftung von der Landesregierung 
(Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Sozia-
les) an die Bezirksregierungen ausgegeben. 
Die in diesem Rahmen förderfähigen Kommu-
nen werden zweimal jährlich von den Kassen-
ärztlichen Vereinigungen festgelegt. 
 
Ende April 2025 waren die in dem Kapitel zur 
Verfügung stehenden Mittel aufgebraucht.  
Aufgrund von Umschichtungen innerhalb des 
Haushalts war es möglich, für das Jahr 2025 
weitere Haushaltsmittel für das Programm zur 
Verfügung zu stellen, jedoch keine Verpflich-

tungsermächtigungen. Das führt dazu, dass 
weitere im Jahr 2025 bewilligungsfähige Maß-
nahmen nur gefördert werden konnten, wenn 
die Mittel ausschließlich im Jahr 2025 verwen-
det wurden.  
 
Vor diesem Hintergrund hat die zuständige 
Bezirksregierung Detmold den Antrag auf För-
derung der Weiterbildung für den Zeitraum 
01.07.2025 bis 30.06.2027 nicht bewilligen 
können. Da alle noch nicht beschiedenen An-
träge nach der nunmehr geltenden Richtlinie 
zu beurteilen sind, fehlt es aus den o.g. Grün-
den nach wie vor an einer Förder- und damit 
Bewilligungsfähigkeit. 
 
Der Ausschuss nimmt zur Kenntnis, dass die 
Sicherstellung der vertragsärztlichen Versor-
gung gemäß § 75 SGB V den Kassenärztli-
chen Vereinigungen obliegt. Dem Petenten 
wird geraten, sich an die KVWL wegen dortiger 
Fördermöglichkeiten zu wenden. 
 
Der Ausschuss erkennt an, dass die Landes-
regierung (Ministerium für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales) die Sicherstellung der hausärzt-
lichen Versorgung gerade auch im ländlichen 
Bereich als einen wichtigen Auftrag betrachtet. 
Der Schwerpunkt wurde daher nun auf neue 
Niederlassungen für kleine Kommunen mit 
unter 30.000 Einwohnenden gelegt. Dem Aus-
schuss ist bewusst, dass Haushaltsmittel 
knapp sind und daher Abstriche gemacht wer-
den müssen. Er empfindet die jetzige Richtung 
jedoch als deutlichen Widerspruch zum Pri-
märarztprinzip. 
 
Der Petitionsausschuss überweist daher die 
Petition gemäß § 99 der Geschäftsordnung 
des Landtags als Material an den Ausschuss 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales.   
 
 
18-P-2025-14541-00 
Straßenverkehr 
 
 
Die Petition richtet sich gegen die Entschei-
dung der Fahrerlaubnisbehörde, aufgrund 
einer körperlichen Einschränkung des Peten-
ten im Zuge des Führerscheinumtauschs die 
Vorlage eines fachärztlichen Gutachtens an-
zuordnen. Der Petent leidet unter einer Ver-
kürzung des linken Beins. Der Petitionsaus-
schuss hat die Sach- und Rechtslage, die der 
Petition zugrunde liegt, geprüft. 
 
Zu Beginn dieses Jahres beantragte der Pe-
tent die Ausstellung eines neuen Führer-
scheins aufgrund des Verlusts des alten Do-
kuments. Seinem Antrag legte er eine Kopie 
seines verlorenen Führerscheins bei, der im 
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September 1994 vom Kreis ausgestellt wurde. 
In dem Führerschein waren die Auflagen „Beim 
Führen von Kfz ist eine geeignete Beinprothe-
se zu tragen" und „Beschränkt auf Krafträder 
mit Handschaltung“ vermerkt. 
 
Aufgrund seines Verlustantrags wurde dem 
Petenten durch die Fahrerlaubnisbehörde ein 
neuer Führerschein mit der Schlüsselzahl 10 
(angepasste Schaltung) für die Klassen AM, 
A1, A2 und A, den Schlüsselzahlen 174 und 
175 für die Klasse L, der Schlüsselzahl 171 für 
die Klasse C1 sowie der Schlüsselzahl 79.06 
für die Klasse BE ausgestellt. 
 
Mit E-Mail vom 13.02.2025 hat sich der Petent 
bei der Führerscheinstelle des Kreises wegen 
bestehender Fragen zu den auf dem neuen 
Führerschein vermerkten Schlüsselzahlen 
gemeldet. Bei der Bearbeitung der Anfrage 
des Petenten fiel im Fahrerlaubnisprogramm 
der Hinweis auf, dass die Beschränkung „Gilt 
nur für Kfz mit Automatik" versehentlich im 
Führerschein gelöscht wurde. Wann dieser 
Hinweis in das Fahrerlaubnisprogramm einge-
stellt wurde, kann nach Angaben der Fahrer-
laubnisbehörde heute nicht mehr nachvollzo-
gen werden. Der Hinweis hat jedoch einen 
Anhaltspunkt dafür gegeben, dass die Berech-
tigung zum Führen eines Pkw auf ein Fahr-
zeug mit Automatikgetriebe beschränkt gewe-
sen sein könnte und dass diese Beschränkung 
bei der Ausstellung des Führerscheins des 
Petenten im Jahre 1994 aufgrund der zusätz-
lich erworbenen Fahrerlaubnisklassen nicht in 
den neuen Führerschein übertragen wurde. 
 
Aufgrund der Bedenken, dass der Petent auf-
grund der vorhandenen linken Beinverkürzung 
uneingeschränkt, das heißt auch mit einem 
Schaltgetriebe mit Kupplungspedal, am moto-
risierten Straßenverkehr teilnehmen kann, hat 
die Fahrerlaubnisbehörde mit Schreiben vom 
22.05.2025 die Vorlage eines Gutachtens ei-
nes Facharztes für Orthopädie mit der Zielset-
zung der Klärung von Zweifeln an der Eignung 
des Petenten zum uneingeschränkten Führen 
von Kraftfahrzeugen angeordnet. Mit Schrei-
ben vom 10.06.2025 hat die Fahrerlaubnisbe-
hörde diese Anordnung zur besseren Nach-
vollziehbarkeit des Gutachtens überarbeitet. 
 
Die Kosten der angeordneten Maßnahmen 
wären gemäß § 11 Abs. 6 S. 2 Fahrerlaubnis-
Verordnung üblicherweise durch den Petenten 
als betroffenen Fahrerlaubnisinhaber zu tra-
gen. Mit E-Mail vom 11.06.2025 hat die Fahr-
erlaubnisbehörde allerdings kulanterweise 
angeboten, die Kosten für das zu erstellende 
ärztliche Gutachten zu übernehmen. 
 

Das von der Führerscheinstelle angeordnete 
Gutachten eines Facharztes für Orthopädie mit 
einer verkehrsmedizinischen Qualifikation dient 
allein dem Zweck, Zweifel an der Eignung zum 
uneingeschränkten Führen von Kfz der Klas-
sen B, C1 und C1E auszuräumen oder zu 
bestätigen. Es steht allenfalls eine Beschrän-
kung der Fahrerlaubnis des Petenten für die 
Klassen B, C1 und C1E auf Automatikgetriebe 
im Raum und nicht der Entzug der gesamten 
Fahrerlaubnis. 
 
Gegen diese Entscheidung hat der Petent am 
26.11.2025 Klage vor dem Verwaltungsgericht 
erhoben. Das Verwaltungsgericht hat zur gütli-
chen Streitbeilegung vorgeschlagen, der Pe-
tent könne durch eine Fahrprobe bei einem 
amtlich anerkannten Sachverständigen seine 
uneingeschränkte Fähigkeit, ein Kraftfahrzeug 
zu führen, nachweisen. Diesen Vorschlag sieht 
auch der Petitionsausschuss als geeignet und 
auch im Übrigen verhältnismäßig an, um die 
streitbefangene Fallfrage aufzuklären. 
 
Der Petitionsausschuss sieht darüber hinaus 
keinen Anlass, um der Landesregierung (Mi-
nisterium für Umwelt, Naturschutz und Ver-
kehr) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
18-P-2025-14552-01 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass sich das Petitum zwischenzeitlich positiv 
erledigt hat. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-14571-00 
Grundsicherung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den von 
dem Petenten vorgetragenen Sachverhalt 
informiert und die Rechtslage geprüft. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die Bearbeitungsdauer des Antrags auf 
Leistungen der Grundsicherung im Alter und 
bei Erwerbsminderung nach dem Vierten Kapi-
tel des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
(SGB XII) zwar erheblich war, dabei jedoch zu 
berücksichtigen ist, dass die Anspruchsprü-
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fung aufgrund der besonderen Umstände des 
Einzelfalls und der erforderlichen Klärung der 
Einkommensverhältnisse aus selbstständiger 
Tätigkeit mit erhöhtem Prüfaufwand verbunden 
war und die erforderliche Mitwirkung des Pe-
tenten bei der Vorlage entscheidungserhebli-
cher Unterlagen teilweise unzureichend und 
verzögert erfolgte. 
 
Gleichwohl wurden Verfahrensmängel des 
Trägers der Sozialhilfe festgestellt, insbeson-
dere im Hinblick auf die fehlerhafte Einkom-
mensberücksichtigung aus selbstständiger 
Tätigkeit sowie die unzutreffende Anwendung 
der Regelungen zur vorläufigen Bewilligung 
und zur Dauer des Bewilligungszeitraums. 
 
Dem Begehren des Petenten konnte insoweit 
entsprochen werden, als im Laufe des Petiti-
onsverfahrens rückwirkend für die Zeit ab Feb-
ruar 2025 Leistungen der Grundsicherung im 
Alter und bei Erwerbsminderung nach dem 
Vierten Kapitel des Zwölften Buches Sozialge-
setzbuch (SGB XII) ohne Berücksichtigung von 
Einkommen aus selbstständiger Tätigkeit ge-
währt wurden. Positiv wird gewürdigt, dass der 
Träger der Sozialhilfe die festgestellten Fehler 
im Laufe des Widerspruchs- und Petitionsver-
fahrens korrigiert hat. 
 
Die Ablehnung der Leistungen für den Zeit-
raum Januar bis September 2024 wegen ein-
zusetzenden Vermögens wird als rechtmäßig 
angesehen. 
 
Im Übrigen empfiehlt der Petitionsausschuss 
dem Petenten, seinen gesetzlichen Mitwir-
kungspflichten künftig zeitnah nachzukommen, 
um Verfahrensverzögerungen zu vermeiden. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Sozia-
les) weitere Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
18-P-2025-14573-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Staatsangehörigkeitsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petent bittet um Unterstützung hinsichtlich 
seines Einbürgerungsverfahrens. 
 
Der Ausschuss hat Verständnis für die Verär-
gerung des Petenten. Die Situation der be-
troffenen Ausländerbehörde ist dem Petitions-
ausschuss bereits bekannt. Es werden bereits 

Gespräche bezüglich der Verbesserung der 
Situation vor Ort geführt. 
 
Zugleich nimmt der Petitionsausschuss zur 
Kenntnis, dass der Petent mittlerweile in den 
deutschen Staatsverband eingebürgert worden 
ist. 
 
Der Petitionsausschuss wünscht dem Petenten 
für die Zukunft alles Gute. 
 
 
18-P-2025-14596-00 
Psychiatrische Krankenhäuser 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrungeliegenden Sachverhalt unter-
richtet und sieht keinen Anlass, der Landesre-
gierung (Ministerium des Innern; Ministerium 
der Justiz NRW; Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bauen und Digitalisierung und 
Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Sozia-
les NRW) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes verliehe-
nen Unabhängigkeit ist es dem Petitionsaus-
schuss verwehrt, gerichtliche Entscheidungen 
zu überprüfen, abzuändern oder aufzuheben. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass der Petent im Rahmen der von ihm erho-
benen Dienstaufsichtsbeschwerde gegen den 
zuständigen Richter durch den Präsidenten 
des Landgerichts Bonn mit Bescheid vom 
28.07.2025 ausführlich über den Umfang und 
die Grenzen der Dienstaufsicht über die Rich-
terinnen und Richter unterrichtet wurde.  
 
Weiter nimmt er zur Kenntnis, dass die Über-
prüfung des mit der Petition vorgetragenen 
Sachverhalts durch das Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales des Landes Nord-
rhein-Westfalen keine Anhaltspunkte für ein 
nicht rechtskonformes Handeln der Klinik nach 
dem Gesetz über Hilfen und Schutzmaßnah-
men bei psychischen Krankheiten oder dem 
Krankenhausgestaltungsgesetz des Landes 
Nordrhein-Westfalen ergeben hat.  
 
 
 
18-P-2025-14621-00 
Wohngeld 
 
 
Die Petition richtet sich gegen Entscheidungen 
der Wohngeldstelle der Stadt. Der Petitions-
ausschuss hat die Sach- und Rechtslage der 
Petition geprüft.  
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Die Wohngeldberechnungen sind im Wesentli-
chen nicht zu beanstanden. Allerdings wurde 
der Widerspruch gegen den Wohngeldbe-
scheid vom 01.02.2024 bisher nicht der zu-
ständigen Widerspruchsbehörde vorgelegt. 
Dies wird unverzüglich nachgeholt. 
 
Zudem beinhaltet das Schreiben vom 
11.03.2024 eine fehlerhafte Begründung, da 
unplausible Einkünfte während des laufenden 
Bewilligungszeitraums und die daraus folgen-
de Vermutung, dass der Antragsteller eventuell 
einen Anspruch auf Bürgergeld haben könnte, 
keine Unwirksamkeit nach § 28 Abs. 3 Wohn-
geldgesetz (WoGG) auslösen. 
 
Eine Unwirksamkeit nach § 28 Abs. 3 WoGG 
tritt nur ein, wenn ein zu berücksichtigendes 
Haushaltsmitglied vom Wohngeldbezug wegen 
eines Transferleistungsbezugs (Bürgergeld, 
Sozialhilfe) oder eines Antrags auf eine Trans-
ferleistung nach den §§ 7, 8 WoGG ausge-
schlossen ist.  
 
Hier ist die Unwirksamkeit für die Monate März 
bis Mai 2024 dadurch eingetreten, dass der 
Antragsteller für die Monate März bis August 
2024 wiederum Bürgergeld beantragt hat. Bei 
einer Ablehnung des Bürgergeldantrages greift 
§ 25 Abs. 3 WoGG, d. h. der Antragsteller 
hätte wiederum einen Wohngeldanspruch ab 
März 2024, sofern der Wohngeldantrag vor 
Ablauf des Kalendermonats gestellt wurde, der 
auf die Kenntnis der Ablehnung folgt. Der Pe-
tent hat zwar am 30.08.2024 die Wohngeld-
stelle über die Ablehnung des Bürgergeldan-
trages informiert und einen weiteren Wohn-
geldantrag gestellt, diesen aber im weiteren 
Verfahren zurückgezogen. Insofern ist es vor-
liegend unerheblich, wann der Ablehnungsbe-
scheid des Jobcenters ergangen ist und wann 
der Petent Kenntnis von der Ablehnung erlangt 
hat. 
 
Hinsichtlich des Wohngeldantrages ab April 
2025 kann dem Petenten nur empfohlen wer-
den, die für die Bearbeitung des Wohngeldan-
trags erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 
 
Eine fehlerhafte Arbeitsweise allein stellt nach 
der Rechtsprechung noch nicht in jedem Fall 
ein Dienstvergehen dar, da auch der fähigste 
und zuverlässigste Beamte gelegentlich Fehler 
macht, die jede Verwaltung vernünftigerweise 
in Kauf nehmen muss. Eine systematische 
Pflichtverletzung ist hier nicht ersichtlich. Un-
abhängig davon können die vom Petenten 
geforderten dienstrechtlichen Konsequenzen 
gegen Mitarbeitende der Wohngeldstelle we-
der vom Petitionsausschuss noch vom Ministe-
rium veranlasst werden, da hierzu aufgrund 
der verfassungsrechtlich garantierten Perso-

nal- und Organisationshoheit der Kommunen 
nur der unmittelbare Dienstvorgesetzte (Bür-
germeister der Stadt) befugt ist. 
 
Im Übrigen ist hinsichtlich seiner Bürgergeld-
anträge beim Jobcenter keine Landeszustän-
digkeit, sondern Bundeszuständigkeit gege-
ben. In diesem Zusammenhang hat der Petent 
auf eine bereits beim Deutschen Bundestag 
laufende Petition verwiesen. 
 
Der Petitionsausschuss sieht davon ab, der 
Landesregierung (Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung) weitere 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
 
18-P-2025-14647-00 
Hilfe für behinderte Menschen 
Gesundheitswesen 
 
 
Die Entscheidung der Stadt in der Schwerbe-
hindertenangelegenheit der Petentin ist nach 
Prüfung der Sach- und Rechtsalge nicht zu 
beanstanden. Bei der Sachverhaltsaufklärung 
sind alle medizinischen Unterlagen und Anga-
ben der Petentin berücksichtigt und ausgewer-
tet worden. Der Ausgang des anhängigen Wi-
derspruchsverfahrens bleibt abzuwarten. 
 
Der Petitionsausschuss hat festgestellt, dass in 
der Angelegenheit der Kranken- und Pflege-
versicherung der Medizinische Dienst Nord-
rhein im rechtlichen Umfang seinen Verpflich-
tungen nachgekommen ist.  
 
Soweit es der Petentin in diesem Zusammen-
hang auch um die Prüfung der Entscheidung 
der Pflegekasse geht, ist die Petition bereits 
dem Deutschen Bundestag überwiesen wor-
den. Der Ausgang des Verfahrens bleibt ab-
zuwarten. 
 
Soweit es der Petentin um die Prüfung ihrer 
Rentenangelegenheit geht, ist die Petition 
bereits dem Schleswig-Holsteinischen Landtag 
überwiesen worden. Der Ausgang des Verfah-
rens bleibt abzuwarten. 
 
 
 
18-P-2025-14694-00 
Straßenbau 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage, die der Petition zugrunde liegt, 
geprüft.  
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Bei den angekündigten Baumfällarbeiten ent-
lang der in Rede stehenden Straße handelt es 
sich um eine Aufgabe der nach Art. 28 Grund-
gesetz und Artikel 78 der Landesverfassung 
garantierten kommunalen Selbstverwaltung. 
Danach steht den Städten und Gemeinden das 
Recht zu, im Rahmen der Gesetze alle Ange-
legenheiten der örtlichen Gemeinschaft in ei-
gener Verantwortung zu regeln. Der Petitions-
ausschuss kann hierauf keinen Einfluss neh-
men. 
 
Im Rahmen der Rechtsaufsicht kann nur ge-
prüft werden, ob ein Verstoß gegen Recht und 
Gesetz vorliegt. Eine Zweckmäßigkeitsprüfung 
erfolgt nicht. Es liegen keine Erkenntnisse für 
einen Verstoß gegen Recht und Gesetz vor.  
 
Die Stadt hat die Beweggründe für die Fällung 
der Bäume dargelegt. Eine Erhaltung ist vor 
dem Hintergrund des Klimawandels und der 
fortschreitenden Massaria-Krankheit im Ge-
gensatz zur Pflanzung klimaresilienter Arten 
nicht empfehlenswert. Außerdem ist mit dem 
derzeitigen Baumbestand die Gehweg- bzw. 
Durchgangsbreite zu schmal, sodass an keiner 
Stelle Bäume erhalten bleiben können. Die 
Herausnahme von einzelnen Bäumen führt 
zudem zu einer veränderten Windlast. Dies 
wirkt sich wiederum negativ auf die verblei-
benden Bäume aus. 
 
Der Verzicht auf die Durchführung einer offe-
nen Bürgerbeteiligung geht auf eine Entschei-
dung des Ausschusses für Mobilität und Infra-
struktur vom 18.12.2024 zurück und führt nicht 
zur Rechtswidrigkeit des Beschlusses.  
 
Vor diesem Hintergrund sieht der Petitionsaus-
schuss davon ab, der Landesregierung (Minis-
terium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr; 
Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und 
Digitalisierung) weitere Maßnahmen zu emp-
fehlen. 
 
 
18-P-2025-14700-00 
Sozialhilfe 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage ausführlich geprüft und die Einga-
be zum Anlass genommen, einen Erörterungs-
termin gemäß Art. 41a der Landesverfassung 
durchzuführen. 
 
Der Petent ist Vater eines sechzehnjährigen 
Kindes mit Behinderung (Autismus und schwe-
re Hörstörung) und beanstandet im Namen 
und in Vollmacht für seinen Sohn Vorgehens-
weisen sowie Entscheidungen des Kreises R. 
im Rahmen der Leistungsgewährung der Ein-

gliederungshilfe (EGH). Der Petent hat eine 
Reihe von Anträgen beim Kreis R. gestellt, die 
sich in unterschiedlichen Stadien – teilweise 
auch vor Gericht – befinden. 
 
Dem Petenten wird empfohlen, noch einmal in 
ein Gespräch mit dem Kreissozialamt einzu-
steigen, um sich die dortigen Handhabungen 
und Möglichkeiten erneut erklären zu lassen. 
Dies bietet sich vor allem vor einer neuen An-
tragstellung an. Hierbei scheint es dem Aus-
schuss auch sinnvoll, abzugleichen, welche 
Anträge bzw. Bedarfe derzeit noch verfolgt 
werden, da bspw. hinsichtlich der gerichtlichen 
Verfahren unterschiedliche Kenntnisstände 
vorliegen. Eventuell bietet es sich aufgrund der 
komplexen Thematik auch an mehrere Termine 
jeweils für ein spezielles Thema zu vereinba-
ren. 
 
Der Ausschuss bittet das Kreissozialamt den 
Petenten auch weiterhin bestmöglich zu unter-
stützen und gemeinsam wohlwollend nach 
Lösungen zu suchen.  
 
Der Petitionsausschuss empfiehlt dem Peten-
ten sich an die Ergänzende unabhängi-
ge Teilhabeberatung (EUTB) zu wenden. Die 
EUTB ist ein unabhängiges Beratungs- und 
Hilfsangebot für Menschen mit Behinderung 
und ihre Angehörigen.  
Auch kann ihm die beim Jugendamt angesie-
delte Verfahrenslotsin wertvolle Handreichun-
gen für weitere Unterstützungsmöglichkeiten 
geben. 
 
Der Petitionsausschuss bittet das Kreissozial-
amt um Überprüfung, ob die Höhe der Verwal-
tungskostenpauschale analog zu dem höheren 
Budget korrekt berechnet wurde. 
 
Zentral ist die Unterstützung bei der Suche 
und Finanzierung einer größeren Wohnung ein 
wichtiges Anliegen für den Petenten. Der Aus-
schuss kann gut nachvollziehen, dass gerade 
auch für den Sohn mit Behinderung ein Rück-
zugsraum wichtig und förderlich ist – wie dies 
auch eine ärztliche Stellungnahme belegt. 
 
Dem Petenten wird dringend geraten, sich 
hierzu zunächst wegen eines Anspruchs auf 
Bürgergeld an das Jobcenter und ggf. – sollte 
dies nicht gewährt werden – an die Wohngeld-
stelle wegen eines Wohngeldzuschusses bzw. 
Wohnberechtigungsscheins wendet. Diese 
Reihenfolge ist wichtig, da das Bürgergeld 
höher ausfallen könnte als das Wohngeld.   
 
Hierbei sollte der Petent auf den Autismus 
seines Sohns und die entsprechende ärztliche 
Empfehlung hinweisen. 
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Sollte dies beides nicht greifen, kommen ggf. 
Ansprüche im Rahmen der Eingliederungshilfe 
in Betracht. 
Der Ausschuss rät dem Petenten, dass er sich 
an die Gemeinnützige Wohnungsbaugenos-
senschaft Troisdorf „GWG“ und die Gemein-
nützige Wohnungsbaugesellschaft Rhein-Sieg 
mit Sitz in Sankt Augustin wendet, um hier eine 
größere Wohnung zu finden. 
Er weist ausdrücklich daraufhin, dass der Pe-
tent vor der Unterschrift eines Mietvertrags 
eine Zusage der Stelle, die ihm Mittel bewilligt, 
einholt.  
 
Allgemein rät der Ausschuss dem Petenten 
alle Änderungen sofort dem Kreissozialamt 
mitzuteilen, da sich hierdurch eventuell neue 
Unterstützungsmöglichkeiten ergeben. 
 
Der Petitionsausschuss dankt dem Petenten 
und seiner Familie, dass sie ihren Sohn mit 
seinen großen Unterstützungsbedarfen im 
Alltag so liebevoll und engagiert begleiten. Er 
versteht den Wunsch nach einer finanziellen 
Anerkennung hierfür, weist jedoch auch auf 
deren Grenzen durch den Grundsatz der elter-
lichen Sorge und der familiären Beistandsge-
meinschaft hin. Er versteht, dass die Abgren-
zung dessen zu einem behinderungsbedingten 
Mehraufwand praktisch oft schwierig nachzu-
vollziehen sind. 
 
 
 
 
18-P-2025-14707-00 
Straßenbau 
Landschaftspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage, die der Petition zugrunde liegt, 
geprüft.  
 
Bei den angekündigten Baumfällarbeiten ent-
lang der in Rede stehenden Straße handelt es 
sich um eine Aufgabe der nach Art. 28 Grund-
gesetz und Artikel 78 der Landesverfassung 
garantierten kommunalen Selbstverwaltung. 
Danach steht den Städten und Gemeinden das 
Recht zu, im Rahmen der Gesetze alle Ange-
legenheiten der örtlichen Gemeinschaft in ei-
gener Verantwortung zu regeln. Der Petitions-
ausschuss kann hierauf keinen Einfluss neh-
men. 
 
Im Rahmen der Rechtsaufsicht kann nur ge-
prüft werden, ob ein Verstoß gegen Recht und 
Gesetz vorliegt. Eine Zweckmäßigkeitsprüfung 
erfolgt nicht. Es liegen keine Erkenntnisse für 
einen Verstoß gegen Recht und Gesetz vor.  
 

Die Stadt hat die Beweggründe für die Fällung 
der Bäume dargelegt. Eine Erhaltung ist vor 
dem Hintergrund des Klimawandels und der 
fortschreitenden Massaria-Krankheit im Ge-
gensatz zur Pflanzung klimaresilienter Arten 
nicht empfehlenswert. Außerdem ist mit dem 
derzeitigen Baumbestand die Gehweg- bzw. 
Durchgangsbreite zu schmal, sodass an keiner 
Stelle Bäume erhalten bleiben können. Die 
Herausnahme von einzelnen Bäumen führt 
zudem zu einer veränderten Windlast. Dies 
wirkt sich wiederum negativ auf die verblei-
benden Bäume aus. 
 
Der Verzicht auf die Durchführung einer offe-
nen Bürgerbeteiligung geht auf eine Entschei-
dung des Ausschusses für Mobilität und Infra-
struktur vom 18.12.2024 zurück und führt nicht 
zur Rechtswidrigkeit des Beschlusses.  
 
Vor diesem Hintergrund sieht der Petitionsaus-
schuss davon ab, der Landesregierung (Minis-
terium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr; 
Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und 
Digitalisierung) weitere Maßnahmen zu emp-
fehlen. 
 
 
18-P-2025-14730-00 
Krankenversicherung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft und umfassend in einem 
Termin nach Art. 41a der Landesverfassung 
NRW erörtert. 
 
Die Petentin bemängelt die Höhe der Kosten-
übernahme der gesetzlichen Krankenversiche-
rung (GKV) von Inkontinenzmaterialien für 
Menschen mit Behinderung in stationären 
(Pflege-)Einrichtungen als unzureichend. 
 
Nach § 127 Abs. 2 S. 3 Sozialgesetzbuch 
Fünftes Buch (SGB V) können die gesetzli-
chen Krankenkassen Verträge zur Hilfsmittel-
versorgung mit Hilfsmittelerbringern abschlie-
ßen – dies gilt auch für die aufsaugenden und 
ableitenden Inkontinenzhilfen. Preisverhand-
lungen zwischen Leistungserbringern und 
Krankenkassen (bzw. deren Verbänden) sind 
grundsätzlich Aufgabe der Selbstverwaltung. 
 
Ob eine Versorgungspauschale eine aus-
kömmliche Versorgung sicherstellt, orientiert 
sich im Wesentlichen an der durchschnittlichen 
Verbrauchsmenge und dem jeweiligen Abga-
bepreis des verwendeten Produktes. 
 
Eine stationäre (Pflege-)Einrichtung kann dem 
Vertrag zwischen Krankenkasse und Hilfsmit-
telerbringern beitreten. Die Bewohnerinnen 
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und Bewohner werden dann durch die statio-
näre (Pflege-)Einrichtung mit den benötigten 
Inkontinenzhilfen versorgt. Es liegt im Ermes-
sen jeder einzelner Pflegeeinrichtung, dem 
bestehenden Versorgungsvertrag beizutreten. 
Pro Bewohnerin bzw. Bewohner steht eine 
bestimmte Pauschale (zwischen ca. 16 und 32 
Euro pro Monat) zur Verfügung, welche zwi-
schen den Vertragspartnern abgerechnet wird. 
I.d.R. werden zur Versorgung Dauerverord-
nungen von bis zu 12 Monaten ausgestellt.  
 
Nach Zusicherung der Krankenkassen decken 
sämtliche Verträge eine qualitätsgesicherte 
und mehrkostenfreie Versorgung der Bewoh-
nerinnen und Bewohner in stationären Einrich-
tungen ab. Das bedeutet, dass die Kosten für 
Inkontinenzhilfen, die medizinisch notwendig 
sind, in der Regel von der Krankenkasse über-
nommen werden. Es werden fortlaufend Ge-
spräche der Krankenkassen mit den Vertrags-
partnern und den großen Hauptversorgern zur 
Beurteilung einer notwendigen und auskömm-
lichen Vertragspreisentwicklung geführt.  
 
Bei den Vertragsverhandlungen handelt es 
sich grundsätzlich um eine Aufgabe, die die 
gesetzlichen Krankenkassen und Leistungser-
bringer in ihrer Funktion als Selbstverwal-
tungskörperschaften eigenständig wahrneh-
men. Seitens der Landesregierung (Ministeri-
um für Arbeit, Gesundheit und Soziales) be-
steht somit keine rechtliche Handhabe, Ein-
fluss auf die Verhandlungen zu nehmen. 
 
Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales hatte in der Vergangenheit vermehrt 
Eingaben von Angehörigen und Pflegeeinrich-
tungen bzw. deren Verbänden erhalten, die die 
Umstellung der Verträge über die Inkonti-
nenzmittelversorgung in Pflegeeinrichtungen 
kritisiert haben. Das MAGS ist der angespro-
chenen Problematik daher bei den zuständi-
gen Krankenkassen nachgegangen.  
Aktuell gehen beim Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales und bei den unter 
Landesaufsicht stehenden Krankenkassen nur 
noch wenige Eingaben hierzu ein, so dass der 
Petitionsausschuss den Eindruck gewonnen 
hat, dass es sich nicht um ein strukturelles 
Problem handelt.  
 
Der Petitionsausschuss begrüßt es, dass diese 
Thematik auch noch einmal im Landesaus-
schuss Pflege und Alter aufgegriffen wird. 
 
Falls Versicherte auf Grundlage dieser Rah-
menvereinbarung nicht in zumutbarer Weise 
versorgt werden können, muss die Kranken-
kasse eine Vereinbarung im Einzelfall mit ei-
nem geeigneten Leistungserbringer treffen, auf 
deren Grundlage die Versorgung dann erfolgt. 

Dies gilt u.a., wenn beispielsweise wegen indi-
vidueller Verträglichkeitsprobleme Versicherte 
mit den zur Verfügung gestellten Produkten 
nicht zurechtkommen oder aus anderen medi-
zinischen Gründen ein Sonderbedarf im Ein-
zelfall besteht. Wenn jedoch Hilfsmittel einge-
setzt werden, die nicht medizinisch notwendig 
sind, sondern der Erleichterung der Pflege 
dienen, müssen diese Kosten von der stationä-
ren (Pflege-)Einrichtung getragen werden. 
Auch können Versicherte sich zudem für eine 
Versorgung entscheiden, die über das Maß 
des Notwendigen hinausgeht. In diesem Fall 
haben sie die damit verbunden Mehrkosten 
selbst zu tragen. 
Sofern Probleme mit der Versorgung von In-
kontinenzmaterialien auftreten, sollten sich die 
Versicherten zunächst an ihre Krankenkasse 
wenden, die eine ordnungsgemäße Versor-
gung sicherzustellen hat. 
 
Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, den 
konkreten Einzelfall an die zuständige Auf-
sichtsbehörde der Krankenkasse heranzutra-
gen. Ob die Vorgehensweise einer Kranken-
kasse den gesetzlichen Vorgaben entspricht, 
kann ggf. im Einzelfall durch die jeweils zu-
ständige Aufsichtsbehörde geprüft werden. 
Sofern es sich um eine Krankenkasse handelt, 
die der Landesaufsicht unterliegt (u.a. AOK 
Rheinland/Hamburg, AOK NordWest), kann 
die Petentin sich an die zuständige Fachabtei-
lung im Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales unter Aufsicht.NRW@mags.nrw.de 
wenden. Bundesunmittelbare Kassen unterlie-
gen der Aufsicht des Bundesamtes für Soziale 
Sicherung (BAS). Die Kontaktdaten lauten: 
Friedrich-Ebert-Allee 38, 53113 Bonn; poststel-
le@bas.bund.de. 
 
 
 
 
18-P-2025-14734-00 
Straßenverkehr 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petent beanstandet mit seiner Petition die 
Einführung einer Parkscheibenregelung auf 
der Landesstraße 796. Der Petitionsausschuss 
hat die Sach- und Rechtslage, die der Eingabe 
des Petenten zugrunde liegt, geprüft. 
 
Im Bereich der L 796 (Tecklenburger Straße, 
Mettinger Straße) führt die Nutzung der Park-
plätze durch Pkw, die dort regelmäßig über 
einen längeren Zeitraum stehen, nach Anga-
ben der Stadt dazu, dass die Parkplätze nicht 
für die Kundinnen und Kunden der Gewerbe-
betriebe an der Mettinger Straße und Tecklen-
burger Straße zur Verfügung stehen. Dadurch 
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entsteht zu unterschiedlichen Uhrzeiten wäh-
rend des Tages ein Parkdruck vor bestimmten 
Ladengeschäften. 
  
Mit der Einführung einer einheitlichen Park-
scheibenregelung auf der gesamten Strecke 
im Ortskern beabsichtigt die Stadt eine Rege-
lung herzustellen, die zu einer größeren Fluk-
tuation bei den Parkplätzen vor den jeweiligen 
Ladengeschäften während der Öffnungszeiten 
führt. Die Länge der zeitlichen Befristung er-
scheint hierzu angemessen gewählt. Ebenso 
erscheint der zeitliche Geltungsbereich der 
Parkscheibenregelung angemessen, um die 
Parkflächen den Anwohnerinnen und Anwoh-
ner außerhalb der Geschäftszeiten zur Verfü-
gung zu stellen. 
 
Der Kreis als Aufsichtsbehörde über die Stadt 
sieht in der Entscheidung keine unverhältnis-
mäßige Einschränkung oder einen Ermessens-
fehlgebrauch. Eine Bürgerbeteiligung oder ein 
Ratsbeschluss sind für eine verkehrsrechtliche 
Anordnung nicht notwendig. 
 
Vor diesem Hintergrund sieht der Petitionsaus-
schuss davon ab, der Landesregierung (Minis-
terium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr) 
weitere Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-14766-00 
Straßenverkehr 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Gegenstand der Petition sind mögliche Fehler 
bei der Erstellung eines Revisionsschachtes 
auf der Straße vor dem Haus des Petenten. 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage der Eingabe des Petenten geprüft.  
 
Die Stadt handelt im Rahmen ihrer kommuna-
len Planungshoheit. Der Revisionsschacht 
dient der Breitbandversorgung und ist damit im 
Interesse des Gemeinwohls. Er wurde ord-
nungsgemäß eingebaut. Die anfänglich vor-
handenen Mängel sind durch die höhenge-
recht eingesetzte Abdeckung des Schachtes 
behoben worden. Die Lage des Schachtes 
wurde optimiert. Insofern ist auch der Vorwurf 
der Untätigkeit nicht haltbar.  
 
Vor diesem Hintergrund sieht der Petitionsaus-
schuss davon ab, der Landesregierung (Minis-
terium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr) 
weitere Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
 

18-P-2025-14770-00 
Ausländerrecht 
 
Der Petent ist irakischer Staatsangehöriger 
und begehrt eine Aufenthaltserlaubnis im Bun-
desgebiet. Der Petitionsausschuss hat sich 
über die der Petition zugrunde liegende Sach- 
und Rechtslage unterrichtet.  
 
Der Petent ist nach negativem Abschluss des 
Asylverfahrens vollziehbar zur Ausreise aus 
dem Bundesgebiet verpflichtet. An die asyl-
rechtlichen Entscheidungen ist die Ausländer-
behörde ohne eigene Wertungsmöglichkeit 
gebunden.  
 
Der Wunsch des Petenten, gemeinsam mit 
seinen Familienangehörigen in Deutschland 
leben zu können, ist verständlich. Im Petitions-
verfahren konnte jedoch nicht festgestellt wer-
den, dass der Petent die Voraussetzungen für 
ein vom Asylverfahren unabhängiges Aufent-
haltsrecht erfüllt. Die vom Petenten bislang 
erbrachten Integrationsleistungen werden nicht 
verkannt. Der Petent erfüllt allerdings bereits 
die Mindestaufenthaltszeit von sechs Jahren 
für eine Aufenthaltserlaubnis bei nachhaltiger 
Integration nach § 25b AufenthG nicht. Einen 
Ausbildungsvertrag hat der Petent bislang 
nicht vorgelegt. Auch erfüllt der Petent die 
Passpflicht nicht.  
 
Der Petent hat einen Antrag bei der Härtefall-
kommission für das Land Nordrhein-Westfalen 
gestellt. Der Ausgang des Verfahrens bleibt 
abzuwarten.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Veranlas-
sung, der Landesregierung (Ministerium für 
Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht 
und Integration) Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
 
18-P-2025-14822-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das An-
liegen des Petenten und den der Petition zu-
grunde liegenden Sachverhalt unterrichtet. 
Hierzu hat er unter anderem einen Erörte-
rungstermin gemäß Artikel 41a der Landesver-
fassung in der Justizvollzugsanstalt Hövelhof 
durchgeführt. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die Haft-
bedingungen und die Gründe für die zwi-
schenzeitliche Reduzierung der Freistunde 
und des Aufschlusses informiert. Er nimmt zur 
Kenntnis, dass das gesetzlich vorgeschriebene 
Mindestmaß jederzeit gewahrt war. Er nimmt 
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darüber hinaus zur Kenntnis, dass die zwi-
schenzeitlichen Regelungen nunmehr wieder 
teilweise rückgängig gemacht wurden, nach-
dem die erforderliche Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde eingeholt wurde. 
 
Die vollzugliche Sachbehandlung gegenüber 
dem Petenten ist nicht zu beanstanden. 
 
Der Ausschuss würdigt ausdrücklich das En-
gagement der Mitarbeitenden und der An-
staltsleitung der Justizvollzugsanstalt, welche 
mit der Pflegeabteilung eine Sonderrolle ein-
nimmt. Nach dem im Erörterungstermin ge-
wonnen Eindruck sind alle Beteiligten mit be-
sonderem Einsatz zum Wohle der Inhaftierten 
in der Anstalt tätig. 
 
Der Ausschuss nimmt zur Kenntnis, dass die 
Unterbringung pflegebedürftiger und älterer 
Inhaftierter aufgrund demografischer Entwick-
lungen eine zunehmende Herausforderung 
darstellt, die durch geeignete Maßnahmen 
begleitet werden muss.  
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium der Justiz) Maßnahmen im Sinne 
der Petition zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-14826-00 
Verfassungsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Die Petentin fordert den Landtag auf darüber 
zu debattieren, warum im Zivil-/ Katastrophen- 
oder/und Verteidigungsfall neben freiwilligen 
Helferinnen und Helfern auch Reservistinnen 
und Reservisten sowie Soldatinnen und Solda-
ten aus anderen EU-, UK- und NATO-Staaten 
weltweit die verschiedensten Risiken über-
nehmen sollen. Diese Forderung folgt einem 
von ihr wahrgenommenen erschwerten Rück-
zug deutscher Staatsbürger mit nicht-
deutschen Familienangehörigen nach NRW, 
Problemen bei der Bundestagswahl 2025 für 
im Ausland lebende deutsche Staatsangehöri-
ge sowie einer Mitteilung ihrer Wohnortbehör-
de, dass die Möglichkeit, sich mit Anregungen 
und Beschwerden nach § 24 GO NRW an den 
Rat der Gemeinde wenden zu können, nur 
Bürgerinnen und Bürgern offensteht, die seit 
mindestens drei Monaten im Gemeindegebiet 
wohnhaft sind. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der ver-
fassungsrechtlichen Thematik befasst und 

nimmt nach erfolgter Prüfung der ministeriellen 
Stellungnahme zur Kenntnis, dass ein Fehl-
verhalten der zuständigen Behörden nicht 
festzustellen ist. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zu dem zur 
Kenntnis, dass die Petentin, auch wenn ihre 
Eingabe nach §24 GO NRW aufgrund formel-
ler Gründe nicht angenommen wurde, sehr 
wohl von der Stadt D. umfassend Antwort er-
halten hat und ihre Eingabe auch an die Frak-
tion im Rat weitergeleitet wurde. 
 
Im Übrigen kann der Petentin empfohlen wer-
den, sich mit ihrer Eingabe ggf. an den Deut-
schen Bundestag zu wenden, da dem Bund 
die Zuständigkeit für den Zivilschutz obliegt. 
 
Auch für die Regelung der Stimmabgabe von 
im Ausland lebenden Wahlberechtigten zur 
Bundestagswahl 2025 ist der Bund zuständig. 
Die Gemeinden unterstützen insofern lediglich, 
als sie nach Eintragung der im Ausland leben-
den Wahlberechtigten in ein Wählerverzeichnis 
die entsprechenden Unterlagen versenden.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung Maßnahmen zu empfeh-
len. 
 
 
 
18-P-2025-14839-00 
Ausländerrecht 
Arbeitsförderung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegende Sach- und Rechts-
lage unterrichtet und sich hierzu von der Lan-
desregierung (Ministerium für Kinder, Jugend, 
Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration 
und Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales) berichten lassen.  
 
Dem Petitionsbegehren auf Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis an den Sohn des Peten-
ten wurde zwischenzeitlich entsprochen.  
 
Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch Zwei-
tes Buch (SGB II) erhalten Personen, die hilfe-
bedürftig sind. Für den Bezug von Leistungen 
ist es erforderlich, dass alle Tatsachen ange-
geben werden, die für den Leistungsanspruch 
entscheidend sind. Diesbezüglich sind die 
notwendigen Nachweise vorzulegen. Sofern 
nicht bereits zwischenzeitlich erfolgt, ist es für 
eine abschließende Prüfung durch das Job-
center erforderlich, dass alle angeforderten 
Unterlagen vollständig durch den Petenten 
nachgereicht werden. Über die möglichen Fol-
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gen bei Verletzung der Mitwirkungspflichten 
hat das Jobcenter den Petenten informiert.  
 
Im Übrigen sieht der Petitionsausschuss keine 
Veranlassung, der Landesregierung Maßnah-
men zu empfehlen.  
 
 
 
18-P-2025-14852-00 
Straßenverkehr 
Beförderung von Personen 
 
 
Die Petenten wenden sich erneut gegen den 
Lärm und die Erschütterungen in den Häusern, 
die von den Stadtbahnlinien ausgehen. Der 
Petitionsausschuss hat die Sach- und Rechts-
lage der erneuten Petition geprüft.  
 
Hinsichtlich der Tempo-30-Regelung für den 
Individualverkehr und einer Regelung für den 
Bahnverkehr ist anzumerken, dass es sich bei 
dem in Rede stehenden Streckenabschnitt um 
einen besonderen Bahnkörper und nicht um 
einen straßenbündigen Bahnkörper handelt. 
Damit muss gemäß § 50 Abs. 3 der Verord-
nung über den Bau und Betrieb der Straßen-
bahnen die Höchstgeschwindigkeit des Indivi-
dualverkehrs nicht eingehalten werden. Die für 
den Bahnverkehr festgelegte Höchstge-
schwindigkeit liegt bei 50 km/h. Nach Angaben 
der Rheinbahn wurden bei stichprobenhaften 
Überprüfungen Geschwindigkeiten von 30-50 
km/h festgestellt.  
 
Bezüglich des Lärmschutzes und der mit dem 
Lärm einhergehenden Erschütterungen wird 
darauf hingewiesen, dass die Verkehrsbetriebe 
rechtlich nicht zu einer Lärmmessung am Be-
stand verpflichtet sind. Es sind keine gesetzli-
chen Lärmgrenzwerte für Fahrzeuge festge-
legt. Auch die Sechzehnte Verordnung zur 
Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes kommt hier nicht 
zum Tragen, weil es sich bei dem besagten 
Streckenabschnitt weder um einen Neubau 
handelt, noch an diesem wesentliche bauliche 
Änderungen vorgenommen wurden. Seitens 
der Rheinbahn wurde anlässlich der ersten 
Petition die Raseneindeckung vollständig er-
neuert. Auch wurde der Schienenfahrkopf der 
Schienenfahrflächen vollumfänglich durch eine 
Spezialfirma in der Zeit vom 20.02. bis zum 
03.03.2025 neu reprofiliert. 
 
Das Bundes-Immissionsschutzgesetz gibt in § 
38 Abs.1 das Folgende vor. Kraftfahrzeuge 
und ihre Anhänger, Schienen-, Luft- und Was-
serfahrzeuge sowie Schwimmkörper und 
schwimmende Anlagen müssen so beschaffen 
sein, dass ihre durch die Teilnahme am Ver-

kehr verursachten Emissionen bei bestim-
mungsgemäßem Betrieb die zum Schutz vor 
schädlichen Umwelteinwirkungen einzuhalten-
den Grenzwerte nicht überschreiten. Sie müs-
sen so betrieben werden, dass vermeidbare 
Emissionen verhindert und unvermeidbare 
Emissionen auf ein Mindestmaß beschränkt 
bleiben.  Dem kommt die Rheinbahn nach, 
indem sie die entsprechenden Schleifmaß-
nahmen an den Schienen und fahrzeugseitig 
regelmäßige Reprofilierungen der Radreifen 
vornimmt. Der betroffene Gleisbereich ist nach 
den allgemein anerkannten Regeln der Tech-
nik gebaut worden und genießt Bestands-
schutz. Bei der Überprüfung durch die Techni-
sche Aufsichtsbehörde wurden keine Mängel 
am Gleis oder unzulässig laute Rollgeräusche 
an den Fahrzeugen festgestellt. 
 
Im Übrigen weist der Lärmaktionsplan (LAP) 
der Stadt die von Personenkraftwagen und 
Lastkraftwagen erzeugten Roll- und Motoren-
geräusche als Hauptbelastungsquelle der 
Lärmemission für die Bevölkerung im Stadtge-
biet aus. Als wichtige Maßnahme gegen diese 
Lärmbelastung wird die Attraktivierung des 
ÖPNV benannt. Nennenswerte Belastungen 
durch Straßenbahnen und Stadtbahnen wer-
den gemäß Feststellung des LAP an Gleisab-
schnitten mit eingedecktem bzw. asphaltiertem 
Oberbau festgestellt, wohingegen an Gleisab-
schnitten mit offenem Oberbau, d. h. an Schot-
ter- oder Rasengleisstrecken laut LAP in der 
Regel keine hohen Belastungen vorliegen. 
 
Im Ergebnis sieht der Petitionsausschuss kei-
ne Möglichkeit, weiter im Sinne der Petition 
tätig zu werden. 
 
 
 
18-P-2025-14884-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petent beanstandet seine derzeitige 
Wohnsituation und dass ihm der Umzug in 
eine eigene Wohnung verweigert werde. Der 
Petitionsausschuss hat die der Petition zu-
grunde liegende Sach- und Rechtslage ge-
prüft.  
 
Der Petent lebt mit seiner Familie in einer städ-
tischen Unterkunft für Asylsuchende. Dem 
Anliegen auf eine eigene Wohnung wurde 
seitens der Stadt nicht entsprochen, da keine 
freien Wohnungen zur Verfügung stehen und 
zusätzliche Wohnungen durch die Stadt aktuell 
nicht angemietet werden. In der Stadt sind 
ausreichend Unterbringungsmöglichkeiten für 
Flüchtlinge vorhanden.  
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Die Unterbringung der Familie entspricht den 
gesetzlichen Anforderungen. Seitens der Stadt 
wurde der Familie ein Umzug in eine andere 
städtische Unterkunft angeboten. Der Petiti-
onsausschuss nimmt zur Kenntnis, dass es 
sich hierbei um das baulich neueste und beste 
Objekt der Stadt handelte, das ruhiger gelegen 
und aufgrund der Bauweise insgesamt entzerr-
ter sei. Die Familie lehnte das Angebot der 
Stadt jedoch ab, da sich der Schulweg der 
Kinder um ca. 5 Minuten verlängern würde.  
 
Ein Fehlverhalten der Stadt konnte im Petiti-
onsverfahren nicht erkannt werden. Der Petiti-
onsausschuss sieht keine Veranlassung, der 
Landesregierung (Ministerium für Kinder, Ju-
gend, Familie, Gleichstellung, Flucht und In-
tegration) Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
18-P-2025-14891-00 
Grundsicherung 
 
 
Der Petent beanstandet den Ablauf des Ver-
fahrens im Zusammenhang mit seinem Antrag 
auf Leistungen der Grundsicherung im Alter 
und bei Erwerbsminderung nach dem Zwölften 
Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII). Er macht 
geltend, dass ihm trotz bevorstehenden Errei-
chens der Regelaltersgrenze eine frühzeitige 
Antragstellung nicht ermöglicht worden sei, 
was zu Verzögerungen bei der Rentenbewilli-
gung und beim Krankenversicherungsschutz 
geführt habe. Zudem wendet er sich gegen ein 
Schreiben des Trägers der Sozialhilfe zur 
Überprüfung der Rechtmäßigkeit von Mieter-
höhungen für seine öffentlich geförderte Woh-
nung. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den 
Sachverhalt umfassend informiert und die 
Rechtslage geprüft. Danach ist festzustellen, 
dass das Verfahren zur Antragstellung und 
Bewilligung der Grundsicherungsleistungen 
ordnungsgemäß durchgeführt wurde. Eine 
frühzeitige Antragstellung wurde dem Petenten 
nicht verwehrt; die Bitte um Vorlage einzelner 
Unterlagen zu einem späteren Zeitpunkt diente 
der Sicherstellung einer sachgerechten und 
auf den maßgeblichen Leistungszeitraum be-
zogenen Anspruchsprüfung. Die Bewilligung 
der Leistungen erfolgte rechtzeitig, eine Be-
darfsunterdeckung trat nicht ein. Etwaige Ver-
zögerungen im Zusammenhang mit der Ren-
ten- und Krankenversicherung sind dem Trä-
ger der Sozialhilfe nicht zuzurechnen. 
 
Soweit es im Zusammenhang mit dem erstma-
ligen Zufluss der Altersrente aufgrund der un-
terschiedlichen Zahlungsmodalitäten von So-
zialhilfe und Rente zu einer zeitlich bedingten 

Bedarfslücke gekommen sein sollte, hätte 
diese durch die Gewährung eines Überbrü-
ckungsdarlehens ausgeglichen werden kön-
nen. Ein entsprechender Antrag wurde vom 
Petenten jedoch nicht gestellt. 
 
Auch das Schreiben des Trägers der Sozialhil-
fe zu möglichen mietrechtlichen Unwirksamkei-
ten von Mieterhöhungen begegnet dem Grun-
de nach keinen rechtlichen Bedenken. Der 
Petitionsausschuss teilt jedoch die Einschät-
zung, dass das Schreiben missverständlich 
formuliert war und der sozialhilferechtliche 
Hintergrund nicht ausreichend klar zum Aus-
druck kam. Ein Kostensenkungsverfahren 
wurde nicht eingeleitet; die Kosten der Unter-
kunft werden weiterhin in tatsächlicher Höhe 
anerkannt. 
 
Der Petitionsausschuss sieht daher keinen 
Anlass für ein weiteres Tätigwerden. 
 
 
 
18-P-2025-14912-00 
Kommunalabgaben 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petent wendet sich gegen eine von der 
Stadt B. angekündigte zukünftige Erschlie-
ßungsbeitragserhebung nach den Vorschriften 
des Baugesetzbuchs (BauGB) für den Ausbau 
des „G-Wegs“. Er führt insbesondere aus, dass 
diese Straße seit mehr als 100 Jahre bestehe 
und bereits zuvor von der Stadt als „vorhande-
ne Straße“ eingestuft worden sei, so dass er 
mit einer Heranziehung zu Erschließungsbei-
trägen nicht mehr hätte rechnen musste. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der kom-
munal- und baurechtlichen Thematik befasst 
und die ministerielle Stellungnahme einer Prü-
fung unterzogen. 
 
Nach Überprüfung der Stadt handelt es sich 
bei der Straße „G-Weg“ nicht um eine soge-
nannte vorhandene Straße im Sinne des § 242 
Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB), für die keine 
Erschließungsbeiträge mehr erhoben werden 
könnten. Die Stadt kommt darüber hinaus zu 
dem Ergebnis, dass die benutzbare Straße 
bisher noch nicht endgültig technisch fertigge-
stellt gewesen ist, so dass auch eine Vorteils-
lage im Sinne des §12a Kommunalabgaben-
gesetz (KAG NRW) zuvor nicht eingetreten ist.  
 
Die Stadt ist danach nach den Vorschriften der 
§§ 127 ff. BauGB grundsätzlich nicht nur dazu 
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berechtigt, sondern auch dazu verpflichtet, für 
die erstmalige endgültige Herstellung der Er-
schließungsanlage Erschließungsbeiträge zu 
erheben. 
 
Der Petent hat das Recht, gegen eine zu-
künftige Erschließungsbeitragserhebung dem 
Grunde und der Höhe nach Klage vor dem 
Verwaltungsgericht zu erheben. 
 
Der Petitionsausschuss sieht derzeit keine 
Möglichkeit, im Sinne der Eingabe Maßnah-
men zu empfehlen. 
 
 
 
 
18-P-2025-14924-00 
Wohnungswesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage, die der Eingabe des Petenten 
zugrunde liegt, geprüft.  
 
Die Stadt hat ihre Aufsichtsfunktion erfüllt und 
umfassend dokumentiert. Sie hat sich im 
Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten, die das 
Gesetz zur Stärkung des Wohnungswesens in 
NRW bietet, gehalten und dabei eine vermit-
telnde Funktion eingenommen. Es kann keine 
Untätigkeit festgestellt werden. 
 
Über Dienstaufsichtsbeschwerden entscheidet 
der jeweilige Dienstvorgesetzte. Gemäß § 73 
Abs. 2 Gemeindeordnung NRW ist der Ober-
bürgermeister der Dienstvorgesetzte der Be-
diensteten der Gemeinde bzw. Stadt. Die sei-
tens des Petenten eingelegte Dienstaufsichts-
beschwerde wurde am 14.07.2025 beschie-
den. 
 
Vor diesem Hintergrund sieht der Petitionsaus-
schuss davon ab, der Landesregierung (Minis-
terium für Heimat, Kommunales, Bau und Digi-
talisierung) weitere Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-14933-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das An-
liegen des Petenten und die der Petition zu-
grunde liegenden Sachverhalte unterrichtet. 
 
Er hat von dem Gegenstand und dem Gang 
der Ermittlungsverfahren und Anzeigevorgän-
ge sowie den Gründen Kenntnis genommen, 
aus denen die Polizei keine Schutzmaßnah-
men veranlasst hat, die Staatsanwaltschaft 

Bochum dort anhängige Vorgänge abgegeben, 
die Staatsanwaltschaft Hagen die Verfahren 
eingestellt bzw. von der Aufnahme von Ermitt-
lungen abgesehen hat und die hiergegen ge-
richteten Beschwerden ohne Erfolg geblieben 
sind.  
Der Petitionsausschuss hat ferner davon 
Kenntnis genommen, dass die Staatsanwalt-
schaft Hagen den Petenten umfassend über 
die betreffenden staatsanwaltlichen Aktenzei-
chen in Kenntnis gesetzt sowie seinem Be-
vollmächtigten Akteneinsicht gewährt hat. Die 
Prüfung des Generalstaatsanwalts in seinen 
Beschwerdevorgängen 2 Zs 1642/25 und 2 Zs 
2441/25 dauert an. Nach Abschluss der Prü-
fungen wird der Petent diesbezüglich weitere 
Nachricht erhalten. 
Die staatsanwaltschaftliche Sachbehandlung 
ist nicht zu beanstanden. 
 
Zu gegebener Zeit wird das Ministerium der 
Justiz den Petenten auf seine weiteren Dienst-
aufsichtsbeschwerden gegen die Bescheide 
des Generalstaatsanwalts in Hamm vom 
17.07. (2 Zs 1291/25) und 11.08.2025 (2 Zs 
1856/25) bescheiden. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die Überprüfung des mit der Petition vor-
getragenen Sachverhalts Anhaltspunkte für 
eine nicht umfassend sachgerechte polizeili-
che Bearbeitung der in Rede stehenden Er-
mittlungsvorgänge ergeben hat. 
Er nimmt weiter zur Kenntnis, dass das für die 
Fachaufsicht zuständige Landeskriminalamt 
Nordrhein-Westfalen die insoweit erforderli-
chen Maßnahmen bereits eingeleitet hat. 
 
Darüber hinaus besteht kein Anlass, der Lan-
desregierung (Ministerium des Innern; Ministe-
rium der Justiz) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
18-P-2025-14945-00 
Verfassungsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weiteren Ein-
gaben des Petenten, diesmal betreffend ver-
schiedene Anliegen des öffentlichen Perso-
nennahverkehrs, die Einführung einer Stadt-
bahn in Münster sowie in Hamm, zum Immis-
sionsschutz, zur Einrichtung diverser Gedenk-
stätten, zur Vergabe verschiedener Kulturer-
besiegel, die Ausweisung von Gebieten als 
Biosphärenreservat sowie den Bau einer Seil-
bahn geprüft.  
Der Ausschuss sieht keinen Anlass, der Lan-
desregierung Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Der Petent reicht je nach Tagesgeschehen 
auch weiterhin allgemeine Eingaben betreffend 
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sowohl Themen der Landes-, der Bundes- 
oder internationaler Politik ein. Diese bestehen 
in der Regel aus nur einem Satz und lassen 
auch eine persönliche Betroffenheit nicht er-
kennen. 
 
Ein Petent hat im Petitionsverfahren Anspruch 
darauf, dass die Petition entgegengenommen, 
geprüft und beschieden wird. Diese verfas-
sungsmäßigen Rechte sind dem Petenten 
gewährt worden. Fragen erfüllen nicht die Zu-
lässigkeitsvoraussetzungen einer Petition. 
 
Ein Anspruch auf eine bestimmte Beschluss-
fassung oder ein bestimmtes Tätigwerden des 
Parlaments im Sinne des Petenten ist jedoch 
nicht vorgesehen. Das Petitionsverfahren ist 
kein Verwaltungs-, sondern ein parlamentari-
sches Verfahren. Ein Widerspruch gegen ei-
nen Beschluss des Petitionsausschusses ist 
nicht möglich. Auch besteht kein Anspruch auf 
eine ständig wiederholte Befassung mit dem 
bereits vorgetragenen Sachverhalt. 
 
Der Petitionsausschuss sieht auch im Übrigen 
keinen Anlass, der Landesregierung Maßnah-
men zu empfehlen. Weitere Eingaben in die-
sen Angelegenheiten sind zwecklos und wer-
den nicht mehr beantwortet. 
 
 
 
 
 
 
18-P-2025-14981-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petent bittet um Unterstützung im Rahmen 
eines aufenthaltsrechtlichen Antragsverfah-
rens. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der kom-
munalrechtlichen Thematik befasst. 
 
Er nimmt zunächst zur Kenntnis, dass der 
Petent über eine bis Juli 2026 gültige Fiktions-
bescheinigung verfügt. 
 
Darüber hinaus stellt er fest, dass die Stadt K. 
bestätigt, dass die Ausstellung der Aufent-
haltserlaubnis sich in Bearbeitung befindet. 
 
Der Petitionsausschuss kann dem Petenten 
nur empfehlen, weiterhin noch etwas Geduld 
zu haben. 
 

Der Petitionsausschuss bitte die Landesregie-
rung um einen Nachbericht bezüglich des Er-
gebnisses des Antragsverfahrens. 
 
Der Petitionsausschuss sieht im Übrigen keine 
Möglichkeit, im Sinne der Eingabe Maßnah-
men zu empfehlen. 
 
Bei diesem Beschluss handelt es sich gleich-
zeitig um einen Verbindungsbeschluss zur 
Petition 18-P-2025-15242-00. 
 
 
 
18-P-2025-14989-00 
Wasser und Abwasser 
 
 
Der Lippeverband kann nicht zur Fortführung 
der bestehenden Wartungsverträge verpflichtet 
werden, da eine gesetzliche Verpflichtung 
nicht besteht. Alternativen wurden den Grund-
stückseigentümern zur Entscheidung vorge-
schlagen. Den Grundstückseigentümern war 
bereits vor Teilnahme am Projekt im Jahr 2004 
ihre künftige Verantwortung klargemacht wor-
den. Während der vergangenen 20 Jahre ha-
ben diese deutliche Vorteile gegenüber den 
nicht am Projekt Teilnehmenden erhalten. Eine 
Schädigung der Bürgerinnen und Bürger, die 
an diesem Projekt teilnahmen, ist nicht festzu-
stellen. Der Petitionsausschuss ist auch dar-
über unterrichtet worden, dass eine Wartungs-
firma aus unmittelbarer Umgebung die War-
tung der Membrananlagen übernehmen könn-
te.  
 
Der Petitionsausschuss sieht daher keine Mög-
lichkeit, im Sinne der Petition weiter tätig zu 
werden. 
 
 
18-P-2025-15003-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petent moniert die Bearbeitungsdauer 
seines aufenthaltsrechtlichen Antrags durch 
die Ausländerbehörde der Stadt W. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der kom-
munalrechtlichen Thematik befasst und nimmt 
nach erfolgter Prüfung der ministeriellen Stel-
lungnahme zur Kenntnis, dass der Antrag des 
Petenten weiterhin in Bearbeitung ist. 
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Zudem nimmt der Petitionsausschuss zur 
Kenntnis, dass der Petent über einen Reise-
ausweis verfügt, der bis zum 25. Januar 2027 
gültig ist und ihm somit Dienstreisen im Rah-
men seiner beruflichen Tätigkeit ermöglicht. 
 
Der Ausschuss hat Verständnis für die Verär-
gerung des Petenten. Die Situation der be-
troffenen Ausländerbehörde ist dem Petitions-
ausschuss bereits bekannt. Es werden bereits 
Gespräche bezüglich der Verbesserung der 
Situation vor Ort geführt. 
 
Der Petitionsausschuss kann dem Petenten 
nur empfehlen, eng mit der zuständigen Aus-
länderbehörde zusammen zu arbeiten und 
angeforderte Unterlagen dort zeitnah einzu-
reichen. 
 
Dem Petenten steht es frei, sich jederzeit er-
neut an den Petitionsausschuss zu wenden. 
 
 
18-P-2025-15008-00 
Landesplanung 
Landschaftspflege 
 
 
Die Petition richtet sich gegen die Ausweisung 
von Vorranggebieten für Windenergie in Land-
schaftsschutzgebieten zum aktuellen Zeit-
punkt. Er nennt als Beispiel den Höhenzug 
Nutscheid im Rhein-Sieg-Kreis. 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage der Eingabe des Petenten geprüft, 
nachdem er sich hierzu von der Landesregie-
rung (Ministerium für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie - MWIKE) unterrich-
ten lassen hat.  
 
Die räumliche Ausweisung von Windenergie-
bereichen liegt in der planerischen Verantwor-
tung des regionalen Planungsträgers, dem 
Regionalrat Köln. Da die Entscheidung des 
Regionalrats, die in Rede stehenden Flächen 
auszuweisen, nicht zu beanstanden ist, sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, 
weiter im Sinne der Petition tätig zu werden. 
 
Zur weiteren Information übersendet der Petiti-
onsausschuss dem Petenten eine Kopie der 
Stellungnahme des MWIKE vom 20.01.2026. 
 
 
 
18-P-2025-15016-00 
Bauordnung 
 
 
Die Nutzung des Carports auf dem Na-
chbargrundstück der Petenten war – ein-

schließlich der vorgetragenen brandschutz-
rechtlichen Bedenken – bereits mehrfach Ge-
genstand von Beschlüssen des Petitionsauss-
chusses (vgl. Petition vom 29.11.2022 zu 17-
P-2022-28897, vom 07.02.2023 zu 18-P-2023-
03461-00 sowie vom 16.04.2024 zu 18-P-
2023-03461-01). 
 
In den damaligen Verfahren konnten weder 
eine Zweckentfremdung des Carports noch ein 
Fehlverhalten der nachgeordneten 
Bauaufsichtsbehörden festgestellt werden. Auf 
die diesbezüglich ergangenen Beschlüsse wird 
– zur Vermeidung von Wiederholungen – 
umfänglich Bezug genommen. Die Petenten 
geben nunmehr an, dass sich die Sachlage 
seitdem geändert habe. Beschwerden der 
Petenten würden ignoriert, obwohl die Be-
zirksregierung K. eine Befassung und Beant-
wortung seitens der unteren Immis-
sionsschutzbehörde zugesagt habe. 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sache aber-
mals durch die Landesregierung prüfen und 
sich umfänglich berichten lassen. Er hat den 
Bericht der Landesregierung sowie Auszüge 
der Verwaltungsvorgänge intensive geprüft 
und die Sach- und Rechtslage umfänglich 
bewertet. Der Ausschuss stellt fest, dass die 
untere Bauaufsichtsbehörde neuen 
Beschwerdepunkten nachgeht, mehrfach 
Ortsbesichtigungen (auch unregelmäßig und 
unangekündgit) durchführte und den Petenten 
hierzu ausführlich antwortete.  
 
Sofern und soweit Beschwerden kein neuer 
Sachvortrag zu entnehmen ist, bestehen von 
Seiten des Petitionsausschusses auch keine 
Bedenken, wenn die nachgeordneten 
Bauaufsichtsbehörden diese lediglich zum 
Vorgang nehmen. Es kann nicht verlangt 
werden, dass sich Behörden mit redundantem, 
bereits geprüftem bzw. als unbegründet 
zurückgewiesenem Vorbringen stets aufs neue 
beschäftigen. 
 
Soweit die untere Bauaufsichtsbehörde be-
absichtigt, zukünftig für seitens der Petenten 
veranlasste Überprüfungen Gebühren zu er-
heben, sofern Verstöße nicht festgestellt 
werden sollten, so begegnet auch dies keinen 
Bedenken. Die Petenten wurden auf diese 
Möglichkeit durch die untere Bauaufsichts-
behörde schriftlich hingewiesen. Sie können 
daher ihr Verhalten darauf einrichten. 
 
Ein neuer Sachvortrag ist in bauaufsichtlicher 
Hinsicht lediglich bezüglich des bei der Errich-
tung des Nachbargebäudes in der 
Gebäudehülle verwendeten Baustoffes „As-
bestzementplatten mit Kunstharzputz“ 
erkennbar. Asbestzementplatten bestehen aus 
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Zement und Asbestfasern und wurden früher 
häufig für Dächer und Fassaden verwendet. 
Solange Asbestzementplatten unbeschädigt 
sind und unter Kunstharzputz liegen, sind die 
Asbestfasern gebunden. Eine Gefahr kann erst 
entstehen, wenn die Asbestzementplatten mit 
Kunstharzputz beschädigt werden (z.B. durch 
Witterungsschäden, Bauarbeiten oder ein 
Brandereignis) oder durch Alterung brüchig 
werden. Da Instandsetzungen durch Bearbeit-
en, Sägen, Bohren, Streichen oder Abspritzen 
von Asbestzementplatten gesetzlich verboten 
sind, müssen die Asbestzementplatten in die-
sen Fällen unter strikter Beachtung ar-
beitsrechtlicher Vorschriften entfernt und en-
tsorgt werden. Solange jedoch keine baulichen 
Veränderungen erfolgen und die Fassaden-
platten in gutem Zustand sind, besteht keine 
Gefahr, die eine bauaufsichtliche Anordnung 
des Rückbaus rechtfertigen würde. Nach 
eingehender Prüfung im Petitionsverfahren 
sind weder bauliche Änderungen noch 
witterungsbedingte Mängel an den Platten 
erkennbar. Maßnahmen auf gesetzlicher 
Grundlage sind daher nicht zu ergreifen. 
 
Für ein willkürliches oder diskriminierendes 
Verhalten seitens der nachgeordneten 
Bauaufsichtsbehörden liegen keine Anhalt-
spunkte vor. Es besteht demnach keine Veran-
lassung, den nachgeordneten Bauaufsichts-
behörden eine abweichende Vorgehensweise 
zu empfehlen. 
 
Im Hinblick auf die von den Petenten ange-
führten Verstöße gegen Anforderungen des 
Immissionsschutzes durch Lärm- und Ge-
ruchsbelästigungen verursacht durch das Lau-
fenlassen von Motoren sowie Arbeiten an Mo-
torrädern in dem fraglichen Carport und einer 
diesbezüglichen unzureichenden Bearbeitung 
von Beschwerden durch das Ordnungsamt der 
Stadt H. wurde der Sachverhalt ebenfalls 
erneut geprüft.  
 
Der Bezirksregierung K. gingen erstmalig im 
Mai sowie Juni 2023 Beschwerden der Peten-
ten über Staub- und Geruchsimmissionen 
durch wiederkehrende, vom Na-
chbargrundstück ausgehende Flex- und 
Schleifarbeiten sowie Motorradabgase zu. 
Hierbei sei – wie auch im Folgenden – der 
Vorwurf erhoben worden, dass die Stadt H. 
Eingaben in willkürlicher Weise nicht na-
chgehen würde. Die Prüfung durch das Ord-
nungsamt der Stadt H. wie auch die fa-
chaufsichtlichen Prüfungen des R.-Kreises 
sowie der Bezirksregierung selbst haben zum 
damaligen Zeitpunkt keine Anhaltspunkte 
ergeben, die ein behördliches bzw. aufsichts-
behördliches Einschreiten erfordern würden. 
Der von den Petenten vorgetragene Sach-

verhalt konnte trotz mehrfacher – auch 
unangekündigter – Ortsbesichtigungen nicht 
belegt werden. Die Feststellungen tragen 
daher ein Einschreiten der Behörden nicht. 
 
Bei der Bezirksregierung K. gingen im weiteren 
Verlauf regelmäßig Beschwerden der Petenten 
mit gleichlautenden Vorwürfen gegen die Na-
chbarn zu, die jeweils an den R.-Kreis mit der 
Bitte um Überprüfung weitergeleitet worden 
sind. Der Kreis sowie die Stadt H. sind diesen 
Anwürfen regelmäßig nachgegangen. Feststel-
lungen zu Rechtsverstößen konnten jedoch 
nicht getroffen werden. 
 
Mit den Petenten sei darüber hinaus 
grundsätzlich vereinbart worden, sich bei 
konkreten Verstößen telefonisch beim Ord-
nungsdienst zu melden. Eine solche Meldung 
sei lediglich am 22.03.2025 erfolgt. Zum 
diesbezüglichen Vorwurf, die Stadt H. sei der 
am 22.03.2025 um 14:20 Uhr erstatteten An-
zeige erst um 18 Uhr nachgegangen, gab die 
Stadt H. nachvollziehbar an, dass der Ord-
nungsdienst zu diesem Zeitpunkt in eine vor-
rangig zu bearbeitende Maßnahme einge-
bunden gewesen sei. Bei einer späteren 
Kontrolle um 18 Uhr hätten keine Verstöße 
mehr festgestellt werden können. Gegen die 
Priorisierung der Prüfung bestehen aus Sicht 
des Petitionsausschusses keine Bedenken. 
Dies insbesondere, da vormalige Prüfungen 
bisher keine Verstöße zu belegen vermochten. 
 
Mit E-Mail vom 03.06.2025 wurde den Peten-
ten durch den R.-Kreis schließlich mitgeteilt, 
dass die zum wiederholten Male gegen das 
Ordnungsamt der Stadt H. erhobenen Fa-
chaufsichtsbeschwerden stets geprüft und als 
unbegründet zurückgewiesen worden seien. 
Die Petenten seien daher gebeten worden, in 
Zukunft von derartigen oder ähnlichen Einga-
ben Abstand zu nehmen und sich bei 
Beschwerden an das Ordnungsamt der Stadt 
zu wenden, so dass ihrem Anliegen von dort 
schnellstmöglich nachgegangen werden 
könne. Auch dieses Vorgehen ist aus Sicht 
des Petitionsausschusses nicht zu beanstand-
en. 
 
In der Folge habe das Ordnungsamt alleine 
zwischen dem 27.06.2025 und dem 
05.09.2025 unangekündigte Kontrollen durch-
geführt, bei denen weder Geruchsbelästigung-
en noch Arbeiten an Fahrzeugen auf dem Na-
chbargrundstück festgestellt werden konnten. 
Für ein willkürliches oder diskriminierendes 
Verhalten seitens der nachgeordneten 
Behörden liegen aus Sicht der mit der Prüfung 
betrauten Behörden keine Anhaltspunkte vor. 
Dieser Einschätzung schließt sich der Peti-
tionsausschuss nach umfänglicher Prüfung 
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des Sachverhaltes an. Er weist ferner darauf 
hin, dass die baulichen Gegebenheiten an den 
Be- und Entlüftungsanlagen der petitionsge-
genständlichen Grundstücken mit 
Wohngebäuden aus baulrechtlicher Sicht nicht 
zu beanstanden sind. 
 
Es besteht demnach auch keine Veranlas-
sung, den Behörden eine abweichende Vorge-
hensweise zu empfehlen. 
 
Die Petenten werden ferner darauf hingew-
iesen, dass das Petitionsgrundrecht ihnen ein 
Recht auf Entgegennahme, Prüfung und Bes-
cheidung von Petitionen vermittelt. Diese ver-
fassungsmäßigen Rechte sind den Petenten 
mehrfach gewährt worden.  Der Ausschuss 
kommt jedoch nicht umhin festzustellen, dass 
die Petenten seit Ende 2022 wiederholt Prüf-
begehren mit ähnlichen bzw. wiederholten 
Anwürfen eingebracht haben. Die vorgetra-
genen Sachverhalte wurden – zum Teil 
wiederholt – umfänglich geprüft und beschie-
den. Die Landesregierung sowie deren unter-
stellte Behörden haben hinlänglich nachgew-
iesen, dass sie ihren Anträgen in erheblichem 
Umfange nachgegangen sind. Zudem wurden 
die Petenten durch örtliche Behörden – in nicht 
zu beanstandender Weise – darauf hingew-
iesen, dass wiederholende Eingaben von dort 
nicht mehr beauskunftet bzw. für unberechtigte 
Prüfbegehren die Erhebnung von Gebühren 
geprüft werden.  
 
Ein Anspruch auf eine bestimmte Bes-
chlussfassung oder ein bestimmtes Tätig-
werden des Parlaments im Sinne der Petenten 
ist nicht vorgesehen. Das Petitionsverfahren ist 
kein Verwaltungs-, sondern ein parlamentar-
isches Verfahren. Auch besteht kein Anspruch 
auf eine ständig wiederholte Befassung mit 
dem bereits vorgetragenen Sachverhalt. 
Weitere wiederholende Eingaben in dieser 
Angelegenheit sind daher zukünftig zwecklos 
und werden nicht mehr beantwortet. 
 
 
 
 
18-P-2025-15050-00 
Jugendhilfe 
 
 
Die Petentin bemängelt die Inobhutnahme 
ihrer zwei Kinder von zwei verschiedenen Ju-
gendämtern. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrundeliegende Sach- und Rechts-
lage unterrichtet. Er stellt fest, dass die Ju-
gendämter der Stadt Mönchengladbach und 
des Rhein-Kreises Neuss nach den Vorgaben 

des Kinderschutzes und stets im Interesse des 
Kindeswohls gehandelt haben, indem sie die 
Kinder vor Gewalt, Vernachlässigung und un-
aufgeklärten Verletzungen geschützt haben. 
Eine Zusammenlegung der Verfahren war 
angesichts der Dringlichkeit in beiden Fällen 
nicht geboten, da dies zeitliche Verzögerungen 
bedeutet hätte. 
 
Der Petitionsausschuss kann der Petentin nur 
empfehlen, im Interesse des Kindeswohls mit 
den Jugendämtern und den Gerichten eng 
zusammenzuarbeiten, um auch ihre Erzie-
hungsfähigkeit nachzuweisen. 
 
Die örtlich zuständigen Jugendämter treffen 
ihre Entscheidungen im Rahmen der verfas-
sungsrechtlich garantierten kommunalen 
Selbstverwaltung ausschließlich in eigener 
Verantwortung, ohne hierbei an Weisungen 
oder Empfehlungen gebunden zu sein, so 
dass nur bei Verstößen gegen geltende 
Rechtsvorschriften eingeschritten werden 
kann. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass für 
Maßnahmen. 
 
 
 
18-P-2025-15175-00 
Jugendhilfe 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrundeliegende Sach- und Rechts-
lage unterrichtet und sieht keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium für Kinder, Ju-
gend, Familie, Gleichstellung, Flucht und In-
tegration) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Die örtlich zuständigen Jugendämter treffen 
ihre Entscheidungen im Rahmen der verfas-
sungsrechtlich garantierten kommunalen 
Selbstverwaltung ausschließlich in eigener 
Verantwortung, ohne hierbei an Weisungen 
oder Empfehlungen gebunden zu sein, so 
dass nur bei Verstößen gegen geltende 
Rechtsvorschriften eingeschritten werden 
kann. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass das Jugendamt der Stadt Dorsten der 
Umgangsbegleitung gemäß § 18 Absatz 3 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VIII) 
gerecht geworden ist, indem es eine zeitnahe 
Umsetzung des begleiteten Umgangs in einer 
Praxis ermöglicht hat. 
 
Er weist darauf hin, dass hinsichtlich der durch 
den Petenten präferierten Familienpraxis 
Dorsten lediglich eine Empfehlung im Rahmen 
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des familiengerichtlichen Beschlusses vom 
05.09.2024 ausgesprochen wurde. Diese 
Empfehlung schließe die Einbeziehung einer 
anderen professionellen Stelle zur Umgangs-
begleitung nicht aus. Die Beauftragung der 
Praxis in Oberhausen ist erfolgt, da die Praxis 
in Dorsten im September 2024 auf absehbare 
Zeit keine Kapazitäten habe bereithalten konn-
te. Der Ausschuss nimmt zur Kenntnis, dass 
der Petent dem Praxiswechsel in einem ge-
meinsamen Gespräch im November 2024 
auch ausdrücklich zugestimmt und sich 
dadurch mit dem Ortswechsel und etwaigen 
Mehrkosten und -aufwänden aufgrund der 
Fahrten nach Oberhausen einverstanden er-
klärt hat. Die Praxis in Oberhausen hat bei der 
Planung und Anbahnung des begleiteten Um-
gangs auch die Erwartungen und Vorstellun-
gen des Petenten berücksichtigt und diese in 
der Terminplanung berücksichtigt.  
 
Die Einschätzung nach Meldung einer Kin-
deswohlgefährdung nach § 8a Abs. 1 SGB VIII 
erfolgte nach den rechtlichen und fachlichen 
Vorgaben und ist nicht zu beanstanden. 
 
Hinsichtlich der Vorwürfe des Petenten bezüg-
lich des Vorfalls vom 23.08.2024 nimmt der 
Petitionsausschuss zur Kenntnis, dass das 
Jugendamt die Risikoeinschätzung gemäß der 
gesetzlichen Standards nach § 8a SGB VIII 
sowie nach den internen Fachstandards des 
Jugendamtes durchgeführt hat. 
 
Im Übrigen nimmt der Petitionsausschuss zur 
Kenntnis, dass für die Risikoeinschätzung 
einer Kindeswohlgefährdung der schwerstbe-
hinderten Tochter des Petenten, gegenüber 
welcher sich der Vorfall vom 23.08.2024 ereig-
net haben soll, das Jugendamt Marl örtlich 
zuständig ist. Hierauf sowie die Möglichkeit 
einer Meldung an das zuständige Jugendamt 
der Stadt Marl wurde der Petent vom Jugend-
amt Dorsten schriftlich hingewiesen. 
 
Die Kritik des Petenten an der sonstigen Ar-
beitsweise des Jugendamtes der Stadt 
Dorsten, insbesondere der Vorwurf, es würde 
auf Schreiben nicht geantwortet, ist vor dem 
Hintergrund der umfangreichen Schreiben des 
Jugendamtes vom 28.05., 23.07.und 
13.08.2025 sowie der E-Mail-Antworten des 
Bürgermeisters vom 23.07. und 24.07.2025 an 
den Petenten nicht nachvollziehbar. 
 
 
 
 
 
 
 
 

18-P-2025-15242-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petent bittet um Unterstützung im Rahmen 
eines aufenthaltsrechtlichen Antragsverfah-
rens. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der kom-
munalrechtlichen Thematik befasst. 
 
Er nimmt zunächst zur Kenntnis, dass der 
Petent über eine bis Juli 2026 gültige Fiktions-
bescheinigung verfügt. 
 
Darüber hinaus stellt er fest, dass die Stadt K. 
bestätigt, dass die Ausstellung der Aufent-
haltserlaubnis sich in Bearbeitung befindet. 
 
Der Petitionsausschuss kann dem Petenten 
nur empfehlen, weiterhin noch etwas Geduld 
zu haben. 
 
Der Petitionsausschuss bitte die Landesregie-
rung um einen Nachbericht bezüglich des Er-
gebnisses des Antragsverfahrens. 
 
Der Petitionsausschuss sieht im Übrigen keine 
Möglichkeit, im Sinne der Eingabe Maßnah-
men zu empfehlen. 
 
Bei diesem Beschluss handelt es sich gleich-
zeitig um einen Verbindungsbeschluss zur 
Petition 18-P-2025-14981-00. 
 
 
 
18-P-2025-15273-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft und umfassend in einem 
Termin nach Art. 41a der Landesverfassung 
NRW erörtert. 
 
Mit der vorbezeichneten Petition beanstandet 
der Petent die vollzugliche Behandlung. Im 
Wesentlichen handelt es sich um folgende 
Vorgänge: 
 

• Seit seiner Verlegung in die Justizvoll-
zugsanstalt G. seien ihm vier Aus-
führungen gewährt worden, zu denen 
er Anstaltskleidung habe tragen müs-
sen, gefesselt gewesen und durch 
Justizvollzugsbedienstete in Dienst-
kleidung beaufsichtigt worden sei. Die-
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se Vorgehensweise stehe nach sei-
nem Dafürhalten dem Zweck der Aus-
führungen – der Erhaltung der Lebens-
tüchtigkeit – entgegen; es handele sich 
um Schikane, um ihn von weiteren 
Ausführungen abzuhalten. 

• Er beklagt, dass seine Anträge auf 
Anbindung an die Einzelpsychothera-
pie, die Teilnahme an der deliktfokus-
sierten Gruppe und am Sozialtraining 
bislang unbeantwortet geblieben sei-
en, obwohl sein Vollzugsplan die Ver-
legung in den offenen Vollzug unter 
die Voraussetzung des erfolgreichen 
Abschlusses einer Einzelpsychothera-
pie zur Aufarbeitung der Delinquenzu-
rsachen seiner Persönlichkeit stelle. 

• Die Anstaltspsychologin reagiere auf 
seine Gesprächsbitten mit einmo-
natiger Wartezeit und behandele ihn 
aus seiner Sicht geringschätzig. Seine 
Anträge auf einen Wechsel der Psy-
chologin seien bislang unbeantwortet 
geblieben. 

 
Der Petitionsausschuss hat von der abwei-
chenden Sachverhaltsdarstellung der Leiterin 
der Justizvollzugsanstalt G. zur Vollzugssitua-
tion und zur psychologischen Behandlung des 
Petenten Kenntnis genommen. Die Ausfüh-
rungen des Petenten zum Erhalt der Lebens-
tüchtigkeit fanden jeweils gemäß den aktuell 
gültigen Maßgaben statt, die nicht zu bean-
standen sind.  
 
Der Petent erhält umfangreiche psychothera-
peutische Angebote, um die notwendigen Vo-
raussetzungen für eine Verlegung in den offe-
nen Vollzug zu schaffen. Seine Anträge auf 
Anbindung an die Einzelpsychotherapie sowie 
auf Teilnahme an der deliktsfokussierten Be-
handlungsgruppe und am Sozialen Training 
wurden ordnungsgemäß bearbeitet und der 
Petent konnte mit der Teilnahme an der de-
liktsfokussierten Behandlungsgruppe und am 
Sozialen Training im Oktober 2025 starten. 
Eine Anbindung an den bereits behandelnden 
externen Einzeltherapeuten kann voraussicht-
lich sehr zeitnah stattfinden. Ein persönliches 
Fehlverhalten der Anstaltspsychologin gegen-
über dem Petenten ist nicht festzustellen. 
 
Die vollzugliche Sachbehandlung gegenüber 
dem Petenten ist nicht zu beanstanden. Es 
besteht kein Anlass, der Landesregierung (Mi-
nisterium der Justiz) Maßnahmen zu empfeh-
len. 
 
 
 
 
 

18-P-2025-15278-00 
Ausländerrecht 
 
Die Petenten, die sich zum Zeitpunkt der Peti-
tionseinreichung noch in der Ukraine befan-
den, begehrten nach einer Einreise in die Bun-
desrepublik in H. in NRW ihren Wohnsitz neh-
men zu dürfen. In H. würden bereits zwei Ver-
wandte und ein Freund der Familie leben. Zu-
dem würde bereits ein Arbeitsangebot vorlie-
gen. Der Petitionsausschuss hat sich über die 
der Petition zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage unterrichtet und sich von der Lan-
desregierung (Ministerium für Kinder, Jugend, 
Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration 
– MKJFGFI) berichten lassen.  
 
Zum Zweck der bundesweiten Verteilung der 
ankommenden Personen aus der Ukraine, die 
ein Schutzbegehren nach § 24 AufenthG äu-
ßern, wurde die Fachanwendung zur Register-
führung, Erfassung und Erstverteilung zum 
vorübergehenden Schutz – kurz FREE – ge-
schaffen. Die Verteilung der Eingereisten Per-
sonen richtet sich nach der FREE Quote unter 
Berücksichtigung des Königsteiner Schlüssels.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass Nordrhein-Westfalen aktuell in der FREE 
Überquote ist und ankommende Ukrainerinnen 
und Ukrainer nur in Nordrhein-Westfalen ver-
bleiben können, soweit ein Ausnahmetatbe-
stand gegeben ist.  
 
Das Vorliegen eines Ausnahmetatbestandes 
konnte im Falle der Petenten nicht festgestellt 
werden, sodass die Familie nach Niedersa-
chen umverteilt wurde. 
 
Der Petitionsausschuss sieht nach Prüfung 
des Anliegens keine Veranlassung, der Lan-
desregierung Maßnahmen zu empfehlen.   
 
 
 
 
18-P-2025-15304-00 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Bei der vom Petenten beanstandeten Veran-
staltung hat es sich um eine öffentlich aner-
kannte Veranstaltung gehandelt. Die Interes-
sen der Nachbarschaft sind seitens der Stadt 
mit den Interessen der Nachbarschaft abge-
wogen und das Ende der Veranstaltung auf 
23.00 Uhr gesetzt worden. Damit ist man unter 
dem maximalen Rahmen geblieben, der für 
Ausnahmen eine Höchstdauer bis 1.00 Uhr 
des Folgetages vorsieht. Auch bei der Be-
schallung wurde die Höchstgrenze von 80 dB 
(A) nicht festgesetzt, sondern eine Höchst-
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grenze von 70 dB(A) verfügt. Aus immissions-
schutzrechtlicher Sicht ist das Vorgehen der 
Stadt nicht zu beanstanden. Die festgesetzten 
Nebenbestimmungen zum Lärmschutz ent-
sprechen den rechtlichen Erfordernissen.  
 
Der Petitionsausschuss sieht daher keine Mög-
lichkeit, im Sinne des Petenten weiter tätig zu 
werden. 
 
 
18-P-2025-15305-00 
Studentenwohnheime 
 
 
Der Petitionsausschuss bedauert, dass es im 
Rahmen der Beendigung eines Mietverhältnis-
ses zu einem Konflikt mit dem Studierenden-
werk gekommen ist, der von der Petentin als 
belastend und diskriminierend wahrgenommen 
worden ist. 
 
Nach Prüfung der Angelegenheit hat das Stu-
dierendenwerk die geltenden rechtlichen Vor-
gaben eingehalten und ist der Petentin im 
Rahmen der bestehenden Regelungen entge-
gengekommen. Ein diskriminierendes Verhal-
ten gegenüber der Petentin wird vom Studie-
rendenwerk zurückgewiesen.  
 
Die Schwierigkeiten in der Wohngemeinschaft 
sind bedauerlich, können jedoch mietrechtlich 
nicht ohne Mitwirkung der übrigen Mieterinnen 
gelöst werden. Hierauf kann der Petitionsaus-
schuss keinen Einfluss nehmen. Das Studie-
rendenwerk bietet der Petentin zur Klärung der 
mietrechtlichen Fragen weiterhin ein klärendes 
Gespräch an. 
 
Der Petitionsausschuss sieht insgesamt keine 
Möglichkeit, im Sinne der Petition weiter tätig 
zu werden. 
 
Die Petentin erhält zur weiteren Information 
eine Kopie der Stellungnahme des Ministeri-
ums für Kultur und Wissenschaft. 
 
 
 
18-P-2025-15307-00 
Personenstandswesen 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petent rügt die Bearbeitungszeit der Apos-
tillenstelle bei der Bezirksregierung D. und 
erhofft sich durch die Petition eine schnellere 
Bearbeitung seines Antrages. 

Der Petitionsausschuss hat sich mit der ver-
waltungsrechtlichen Thematik befasst und die 
ministerielle Stellungnahme einer Prüfung 
unterzogen. 
 
Er stellt fest, das sich das Petitum zunächst 
zwischenzeitlich positiv erledigt hat. 
 
Er hat ferner zur Kenntnis genommen, dass 
die Überprüfungen des mit der Petition 
vorgetragenen Sachverhaltes durch das Minis-
terium des Innern des Landes Nordrhein-
Westfalen für seinen Geschäftsbereich eine im 
Einzelfall längere Bearbeitungszeit ergeben 
hat, jedoch keine Anhaltspunkte für eine 
grundsätzlich unangemessen verzögerte 
Bearbeitung ergeben hat. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium des Innern) Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-15316-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petent begehrt die Neuausstellung eines 
elektronischen Aufenthaltstitels (eAT). Der 
Petitionsausschuss hat sich über die der Peti-
tion zugrunde liegende Sach- und Rechtslage 
unterrichtet.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die Aufenthaltserlaubnis des Petenten 
zunächst automatisiert durch die 1. Ukrai-
neAufenthÄndFGV vom 22.11.2025 bis zum 
04.03.2026 verlängert wurde. Durch die 2. 
UkraineAufenthÄndFGV wird der Aufenthaltsti-
tel des Petenten nochmals bis zum 04.03.2027 
verlängert werden, wenn dieser am 
01.02.2026 weiterhin gültig ist.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt darüber hinaus 
zur Kenntnis, dass die Neuausstellung eines 
elektronischen Aufenthaltstitels nur in begrün-
deten Einzelfällen erfolgt. Der Petent hat bis-
lang keine Gründe vorgetragen, die die Aus-
stellung eines neuen eAT begründen würden.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Veranlas-
sung, der Landesregierung (Ministerium für 
Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht 
und Integration) Maßnahmen zu empfehlen.  
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18-P-2025-15331-00 
Sport 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Anliegen der 
Petition und sämtliche Nachträge des Petenten 
vollumfänglich geprüft. 
 
Er hat sich von der Landesregierung (Ministe-
rium für Heimat, Kommunales, Bau und Digita-
lisierung und Minister für Bundes- und Eu-
ropaangelegenheiten, Internationales sowie 
Medien des Landes Nordrhein-Westfalen und 
Chef der Staatskanzlei) berichten lassen. 
 
Er nimmt zur Kenntnis, dass die Behauptung 
des Petenten, dass alles Unrecht, das ihm 
widerfahren sei, mit billigender Unterstützung 
des Sportamtes erfolgt sei, jeglicher Grundlage 
entbehrt. Auch haben die mit dem Petenten 
geführten Gespräche zu keiner nachhaltigen 
Befriedung der Situation geführt. 
 
Eine Diskriminierung oder Ungleichbehandlung 
durch das Sportamt der Stadt Düsseldorf ge-
gen den Petenten kann nicht festgestellt wer-
den. Der Petitionsausschuss nimmt zur Kennt-
nis, dass das Sportamt über die letzten Jahre 
immer wieder mit der Klärung strittig gestellter 
Fragen durch den Vereinsvorsitzenden des 
JSV beschäftigt und um deren Aufklärung be-
müht war.  
 
Ein Missverhältnis zwischen Mitgliederzahl und 
zur Verfügung gestellten Hallenzeiten und 
Nutzungskapazitäten ist nicht festzustellen. 
Der Ausschuss nimmt zur Kenntnis, dass der 
Verein in der Vergangenheit Förderungen, z. 
B. für Sportgeräte, erhalten hat. Die Vorwürfe 
wegen Diskriminierung werden zurückgewie-
sen 
 
Das Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau 
und Digitalisierung hat den Sachverhalt kom-
munalaufsichtlich überprüft. Die Stadt Düssel-
dorf hat nicht gegen geltendes Recht versto-
ßen. Anfragen sind durchgängig beantwortet 
und es gab mehrfach Gesprächsangebote mit 
dem städtischen Sportamt.  
 
Im Übrigen darf die Kommunalaufsicht nur im 
Interesse des öffentlichen Wohls eingreifen, 
nicht aber mit dem Ziele, einem Einzelnen zu 
seinem Recht zu verhelfen, wenn dieser seine 
Rechte in einem Zivilprozess oder in einem 
Verwaltungsstreitverfahren geltend machen 
kann.  
 
Der Ausschuss sieht keinen Anlass, der Lan-
desregierung Maßnahmen zu empfehlen. 
 

Weitere Eingaben zu den bereits vorgetrage-
nen Sachverhalten sind zwecklos und werden 
nicht mehr beantwortet. 
 
 
 
18-P-2025-15340-00 
Straßenverkehr 
 
 
Gegenstand der Petition ist die von der Kreis-
verwaltung erlassene straßenverkehrsrechtli-
che Anordnung für das in Rede stehende Sei-
fenkistenrennen im August 2025. Der Petiti-
onsausschuss hat die Sach- und Rechtslage 
der Eingabe des Petenten geprüft, nachdem er 
sich hierzu von der Landesregierung (Ministe-
rium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr - 
MUNV) unterrichten lassen hat.  
 
Die in Rede stehende Veranstaltung ist ord-
nungsgemäß genehmigt worden. Auch wenn 
die Erteilung der Erlaubnis zur Durchführung 
der Veranstaltung gemäß § 29 Abs. 2 Stra-
ßenverkehrs-Ordnung (StVO) erst nach Ein-
schreiten der Bezirksregierung aufgrund einer 
Beschwerde des Petenten erteilt wurde, ist sie, 
wie auch die getroffenen verkehrsrechtlichen 
Anordnungen gemäß § 45 StVO, nicht zu be-
anstanden. Anliegerrechte wurden hierbei 
nicht verletzt. 
 
Der Petitionsausschuss sieht daher davon ab, 
der Landesregierung (MUNV) weitere Maß-
nahmen zu empfehlen. 
 
 
 
 
18-P-2025-15357-00 
Ausländerrecht 
Abschiebehaft 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegende Sach- und Rechts-
lage unterrichtet. Zum Zeitpunkt der Einrei-
chung der Petition befand sich der Petent be-
reits in der Unterbringungseinrichtung für Aus-
reisepflichtige in Büren. Die Abschiebung des 
Petenten erfolgte einen Tag nach Einreichung 
der Petition.  
 
Gleichwohl hat sich der Petitionsausschuss 
über die der Petition zugrunde liegende Sach- 
und Rechtslage unterrichtet und sich hierzu 
von der Landesregierung (Ministerium für Kin-
der, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht 
und Integration) berichten lassen.  
 
Der Petent war nach negativem Abschluss 
seines Asylverfahrens vollziehbar zur Ausreise 
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aus dem Bundesgebiet verpflichtet. An die 
Entscheidungen des Bundesamtes für Migrati-
on und Flüchtlinge ist die Ausländerbehörde 
ohne eigene Wertungsmöglichkeiten gebun-
den.  Gegenüber der Ausländerbehörde erklär-
te der Petent, dass er nicht bereit sei, das 
Bundesgebiet freiwillig zu verlassen.  
 
Ein durchgeführtes Härtefallverfahren gem. § 
23a AufenthG verlief ebenfalls negativ, sodass 
sich hieraus keine Grundlage für die Erteilung 
einer Aufenthaltserlaubnis ergab.  
 
Das Vorliegen der Voraussetzungen für ein 
asylverfahrensunabhängiges Aufenthaltsrecht 
konnte im Petitionsverfahren nicht festgestellt 
werden. Die beabsichtigte Eheschließung mit 
einer deutschen Staatsangehörigen stand 
nicht unmittelbar bevor, sodass hieraus kein 
Duldungsanspruch resultierte. Der Petent er-
füllte zudem nicht die Voraussetzungen für die 
Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis zu Ausbil-
dungszwecken.  
 
Die Rückführungsentscheidung der Auslän-
derbehörde ist im Ergebnis nicht zu beanstan-
den. Der Petitionsausschuss sieht daher keine 
Veranlassung, der Landesregierung Maßnah-
men zu empfehlen.  
 
 
18-P-2025-15358-00 
Jugendhilfe 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrundeliegende Sach- und Rechts-
lage unterrichtet und sieht keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium für Kinder, Ju-
gend, Familie, Gleichstellung, Flucht und In-
tegration) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die Petentin sich über das behördliche 
Vorgehen einer Mitarbeiterin einer polnischen 
Behörde beschwert.  
 
Der Petentin wird empfohlen, sich mit ihrem 
Anliegen an die polnische(n) Behörde(n) zu 
wenden. 
 
Die Jugendämter sind gesetzlich verpflichtet im 
Rahmen des Schutzauftrages gem. § 8a SGB 
VIII zusammenzuarbeiten und sofern nötig 
auch zuständige Stellen im Ausland zu invol-
vieren. Die rechtliche Grundlage für die Zu-
sammenarbeit bei internationalen Sorge-
rechtsangelegenheiten und bei Maßnahmen 
zum Schutz von Kindern richtet sich nach der 
Verordnung (EU) 2019/1111 des Rates vom 
25.06.2019 über die Zuständigkeit, die Aner-
kennung und Vollstreckung von Entscheidun-

gen in Ehesachen und in Verfahren betreffend 
die elterliche Verantwortung und über interna-
tionale Kindesentführung (Brüssel II b-
Verordnung) und dem Haager Kinderschutz-
übereinkommen vom 19.10.1996 (KSÜ). 
 
Im Hinblick auf den Wunsch nach Aktenein-
sicht wird der Petentin ebenfalls empfohlen, 
einen entsprechenden Antrag beim zuständi-
gen Jugendamt zu stellen. 
 
Hierbei ist zu berücksichtigen, dass die Behör-
de gemäß § 25 Absatz 3 SGB X zur Gestat-
tung der Akteneinsicht dann nicht verpflichtet 
ist, soweit die Vorgänge wegen der berechtig-
ten Interessen der Beteiligten oder dritter Per-
sonen geheim gehalten werden müssen. Diese 
Entscheidung wird durch das Jugendamt ge-
troffen. 
 
 
 
18-P-2025-15382-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegende Sach- und Rechts-
lage unterrichtet. Der Petent begehrt die Strei-
chung seiner Wohnsitzauflage. Der Petitions-
ausschuss hat sich hierzu von der Landesre-
gierung (Ministerium für Kinder, Jugend, Fami-
lie, Gleichstellung, Flucht und Integration) be-
richten lassen.  
 
Nach § 61 Abs. 1d) AufenthG ist ein vollzieh-
bar ausreisepflichtiger Ausländer, dessen Le-
bensunterhalt nicht gesichert ist, verpflichtet, 
an einem bestimmten Ort seien gewöhnlichen 
Aufenthalt zu nehmen (Wohnsitzauflage).  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass anhand des vom Petenten vorgelegten 
bis zum 28.02.2026 befristeten Arbeitsvertra-
ges für eine Teilzeitbeschäftigung seitens der 
Ausländerbehörde nicht prognostisch von ei-
ner Dauerhaftigkeit der Lebensunterhaltssiche-
rung ausgegangen werden konnte.  
 
Das Vorliegen der Voraussetzungen für die 
Aufhebung der Wohnsitzauflage konnte im 
Petitionsverfahren nicht festgestellt werden.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Veranlas-
sung, der Landesregierung Maßnahmen zu 
empfehlen.  
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18-P-2025-15390-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Die Petentin beschwert sich über die Arbeit der 
Ausländerbehörde W. Insbesondere fordert sie 
eine verbesserte telefonische Erreichbarkeit, 
die Einrichtung eines Online-
Terminvergabesystems, klare Bearbei-
tungsfristen und verbindliche Rückmeldungen 
auf Eingänge, einen respektvollen Umgang 
durch qualifiziertes Empfangspersonal, eine 
personelle Aufstockung und strukturelle Über-
prüfung der Ausländerbehörde. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der kom-
munalrechtlichen Thematik befasst und stellt 
nach erfolgter Prüfung der ministeriellen Stel-
lungnahme fest, dass das Antragsverfahren 
der Petentin weitestgehend abgeschlossen ist. 
Die Petentin ist nach Auskunft der Auslän-
derbehörde W. jedoch nicht zum Termin für die 
Abgabe der biometrischen Daten erschienen. 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die Stadt W. der Petentin einen neuen 
Termin mitteilen wird. 
 
Abschließend stellt der Petitionsausschuss 
fest, dass im vorliegenden Fall nicht gegen 
geltendes Recht verstoßen wurde und somit 
auch kein Anlass besteht, kommnualaufsicht-
lich tätig zu werden.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-15400-00 
Umsatzsteuer 
Einkommensteuer 
 
 
Der Petent beanstandet die Höhe der ge-
schätzten Umsatzsteuer-Voranmeldungen 
sowie die Festsetzung von Verspätungs- und 
Säumniszuschlägen. Außerdem stellt er Anträ-
ge auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand, 
Aussetzung der Vollziehung und Änderung der 
Voranmeldungen der GmbH, deren Geschäfts-
führer er ist. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt unter-
richtet und die Rechtslage geprüft. Ein Fehl-

verhalten der zuständigen Finanzverwaltung 
konnte nicht festgestellt werden. Die Schät-
zung der Umsatzsteuer-Voranmeldungen war 
aufgrund der nicht fristgerechten Abgabe ge-
boten und ermessensgerecht. Nachträglich 
eingereichte Voranmeldungen wurden jeweils 
zeitnah und antragsgemäß berücksichtigt. Die 
Festsetzung der Verspätungs- und Säumnis-
zuschläge erfolgte dem Grunde und der Höhe 
nach rechtmäßig. 
 
Bezüglich des Antrags auf Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand ist festzustellen, dass 
bislang keine Gründe für die verspätete Einle-
gung des Einspruchs vorgetragen wurden. Das 
Finanzamt wird über den Antrag zeitnah ab-
lehnend entscheiden. Bis zu dieser Entschei-
dung besteht weiterhin die Möglichkeit, ent-
sprechende Gründe nachzureichen. 
 
Über den Antrag auf Aussetzung der Vollzie-
hung wird entschieden, nachdem über den 
Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand entschieden wurde. 
 
Die Voraussetzungen für eine Herabsetzung 
oder einen Erlass der Säumnis- und Ver-
spätungszuschläge liegen nicht vor. Die Anträ-
ge sind daher abzulehnen. 
 
Insgesamt besteht kein Anlass, der Landesre-
gierung (Ministerium der Finanzen – FM) Maß-
nahmen im Sinne der Petition zu empfehlen. 
 
Der Petent erhält eine Kopie der Stellungnah-
me des FM vom 26.01.2026 zur weiteren In-
formation. 
 
 
 
 
18-P-2025-15409-00 
Jugendhilfe 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich Anliegen der 
Petentin von der Landesregierung (Ministerium 
für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, 
Flucht und Integration) berichten lassen. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die von der Petentin geschilderten Vorfäl-
le ihrer inzwischen volljährigen Kinder viele 
Jahre (1994) zurückliegen. 
 
Aufgrund der in der Zwischenzeit eingetrete-
nen Volljährigkeit der Kinder und Gründen des 
Sozialdatenschutzes dürfen näherer Auskünfte 
nicht erteilt werden. 
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18-P-2025-15417-00 
Denkmalpflege 
 
 
Der Petent begehrt die Translozierung eines 
historischen Grenzsteines. Er begreift die vor-
malige Versetzung des Grenzsteins als Über-
gangslösung im Zuge des Ausbaus der Bun-
desstraße 66. Final solle der Grenzstein in der 
Nähe seiner alten Gemarkung sichtbar aufge-
stellt werden, um den ihm innewohnenden 
Erinnerungswert öffentlichkeitswirksam her-
auszustellen. Dazu habe er bereits Voranfra-
gen an die Gemeinde L. gerichtet, die das 
Begehren grundsätzlich unterstützen solle. 
Zudem soll Straßen NRW bereits grundsätzlich 
bekundet haben, ein Grundstück zur Neuauf-
stellung bereitzustellen. 
 
Der Grenzstein ist als Baudenkmal in die 
Denkmalliste der Stadt B. eingetragen und 
unterliegt den Bestimmungen des nordrhein-
westfälischen Denkmalschutzgesetzes 
(DSchG NRW). Er befindet sich im Eigentum 
des Landes Nordrhein-Westfalen. Die Wahr-
nehmung der Aufgaben als Eigentümerin ob-
liegt der Bezirksregierung D. 
 
Der Stein wurde im Zuge verschiedener Stra-
ßenbaumaßnahmen bereits mehrfach versetzt, 
zuletzt im Jahr 2017 im Zusammenhang mit 
dem Ausbau der Bundesstraße 66. Die Be-
zirksregierung D. hat als Eigentumsvertreterin 
und in ihrer Funktion als zuständige Denkmal-
behörde den Vorgang geprüft und den damali-
gen Erlaubnisantrag von Straßen NRW positiv 
beschieden. Neben der Bezirksregierung D. 
und Straßen NRW waren der LWL in Westfa-
len und die Stadt B. beteiligt. 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe des 
Petenten gem. Art. 41a der Landesverfassung 
für Nordrhein-Westfalen behandelt und die 
Sach- und Rechtslage umfänglich im Rahmen 
eines Erörterungsgespräches am 04.02.2026 
im Landtag Nordrhein-Westfalen geprüft. 
 
Von Amts wegen sieht die Bezirksregierung D. 
keinen denkmalfachlichen Grund zur neuerli-
chen Versetzung des Grenzsteines. Der der-
zeitige Standort entspreche denkmalfachlichen 
sowie -rechtlichen Anforderungen. Daher 
komme eine Übernahme von Planungsarbei-
ten, Umsetzarbeiten oder Kosten nicht in Be-
tracht. Der vom Petenten vorgeschlagenen 
Translozierung stehen jedoch aus Sicht der 
Bezirksregierung durchgreifende Bedenken 
nicht entgegen. Ein entsprechendes Vorhaben 
erscheine daher grundsätzlich genehmigungs-
fähig.  
 

Grundsätzlich könnte eine erneute Versetzung 
im Rahmen eines denkmalrechtlichen Erlaub-
nisverfahrens erreicht werden. Voraussetzung 
wären: 
- ein Erlaubnisantrag nach § 9 DSchG NRW, 
- eine Kostenübernahmeerklärung des Vorha-
bensträgers, 
- und die Einverständniserklärung des Baulas-
tenträgers (Grundstückseigentümerschaft, auf 
deren Fläche der Stein versetzt werden soll). 
 
Als Vorhabenträgerin kommt vorliegend einzig 
die Gemeinde L. in Betracht. Diese müsste 
schriftlich die Kostenübernahme erklären, den 
denkmalschutzrechtlichen Erlaubnisantrag 
stellen sowie ein Grundstück zur Translozie-
rung ausweisen. Soweit es sich dabei nicht um 
ein der Gemeinde gehörendes Grundstück 
handelt, müsste die schriftliche Erklärung zur 
Übernahme einer Grunddienstbarkeit vom 
Eigentümer eingeholt und im Erlaubnisverfah-
ren vorgelegt werden, um das Genehmigungs-
verfahren erfolgreich zu bestreiten. Die 
Translozierung dürfte – nach verständiger 
Würdigung durch die Bezirksregierung D. so-
wie den LWL in Westfalen – nur durch ein 
entsprechend fachkundiges Unternehmen 
durchgeführt werden. Eine entsprechende 
Kostenprognose müsste im Genehmigungsver-
fahren eingeholt werden. Gegebenenfalls kön-
nen bei Straßen NRW Erkenntnisse zur den 
Kosten der vormaligen Translozierung erlangt 
werden. 
 
Der Petitionsausschuss bittet den Petenten zu 
prüfen, ob die Gemeinde L. weiterhin als Vor-
habenträgerin – auch unter den genannten 
Voraussetzungen – der Translozierung bereit-
stünde. Der Ausschuss weist darauf hin, dass 
der Rat der Gemeinde L. hier in der Ausübung 
ihrer Finanz- und Planungshoheit frei ist und 
der Petitionsausschuss insoweit keine Empfeh-
lung auszusprechen vermag.  
 
Der Ausschuss bittet ferner die Stadt B., die 
Bezirksregierung D. sowie den LWL in Westfa-
len, ein mögliches denkmalrechtliches Erlaub-
nisverfahren wohlwollend zu prüfen und zu 
begleiten. Der Petitionsausschuss bittet die 
Landesregierung (Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung) um 
einen Nachbericht zum 30.06.2026. 
 
 
18-P-2025-15435-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petent begehrt ein dauerhaftes Aufent-
haltsrecht für sich und seine Familie im Bun-
desgebiet. Der Petitionsausschuss hat sich 
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über die der Petition zugrunde liegende Sach- 
und Rechtslage unterrichtet.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die Petenten im Besitz von Aufenthaltser-
laubnissen nach § 25 Abs. 3 AufenthG, § 25 
Abs. 5 AufenthG und § 34 AufenthG sind. Ihr 
Aufenthalt im Bundesgebiet ist somit erlaubt. 
 
Im Petitionsverfahren konnte nicht festgestellt 
werden, dass einzelne Familienmitglieder die 
Voraussetzungen für die Erteilung einer Nie-
derlassungserlaubnis erfüllen. Die Ehefrau und 
die gemeinsamen Kinder erfüllen bereits nicht 
die zeitlichen Voraussetzungen für den Erhalt 
der Niederlassungserlaubnis. Zudem sichert 
die Familie ihren Lebensunterhalt nicht eigen-
ständig.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt im Übrigen zur 
Kenntnis, dass eine dauerhafte Erwerbsunfä-
higkeit des Petenten bislang nicht nachgewie-
sen wurde.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Möglich-
keit, der Landesregierung (Ministerium für 
Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht 
und Integration) Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
 
18-P-2025-15437-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petent schlägt vor, ein verpflichtendes 
gemeinnütziges Programm für Asylbewerbe-
rinnen und Asylbewerber einzuführen, die 
Leistungen nach dem Asylbewerberleistungs-
gesetz beziehen. Mit Hilfe dieses Programms 
sollen Asylsuchende aktiv in gesellschaftlich 
relevante Aufgaben eingebunden werden. Das 
Programm soll sowohl der Integration der Be-
troffenen dienen als auch den gesellschaftli-
chen Zusammenhalt stärken. Die Petition wur-
de hinsichtlich der bestehenden Rechtslage 
vom Deutschen Bundestag beraten und den 
Landesvolksvertretungen zugeleitet, da die 
Ausführung des Asylbewerberleistungsgeset-
zes (AsylbLG) den Ländern und Kommunen 
obliegt.  
 
Der Petitionsausschuss hat sich zum Anliegen 
des Petenten von der Landesregierung (Minis-
terium für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstel-
lung, Flucht und Integration - MKJFGFI) be-
richten lassen.  
 
In § 5 AsylbLG werden Arbeitsgelegenheiten 
für Asylbewerberinnen und Asylbewerber ge-
regelt. Diese werden bei staatlichen, kommu-
nalen oder gemeinnützigen Trägern angeboten 

und dienen dem Gemeinwohl. Asylbewerben-
de können unter bestimmten Voraussetzungen 
auch zur Annahme einer durch die zuständige 
Asylbewerberleistungsbehörde zur Verfügung 
gestellten Arbeitsgelegenheit verpflichtet wer-
den.  
 
Nach dem Gesetz zur Ausführung des Asyl-
bewerberleistungsgesetzes sind in Nordrhein-
Westfalen die Kommunen zuständige Asylbe-
werberleistungsbehörden für die bei ihnen 
untergebrachten Asylbewerberinnen und Asyl-
bewerber. Diese Aufgabe nehmen sie in eige-
ner Zuständigkeit wahr. Die Landesregierung 
übt insoweit keine Fachaufsicht aus. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass in den Landeseinrichtungen für Geflüch-
tete in Nordrhein-Westfalen grundsätzlich Ar-
beitsgelegenheiten angeboten werden, die 
einen unmittelbaren Bezug zur Einrichtung 
haben. Sämtliche angebotenen Arbeitsgele-
genheiten werden auf freiwilliger Basis ange-
nommen.  
 
Arbeitsgelegenheiten, insbesondere in den 
Landesunterkünften, dienen der Unterstützung 
tagesstrukturierender Maßnahmen und tragen 
dazu bei, den Alltag der Bewohnerinnen und 
Bewohner sinnvoll zu gestalten.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Veranlas-
sung, dem MKJFGFI darüberhinausgehende 
Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
 
18-P-2025-15498-00 
Straßenverkehr 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage, die der Eingabe des Petenten 
zugrunde liegt, geprüft. Er sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Verkehr) weitere Maßnahmen 
zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-15541-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petent bittet um ein Bleiberecht im Bun-
desgebiet. Der Petitionsausschuss hat sich 
über die der Petition zugrunde liegende Sach- 
und Rechtslage unterrichtet und sich hierzu 
von der Landesregierung (Ministerium für Kin-
der, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht 
und Integration) berichten lassen.  
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Die Entscheidung über Asylanträge liegt aus-
schließlich im Zuständigkeitsbereich des Bun-
desamtes für Migration und Flüchtlinge (BAMF, 
§ 5 Abs. 1 AsylG). Einflussmöglichkeiten der 
Länder auf die Entscheidung des BAMF be-
stehen nicht. Die Ausländerbehörde ist an die 
asylrechtlichen Entscheidungen ohne eigene 
Wertungsmöglichkeit gebunden (§§6, 42 
AsylG). Der Asylantrag des Petenten wurde 
abgelehnt und die gegen die Ablehnung ge-
richtete Klage rechtskräftig abgewiesen. So-
weit der Petent aufgrund seiner gesundheitli-
chen Situation ein Abschiebungshindernis 
geltend macht, wurde seitens des BAMF kein 
Abschiebungsverbot festgestellt.  
 
Die vom Petenten erbrachten Integrationsleis-
tungen werden nicht verkannt. Im Rahmen des 
Petitionsverfahrens konnte allerdings kein 
Anspruch auf die Erteilung einer asylverfah-
rensunabhängigen Aufenthaltserlaubnis oder 
einer Duldung festgestellt werden.  
 
Der Petent hat einen Antrag bei der Härtefall-
kommission für das Land Nordrhein-Westfalen 
gestellt. Der Ausgang des Härtefallverfahrens 
bleibt abzuwarten. Dem Petenten wird im Falle 
eines negativen Ausgangs des Härtefallverfah-
rens dringend nahegelegt mit der Ausländer-
behörde zu kooperieren, um eine Abschiebung 
in sein Heimatland und ein damit einherge-
hendes Einreise- und Aufenthaltsverbot zu 
vermeiden. Dem Petenten steht es zudem frei, 
sich über legale Einreisemöglichkeiten in die 
Bundesrepublik im Rahmen eines Visumsver-
fahrens (beispielsweise zu Beschäftigungs-
zwecken) zu informieren.  
 
Der Petitionsausschuss sieht im Übrigen keine 
Veranlassung, der Landesregierung Maßnah-
men zu empfehlen.  
 
 
 
 
18-P-2025-15588-00 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
Ordnungswesen 
Bauordnung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrundeliegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage umfassend informiert. 
 
Dem Petenten ist bereits empfohlen worden, 
sich bei von der Pizzeria oder der Terrasse 
ausgehendem Lärm an die zuständige untere 
Ordnungsbehörde der Stadt Neuss oder hilfs-
weise an die Polizei zu wenden, um ggf. ord-
nungsbehördlich tätig werden zu können. Es 

wird jedoch keine Möglichkeit gesehen, dar-
über hinausgehende Maßnahmen zu ergreifen.  
 
Nach Auskunft der Stadt Neuss ist der Kom-
munale Ordnungsdienst bis 02.00 Uhr erreich-
bar und im Einsatz.  
 
Der Petitionsausschuss sieht nach Prüfung der 
Angelegenheit insgesamt keine Möglichkeit, im 
Sinne des Petenten weiter tätig zu werden. 
 
 
18-P-2025-15591-00 
Bezüge der Tarifbeschäftigten 
 
 
Der Petent trägt vor, dass er seit 2014 beim 
Landschaftsverband Westfalen-Lippe (LWL) 
als Fachberater im LWL-Landesjugendamt 
beschäftigt sei. Seine Eingruppierung unter-
scheide sich von den Fachberatungen im 
Landschaftsverband Rheinland (LVR). Im Jahr 
2021 sei durch eine Rechtsreform im SGB VIII 
das Maß der Verantwortung im tarifrechtlichen 
Sinn gestiegen, ohne dass es bei ihm zu einer 
Höhergruppierung gekommen sei. Bei einer 
möglichen Bewerbung in einem Ministerium sei 
er als Fachberater des LWL schlechter gestellt 
als ein Fachberater des LVR, da bei gleicher 
Qualifikation eine höhere Eingruppierung ein 
höheres Maß der Verantwortung suggeriere. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Sach- und Rechtslage von der Landeregierung 
(Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau 
und Digitalisierung - MHKBD) sowie dem 
Landschaftsverband Westfalen-Lippe- (LWL) 
berichten lassen. 
 
Nach der ständigen Rechtsprechung des Bun-
desarbeitsgerichts könne der Petent keine 
Rechte daraus herleiten, wie bei anderen Be-
hörden Beschäftigte mit vergleichbaren Aufga-
ben vergütet werden. Auch aus dem arbeits-
rechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz kön-
ne bezüglich der Angestellten sonstiger Be-
hörden schon deswegen nichts anderes herge-
leitet werden, weil es sich um unterschiedliche 
Arbeitgeber handelt. 
 
Es komme allein darauf an, ob die von ihm 
auszuübende Tätigkeit die tariflichen Tätig-
keitsmerkmale der Entgeltgruppe S 18 Fall-
gruppe 4 TVöD/VKA erfülle. Diese Vorausset-
zungen seien in seinem Fall nicht gegeben. 
Zudem seien vom Petenten keine Argumente 
vorgetragen worden, die eine solche Eingrup-
pierung begründen könnten. Im Ergebnis sei 
festgestellt worden, dass die vorgelegten Ar-
beitsplatzbeschreibungen die Voraussetzun-
gen für eine Eingruppierung in EG S18 nicht 
erfüllen würden. Der Ausschuss nimmt zudem 
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zur Kenntnis, dass eine Klage des Petenten 
auf Eingruppierung in die EG S 18 von diesem 
inzwischen auf Anraten des Gerichts wegen zu 
unbestimmter Begründungen zurückgenom-
men wurde. 
 
Auch vor diesem Hintergrund und seiner Stel-
lung im Parlament sieht der Petitionsaus-
schuss keine Möglichkeit, dem Anliegen des 
Petenten zum Erfolg zu verhelfen. 
 
 
 
18-P-2025-15592-00 
Wohnungswesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage, die der Petition zugrunde liegt, 
geprüft. Ein Verstoß gegen förder- und verwal-
tungsrechtliche Vorschriften ist nicht erkenn-
bar. Auch sind keine schuldhaften Versäum-
nisse der Stadt nachweisbar. Der Petent wird 
nicht in seinen Rechten verletzt. 
 
Die Stadt hat dem Petenten die erbetenen 
Hinweise und Informationen stets in angemes-
senem Umfang zur Verfügung gestellt und 
steht dem Petenten auch nach den durch den 
Petenten abgelehnten Unterstützungsangebo-
ten mit Hilfsangeboten weiterhin zur Verfü-
gung. Der Petent wurde über die Verfahrens-
weise sowie den Wohnungsvermittlungspro-
zess hinreichend informiert. Die erfolgreiche 
Wohnungsvermittlung hängt jedoch zudem von 
der Mitwirkung des Petenten und der Annah-
me der von der Stadt unterbreiteten Hilfsange-
bote ab.  
 
Im Übrigen führt die Stadt den Petenten in 
ihrer Wohnungssuchendenkartei und berück-
sichtigt diesen in ihren kommunalen Vermitt-
lungs- und Belegungsprozessen, sobald ein für 
ihn geeigneter Wohnraum zur Verfügung steht. 
Darüber hinaus wäre eine weitere Unterbrin-
gung in der städtischen Einrichtung Tempel-
hofer Straße möglich. 
 
Vor diesem Hintergrund sieht der Petitionsaus-
schuss davon ab, der Landesregierung (Minis-
terium für Heimat, Kommunales, Bau und Digi-
talisierung) weitere Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
 
18-P-2025-15596-00 
Personenstandswesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 

 
Der Petent begehrt die Namensänderung sei-
nes Familiennamens. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der perso-
nenstandsrechtlichen Thematik befasst und 
die ministerielle Stellungnahme einer Prüfung 
unterzogen. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die zuständige Behörde die Stellung-
nahme der Landesregierung ebenfalls auf dem 
Dienstweg erhält, damit die vom Ministerium 
des Innern dargestellte Rechts- und Sachlage 
bei der Fortführung des Verwaltungsverfah-
rens vollständig Berücksichtigung findet. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Möglich-
keit, im Sinne der Eingabe der Landesregie-
rung (Ministerium des Innern) weitere Maß-
nahmen zu empfehlen. 
 
 
18-P-2025-15672-00 
Baugenehmigungen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage, die der Eingabe des Petenten 
zugrunde liegt, geprüft.  
 
Die Bauaufsichtsbehörde der Stadt hat ihren 
Ermessensspielraum gleichermaßen gegen-
über dem Petenten als auch den Nachbarn 
ausgeübt und ist bemüht, eine für alle Beteilig-
ten einvernehmliche Lösung zu finden. 
 
Der Petitionsausschuss empfiehlt dem Peten-
ten, entsprechende Bauanträge zur nachträgli-
chen Legalisierung seiner baulichen Anlagen 
zu stellen. 
 
Soweit der Petent die durch die bauaufsichtli-
chen Verfahren entstehenden Kosten moniert, 
entstehen diese auch den Eigentümern des 
Nachbargrundstücks. Auch insoweit ist keine 
Ungleichbehandlung erkennbar. 
 
Vor diesem Hintergrund sieht der Petitionsaus-
schuss davon ab, der Landesregierung (Minis-
terium für Heimat, Kommunales, Bau und Digi-
talisierung) weitere Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
 
18-P-2025-15673-00 
Wohngeld 
 
 
Gegenstand der Petition ist die lange Bearbei-
tungsdauer des Wohngeldantrags der Peten-
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tin. Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage der Eingabe der Petentin geprüft. 
 
Der Petentin wurde inzwischen Wohngeld in 
Höhe von monatlich 252,00 Euro für den Zeit-
raum vom 01.03.2025 bis 31.10.2205 sowie 
Wohngeld in Höhe von monatlich 358,00 Euro 
für den Zeitraum vom 01.11.2025 bis 
31.03.2026 bewilligt. 
 
Die lange Bearbeitungszeit ist im Wesentlichen 
darauf zurückzuführen, dass bei der zuständi-
gen Wohngeldstelle leider noch immer sehr 
hohe Bearbeitungsrückstände bestehen. Die 
Verzögerung bedauert die Wohngeldstelle 
sehr. 
 
Wohngeld wird, sofern die Voraussetzungen 
vorliegen, rückwirkend ab dem Monat der An-
tragstellung bewilligt und nachgezahlt. 
 
Mit der Wohngeldreform wurde durch das Ein-
fügen von § 26a Wohngeldgesetz die Möglich-
keit der vorläufigen Zahlung von Wohngeld 
geschaffen. Eine solche vorläufige Zahlung 
kann erfolgen, wenn zur Feststellung des 
Wohngeldanspruchs voraussichtlich längere 
Zeit erforderlich ist und mit hinreichender 
Wahrscheinlichkeit ein Anspruch auf Wohngeld 
besteht. Sie kommt dann in Betracht, wenn 
dies nach den Umständen des Einzelfalls oder 
unter Berücksichtigung der Geschäftslage der 
Wohngeldbehörde, zum Beispiel aufgrund 
erhöhten Antragsaufkommens, erforderlich ist. 
Damit sollen die berechtigten Personen zügig 
unterstützt werden können. 
 
Die in Rede stehende Wohngeldstelle nutzt die 
Möglichkeiten der vorläufigen Bewilligung, 
sofern die Voraussetzungen dafür gegeben 
sind. 
 
Bei der Petentin lagen bereits mit Antragstel-
lung auch alle erforderlichen Nachweise vor, 
so dass statt einer vorläufigen Bewilligung eine 
sofortige Bescheidung möglich gewesen wäre. 
Das entsprechende Sachgebiet hatte aufgrund 
längerer Personalausfälle jedoch erhebliche 
Rückstände aufgebaut, so dass der Vorgang 
der Petentin leider nicht prioritär bearbeitet 
worden ist. 
 
 
 
18-P-2025-15675-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die der Petition 
zugrunde liegende Sach- und Rechtslage ge-
prüft. Er hat sich hierzu von der Landesregie-
rung (Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, 

Gleichstellung, Flucht und Integration) berich-
ten lassen.  
 
Die Petentin und ihre Töchter sind nach nega-
tivem Abschluss ihres Asylverfahrens vollzieh-
bar zur Ausreise aus dem Bundesgebiet ver-
pflichtet. Das Vorliegen der Voraussetzungen 
für die Erteilung eines vom Asylverfahren un-
abhängigen Aufenthaltsrechts konnte im Peti-
tionsverfahren nicht festgestellt werden. 
 
Insbesondere kommt die Erteilung einer Auf-
enthaltserlaubnis nach § 25a AufenthG an die 
ältere Tochter der Petentin aktuell nicht in Be-
tracht. Die Tochter der Petentin ist noch nicht 
seit 12 Monaten im Bundesgebiet geduldet. 
Auch kann sie keinen dreijährigen erfolgrei-
chen Schulbesuch bzw. einen im Bundesge-
biet erworbenen Schulabschluss nachweisen. 
Die Passpflicht wird nicht erfüllt.   
 
Die Petentin ist mit ihrer jüngeren Tochter seit 
September 2025 mit „Fortzug nach unbekannt“ 
abgemeldet. Im Falle des Wiederauftauchens 
wird der Familie zur Vermeidung von Rückfüh-
rungsmaßnahmen die freiwillige Ausreise emp-
fohlen.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Veranlas-
sung, der Landesregierung Maßnahmen zu 
empfehlen.  
 
 
 
18-P-2025-15729-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petent begehrt ein Bleiberecht im Bun-
desgebiet. Der Petitionsausschuss hat sich 
über die der Petition zugrunde liegende Sach- 
und Rechtslage unterrichtet und sich hierzu 
von der Landesregierung (Ministerium für Kin-
der, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht 
und Integration - MKJFGFI) berichten lassen.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass das Bundesamt für Migration und Flücht-
linge den Asylantrag des Petenten vollumfäng-
lich abgelehnt hat. Ein späteres Klageverfah-
ren vor dem Verwaltungsgericht Düsseldorf 
wurde aufgrund Nichtbetreibens des Petenten 
eingestellt. An die asylrechtlichen Entschei-
dungen ist die Ausländerbehörde ohne eigene 
Wertungsmöglichkeiten gebunden.  
 
Im Petitionsverfahren konnte nicht festgestellt 
werden, dass der Petent die Voraussetzungen 
für ein asylverfahrensunabhängiges Aufent-
haltsrecht erfüllt. Der Petitionsausschuss 
nimmt zudem zur Kenntnis, dass der Petent 
einen Antrag bei der Härtefallkommission für 
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das Land Nordrhein-Westfalen gestellt hat. Die 
Härtefallkommission hat im Fall des Petenten 
kein Ersuchen an die Ausländerbehörde ge-
richtet.  
 
Die Ausländerbehörde duldet den Petenten 
aktuell zum Zwecke der Passbeschaffung. 
Dem Petenten wird dringend nahegelegt, im 
Verfahren der Passbeschaffung mitzuwirken. 
Zudem wird ihm dringend geraten, nach Erhalt 
eines Reisedokuments das Bundesgebiet frei-
willig zu verlassen, um eine zwangsweise 
Rückführung, die ein Wiedereinreise- und Auf-
enthaltsverbot zur Folge hätte, zu vermeiden.  
 
Dem Petenten steht es nach einer freiwilligen 
Ausreise frei, sich über legale Einwande-
rungsmöglichkeiten (beispielsweise mit einem 
Visum zu Beschäftigungszwecken) zu infor-
mieren.  
 
Der Petitionsausschuss sieht im Übrigen keine 
Veranlassung, der Landesregierung Maßnah-
men zu empfehlen.  
 
 
 
18-P-2025-15737-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegende Sach- und Rechts-
lage unterrichtet.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass der ausländische Abschluss des Peten-
ten zwischenzeitlich anerkannt wurde und 
einem deutschen Hochschulabschluss auf 
Bachelor-Ebene entspricht.  
 
Dem Petenten wurde eine Fiktionsbescheini-
gung mit einer Arbeitserlaubnis erteilt. Die 
Sicherstellung seines Lebensunterhaltes dürfte 
dem Petenten damit möglich sein. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt im Übrigen zur 
Kenntnis, dass dem Petenten eine Aufent-
haltserlaubnis nach § 18b AufenthG bis zur 
Gültigkeit seines Nationalpasses (05/26) aus-
gestellt werden könnte und die Verlängerung 
des Nationalpasses angeregt wurde.  
 
Dem Petitionsanliegen wurde im Ergebnis 
entsprochen. Der Petitionsausschuss sieht 
keine Veranlassung, der Landesregierung 
(Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration) Maß-
nahmen zu empfehlen.  
 
 
 

18-P-2025-15740-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die An-
liegen des Petenten und die der Petition nebst 
Nachträgen zugrundeliegenden Sachverhalte 
unterrichtet. 
 
Er hat von der Sachbehandlung innerhalb der 
Justizvollzugsanstalt Gelsenkirchen im Hinblick 
auf das Verhältnis des Petenten zu anderen 
Gefangenen, im Hinblick auf die von dem Pe-
tenten erhobenen Vorwürfe gegenüber Be-
diensteten (Weitergabe von Informationen, 
Verhältnis mit einem Inhaftierten, „komisches“ 
Verhalten gegenüber dem Petenten) sowie im 
Hinblick auf die Ausgabe von Material Kennt-
nis genommen. Auch hat der Petitionsaus-
schuss von den Gründen, die zur Ablehnung 
der Aufnahme des Petenten auf die Pflegesta-
tion der Justizvollzugsanstalt Hövelhof führten, 
Kenntnis genommen. 
 
Die vollzugliche Sachbehandlung ist nicht zu 
beanstanden. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium der Justiz) Maßnahmen zu emp-
fehlen. 
 
 
 
18-P-2025-15751-00 
Jugendhilfe 
Gesundheitsfürsorge 
Sozialhilfe 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrundeliegende Sach- und Rechts-
lage unterrichtet und sieht keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium für Kinder, Ju-
gend, Familie, Gleichstellung, Flucht und In-
tegration und Ministerium für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Die örtlich zuständigen Jugendämter treffen 
ihre Entscheidungen im Rahmen der verfas-
sungsrechtlich garantierten kommunalen 
Selbstverwaltung ausschließlich in eigener 
Verantwortung, ohne hierbei an Weisungen 
oder Empfehlungen gebunden zu sein, so 
dass nur bei Verstößen gegen geltende 
Rechtsvorschriften eingeschritten werden 
kann. 
 
Es ist dem Petitionsausschuss wegen der den 
Richterinnen und Richtern durch Artikel 97 des 
Grundgesetzes verliehenen Unabhängigkeit 
verwehrt, auf die Verfahrensgestaltung der 
Gerichte Einfluss zu nehmen und ihre Ent-
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scheidungen zu überprüfen, zu ändern oder 
aufzuheben. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass das Jugendamt der Stadt Viersen stets 
im Interesse des Kindeswohls gehandelt hat. 
Der Petentin wurden im Laufe der letzten Jah-
re verschiedene Unterstützungsangebote un-
terbreitet, die oft nicht angetreten oder kurz 
nach Beginn wieder abgebrochen worden sind.  
 
Aus diesem Grund wurde durch das Gericht 
eine Ergänzungspflegerin bestellt, die für weite 
Bereiche entscheidungsbefugt ist (Gesund-
heitsfürsorge, Aufenthaltsbestimmungsrecht, 
Anträge für Unterstützung nach dem SGB VIII).  
 
Der Petitionsausschuss empfiehlt der Petentin, 
im Interesse des Kindeswohls mit dem Ju-
gendamt eng zusammenzuarbeiten und die 
angebotenen Hilfen anzunehmen. 
 
 
 
18-P-2025-15752-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Gewerbeaufsicht; Gewerberecht 
Zivilrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petent begehrt die Erhaltung des Park-
platzes neben seinem Imbiss in S.. Streitge-
genstand ist die Parkfläche für Motorräder und 
in diesem Zusammenhang das Nutzungsrecht 
an einer an eine geschotterte Fläche angren-
zenden Rasenfläche im Rahmen von Pacht- 
und Unterpachtverträgen. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der kom-
munalrechtlichen Thematik befasst und nimmt 
nach erfolgter Prüfung der ministeriellen Stel-
lungnahme zur Kenntnis, dass eine öffentlich-
rechtliche Verpflichtung der Stadt S. zur Schaf-
fung von (zusätzlichen) Parkmöglichkeiten 
unmittelbar an dem Imbissstandort des Peten-
ten nicht erkennbar ist. Im Baulastenverzeich-
nis sind keine Parkplätze ausgewiesen. Auch 
gaststättenrechtliche Auflagen zur Vorhaltung 
von Parkmöglichkeiten in unmittelbarer Nähe 
des Kiosks bestehen nicht. Ein Rechtsverstoß 
der Stadt S. kann insgesamt nicht festgestellt 
werden. 
 
Die S-GmbH, die die in Rede stehende Fläche 
von deren Eigentümerin, Straßen.NRW, 
gepachtet hat, ist in ihrer Entscheidung über 
die Nutzung oder Weiterverpachtung der 
Flächen im Rahmen der vertraglichen und 

gesetzlichen Vorgaben und vorbehaltlich 
bestehender öffentlich-rechtlicher Bes-
timmungen frei. 
 
Die Stadt S. ist zwar Mehrheitsgesellschafterin 
der S-GmbH, ist aber in die privatrechtlichen 
Pacht- und Unterpachtverträge nicht unmittel-
bar eingebunden gewesen. Eine verbindliche 
Entscheidung über die jeweiligen privatrecht-
lichen Nutzungs- und Besitzrechte und etwaige 
Schadensersatzansprüche kann im Rahmen 
eines zivilrechtlichen Gerichtsverfahrens er-
wirkt werden und obliegt nicht der Kommu-
nalaufsicht.  
 
Der Petitionsausschuss sieht leider keine 
Möglichkeit, der Landesregierung (Ministerium 
für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisier-
ung) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-15753-00 
Jugendhilfe 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrundeliegende Sach- und Rechts-
lage unterrichtet und sieht keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium für Kinder, Ju-
gend, Familie, Gleichstellung, Flucht und In-
tegration) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Die örtlich zuständigen Jugendämter treffen 
ihre Entscheidungen im Rahmen der verfas-
sungsrechtlich garantierten kommunalen 
Selbstverwaltung ausschließlich in eigener 
Verantwortung, ohne hierbei an Weisungen 
oder Empfehlungen gebunden zu sein, so 
dass nur bei Verstößen gegen geltende 
Rechtsvorschriften eingeschritten werden 
kann. 
 
Das Jugendamt der Stadt Voerde hat nach 
den gesetzlichen Vorgaben des SGB VIII ge-
handelt: Die vorläufige Inobhutnahme erfolgte 
nach § 8aSGB VIII auf Grundlage zweier Ge-
fährdungseinschätzungen. Die gerichtliche 
Entscheidung erfolgte durch das Amtsgericht 
Dinslaken, dass im Wege der einstweiligen 
Anordnung den Sorgerechtsentzug und die 
Be-stellung eines Vormunds verfügte. Diese 
Entscheidung wurde vom Oberlandesgericht 
Düsseldorf im Beschwerdeverfahren bestätigt, 
sodass das Hauptsacheverfahren nun unter 
Einholung eines psychologischen Sachver-
ständigengutachtens fortgeführt wird.  
 
Im Übrigen ist es dem Petitionsausschuss 
wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes verliehe-
nen Unabhängigkeit verwehrt, auf die Verfah-
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rensgestaltung der Gerichte Einfluss zu neh-
men und ihre Entscheidungen zu überprüfen, 
zu ändern oder aufzuheben. 
 
Ein Fehlverhalten der im Jugendamt der Stadt 
Voerde zuständigen Mitar-beiterinnen und 
Mitarbeiter kann nicht festgestellt werden. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass das Jugendamt der Stadt Voerde stets im 
Interesse des Kindeswohls gehandelt hat, 
indem umgehend auf Gefährdungsmeldungen 
reagiert wurde. 
 
 
 
18-P-2025-15754-00 
Jugendhilfe 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrundeliegende Sach- und Rechts-
lage unterrichtet und sieht keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium für Kinder, Ju-
gend, Familie, Gleichstellung, Flucht und In-
tegration – MKJFGFI) Maßnahmen zu empfeh-
len. 
 
Die örtlich zuständigen Jugendämter treffen 
ihre Entscheidungen im Rahmen der verfas-
sungsrechtlich garantierten kommunalen 
Selbstverwaltung ausschließlich in eigener 
Verantwortung, ohne hierbei an Weisungen 
oder Empfehlungen gebunden zu sein, so 
dass nur bei Verstößen gegen geltende 
Rechtsvorschriften eingeschritten werden 
kann. 
 
Der Petitionsausschuss ist der Auffassung, 
dass dem Jugendamt der Stadt Köln kein Vor-
wurf des Untätigbleibens in Bezug auf den Fall 
des Petenten gemacht werden kann. Ein Ein-
greifen des Jugendamtes war nicht angezeigt. 
Vielmehr hat das Jugendamt unter Berücksich-
tigung des Kindeswillen zutreffend davon ab-
gesehen, von Amts wegen nach § 8a Abs. 1 
SGB VIII einzuschreiten. 
 
Bezüglich der Anregeung des Petenten nach 
einer Fachaufsicht über die Jugendämter 
nimmt der Petitionsausschuss die hierzu auf-
geführten Argumente der Landesregierung 
(MKJFGFI) zur Kenntnis. 
 
Der Petent erhält eine Kopie der Stellungnah-
me des MKJFGFI. 
 
Der Petitionsausschuss überweist diese Petiti-
on gemäß § 99 der Geschäftsordnung des 
Landtags als Material an den Ausschuss für 
Familie, Kinder und Jugend. 
 

18-P-2025-15821-00 
Ordnungswidrigkeiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petent beklagt nächtliche Ruhestörungen 
auf einem Spielplatz in D. und bittet um Prü-
fung, ob die Stadt ihrer Verantwortung zur 
Kontrolle und Durchsetzung der Spielplatzver-
ordnung nachkomme. Zudem regt er an, dass 
Ordnungsamt und Polizei künftig konsequenter 
handeln und regelmäßige Kontrollen durchfüh-
ren, um die nächtlichen Störungen zu unter-
binden.  
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der ord-
nungsbehördlichen Thematik befasst und 
nimmt nach erfolgter Prüfung der ministeriellen 
Stellungnahme zur Kenntnis, dass keine Mög-
lichkeit besteht, der Landesregierung (Ministe-
rium des Innern) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Der Petent erhält eine Kopie der Stellungnah-
me zur Kenntnis. 
 
 
18-P-2025-15824-00 
Lehrerausbildung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die der Eingabe 
zugrunde liegende Sach- und Rechtslage ge-
prüft.  
 
Die Petentin kann den bereits begonnenen 
grundständigen Vorbereitungsdienst im Lehr-
amt GHRGe an einer Grundschule oder einer 
Schulform der Sekundarstufe I abschließen. 
Mit Abschluss dieses Vorbereitungsdienstes 
wäre es ihr möglich, im Lehramt Grundschule 
tätig zu werden und entsprechend der dortigen 
Lehrerlaufbahn mit voller Lehramtsbefähigung 
eingesetzt zu werden. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium für Schule 
und Bildung - MSB) Maßnahmen zu empfeh-
len. 
 
Die Petentin erhält zur weiteren Information 
eine Kopie der Stellungnahme des MSB vom 
22.12.2025. 
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18-P-2025-15825-00 
Jugendhilfe 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrundeliegende Sach- und Rechts-
lage unterrichtet und sieht keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium für Kinder, Ju-
gend, Familie, Gleichstellung, Flucht und In-
tegration) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Die örtlich zuständigen Jugendämter treffen 
ihre Entscheidungen im Rahmen der verfas-
sungsrechtlich garantierten kommunalen 
Selbstverwaltung ausschließlich in eigener 
Verantwortung, ohne hierbei an Weisungen 
oder Empfehlungen gebunden zu sein, so 
dass nur bei Verstößen gegen geltende 
Rechtsvorschriften eingeschritten werden 
kann. 
 
Das Jugendamt hat verantwortungsvoll bei 
Kindeswohlgefährdungsmeldungen gemäß § 
8a SGB VIII gehandelt, indem es nach diesen 
Meldungen ein Clearingverfahren einleitete, 
um die Situation der Kinder fachlich einzu-
schätzen. 
 
Durch die Einbindung ambulanter Fachkräfte 
gemäß. § 27 ff. SGB VIII wurde eine kindes-
wohlorientierte Diagnostik eingestellt, die so-
wohl die familiären Stärken als auch Risikofak-
toren systematisch erfasste. Die Einleitung 
eines gerichtlichen Verfahrens gemäß § 1666 
BGB erfolgte erst, nachdem die Kindeseltern 
trotz mehrfachen Unterstützungsangeboten 
keine Kooperationsbereitschaft zeigten. 
 
Nach rechtlicher Prüfung wurde den Kindesel-
tern Einsicht in die Verfahrensakten gewährt 
und sie wurden über ihre Rechte aufgeklärt. 
Die Zusammenarbeit mit dem Familiengericht 
erfolgte fachlich abgestimmt, um eine rechtssi-
chere und kindeswohlorientierte Entscheidung 
herbeizuführen. Das Gericht hat die Begutach-
tung für notwendig erachtet und einen ent-
sprechenden Beschluss gefasst.  
 
Es ist dem Petitionsausschuss wegen der den 
Richterinnen und Richtern durch Artikel 97 des 
Grundgesetzes verliehenen Unabhängigkeit 
verwehrt, auf die Verfahrensgestaltung der 
Gerichte Einfluss zu nehmen und ihre Ent-
scheidungen zu überprüfen, zu ändern oder 
aufzuheben 
 
Mit der Gewährung einer sozialpädagogischen 
Familienhilfe gem. § 31 SGB VIII soll die Fami-
lie stabilisiert und gleichzeitig der Kinderschutz 
gewährleistet werden. 
Das Jugendamt des Kreises S.-W. hat den 
Kindeseltern kontinuierlich Unterstützungsan-

gebote unterbreitet, Hilfe installiert und die 
gerichtlichen Beschlüsse umgesetzt. 
 
Der Petitionsausschuss stellt fest, dass das 
Jugendamt im Interesse des Kindeswohl ge-
handelt, die Kindeswohlgefährdungsmeldun-
gen nach den Verfahrensstandards gemäß § 
8a SGB VIII geprüft und den Kindeseltern ver-
schiedene Unterstützungsangebote unterbrei-
tet hat, die diese jedoch nicht angenommen 
haben. 
 
Ein Fehlverhalten des Jugendamtes kann nicht 
festgestellt werden. 
 
Der Petitionsausschuss empfiehlt dem Peten-
ten, im Interesse des Kindeswohls mit dem 
Jugendamt eng zusammenzuarbeiten und die 
angebotenen Hilfen anzunehmen. 
 
 
 
18-P-2025-15827-00 
Wasser und Abwasser 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach Prü-
fung der Angelegenheit keine Möglichkeit, im 
Sinne des Petenten weiter tätig zu werden. 
 
Der Petent erhält zur weiteren Information eine 
Kopie der Stellungnahme des Ministeriums für 
Umwelt, Naturschutz und Verkehr.  
 
 
 
18-P-2025-15829-00 
Baugenehmigungen 
Denkmalpflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage, die der Eingabe des Petenten 
zugrunde liegt, geprüft.  
 
Die Petition betrifft eine denkmalrechtliche 
Genehmigung und eine Baugenehmigung für 
das Gebäude der ehemaligen Oberfinanzdirek-
tion. Das betroffene Gebäude steht unter 
Denkmalschutz. Jede Nutzungsänderung bzw. 
bauliche Anpassung bedarf gemäß § 9 Denk-
malschutzgesetz (DSchG) NRW einer denk-
malrechtlichen Erlaubnis. Zuständig hierfür ist 
die Bezirksregierung als obere Denkmalbehör-
de.  
 
Die Bezirksregierung tritt zugleich als Vorha-
benträgerin auf. Daher geht der Petent von 
einem Interessenkonflikt und einer Befangen-
heit im Sinne von § 20 Verwaltungsverfah-
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rensgesetz (VwVfG) NRW aus und begehrt die 
Übertragung des Verfahrens auf das Ministeri-
um für Heimat, Kommunales, Bau und Digitali-
sierung als oberste Denkmalbehörde und ver-
weist auf § 21 DSchG NRW. 
 
Das Teildezernat 35.41 für Denkmalangele-
genheiten der Bezirksregierung ist gemäß § 20 
Abs. 1 Nr. 1 VwVfG NRW selbst nicht Beteilig-
ter im Verfahren. In § 20 VwVfG NRW ist unter 
anderem geregelt, wer in einem Verwaltungs-
verfahren für eine Behörde nicht tätig werden 
darf. Dies ist insbesondere, wer selbst Beteilig-
ter des Verfahrens ist. Beteiligte sind in § 13 
VwVfG NRW definiert. Das Teildezernat 35.41 
ist nicht Beteiligter im Sinne von § 13 VwVfG 
NRW, insbesondere ist es nicht Antragsteller 
gemäß § 13 Abs. 1 Nr. 1 VwVfG NRW. 
 
Die Bezirksregierung hat als Bündelungsbe-
hörde unterschiedliche Zuständigkeiten. Den 
Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis nach § 9 
Denkmalschutzgesetz NRW im Rahmen des 
Bauantrags beim Bauaufsichtsamt der Stadt 
hat das Teildezernat 35.6 der Bezirksregierung 
gestellt. Hingegen ist das Dezernat 20 der 
Bezirksregierung der Vorhabenträger. Ein Inte-
ressenkonflikt liegt damit nicht vor. 
 
Gemäß § 21 Abs. 4 S. 1 DSchG NRW ent-
scheidet anstelle der unteren Denkmalbehörde 
die Bezirksregierung, wenn der Bund oder das 
Land NRW Eigentümer oder Nutzungsberech-
tigte eines Denkmals sind. Die Zuständigkeit 
der Bezirksregierung wird auch bei Teileigen-
tum oder Teilnutzungsrecht des Bundes oder 
des Landes begründet, wobei sie sich auch in 
diesen Fällen auf das gesamte Denkmal be-
zieht.  
 
Für den Entscheidungsprozess in denkmal-
rechtlichen Verfahren ist wesentlich, dass ge-
mäß § 22 DSchG NRW eine denkmalfachliche 
Beratung durch die zuständigen Denkmal-
fachämter sowie deren Anhörung gemäß § 24 
DSchG NRW erfolgt, bevor eine Entscheidung 
durch die Denkmalbehörde getroffen wird. 
Diese Regelung gewährleistet eine eigenstän-
dige, denkmalfachliche Einschätzung der ge-
planten Eingriffe in Bezug auf den Substanz-
erhalt und das Erscheinungsbild der Denkmä-
ler. 
 
Im Übrigen liegen keine Gründe für eine Zu-
ständigkeitsübertragung auf eine andere 
Denkmalbehörde vor. Gesetzlich ist darüber 
hinaus die Übernahme des Verfahrens durch 
die oberste Denkmalbehörde nicht vorgese-
hen. 
 
Vor diesem Hintergrund sieht der Petitionsaus-
schuss davon ab, der Landesregierung (Minis-

terium für Heimat, Kommunales, Bau und Digi-
talisierung) weitere Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-15836-00 
Rechtspflege 
Polizei 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das An-
liegen der Petenten und die der Petition zu-
grundeliegenden Sachverhalte unterrichtet.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die Überprüfung des mit der Petition vor-
getragenen Sachverhaltes keine Anhaltspunk-
te für Fehlverhalten oder Versäumnisse der 
damit befassten polizeilichen Bediensteten 
ergeben hat.  
Er hat ferner von dem Inhalt und dem Gang 
der mit der Petition unter Bezug genommenen 
Verfahren Kenntnis genommen.  
 
Die staatsanwaltschaftliche Sachbehandlung 
ist nicht zu beanstanden.  
Der Petitionsausschuss hat zur Kenntnis ge-
nommen, dass der Leitende Oberstaatsanwalt 
in Detmold das Petitionsvorbringen zum An-
lass genommen hat, die Dezernenten und 
Dezernentinnen der Staatsanwaltschaft Det-
mold zu bitten, hinsichtlich zu erwartender 
neuer Strafanzeigen durch und gegen die Pe-
tenten die jeweiligen Anzeigeerstatter allenfalls 
nach besonders sorgfältiger Prüfung auf den 
Privatklageweg zu verweisen.  
 
Wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes verliehe-
nen Unabhängigkeit ist es dem Petitionsaus-
schuss verwehrt, gerichtliche Entscheidungen 
zu überprüfen, abzuändern oder aufzuheben. 
Gerichtliche Entscheidungen können aus-
schließlich in dem in der jeweiligen Verfah-
rensordnung vorgesehenen Rechtsbehelfsver-
fahren überprüft und gegebenenfalls korrigiert 
werden. Gegen die von der Petition betroffe-
nen Beschlüsse wurde keine Rechtsmittel 
eingelegt. 
 
Es besteht daher kein Anlass, der Landesre-
gierung (Ministerium des Innern und Ministeri-
um der Justiz) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
18-P-2025-15839-00 
Abfallwirtschaft 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichten lassen. Danach 
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hat ein gemeinsames Gespräch mit den betei-
ligten Akteuren stattgefunden und insbesonde-
re beim Dualen System sowie beim beauftrag-
ten Entsorgungsunternehmen ein ernsthaftes 
Bestreben entstehen lassen, einen verlässli-
chen Ablauf der Sammlung von Leichtverpa-
ckungen und eine Verbesserung der Kommu-
nikation und Erreichbarkeit sicherzustellen. 
Damit dürfte dem Anliegen des Petenten ent-
sprochen sein. 
 
Der Petent erhält zur weiteren Information eine 
Kopie der Stellungnahme des Ministeriums für 
Umwelt, Naturschutz und Verkehr.  
 
 
 
18-P-2025-15842-00 
Abfallwirtschaft 
 
 
Der Petent beschreibt ein Verfahren zur Her-
stellung von Kraftstoff aus Kunststoffabfällen 
und regt dabei implizit eine flächendeckende 
Einführung dieser Technologie an. 
 
Der Petitionsausschuss hat das Anliegen ge-
prüft. Die in der Petition beschriebene Idee, 
Kunststoffabfälle mithilfe dezentraler Kleinan-
lagen in Kraftstoffe umzuwandeln, ist aus wirt-
schaftlicher und rechtlicher Sicht nicht durch-
führbar und nicht geeignet, die vom Petenten 
verfolgten Ziele zu erreichen. Darüber hinaus 
handelt es sich um eine allgemeine politische 
Anregung ohne konkreten Bezug zu einer lan-
desrechtlichen oder verwaltungsbezogenen 
Zuständigkeit des Landes Nordrhein-
Westfalen. 
 
Der Petitionsausschuss sieht daher insgesamt 
keinen Anlass, der Landesregierung (Ministe-
rium für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und 
Energie; Ministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Verkehr) Maßnahmen im Sinne der Petiti-
on zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-15846-00 
Bauleitplanung 
 
 
Gegenstand der Petition ist das bauleitplaneri-
sche Vorhaben der Stadt auf dem Gelände der 
ehemaligen Bundesbahnschule. Die Petentin 
beanstandet den vorgesehenen Abriss des 
historischen Schul- und Sozialgebäudes der 
Bundesbahnschule sowie dass dieses Gebäu-
de nicht unter Denkmalschutz gestellt wird. Der 
Petitionsausschuss hat die Sach- und Rechts-
lage, die der Eingabe der Petentin zugrunde 
liegt, geprüft.  

Das zuständige Amt für Denkmalpflege hat 
eine Überprüfung des Denkmalwerts des in 
Rede stehenden Objekts durchgeführt. Dabei 
wurde festgestellt, dass das Objekt nicht den 
Kriterien für ein Baudenkmal entspricht. 
 
Die kommunale Bauleitplanung ist Bestandteil 
der verfassungsrechtlich garantierten Pla-
nungshoheit der Kommunen. Über das Aufstel-
len von Bauleitplänen und die Ausrichtung 
ihrer städtebaulichen Entwicklung entscheidet 
die Stadt eigenverantwortlich. Bauleitpläne 
sind nur zu beanstanden, wenn sie nicht ord-
nungsgemäß zustande gekommen sind oder 
dem Baugesetzbuch oder aufgrund des Bau-
gesetzbuches erlassenen oder sonstigen Vor-
schriften widersprechen. 
 
Für Bauleitplanverfahren gibt es rechtliche 
Vorgaben, die zu beachten sind. Öffentliche 
und private Belange müssen ermittelt, bewertet 
und gegeneinander und untereinander abge-
wogen werden. Ein wesentlicher Bestandteil 
dieser Verfahren ist die förmliche Beteiligung 
der Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange sowie die Beteiligung der Öffent-
lichkeit und somit auch privater Betroffener. 
 
Mit dem in Aufstellung befindlichen vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan (VEP) Nr. 14 be-
absichtigt die Stadt, die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Nachnutzung des 
Grundstücks der ehemaligen Bundesbahn-
schule zu schaffen. Vorgesehen sind Nutzun-
gen für eine Pflegeeinrichtung, betreutes 
Wohnen sowie sonstige Wohnformen, insbe-
sondere studentisches Wohnen und Wohnen 
für junge Menschen in Ausbildung. 
 
Das Bauleitplanverfahren zur Aufstellung des 
VEP Nr. 14 befindet sich noch in einem frühen 
Stadium. Die förmliche Offenlage hat noch 
nicht stattgefunden. Die Petentin wird im Laufe 
des Verfahrens die Möglichkeit erhalten, sich 
mit ihren Einwänden und Bedenken in das 
Verfahren einzubringen Der Rat der Stadt hat 
am Ende eine abschließende Abwägung aller 
Belange, die während der Beteiligungsverfah-
ren eingegangen sind, vorzunehmen und zu 
beschließen. 
 
Im Ergebnis liegen keine Anhaltspunkte vor, 
das Handeln der Stadt zu beanstanden. Daher 
sieht der Petitionsausschuss davon ab, der 
Landesregierung (Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung) weitere 
Maßnahmen zu empfehlen.  
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18-P-2025-15856-00 
Jugendhilfe 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrundeliegende Sach- und Rechts-
lage unterrichtet und sieht keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium für Kinder, Ju-
gend, Familie, Gleichstellung, Flucht und In-
tegration) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Die örtlich zuständigen Jugendämter treffen 
ihre Entscheidungen im Rahmen der verfas-
sungsrechtlich garantierten kommunalen 
Selbstverwaltung ausschließlich in eigener 
Verantwortung, ohne hierbei an Weisungen 
oder Empfehlungen gebunden zu sein, so 
dass nur bei Ver-stößen gegen geltende 
Rechtsvorschriften eingeschritten werden 
kann. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die Inobhutnahme der Kinder des Peten-
ten im Rahmen eines familiengerichtlichen 
Verfahrenserforderlich geworden ist. Es ist 
dem Petitionsausschuss wegen der den Rich-
terinnen und Richtern durch Artikel 97 des 
Grundgesetzes verliehenen Unabhängigkeit 
verwehrt, auf die Verfahrensgestaltung der 
Gerichte Einfluss zu nehmen und ihre Ent-
scheidungen zu überprüfen, zu ändern oder 
aufzuheben. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt ferner zur 
Kenntnis, dass das Jugendamt der Stadt 
Wuppertal stets im Interesse des Kindeswohls 
gehandelt hat und die Gefährdungsmeldungen 
des Petenten ernst genommen und bearbeitet 
hat. Eine akute Kindeswohlgefährdung im 
Haushalt der Kindesmutter konnte nicht fest-
gestellt werden. 
 
Einzig kann beanstandet werden, dass die 
Bearbeitung der Dienstaufsichtsbeschwerde 
des Petenten noch nicht endgültig abge-
schlossen ist. Die Bearbeitung befindet sich 
nach einer organisatorischen Umstellung noch 
im Prozess. 
 
 
 
18-P-2025-15859-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Die Petentin beschwert sich, dass ihr Antrag 
auf Umbettung ihrer verstorbenen Großmutter 
von der Stadt W. nicht genehmigt wurde, ob-

wohl es seitens der Stadt im Vorfeld anders-
lautende Erklärungen gegeben haben soll. 
Ebenso beschwert sie sich, dass der Vertrag 
über das Grab ihrer Großmutter nicht verlän-
gert wird. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der kom-
munalrechtlichen Thematik befasst und nimmt 
nach erfolgter Prüfung der ministeriellen Stel-
lungnahme zur Kenntnis, dass die Stadt W., 
der Kreis G. und die Bezirksregierung D. den 
Sachverhalt und die Gründe der Ablehnung 
des Antrages der Petentin ausführlich und 
nachvollziehbar dargestellt haben. Ferner stellt 
der Petitionsausschuss fest, dass dies auch 
durch den Verwaltungsvorgang der Stadt W. 
und der Friedhofssatzung entsprechend belegt 
wird. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass im vorliegenden Fall ein Verfahren beim 
Verwaltungsgericht in M. anhängig ist.  
 
Der Petitionsausschuss sieht derzeit keinen 
Anlass, Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-15863-00 
Zivilrecht 
 
 
Die Petentin begehrt eine Änderung des Erb-
rechts hinsichtlich der Einführung einer beding-
ten Erbannahme, wonach im Falle einer Über-
schuldung ausschließlich das Vermögen des 
Erblassers zur Begleichung der Verbindlichkei-
ten herangezogen werden soll und das Ver-
mögen der Erben unantastbar bleibt. Darüber 
hinaus beanstandet sie den niedrigen persön-
lichen Freibetrag bei der Erbschaftsteuer für 
Geschwister. Zudem hält sie die gesetzliche 
Erbannahmefrist von sechs Wochen für zu 
kurz. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage informiert. Die Gesetzgebungs-
kompetenz des Landes Nordrhein-Westfalen 
ist weder in Bezug auf Änderungen des Erb-
rechts noch des Erbschaftsteuerrechts eröff-
net. 
 
Zur weiteren Information erhält die Petentin 
eine Kopie der gemeinsamen Stellungnahme 
der Landesregierung (Ministerium der Finan-
zen und Ministerium der Justiz) vom 
16.01.2026, der sich der Petitionsausschuss 
anschließt. 
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Der Petitionsausschuss beschließt, die Petition 
zuständigkeitshalber an den Deutschen Bun-
destag zu überweisen. 
 
 
 
18-P-2025-15866-00 
Hilfe für behinderte Menschen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den von 
dem Petenten vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Zwischenzeitlich 
sind die bei dem Petenten vorliegenden Beein-
trächtigungen mit einem Grad der Behinderung 
von 80 und den Merkzeichen G und B bewer-
tet worden. Dem Anliegen des Petenten ist 
damit teilweise entsprochen worden. 
 
Der Petitionsausschuss weist in diesem Zu-
sammenhang darauf hin, dass das Petitions-
verfahren positiven Entscheidungen, die im 
Sinne der Petenten getroffen werden können, 
nicht entgegensteht. 
 
Nach derzeitiger Aktenlage erfüllt der Petent 
die gesundheitlichen Voraussetzungen für das 
Merkzeichen H („Hilflosigkeit“) nicht. Sollte sich 
der Gesundheitszustand weiter verschlechtern, 
besteht für den Petenten jederzeit die Möglich-
keit, einen Änderungsantrag unter Vorlage 
aktueller und aussagekräftiger Befundberichte 
zu stellen. 
 
Die vom Petenten in seiner Schwerbehinder-
tenangelegenheit gerügte Aktenführung be-
züglich des nicht zur Akte genommenen Fach-
gutachtens der Frau Dr. N. aus Februar 2021 
ist begründet. Die Bezirksregierung Münster 
wird hinsichtlich der Anforderungen an eine 
ordnungsgemäße Aktenführung noch einmal 
im Rahmen der Fachaufsicht auf die Städte-
Region Aachen zugehen.  
 
Hinsichtlich des Antrages auf Erstattung der 
Kosten für ein Deutschlandticket ist die Ent-
scheidung der Städteregion Aachen vom 
11.02.2026 bezüglich der Geltendmachung 
von Schadensersatzansprüchen nicht zu be-
anstanden. Die Erstattung der Kosten für ein 
Deutschlandticket ist nicht als Nachteilsaus-
gleich im Schwerbehindertenrecht vorgesehen. 
Der Petent hat die Möglichkeit, gegen die Ent-
scheidung der Städteregion Aachen gerichtlich 
vorzugehen.  
 
Soweit der Petent eine Dienstaufsichtsbe-
schwerde gegen einen Mitarbeitenden der 
StädteRegion Aachen zum Gegenstand der 
Petition macht, wird darauf hingewiesen, dass 
die Beschwerde durch die StädteRegion 
Aachen im Rahmen ihres verfassungsmäßig 

garantierten Selbstverwaltungsrechts eigen-
verantwortlich zu bearbeiten ist. Der Petitions-
ausschuss kann hierauf keinen Einfluss neh-
men.  
 
 
 
18-P-2025-15870-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Mit der Petition wird beanstandet, dass dem 
Petenten seitens des Jobcenters eine Weiter-
bildung zur Fachkraft im Sicherheitsgewerbe 
nicht bewilligt wurde, obwohl eine damit ver-
bundene Einstellungszusage eines Arbeitge-
bers vorgelegen haben soll. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die zu-
grunde liegende Sachlage unterrichtet und die 
Rechtslage geprüft. Der Ausschuss stellt fest, 
dass die Entscheidung und Finanzierung von 
Weiterbildungen, die über einen Bildungsgut-
schein gefördert werden, seit dem 1. Januar 
2025 ausschließlich bei der Agentur für Arbeit 
liegt. Das Jobcenter bleibt zwar für die Integra-
tion der Leistungsbeziehenden zuständig, trifft 
jedoch keine Entscheidung über die Genehmi-
gung solcher Weiterbildungsgutscheine. 
 
Es ist zudem festzuhalten, dass dem Petenten 
jederzeit offen kommuniziert wurde, dass eine 
Weiterbildung zur Sicherheitsfachkraft grund-
sätzlich in Betracht gekommen wäre, falls trotz 
intensiver Bewerbungsbemühungen keine 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 
gefunden worden wäre. Zunächst wurde eine 
Weiterbildung jedoch nicht als zwingend erfor-
derlich angesehen, da die unmittelbaren Integ-
rationschancen des Petenten in den Arbeits-
markt als hoch eingeschätzt wurden. Wäre 
eine Qualifizierungsmaßnahme erforderlich 
geworden, wäre das Verfahren vom Integrati-
onscoach des Jobcenters – insbesondere 
auch bei Vorlage einer Einstellungszusage des 
Arbeitgebers – entsprechend in die Wege ge-
leitet worden. 
 
Der Petent hat zwischenzeitlich erfreulicher-
weise mitgeteilt, eine sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung in Vollzeit antreten zu 
können.  
 
Der Petitionsausschuss sieht vor diesem Hin-
tergrund insgesamt keinen Anlass, im Sinne 
der Petition weiter tätig zu werden. 
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18-P-2025-15880-00 
Beförderung von Personen 
 
 
Der Petent fordert eine Überprüfung des der-
zeitigen Leistungsangebots und entsprechen-
de Maßnahmen zur dauerhaften Gewährleis-
tung einer stabilen und zuverlässigen Be-
triebsqualität bei der Regional-Express-Linie 
RE 4. 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft, nachdem er sich hierzu 
von der Landesregierung (Ministerium für Um-
welt, Naturschutz und Verkehr - MUNV) berich-
ten lassen hat.  
 
Dem Petitionsausschuss ist zudem bekannt, 
dass sich bei augenscheinlich unbegründeten 
Zugausfällen im 4. Quartal 2024 der Ver-
kehrsminister öffentlich den Betreiber der Linie 
RE 4 kritisiert hat. 
 
Obwohl eine kurzfristige Besserung der Be-
triebsqualität auf der Linie RE 4 nicht zu erwar-
ten ist, bieten die geplanten Maßnahmen mit-
tel- und langfristig jedoch eine realistische 
Perspektive für eine deutliche Stabilisierung 
der Situation.  
 
Der Petitionsausschuss sieht vor diesem Hin-
tergrund davon ab, der Landesregierung 
(MUNV) weitere Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Zur weiteren Information übersendet der Petiti-
onsausschuss dem Petenten eine Kopie der 
Stellungnahme des MUNV vom 11.12.2025. 
 
 
 
18-P-2025-15888-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft und umfassend in einem 
Termin nach Art. 41a der Landesverfassung 
NRW erörtert. 
 
Der Petent bezieht Arbeitslosengeld und be-
gehrte eine Leistung aus dem sog. Vermitt-
lungsbudget nach § 44 SGB III in Form der 
Unterstützung beim Erwerb eines E-Bikes oder 
E-Rollers, um eine zugesagte Beschäftigung 
aufnehmen zu können, die mit dem ÖPNV nur 
schlecht erreichbar sei. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass es sich bei dem Vermittlungsbudget um 
ein flankierendes Instrument handelt, was 
dann greifen kann, wenn es bspw. um konkre-

te Vorstellungsgespräche oder eine konkrete 
Arbeitsaufnahme geht.  
 
Es bedarf einer genauen Prüfung des Einzel-
falls, welchen Umfang und welche zeitliche 
Lage die Beschäftigung hat, welche Ver-
kehrsmittel zur Verfügung stehen etc. Die 
Agentur für Arbeit C. bedauert, dass hier keine 
weitere Aufklärung erfolgt ist. 
 
So überzeugt den Ausschuss der Hinweis auf 
ein pauschales Angebundensein des Petenten 
an den ÖPNV nicht, ohne dass sich die Agen-
tur davon überzeugt hat, dass bspw. bei einem 
sehr frühen Arbeitsbeginn auch faktisch öffent-
liche Verkehrsmittel dann schon fahren. Auch 
das Argument, dass es an einer Abgrenzung 
zwischen beruflichem und privatem Nutzen 
fehle, überzeugt den Ausschuss nicht, da dies 
zwangsläufig in der Natur der Sache liegt.   
 
Die Arbeitsagenturen haben beim Vermitt-
lungsbudget unterschiedliche Schwerpunkte. 
In C. sind dies Vorstellungs- und Umzugskos-
ten, so dass man bei der Beschaffung von 
Fahrzeugen sehr zurückhaltend ist und dies 
nur in Ausnahmefällen genehmigt. Andere 
Agenturen sind hier deutlich entgegenkom-
mender.  
 
Der Petitionsausschuss weist darauf hin, dass 
oberste Priorität sein sollte, den Petenten in 
ein dauerhaftes Beschäftigungsverhältnis zu 
vermitteln. Wenn hierzu ein Fahrzeug erforder-
lich sein sollte, bittet der Ausschuss um detail-
lierte und wohlwollende Prüfung.  
 
Wohlwollend nimmt der Ausschuss zur Kennt-
nis, dass dem Petenten eine nachhaltige Qua-
lifizierung angeboten werden soll. Damit kann 
er sich aus einer Branche, in der er als ange-
lernte Kraft häufig in Zeitarbeit und auf Monta-
ge beschäftigt war, heraus entwickeln.   
 
 
18-P-2025-15892-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petent macht im Wesentlichen geltend, 
dass sein Antrag auf Erteilung einer Niederlas-
sungserlaubnis bislang nicht durch die Auslän-
derbehörde der Stadt B. entschieden wurde 
und begehrt daher die Erteilung einer solchen 
Erlaubnis. 
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Der Petitionsausschuss hat sich mit der kom-
munal- und ausländerrechtlichen Thematik 
befasst und nimmt nach erfolgter Prüfung der 
ministeriellen Stellungnahme zusammenfas-
send zur Kenntnis, dass das Agieren der zu-
ständigen Behörden im vorliegenden Sachver-
halt nicht zu beanstanden ist. 
 
Der Petent hat gegenwärtig keinen Anspruch 
auf Erteilung der begehrten Niederlassungser-
laubnis, da die Prüfung eines möglichen Aus-
weisungsinteresses noch nicht abgeschlossen 
werden konnte.  
 
Der Petitionsausschuss empfiehlt dem Peten-
ten, weiterhin eng mit der zuständigen Auslän-
derbehörde zusammen zu arbeiten und ggf. 
Angefordert Unterlagen dort zeitnah vorzu-
legen. 
 
Insofern sieht der Petitionssauschuss keine 
Veranlassung, der Landesregierung (Ministeri-
um für Heimat, Kommunales, Bau und Digital-
isierung des Landes Nordrhein-Westfalen und 
Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration des 
Landes Nordrhein-Westfalen) Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
Der Petitionsausschuss bittet die Landesre-
gierung um einen Nachbericht bezüglich des 
Ergebnisses des vom Petenten angestrengten 
Antragsverfahrens. 
 
 
18-P-2025-15894-00 
Baugenehmigungen 
Bauordnung 
 
 
Der Petent begehrt die Erhaltung des Famili-
enzentrums. Der Petitionsausschuss hat die 
Sach- und Rechtslage, die der Eingabe des 
Petenten zugrunde liegt, geprüft.  
 
Eigentümer des Familienzentrums ist das Bis-
tum Essen. Die Schließung des Familienzent-
rums wurde nicht durch eine Landesbehörde, 
sondern durch das Bistum selbst veranlasst. 
Laut Pfarrei wurde diese Entscheidung auf-
grund zurückgehender Anmeldezahlen getrof-
fen.  
 
Weder bau- noch denkmalrechtliche Zustän-
digkeiten sind gegeben. Nach Angaben des 
Amts für Bodendenkmalpflege liegt kein Bo-
dendenkmal vor.  
 
Vor diesem Hintergrund sieht der Petitionsaus-
schuss keine Möglichkeit, weiter im Sinne der 
Petition tätig zu werden.   
 

18-P-2025-15901-00 
Bauordnung 
 
 
Die Petition begehrt die Prüfung von Verstö-
ßen gegen § 80 Abs. 5 und § 87 Abs. 1 des 
Gebäudeenergiegesetzes (GEG) durch die 
Stadt bezüglich eines Mehrfamilienwohnhau-
ses. Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage, die der Petition zugrunde liegt, 
geprüft.  
 
Nach § 1 Abs. 2 der Gebäudeenergiegesetz-
Umsetzungsverordnung (GEG-UVO) sind in 
den Fällen des § 108 Abs. 1 Nr. 1 bis 20 des 
GEG die unteren Bauaufsichtsbehörden als 
Verwaltungsbehörden im Sinne von § 36 Abs. 
2 S. 1 Ordnungswidrigkeitengesetz zuständig 
beispielsweise bei der Errichtung, Änderung 
und Nutzung von Gebäuden, nicht jedoch für 
die Umsetzung des § 108 Abs. 1 Nr. 24 und 25 
GEG. 
 
Gemäß § 87 Abs. 1 GEG hat der Verkäufer, 
Vermieter oder eine sonstige Person, die die 
Veröffentlichung der Immobilienanzeige ver-
antwortet, sicherzustellen, dass vor dem Ver-
kauf oder Vermietung einer Immobilie be-
stimmte Energiekennwerte in der Immobilien-
anzeige veröffentlicht werden. Dies gilt nicht 
für die Bauaufsichtsbehörde. 
 
Darüber hinaus kann nicht mehr nachweisbar 
festgestellt werden, ob die Pflichtangabe nach 
§ 87 Abs. 1 GEG in der Immobilienanzeige 
und die Pflicht zur Vorlage des Energieaus-
weises nach § 80 Abs. 5 GEG im Rahmen der 
Vermietung des besagten Vorhabens vor mehr 
als zwei Jahren erfolgt worden ist. Für eine 
nachträgliche Vorlage eines Energieausweises 
besteht bei einem unveränderten Mietverhält-
nis keine gesetzliche Grundlage. 
 
Das in Rede stehende Mehrfamilienhaus ver-
fügt über 32 Wohnungen mit Etagenheizun-
gen, so dass die Vorlage eines Energiebe-
darfsausweises gemäß § 80 Abs. 3 S. 1 GEG 
nicht notwendig ist und der seitens des Peten-
ten bemängelte Energieverbrauchswert von 
108 kWh/m2 lediglich ein Richtwert darstellt. 
 
Da das Vorgehen der unteren Bauaufsichtsbe-
hörde nicht zu beanstanden ist, sieht der Peti-
tionsausschuss keinen Anlass, der Landesre-
gierung (Ministerium für Heimat, Kommunales, 
Bau und Digitalisierung) weitere Maßnahmen 
zu empfehlen. 
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18-P-2025-15906-00 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegende Sach- und Rechts-
lage informiert und sich hierzu von der Landes-
regierung (Ministerium für Schule und Bildung 
– MSB) berichten lassen.  
 
Die Petition wurde zum Anlass genommen, die 
Vorgänge hinsichtlich der erhobenen Dienst-
aufsichtsbeschwerde und deren Verbeischei-
dung zu überprüfen. Im Ergebnis besteht kein 
Anlass, die Zurückweisung der Dienstauf-
sichtsbeschwerde durch die zuständige Be-
zirksregierung zu beanstanden. Gründe für die 
Erforderlichkeit einer dienstrechtlichen oder 
disziplinarischen Maßnahme gegen die ge-
nannten Lehrkräfte beziehungsweise gegen 
die Schulleitung sind nicht ersichtlich. Ein auf-
sichtsbehördliches Einschreiten ist nicht ange-
zeigt.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt überdies zur 
Kenntnis, dass der Sohn der Petentin den 
Fachunterricht bei der in Rede stehenden Leh-
rerin nicht mehr besucht und in den Fachkurs 
an der anderen Schule Wechseln konnte.  
 
Auch hinsichtlich der weiteren Anliegen der 
Petentin, nimmt der Petitionsausschuss die 
Stellungnahme der Landesregierung zur 
Kenntnis. Danach sind Schulen als Schutz-
räume Orte, in denen physische und psychi-
sche Gewalt keinen Platz haben dürfen, weder 
Gewalt von Schülerinnen und Schülern unter-
einander noch gegen oder durch Lehrkräfte. 
Der vom MSB zugrunde gelegte Gewaltbegriff 
umfasst nicht nur Körperverletzungen, sondern 
auch verbale Gewalt, von Hass erfüllter Spra-
che oder Gesten sowie unangemessene 
Kommentare oder Einträge auf Internetseiten. 
Auch Erscheinungsformen von Gewalt, wie 
Antisemitismus, Rassismus, Diskriminierung 
aufgrund von Herkunft, sexueller Orientierung, 
Geschlecht oder Behinderung – einschließlich 
von Menschen im Autismus-Spektrum – haben 
an Schulen keinen Platz. Dies deutlich zu ma-
chen, liegt in der Verantwortung der gesamten 
Schulgemeinschaft.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass Prävention und Intervention durch zahl-
reiche Maßnahmen gestärkt werden. So haben 
alle Schulen seit dem 09.03.2022 den gesetz-
lichen Auftrag, Schutzkonzepte gegen Gewalt 
und sexuellen Missbrauch zu entwickeln (§ 42 
Abs. 6 Schulgesetz NRW). Das Schutzkonzept 
muss individuell an die jeweilige Schule ange-
passt sein.  
 

Neben der gesetzlichen Verpflichtung von 
Schulen, individuelle, auf ihre Schule ange-
passte Schutzkonzepte gegen Gewalt und 
sexuellen Missbrauch zu erstellen, hat das 
MSB den Schulen Handreichungen gegeben, 
um angemessen präventiv und interventiv 
vorgehen zu können. Dazu gehören der Not-
fallordner „Hinsehen und Handeln“ des MSB 
sowie der Unfallkasse Nordrhein-Westfalen 
sowie das dazugehörende Krisenpräventions-
handbuch, die Standards zum Umgang mit 
Gewalt und Krisen und deren Vorbeugung 
setzen.  
 
Die von Nordrhein-Westfalen mitentwickelte 
Handreichung der KMK „Kinderschutz in der 
Schule“ begleitet jede Schule im Prozess der 
Schutzkonzeptgestaltung und gibt zahlreiche 
Handlungshilfen zur Umsetzung. Eigene Schu-
lische Teams für Beratung, Gewaltprävention 
und Krisenintervention unterstützen die am 
Schulleben Beteiligten vor Ort. Des Weiteren 
sollen Schulen sich regelmäßig auf pädagogi-
schen Tagen oder im Projektunterricht mit 
Themen der Gewalt auseinandersetzen.  
 
Die Autismus-Spektrum-Störung (ASS) ist eine 
tiefgreifende Entwicklungsstörung, die sich 
individuell und unterschiedlich manifestiert. 
Diese Vielfalt im Autismus-Spektrum erfordert 
eine maßgeschneiderte pädagogische Heran-
gehensweise, bei der Erziehungsziele sowie 
unterrichtliche Inhalte und Methoden individuell 
abgestimmt werden.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass Nordrhein-Westfalen die Vorgaben der 
UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) im 
schulischen Bereich konsequent umsetzt. Mit 
der gesetzlichen Verankerung der inklusiven 
Bildung in § 2 Abs. 5 Schulgesetz Land Nord-
rhein-Westfalen und die Umsetzung des „Akti-
onsplans NRW inklusiv“ 2022 wird sicherge-
stellt, dass Schülerinnen und Schüler mit und 
ohne Behinderung gemeinsam lernen können. 
Das Land unterstützt die Schulen mit personel-
len und finanziellen Ressourcen, um eine 
gleichberechtigte Teilhabe am Bildungswesen 
zu gewährleisten. So wird eine inklusive Ler-
numgebung geschaffen, die den individuellen 
Bedürfnissen aller Schülerinnen und Schüler 
gerecht wird.  
 
Schülerinnen und Schüler, die aufgrund ihrer 
Autismus-Spektrums-Störung gemobbt wer-
den, sowie deren Eltern haben Zugang zu 
einer Vielzahl von Ansprechpartnerinnen und 
Ansprechpartnern. Bei Bedarf können sich 
Betroffene an die jeweiligen Klassenlehrkräfte, 
die Beratungslehrkräfte, die Fachkräfte für 
Schulsozialarbeit, die schulpsychologischen 
Beratungsstellen und die Schulleitung wenden. 
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Zusätzlich besteht die Möglichkeit, die untere 
Schulaufsicht, d.h. das Schulamt (bei Grund- 
und Hauptschulen), beziehungsweise die je-
weilige Bezirksregierung (bei den anderen 
Schulformen) zu kontaktieren.  
 
In Schulen der Sekundarstufe I und II gibt es 
grundsätzlich mindestens eine speziell ausge-
bildete Beratungslehrkraft. Sie berät und ver-
mittelt bei Bedarf professionelle Hilfe von au-
ßen. Beratungslehrkräfte arbeiten daher mehr 
als bisher als Lotsinnen und Lotsen. Sie haben 
eine zentrale Vermittlungsrolle in den Schulen, 
selbstverständlich unterstützt durch die schul-
psychologischen Dienste.  
 
Zu den Aufgaben der Fachkräfte für Schulso-
zialarbeit gehören Aktivitäten im Bereich der 
Gewaltprävention. Unter anderem bieten sie 
sozialpädagogische Hilfen, entwickeln Präven-
tionsmaßnahmen und leisten konkrete Hilfe bei 
Schwierigkeiten einzelner Schülerinnen und 
Schüler. Die Fachkräfte für Schulsozialarbeit 
sind eng mit anderen Diensten, wie zum Bei-
spiel der Jugendhilfe und der Schulpsycholo-
gie vernetzt.  
 
In jedem Kreis bzw. jeden kreisfreien Städten 
gibt es einen schulpsychologischen Dienst. 
Schulpsychologie nutzt psychologische Er-
kenntnisse, um Schulen in ihrem Bildungs- und 
Erziehungsauftrag zu unterstützen. Sie beglei-
tet Schulen etwa bei der Weiterentwicklung 
ihres Beratungskonzepts und durch schulklas-
senbezogene Beratungsangebote. Die schul-
psychologischen Beratungsstellen vermitteln 
im Bedarfsfall Schulpsychologinnen und 
Schulpsychologen an Schulen, Eltern und 
Schülerinnen und Schüler. Sie leisten jedoch 
keine psychotherapeutische Einzelfallarbeit, 
sondern vermittelt gegebenenfalls an thera-
peutische Beratungsstellen vor Ort.  
 
Die Schulpsychologie in Nordrhein-Westfalen 
bietet zum Beispiel eine wichtige Erstberatung 
an bei Verdacht auf Autismus und unterstützt 
bei der Vermittlung an spezialisierte Stellen. 
Liegt bereits eine Diagnose vor, helfen Bera-
tungsstellen bei der Übertragung der Befunde 
und Unterstützungsbedarfe in den schulischen 
Kontext.  
 
Für betroffene Eltern stellen die schulpsycho-
logischen Beratungsstellen zudem eine wichti-
ge Anlaufstelle dar, wenn es um Vermittlung 
bei Konflikten oder Informationen über weitere 
Unterstützungsangebote im regionalen Umfeld 
geht. Konkret kann eine Beratung zu den fol-
genden Themenfeldern erfolgen: 
 

• Individuelle Förderung und Anpassung 
des Lern- und Lebensumfeldes,  

• Sicherung von Klarheit und Struktur,  

• Kommunikationsunterstützung,  

• soziale Interaktion unterstützen,  

• Vermeidung von Reizüberflutungen 
und Überforderung,  

• Förderung von Selbstregulation und 
Bewältigungsstrategien,  

• Förderung von Unabhängigkeit und 
Selbstständigkeit,  

• positive Verstärkung. 
 
Im schulischen Alltag werden Schülerinnen 
und Schüler mit Besonderheiten aus dem Au-
tismus-Spektrum insbesondere in Übergangs-
phasen, wie der Einschulung oder einem 
Schulwechsel, begleitet. Darüber hinaus er-
folgt eine Beratung zur Gestaltung des schuli-
schen Alltags, die auf die individuellen Bedürf-
nisse abgestimmt ist. Lehrkräfte erhalten Zu-
gang zu Informationen über autismusspezifi-
sche Besonderheiten und konkrete Strategien 
zur Schaffung einer autismusfreundlichen Ler-
numgebung. Sie können zudem vom Netzwerk 
der Beratungsstellen profitieren. Eine enge 
Zusammenarbeit besteht mit der Inklusions-
fachberatung und Fachberatung Autismus der 
jeweiligen Bezirksregierung, Autismus-
Therapiezentren, Sozialpädiatrischen Zentren 
(SPZ), Jugendämtern und Integrationshilfen.  
 
Schulen werden außerdem durch die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter der Landespräventi-
onsstelle gegen Gewalt und Cybergewalt an 
Schulen in Nordrhein-Westfalen zu den The-
men Gewalt- und Mobbingprävention beraten 
und durch Fortbildungsangebote unterstützt.  
 
 
 
18-P-2025-15917-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die An-
liegen der Petenten und die der Petition zu-
grundeliegenden Sachverhalte unterrichtet. 
 
Er hat von dem Inhalt und dem Gang der mit 
der Petition unter Bezug genommenen Verfah-
ren Kenntnis genommen. 
 
Die staatsanwaltschaftliche Sachbehandlung 
ist nicht zu beanstanden. 
 
Wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes verliehe-
nen Unabhängigkeit ist es dem Petitionsaus-
schuss verwehrt, gerichtliche Entscheidungen 
zu überprüfen, abzuändern oder aufzuheben. 
Gerichtliche Entscheidungen können aus-
schließlich in dem in der jeweiligen Verfah-
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rensordnung vorgesehenen Rechtsbehelfsver-
fahren überprüft und gegebenenfalls korrigiert 
werden. Gegen die von der Petition betroffe-
nen Beschlüsse wurde kein Rechtsmittel ein-
gelegt. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium der Justiz) Maßnahmen zu emp-
fehlen. 
 
 
18-P-2025-15918-00 
Sozialhilfe 
 
 
Nach Prüfung des Vorbringens der Petentin ist 
das Verhalten des zuständigen Trägers der 
Sozialhilfe rechtlich nicht zu beanstanden. 
 
Die ausgebliebene Zustimmung zur Anmietung 
der neuen Wohnung und zum entsprechenden 
Umzug ist nicht zu monieren. Nach § 42a Ab-
satz 1 in Verbindung mit § 35a Absatz 2 Zwölf-
tes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII) muss 
derjenige, der als Leistungsberechtigter die 
Unterkunft wechseln will, vor Abschluss des 
Mietvertrages den zuständigen Träger der 
Sozialhilfe zu den Aufwendungen für die neue 
Unterkunft in Kenntnis setzen. Sind die Auf-
wendungen für Unterkunft und Heizung für die 
neue Unterkunft unangemessen hoch, sind 
diese nur in Höhe angemessener Aufwendun-
gen als Bedarf anzuerkennen, es sei denn, der 
zuständige Träger der Sozialhilfe hat den 
darüberhinausgehenden Aufwendungen vor-
her zugestimmt. Eine Zustimmung kann nur 
erteilt werden, wenn der Umzug durch den 
Träger veranlasst oder aus zwingenden Grün-
den notwendig ist und ohne Zustimmung keine 
angemessene Unterkunft gefunden werden 
kann. 
 
Die neue Unterkunft überschreitet die Ange-
messenheitsgrenze für einen Zwei-Personen-
Haushalt um 225,55 Euro. Der Träger der So-
zialhilfe stimmte der Anmietung dieser Woh-
nung und dem Umzug aufgrund der fehlenden 
Angemessenheit der neuen Unterkunft nicht 
zu. Die Entscheidung ist rechtlich nicht zu be-
anstanden. 
 
Es war grundsätzlich davon auszugehen, dass 
im Stadtgebiet auch unter Berücksichtigung 
der gesundheitlichen Einschränkungen des 
Ehepaares geeignete Wohnungen im ange-
messenen oder deutlich günstigeren Kosten-
rahmen zur Verfügung standen. Gegenteilige 
Nachweise wurden nicht vorgebracht. Auch 
andere Gründe, die für eine Notwendigkeit 
sprechen würden, sind nicht erkennbar. Not-
wendig ist ein Umzug, wenn zwingende Grün-
de für den Umzug vorliegen. Dabei ist nicht 

ausreichend, wenn der Umzug nur plausibel, 
nachvollziehbar und verständlich ist. Der Um-
zug wurde nicht durch den Träger der Sozial-
hilfe veranlasst. Auch wurden die Petentin und 
ihr Ehemann nicht im Rahmen eines Kosten-
senkungsverfahrens nach § 35 Absatz 3 
SGB XII dazu aufgefordert, ihre Unterkunfts-
aufwendungen zu reduzieren. Die einge-
schränkte Fähigkeit zur Erfüllung mietvertragli-
cher Nebenpflichten machte einen sofortigen 
Wohnungswechsel ebenfalls nicht zwingend 
erforderlich, da auch weniger einschneidende 
Alternativen in Betracht gekommen wären, 
beispielsweise die vorübergehende Beauftra-
gung entsprechender Dienstleister unter Kos-
tenbeteiligung des Trägers der Sozialhilfe. Die 
Petentin und ihr Ehemann mieteten die Woh-
nung dennoch an und beantragten die Über-
nahme der Umzugskosten. 
 
Mangels vorheriger Zustimmung zum Umzug 
und zur Anmietung der neuen, kostenunange-
messenen Unterkunft ist auch die Ablehnung 
der beantragten Übernahme der Umzugskos-
ten nicht zu beanstanden. Umzugskosten kön-
nen nach § 35a Absatz 2 Satz 5 SGB XII bei 
vorheriger Zustimmung des zuständigen Trä-
gers der Sozialhilfe übernommen werden. Die 
neue Unterkunft ist kostenunangemessen und 
der Umzug war im sozialhilferechtlichen Sinne 
nicht notwendig. Auch die Ablehnung der 
Übernahme der Umzugskosten erfolgte daher 
folgerichtig. 
 
Der Petitionsausschuss sieht daher insgesamt 
keine Möglichkeit, dem Anliegen der Petition 
zu Erfolg zu verhelfen. 
 
 
 
18-P-2025-15920-00 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich umfassend 
über die der Petition zugrundliegende Sachla-
ge unterrichtet. 
 
Er nimmt zur Kenntnis, dass die Petentin den 
beschriebenen Vorfall anders bewertet als die 
Schule. Ein klärendes Gespräch zwischen der 
Schule und der Petentin wurde bislang von der 
Petentin abgelehnt und hat deshalb bisher 
noch nicht stattgefunden. 
Der Petitionsausschuss empfiehlt, dass sich 
die Petentin mit der Schulleitung und Vertre-
tungen der OGS in einem persönlichen Ge-
spräch austauscht, um den Vorfall entspre-
chend aufzuarbeiten. 
Ein persönliches Gespräch scheint das richtige 
Format, um in den Austausch zu kommen und 
Klärungen herbeizuführen. Dies ist auch mit 
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Blick auf eine gelingende Erziehungspartner-
schaft zwischen Schule und Petentin für die 
weitere Beschulung der Tochter der Petentin 
von zentraler Bedeutung. 
 
Ein Anlass, der Landesregierung (Ministerium 
für Schule und Bildung) weitergehende Maß-
nahmen zu empfehlen, besteht nicht. 
 
 
 
18-P-2025-15922-00 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der der 
Petition zugrunde liegenden Sach- und 
Rechtslage intensiv befasst. 
 
Der Petent rügt die zu früherer Zeit in Schulen 
praktizierte Umerziehung von Linkshändigkeit 
auf Rechtshändigkeit. Er wünscht eine umfas-
sende Aufklärung bis hin zu einem Schuldein-
geständnis durch das Land Nordrhein-
Westfalen sowie durch die Bundesrepublik. Er 
fühlt sich in seinen Persönlichkeitsrechten 
verletzt und sieht sich als Opfer einer vollende-
ten Körperverletzung. 
 
Die Sachlage ist dem Ausschuss – teilweise 
auch aus eigener Erfahrung – bekannt. Eine 
Umerziehung von linkshändigen Kindern zur 
Rechtshändigkeit, die in der Vergangenheit 
auch von Lehrkräften an Schulen in Nordrhein-
Westfalen praktiziert wurde, stellt aus heutiger 
Sicht einen Eingriff in die körperliche Unver-
sehrtheit sowie in die freie Entfaltung der Per-
sönlichkeit der Betroffenen dar. Sowohl Land 
als auch Bund sind sich dieser Tatsache be-
wusst. Seinerzeit wurden viele Linkshänder 
verkannt, eine Regelung zum Umgang hat es 
nicht gegeben. 
 
Mit Erleichterung und großem Interesse hat 
der Ausschuss die „Vereinbarung zur Arbeit in 
der Grundschule“, einem Beschluss der Kul-
tusministerkonferenz vom 15.03.2024, zur 
Kenntnis genommen. Hierin werden bundes-
weit Maßstäbe insbesondere zum Umgang mit 
linkshändigen Kindern festgelegt. Hiernach ist 
Linkshändigkeit zu fördern und zu unterstüt-
zen, sei es durch einen günstigen Sitzplatz, sei 
es durch richtige Arbeitsmaterialien. Für die 
Zukunft – so haben es die Bundesländer, da-
runter auch Nordrhein-Westfalen beschlossen 
– soll sichergestellt werden, dass eine Diskri-
minierung, wie sie seinerzeit praktiziert worden 
ist, nicht mehr vorkommt. Die Missstände 
konnten so im bundesweiten Dialog aufgear-
beitet werden, das Thema ist in den Fokus 
genommen worden und wird weiterhin im Blick 
behalten. 

Der Ausschuss bedauert – ebenso wie die 
Landesregierung – die frühere Praxis an Schu-
len beim Umgang mit linkshändigen Kindern, 
auch wenn eine konkrete Aufarbeitung nach 
erheblichem Zeitablauf nicht mehr möglich 
erscheint. Er zeigt sich erfreut über den Wan-
del in der Gesellschaft, der zu dem klarstellen-
den Beschluss der Politik aus dem Jahr 2024 
geführt hat. Dem Petenten wünscht er trotz der 
erlittenen Behandlung alles Gute. 
 
 
18-P-2025-15924-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die Petentin vom Jobcenter mehrfach zur 
Vorlage der Betriebskostenabrechnung für das 
Jahr 2024 aufgefordert worden ist, obwohl sie 
zuvor mitgeteilt hatte, dass ihr diese noch nicht 
vorliegt. Das Jobcenter hat eingeräumt und 
bedauert, dass die Aufforderungen zur Einrei-
chung der Betriebskostenabrechnung zu Un-
recht erfolgt sind. 
 
Die weiteren von der Petentin vorgetragenen 
Beschwerdepunkte sind in Bundeszuständig-
keit zu klären. Die Petition ist insoweit teilweise 
an den Deutschen Bundestag abgegeben 
worden. Der Ausgang des dortigen Verfahrens 
bleibt abzuwarten. 
 
 
 
 
18-P-2025-15930-00 
Rundfunk und Fernsehen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach Prü-
fung der Angelegenheit insgesamt keine Mög-
lichkeit, im Sinne der Petition weiter tätig zu 
werden. 
 
Der Petent erhält zur weiteren Information eine 
Kopie der Stellungnahme des Ministers für 
Bundes- und Europaangelegenheiten, Interna-
tionales sowie Medien und Chefs der Staats-
kanzlei. 
 
 
18-P-2025-15934-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das An-
liegen des Petenten und den der Petition und 
den Nachträgen zur Petition zugrundeliegen-
den Sachverhalt unterrichtet. 
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Die vollzugliche Sachbehandlung ist nicht zu 
beanstanden. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium der Justiz) Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
18-P-2025-15943-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die der Petition 
zugrunde liegende Sach- und Rechtslage ge-
prüft.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass der Petentin aufgrund der Vorlage des 
neuausgestellten ukrainischen Reisepasses 
auch ein neuer elektronischer Aufenthaltstitel 
(eAT) ausgestellt wird. 
 
Dem Petitionsanliegen ist insoweit entspro-
chen. Der Landesregierung (Ministerium für 
Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht 
und Integration) werden darüber hinaus keine 
Maßnahmen im Sinne der Petition empfohlen.   
 
Soweit die Petentin begehrt, dass auch weite-
ren Personen eine neue Aufenthaltsgenehmi-
gung in Form eines eAT gemäß § 78 AufenthG 
ausgestellt wird, handelt es sich bei der Ent-
scheidung, ob ein neuer eAT ausgestellt wird, 
um eine Entscheidung im Einzelfall. Sofern 
sich die von der Petentin benannten weiteren 
Personen durch eine behördliche Entschei-
dung ungerecht behandelt fühlen, steht es 
ihnen frei, sich eigenständig an den Petitions-
ausschuss zu wenden.  
 
 
 
18-P-2025-15964-00 
Verwaltungsreform 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petent fordert einen grundlegenden Strat-
egiewechsel des Landes Nordrhein-Westfalen 
im Bereich der eingesetzten Informationstech-
nik. Konkret soll die Landesregierung 
aufgefordert werden, binnen drei Jahren auf 
den Einsatz von Produkten des Unternehmens 
Microsoft in der gesamten Landesverwaltung 
zu verzichten, soweit praxistaugliche Alterna-
tiven innereuropäischer Anbieter oder Open-
Source-Software bestehen. Als Ziel benennt 
der Petent insbesondere die Stärkung der 
digitalin Souveränität des Landes, die Reduz-

ierung geopolitischer Abhängigkeiten sowie 
Einsparungen bei Lizenzkosten. Zudem wird 
angeführt, dass durch den Einsatz freier Soft-
ware wie Linux und LibreOffice Datenschutz- 
und Sicherheitsrisiken reduziert und zugleich 
die inländische beziehungsweise europäische 
Wirtschaft gefördert werden könnte. Als posi-
tives Beispiel wird auf entsprechende Vorha-
ben des Landes Schleswig-Holstein verwie-
sen. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der ver-
waltungs- und informationsrechtlichen Themat-
ik befasst und nimmt nach erfolgter Prüfung 
der ministeriellen Stellungnahme zur Kenntnis, 
dass der vom Petenten vorgeschlagene voll-
ständige Verzicht auf Produkte des Unterneh-
mens Microsoft und der Wechsel auf Linux und 
LibreOffice innerhalb eines Zeitraums von drei 
Jahren auch für Nordrhein-Westfalen ein 
grundsätzlich diskussionswürdiger Ansatz zur 
Stärkung der digitalen Souveränität ist. 
 
Eine solche Umstellung ist jedoch nur mit er-
heblichem Aufwand und innerhalb eines 
langen Zeitraumes umsetzbar, da bestehende 
Fachverfahren, etablierte Schnittstellen sowie 
die breite Nutzung proprietärer Anwendungen 
eine tiefgreifende Systemumstellung erfordern 
würden. Die damit verbundenen organisato-
rischen, technischen und finanziellen Aufwän-
de für Migrationen, Schulungen, Anpassungen 
und Parallelbetriebe wären erheblich. Ob lang-
fristig Kosteneinsparungen erzielt werden 
könnten, ist derzeit nicht belastbar ab-
schätzbar. 
 
Der Petitionsausschuss bedankt sich beim 
Petenten für seinen informationstechnischen 
Vorschlag, sieht jedoch derzeit keine Möglich-
keit, im Sinne der Eingabe der Landesregier-
ung (Ministerium für Heimat, Kommunales, 
Bau und Digitalisierung) entsprechende 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-15969-00 
Versorgung der Beamten 
 
 
Der Petent ist Ruhestandsbeamter der Univer-
sität Duisburg-Essen und als solcher beihilfe-
berechtigt. Er beanstandet die Dauer der Be-
arbeitung seiner Beihilfeanträge durch das 
Landesamt für Besoldung und Versorgung des 
Landes Nordrhein-Westfalen (LBV). Er beklagt, 
das LBV sei zum Zeitpunkt der Einreichung der 
Petition seit einem Monat untätig geblieben. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt die beigefügte 
Stellungnahme der Landesregierung (Ministe-
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rium der Finanzen; Ministerium für Kultur und 
Wissenschaft) zur Kenntnis. 
 
Der Petitionsausschuss stellt aktuell fest, dass 
sich in jüngster Zeit die Eingaben von Peten-
ten mit Klagen über die zu langen Bearbei-
tungszeiten von Beihilfeanträgen durch das 
Landesamt für Besoldung und Versorgung 
wieder häufen.  
 
Er bittet die Landesregierung (Ministerium der 
Finanzen) weiterhin, die Arbeitsprozesse so 
anzupassen, dass eine Bearbeitung von Beihil-
feanträgen innerhalb von 10 Tagen bis Ende 
2026 regelhaft wird. 
 
 
 
18-P-2025-15974-00 
Krankenhäuser 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich von der Lan-
desregierung (Ministerium für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales – MAGS) zum Anliegen der 
Petentin berichten lassen. 
 
Er nimmt die beigefügte Stellungnahme des 
MAGS zur Kenntnis. Einen Anlass für Maß-
nahmen sieht er nicht. 
 
 
 
18-P-2025-15976-00 
Schulen 
 
 
Die Familie wendet sich aufgrund von Proble-
men mit der ehemaligen Schule des Sohnes 
an den Petitionsausschuss. Der Petitionsaus-
schuss hat die der Petition zugrunde liegende 
Sach- und Rechtslage geprüft und sich hierzu 
von der Landesregierung (Ministerium für 
Schule und Bildung) berichten lassen.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
welche Maßnahmen seitens der Schule ergrif-
fen wurden, um den Sohn der Petenten in der 
deutschen Sprache zu fördern. Der Petitions-
ausschuss nimmt darüber hinaus die Gründe 
zur Kenntnis, aus denen die Kommunikation 
mit den Eltern des Petenten in englischer 
Sprache nicht fortgesetzt werden konnte.  
 
Der Schulformwechsel wurde auf der Basis 
von fünf mangelhaften Leistungen auf dem 
Zeugnis am Ende der Erprobungsstufe aus 
nachvollziehbaren Gründen im Sinne des 
Schülers beschlossen.  
 
Dem Wunsch der Petenten nach einer Über-
prüfung der auf dem Zeugnis vom 11.07.2025 

dokumentierten unentschuldigten Fehlstunden 
wird nachgekommen.  
 
Im Übrigen werden der Landesregierung keine 
weiteren Maßnahmen empfohlen. Die Peten-
ten erhalten eine Kopie der Stellungnahme der 
Landesregierung vom 15.12.2026.   
 
 
 
18-P-2025-15990-00 
Rundfunk und Fernsehen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach Prü-
fung der Angelegenheit keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition weiter tätig zu werden.  
 
Der Petition ist bezüglich der Abschaffung des 
Rundfunkbeitrags nicht entsprochen worden. 
 
Der Petent erhält zur weiteren Information eine 
Kopie der Stellungnahme des Ministers für 
Bundes- und Europaangelegenheiten, Interna-
tionales sowie Medien und Chefs der Staats-
kanzlei. 
 
 
18-P-2025-15998-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petent begehrt die Überprüfung der Ge-
nehmigung zur Durchführung eines mehrmo-
natigen Festes in seiner Umgebung und erhebt 
Beschwerde gegen den Bürgermeister der 
Stadt W. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der kom-
munalrechtlichen Thematik und nimmt nach 
erfolgter Prüfung der ministeriellen Stellung-
nahme zur Kenntnis, dass kein rechtliches 
Fehlverhalten der Stadt W. festgestellt werden 
konnte und daher ein kommunalaufsichtsrecht-
liches Einschreiten nicht geboten ist. 
 
Zunächst sei anzumerken, dass die Formulie-
rung des Petenten, es handele sich um ein 
dreimonatiges Fest, etwas missverständlich 
sei. Vielmehr handele es sich um ein individu-
ell nutzbares Freizeitangebot, das Besuchende 
stundenweise buchen könnten. Es werde je-
denfalls nicht drei Monate lang durchgehend 
gefeiert. 
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Die Veranstalterin des Angebots habe mit In-
formationsschreiben an die Anlieger am 
24.09.2025 und 07.10.2025, insbesondere zur 
Verkehrsregelung und Lärmbelästigungen, 
informiert und eine telefonische Kontaktmög-
lichkeit mitgeteilt. 
 
Aufgrund der zahlreichen Beschwerden der 
Bürgerinnen und Bürger habe der Kreis H. 
auch ein gebündeltes Antwortschreiben ent-
worfen und an die Beschwerdeführerinnen und 
Beschwerdeführer versandt. 
 
Die zuständigen Behörden wurden im Übrigen 
in die Planungs- und Genehmigungsverfahren 
eingebunden. Anfragen des Petenten – 
ebenso wie weiterer Bürgerinnen und Bürger – 
wurden, wenn auch inhaltlich nicht zu seiner 
Zufriedenheit, beantwortet.  
 
Die Stadt W. verweist auf einen Beschluss des 
Verwaltungsgerichts A., mit dem ein Antrag 
des Petenten gegen die Genehmigung und 
Entscheidungen des Kreises H. als unzulässig 
zurückgewiesen worden sei. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Veranlas-
sung, der Landesregierung (Ministerium für 
Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-15999-00 
Beamtenrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich zum Anliegen 
des Petenten von der Landesregierung, Minis-
terium des Innern, berichten lassen. 
 
Der Vorschlag des Petenten werde seitens des 
Ministeriums des Innern des Landes Nord-
rhein-Westfalen nicht befürwortet. Der Polizei-
beruf bleibe aufgrund seiner anspruchsvollen 
und vielseitigen Aufgaben weiterhin dem Zu-
gang über den Bildungsgang Fachoberschule 
für Wirtschaft und Verwaltung, Schwerpunkt 
Polizeivollzugsdienst (§§ 11 ff. LVOPol) oder 
über eine zu einem Hochschulstudium berech-
tigende Schulbildung oder einen als gleichwer-
tig anerkannten Bildungsabschluss (§§ 15 ff. 
LVOPol) vorbehalten. 
 
Die Zugangswege zum Polizeivollzugsdienst 
des Landes Nordrhein-Westfalen würden mit-
hin bereits im Sinne des Petenten für ver-
schiedene Bildungsabschlüsse geöffnet. 
 
Der Petitionsausschuss sieht daher keinen 
Anlass für Maßnahmen. 
 

18-P-2025-16003-00 
Gesundheitswesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den von 
der Petentin vorgetragenen Sachverhalt infor-
miert.  
 
Die Petentin erhält eine Kopie der Stellung-
nahme des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales NRW, damit sie die gewünschten 
Informationen erhält.  
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Sozia-
les) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
18-P-2025-16004-00 
Gesundheitswesen 
 
 
Die Eingabe unterstützt eine Petition zum In-
formationszugang über Angelegenheiten der 
Pflegekammer NRW. 
 
Der Petitionsausschuss hat diese Petition ge-
prüft und der Petentin das Ergebnis der Über-
prüfung mitgeteilt. 
 
Den Verfasserinnen und Verfassern der unter-
stützenden Petitionen können jedoch aus 
Gründen des Datenschutzes keine weiteren 
Auskünfte erteilt werden. 
 
 
18-P-2025-16005-00 
Gesundheitswesen 
 
 
Die Eingabe unterstützt eine Petition zum In-
formationszugang über Angelegenheiten der 
Pflegekammer NRW. 
 
Der Petitionsausschuss hat diese Petition ge-
prüft und der Petentin das Ergebnis der Über-
prüfung mitgeteilt. 
 
Den Verfasserinnen und Verfassern der unter-
stützenden Petitionen können jedoch aus 
Gründen des Datenschutzes keine weiteren 
Auskünfte erteilt werden. 
 
 
18-P-2025-16006-00 
Gesundheitswesen 
 
 
Die Eingabe unterstützt eine Petition zum In-
formationszugang über Angelegenheiten der 
Pflegekammer NRW. 
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Der Petitionsausschuss hat diese Petition ge-
prüft und der Petentin das Ergebnis der Über-
prüfung mitgeteilt. 
 
Den Verfasserinnen und Verfassern der unter-
stützenden Petitionen können jedoch aus 
Gründen des Datenschutzes keine weiteren 
Auskünfte erteilt werden. 
 
 
18-P-2025-16007-00 
Gesundheitswesen 
 
 
Die Eingabe unterstützt eine Petition zum In-
formationszugang über Angelegenheiten der 
Pflegekammer NRW. 
 
Der Petitionsausschuss hat diese Petition ge-
prüft und der Petentin das Ergebnis der Über-
prüfung mitgeteilt. 
 
Den Verfasserinnen und Verfassern der unter-
stützenden Petitionen können jedoch aus 
Gründen des Datenschutzes keine weiteren 
Auskünfte erteilt werden. 
 
 
18-P-2025-16008-00 
Gesundheitswesen 
 
 
Die Eingabe unterstützt eine Petition zum In-
formationszugang über Angelegenheiten der 
Pflegekammer NRW. 
 
Der Petitionsausschuss hat diese Petition ge-
prüft und der Petentin das Ergebnis der Über-
prüfung mitgeteilt. 
 
Den Verfasserinnen und Verfassern der unter-
stützenden Petitionen können jedoch aus 
Gründen des Datenschutzes keine weiteren 
Auskünfte erteilt werden. 
 
 
18-P-2025-16009-00 
Gesundheitswesen 
 
 
Die Eingabe unterstützt eine Petition zum In-
formationszugang über Angelegenheiten der 
Pflegekammer NRW. 
 
Der Petitionsausschuss hat diese Petition ge-
prüft und der Petentin das Ergebnis der Über-
prüfung mitgeteilt. 
 
Den Verfasserinnen und Verfassern der unter-
stützenden Petitionen können jedoch aus 
Gründen des Datenschutzes keine weiteren 
Auskünfte erteilt werden. 

18-P-2025-16011-00 
Gesundheitswesen 
 
 
Die Eingabe unterstützt eine Petition zum In-
formationszugang über Angelegenheiten der 
Pflegekammer NRW. 
 
Der Petitionsausschuss hat diese Petition ge-
prüft und der Petentin das Ergebnis der Über-
prüfung mitgeteilt. 
 
Den Verfasserinnen und Verfassern der unter-
stützenden Petitionen können jedoch aus 
Gründen des Datenschutzes keine weiteren 
Auskünfte erteilt werden. 
 
 
18-P-2025-16012-00 
Gesundheitswesen 
 
 
Die Eingabe unterstützt eine Petition zum In-
formationszugang über Angelegenheiten der 
Pflegekammer NRW. 
 
Der Petitionsausschuss hat diese Petition ge-
prüft und der Petentin das Ergebnis der Über-
prüfung mitgeteilt. 
 
Den Verfasserinnen und Verfassern der unter-
stützenden Petitionen können jedoch aus 
Gründen des Datenschutzes keine weiteren 
Auskünfte erteilt werden. 
 
 
18-P-2025-16013-00 
Gesundheitswesen 
 
 
Die Eingabe unterstützt eine Petition zum In-
formationszugang über Angelegenheiten der 
Pflegekammer NRW. 
 
Der Petitionsausschuss hat diese Petition ge-
prüft und der Petentin das Ergebnis der Über-
prüfung mitgeteilt. 
 
Den Verfasserinnen und Verfassern der unter-
stützenden Petitionen können jedoch aus 
Gründen des Datenschutzes keine weiteren 
Auskünfte erteilt werden. 
 
 
18-P-2025-16014-00 
Gesundheitswesen 
 
 
Die Eingabe unterstützt eine Petition zum In-
formationszugang über Angelegenheiten der 
Pflegekammer NRW. 
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Der Petitionsausschuss hat diese Petition ge-
prüft und der Petentin das Ergebnis der Über-
prüfung mitgeteilt. 
 
Den Verfasserinnen und Verfassern der unter-
stützenden Petitionen können jedoch aus 
Gründen des Datenschutzes keine weiteren 
Auskünfte erteilt werden. 
 
 
18-P-2025-16015-00 
Gesundheitswesen 
 
 
Die Eingabe unterstützt eine Petition zum In-
formationszugang über Angelegenheiten der 
Pflegekammer NRW. 
 
Der Petitionsausschuss hat diese Petition ge-
prüft und der Petentin das Ergebnis der Über-
prüfung mitgeteilt. 
 
Den Verfasserinnen und Verfassern der unter-
stützenden Petitionen können jedoch aus 
Gründen des Datenschutzes keine weiteren 
Auskünfte erteilt werden. 
 
 
18-P-2025-16017-00 
Gesundheitswesen 
 
 
Die Eingabe unterstützt eine Petition zum In-
formationszugang über Angelegenheiten der 
Pflegekammer NRW. 
 
Der Petitionsausschuss hat diese Petition ge-
prüft und der Petentin das Ergebnis der Über-
prüfung mitgeteilt. 
 
Den Verfasserinnen und Verfassern der unter-
stützenden Petitionen können jedoch aus 
Gründen des Datenschutzes keine weiteren 
Auskünfte erteilt werden. 
 
 
18-P-2025-16018-00 
Gesundheitswesen 
 
 
Die Eingabe unterstützt eine Petition zum In-
formationszugang über Angelegenheiten der 
Pflegekammer NRW. 
 
Der Petitionsausschuss hat diese Petition ge-
prüft und der Petentin das Ergebnis der Über-
prüfung mitgeteilt. 
 
Den Verfasserinnen und Verfassern der unter-
stützenden Petitionen können jedoch aus 
Gründen des Datenschutzes keine weiteren 
Auskünfte erteilt werden. 

18-P-2025-16019-00 
Gesundheitswesen 
 
 
Die Eingabe unterstützt eine Petition zum In-
formationszugang über Angelegenheiten der 
Pflegekammer NRW. 
 
Der Petitionsausschuss hat diese Petition ge-
prüft und der Petentin das Ergebnis der Über-
prüfung mitgeteilt. 
 
Den Verfasserinnen und Verfassern der unter-
stützenden Petitionen können jedoch aus 
Gründen des Datenschutzes keine weiteren 
Auskünfte erteilt werden. 
 
 
18-P-2025-16020-00 
Gesundheitswesen 
 
 
Die Eingabe unterstützt eine Petition zum In-
formationszugang über Angelegenheiten der 
Pflegekammer NRW. 
 
Der Petitionsausschuss hat diese Petition ge-
prüft und der Petentin das Ergebnis der Über-
prüfung mitgeteilt. 
 
Den Verfasserinnen und Verfassern der unter-
stützenden Petitionen können jedoch aus 
Gründen des Datenschutzes keine weiteren 
Auskünfte erteilt werden. 
 
 
18-P-2025-16021-00 
Gesundheitswesen 
 
 
Der Petitionsausschuss dankt an dieser Stelle 
nochmals allen Petentinnen und Petenten, 
dass sie sich ihrem gesellschaftlich wichtigen 
Beruf mit großem Engagement widmen und 
darüber hinaus auch nach Wegen suchen, ihre 
Kritik an der Pflegekammer zu adressieren. 
 
Der Ausschuss nimmt insbesondere den 
Wunsch nach Diskurs wahr und möchte erneut 
darauf hinweisen, dass er nach Verabschie-
dung des entsprechenden Gesetzes nicht 
mehr der richtige Adressat für die genannten 
Anliegen ist. 
 
Eingaben zur Pflegekammer haben in den 
vergangenen Jahren mehrfach parlamentari-
sche Petitionsverfahren durchlaufen. 
 
In den Jahren 2020 und 2021 ging beim Petiti-
onsausschuss des Landtags Nordrhein-
Westfalen eine große Anzahl an Eingaben 
gegen die Errichtung einer Pflegekammer 
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Nordrhein-Westfalen ein. Diese überwiegend 
gleichlautenden Schreiben wurden gemäß § 
97 Abs. 7 der Geschäftsordnung des Landtags 
Nordrhein-Westfalen als eine Petition (Mas-
senpetition) behandelt. Dies ist ein übliches 
parlamentarisches Verfahren, das es dem 
Ausschuss ermöglicht, bei inhaltlich gleichge-
richteten Eingaben eine einheitliche Prüfung 
und Beratung vorzunehmen. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) hat gemäß dem 
üblichen Verfahren in einer schriftlichen Stel-
lungnahme Stellung zu den vorgetragenen 
Bedenken genommen. Diese Stellungnahme 
ist auf der Internetseite des Landtags öffentlich 
einsehbar. 
 
Die Petition wurde in der Sitzung des Petiti-
onsausschusses am 31.08.2021 beraten und 
gemäß § 99 der Geschäftsordnung des Land-
tags Nordrhein-Westfalen dem Ausschuss für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales (AGS) als 
Material überwiesen. Der AGS hat die Thema-
tik u.a. in seiner Sitzung am 29.09.2021 sowie 
im Verlauf in weiteren Sitzungen ausführlich 
behandelt. Damit ist die bis zu diesem Zeit-
punkt geäußerte Kritik, die sich gegen die 
Pflegekammer als solche (Errichtung, Mitglied-
schaft, Beitragspflicht etc.) richtete, in die par-
lamentarische Willensbildung eingeflossen. 
 
Darüber hinaus erreichen den Ausschuss der-
zeit regelmäßig Schreiben, in denen um Aus-
kunft nach der Gesamtzahl der eingegangenen 
Schreiben in den Jahren 2020 und 2021 gegen 
die Pflegekammer als solche gebeten wird. 
 
Die massenhaften und in der Regel wortglei-
chen Eingaben wurden ab einem gewissem 
Zeitpunkt nicht mehr individuell erfasst. Anders 
als beispielsweise beim Petitionsverfahren des 
Bundestages bietet das Petitionsverfahren 
beim Landtag Nordrhein-Westfalen kein Ver-
fahren der öffentlichen Petition per Mitzeich-
nung und Quorum mit einer bestimmten Min-
desteingabezahl an. Insofern geht die Annah-
me, dass eine bestimmte Anzahl von inhalts-
gleichen Petitionen ein anderes als das zuvor 
erläuterte Petitionsverfahren des Landtags in 
Gang gesetzt hätte (z.B. eine öffentliche Aus-
sprache zum Inhalt der Petition), fehl. Vielmehr 
wird jede Petition – unabhängig von der Zahl 
ihrer Unterstützerinnen und Unterstützer – mit 
der gleichen Sorgfalt bearbeitet, in einer nicht-
öffentlichen Sitzung beraten und auf der 
Grundlage eines Konsensprinzips einstimmig 
beschlossen.  
 
Der Vollständigkeit halber weist der Petitions-
ausschuss darauf hin, dass es sich bei Petiti-
onsverfahren um parlamentarische Vorgänge 

handelt, bei denen kein Anspruch auf Akten-
einsicht nach dem Informationsfreiheitsgesetz 
besteht. Ein Anspruch auf nachträgliche Be-
schaffung der gewünschten Information der 
genauen Anzahl der Petitionen besteht eben-
falls nicht. 
 
Der Ausschuss weist zur Vermeidung von 
Missverständnissen bei an ihn adressierten 
formelhaft verfassten sogenannten Widersprü-
chen zudem ausdrücklich darauf hin, dass das 
Petitionsverfahren ein parlamentarisches Ver-
fahren ist. Es findet außerhalb der förmlichen 
Verwaltungs- und Rechtsmittelverfahren statt. 
Das bedeutet, dass Rechtsmittel und Rechts-
behelfe (z.B. Widerspruch, Einspruch, Klage) 
nicht durch das Einreichen einer Petition er-
setzt werden.  
 
Der Petitionsausschuss wird daher auf der 
Grundlage seiner Geschäftsordnung auch 
künftig Schreiben, die allein einen Widerspruch 
zur Mitgliedschaft bei der Pflegekammer oder 
eine Ablehnung der Entrichtung von Mitglieds-
beiträgen beinhalten, weiterhin als Bestandteil 
dieser bereits beschlossenen Massenpetition 
ansehen, nicht individuell beraten und nicht 
weiterleiten. Diese Schreiben sind an die Pfle-
gekammer NRW, Alte Landstraße 104, 40489 
Düsseldorf, zu adressieren. 
 
Soweit die Eingabe eine weitere Petition zum 
Informationszugang über Angelegenheiten der 
Pflegekammer NRW unterstützt, hat der Petiti-
onsausschuss diesen Aspekt ebenfalls geprüft. 
 
Den Verfasserinnen und Verfassern der unter-
stützenden Petitionen können jedoch aus 
Gründen des Datenschutzes keine weiteren 
Auskünfte erteilt werden. 
 
 
18-P-2025-16022-00 
Gesundheitswesen 
 
 
Die Eingabe unterstützt eine Petition zum In-
formationszugang über Angelegenheiten der 
Pflegekammer NRW. 
 
Der Petitionsausschuss hat diese Petition ge-
prüft und der Petentin das Ergebnis der Über-
prüfung mitgeteilt. 
 
Den Verfasserinnen und Verfassern der unter-
stützenden Petitionen können jedoch aus 
Gründen des Datenschutzes keine weiteren 
Auskünfte erteilt werden. 
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18-P-2025-16023-00 
Gesundheitswesen 
 
 
Die Eingabe unterstützt eine Petition zum In-
formationszugang über Angelegenheiten der 
Pflegekammer NRW. 
 
Der Petitionsausschuss hat diese Petition ge-
prüft und der Petentin das Ergebnis der Über-
prüfung mitgeteilt. 
 
Den Verfasserinnen und Verfassern der unter-
stützenden Petitionen können jedoch aus 
Gründen des Datenschutzes keine weiteren 
Auskünfte erteilt werden. 
 
 
18-P-2025-16024-00 
Gesundheitswesen 
 
 
Der Petitionsausschuss dankt an dieser Stelle 
nochmals allen Petentinnen und Petenten, 
dass sie sich ihrem gesellschaftlich wichtigen 
Beruf mit großem Engagement widmen und 
darüber hinaus auch nach Wegen suchen, ihre 
Kritik an der Pflegekammer zu adressieren. 
 
Der Ausschuss nimmt insbesondere den 
Wunsch nach Diskurs wahr und möchte erneut 
darauf hinweisen, dass er nach Verabschie-
dung des entsprechenden Gesetzes nicht 
mehr der richtige Adressat für die genannten 
Anliegen ist. 
 
Eingaben zur Pflegekammer haben in den 
vergangenen Jahren mehrfach parlamentari-
sche Petitionsverfahren durchlaufen. 
 
In den Jahren 2020 und 2021 ging beim Petiti-
onsausschuss des Landtags Nordrhein-
Westfalen eine große Anzahl an Eingaben 
gegen die Errichtung einer Pflegekammer 
Nordrhein-Westfalen ein. Diese überwiegend 
gleichlautenden Schreiben wurden gemäß § 
97 Abs. 7 der Geschäftsordnung des Landtags 
Nordrhein-Westfalen als eine Petition (Mas-
senpetition) behandelt. Dies ist ein übliches 
parlamentarisches Verfahren, das es dem 
Ausschuss ermöglicht, bei inhaltlich gleichge-
richteten Eingaben eine einheitliche Prüfung 
und Beratung vorzunehmen. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) hat gemäß dem 
üblichen Verfahren in einer schriftlichen Stel-
lungnahme Stellung zu den vorgetragenen 
Bedenken genommen. Diese Stellungnahme 
ist auf der Internetseite des Landtags öffentlich 
einsehbar. 
 

Die Petition wurde in der Sitzung des Petiti-
onsausschusses am 31.08.2021 beraten und 
gemäß § 99 der Geschäftsordnung des Land-
tags Nordrhein-Westfalen dem Ausschuss für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales (AGS) als 
Material überwiesen. Der AGS hat die Thema-
tik u.a. in seiner Sitzung am 29.09.2021 sowie 
im Verlauf in weiteren Sitzungen ausführlich 
behandelt. Damit ist die bis zu diesem Zeit-
punkt geäußerte Kritik, die sich gegen die 
Pflegekammer als solche (Errichtung, Mitglied-
schaft, Beitragspflicht etc.) richtete, in die par-
lamentarische Willensbildung eingeflossen. 
 
Darüber hinaus erreichen den Ausschuss der-
zeit regelmäßig Schreiben, in denen um Aus-
kunft nach der Gesamtzahl der eingegangenen 
Schreiben in den Jahren 2020 und 2021 gegen 
die Pflegekammer als solche gebeten wird. 
 
Die massenhaften und in der Regel wortglei-
chen Eingaben wurden ab einem gewissem 
Zeitpunkt nicht mehr individuell erfasst. Anders 
als beispielsweise beim Petitionsverfahren des 
Bundestages bietet das Petitionsverfahren 
beim Landtag Nordrhein-Westfalen kein Ver-
fahren der öffentlichen Petition per Mitzeich-
nung und Quorum mit einer bestimmten Min-
desteingabezahl an. Insofern geht die Annah-
me, dass eine bestimmte Anzahl von inhalts-
gleichen Petitionen ein anderes als das zuvor 
erläuterte Petitionsverfahren des Landtags in 
Gang gesetzt hätte (z.B. eine öffentliche Aus-
sprache zum Inhalt der Petition), fehl. Vielmehr 
wird jede Petition – unabhängig von der Zahl 
ihrer Unterstützerinnen und Unterstützer – mit 
der gleichen Sorgfalt bearbeitet, in einer nicht-
öffentlichen Sitzung beraten und auf der 
Grundlage eines Konsensprinzips einstimmig 
beschlossen.  
 
Der Vollständigkeit halber weist der Petitions-
ausschuss darauf hin, dass es sich bei Petiti-
onsverfahren um parlamentarische Vorgänge 
handelt, bei denen kein Anspruch auf Akten-
einsicht nach dem Informationsfreiheitsgesetz 
besteht. Ein Anspruch auf nachträgliche Be-
schaffung der gewünschten Information der 
genauen Anzahl der Petitionen besteht eben-
falls nicht. 
 
Der Ausschuss weist zur Vermeidung von 
Missverständnissen bei an ihn adressierten 
formelhaft verfassten sogenannten Widersprü-
chen zudem ausdrücklich darauf hin, dass das 
Petitionsverfahren ein parlamentarisches Ver-
fahren ist. Es findet außerhalb der förmlichen 
Verwaltungs- und Rechtsmittelverfahren statt. 
Das bedeutet, dass Rechtsmittel und Rechts-
behelfe (z.B. Widerspruch, Einspruch, Klage) 
nicht durch das Einreichen einer Petition er-
setzt werden.  
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Der Petitionsausschuss wird daher auf der 
Grundlage seiner Geschäftsordnung auch 
künftig Schreiben, die allein einen Widerspruch 
zur Mitgliedschaft bei der Pflegekammer oder 
eine Ablehnung der Entrichtung von Mitglieds-
beiträgen beinhalten, weiterhin als Bestandteil 
dieser bereits beschlossenen Massenpetition 
ansehen, nicht individuell beraten und nicht 
weiterleiten. Diese Schreiben sind an die Pfle-
gekammer NRW, Alte Landstraße 104, 40489 
Düsseldorf, zu adressieren. 
 
Soweit die Eingabe eine weitere Petition zum 
Informationszugang über Angelegenheiten der 
Pflegekammer NRW unterstützt, hat der Petiti-
onsausschuss diesen Aspekt ebenfalls geprüft. 
 
Den Verfasserinnen und Verfassern der unter-
stützenden Petitionen können jedoch aus 
Gründen des Datenschutzes keine weiteren 
Auskünfte erteilt werden. 
 
 
18-P-2025-16025-00 
Gesundheitswesen 
 
 
Die Eingabe unterstützt eine Petition zum In-
formationszugang über Angelegenheiten der 
Pflegekammer NRW. 
 
Der Petitionsausschuss hat diese Petition ge-
prüft und der Petentin das Ergebnis der Über-
prüfung mitgeteilt. 
 
Den Verfasserinnen und Verfassern der unter-
stützenden Petitionen können jedoch aus 
Gründen des Datenschutzes keine weiteren 
Auskünfte erteilt werden. 
 
 
18-P-2025-16026-00 
Gesundheitswesen 
 
 
Die Eingabe unterstützt eine Petition zum In-
formationszugang über Angelegenheiten der 
Pflegekammer NRW. 
 
Der Petitionsausschuss hat diese Petition ge-
prüft und der Petentin das Ergebnis der Über-
prüfung mitgeteilt. 
 
Den Verfasserinnen und Verfassern der unter-
stützenden Petitionen können jedoch aus 
Gründen des Datenschutzes keine weiteren 
Auskünfte erteilt werden. 
 
 
 
 
 

18-P-2025-16034-00 
Sozialhilfe 
Gesundheitsfürsorge 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den von 
der Petentin vorgetragenen Sachverhalt infor-
miert. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass der Leistungsberechtigte seit dem Ende 
seiner strafrechtsbezogenen Unterbringung im 
Jahr 2017 auf betreuungsrechtlicher Grundla-
ge weiterhin auf der jugendforensischen Stati-
on der LVR-Klinik Viersen untergebracht ist 
und trotz entsprechender Bemühungen noch 
keine bedarfsgerechte Unterbringung gefun-
den werden konnte.  
 
Der Petitionsausschuss bittet den LVR, die 
sich anbahnende bedarfsgerechte Unterbrin-
gung des Leistungsberechtigten mit der erfor-
derlichen Dringlichkeit weiter voranzutreiben 
und schnellstmöglich sicherzustellen. 
 
Der Petitionsausschuss unterstützt das Minis-
terium für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
(MAGS) darin, das weitere Verfahren bei der 
Suche nach einer angemessenen Wohn- und 
Betreuungseinrichtung eng zu begleiten. 
 
Der Petitionsausschuss bittet die Landesregie-
rung (MAGS), ihm über den Fortgang der Un-
terbringungssituation ab Anfang März 2026 zu 
berichten. 
 
 
 
18-P-2025-16036-00 
Corona-/Covid-19-Pandemie 
 
 
Die Petentin kritisiert die Ablehnung ihres Er-
lassantrages zur Rückzahlung der NRW-
Soforthilfe 2020. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den zu-
grundeliegenden Sachverhalt informiert und 
die Rechtslage geprüft, sieht jedoch insgesamt 
keinen Anlass, der Landesregierung (Ministe-
rium für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und 
Energie – MWIKE) Maßnahmen zu empfehlen. 
Er teilt die Auffassung, dass die Bewilligungs-
stellen in Nordrhein-Westfalen in einheitlicher 
Verwaltungspraxis begründet agieren, keine 
Erlasse von Rückforderungsansprüchen im 
Zusammenhang mit Corona-Wirtschaftshilfen 
zu gewähren. 
 
Das Petitionsbegehren wurde des Weiteren 
durch zwischenzeitliche Abgabe der Rückmel-
dung gegenstandslos. 
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Die Petentin erhält eine Kopie der Stellung-
nahme des MWIKE vom 22.12.2025 zur weite-
ren Information. 
 
 
 
18-P-2025-16039-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Die Petentin wendet sich gegen die aus ihrer 
Sicht unberechtigte Ablehnung der Erstattung 
des Schulbucheigenanteils für das Schuljahr 
2025/2026 durch die Stadt B. und bittet um 
Überprüfung des Sachverhalts. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der kom-
munalrechtlichen Thematik befasst. 
 
Er nimmt zur Kenntnis, dass sich das Begeh-
ren der Petentin zwischenzeitlich positiv erle-
digt hat und die Erstattung des Schulbuchei-
genanteils bereits veranlasst wurde. 
 
Der Petitionsausschuss begrüßt die Bereit-
schaft der Stadt B., den internen Prozess zur 
Erstattung des Schulbucheigenanteils einer 
Prüfung zu unterziehen und weiterzuentwi-
ckeln. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung Maßnahmen zu empfeh-
len. 
 
 
 
18-P-2025-16040-00 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss at die Eingabe des 
Petenten geprüft und sich über die zugrunde 
liegende Sachlage informiert. 
 
Dem Begehren des Petenten, der Toilettensi-
tuation und der Verletzung der Fürsorgepflicht 
nachzugehen, wurde entsprochen. 
 
Nach Berichten der Bezirksregierung Arnsberg 
konnten die Vorwürfe entkräftet und Lösungen 
bzw. Kommunikationswege, sowie Möglichkei-
ten zur Erarbeitung konkreter Lösungsvor-
schläge eröffnet werden. Das Ministerium für 
Schule und Bildung NRW hat Vertrauen in 
diese Lösungen, die zwischen Schule, Petent 
und oberer Schulaufsicht ausgehandelt wur-
den und ist davon überzeugt, dass der Schul-

frieden dadurch dauerhaft wieder hergestellt 
werden kann. 
 
Die Petition ist damit erledigt. 
 
Der Petent erhält eine Kopie der Stellungnah-
me des Ministeriums für Schule und Bildung. 
 
 
18-P-2025-16042-00 
Berufsbildung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die der Eingabe 
zugrunde liegende Sach- und Rechtslage ge-
prüft. 
 
Das Portfolioinstrument Berufswahlpass wird 
kontinuierlich überarbeitet und eine analoge 
Ausgabe mit veralteten Begrifflichkeiten im 
schulischen Ablauf nicht in einem Maße einge-
setzt, das zu fachlich relevanten Missver-
ständnissen führt. 
 
Zudem wurde dem Petenten im Gespräch im 
Jahr 2020 keine Herausgabe untersagt, son-
dern vielmehr eine Weiterführung des eigenen 
Instruments unter Berücksichtigung definierter 
Qualitätsstandards ausdrücklich offengelas-
sen. 
 
Ein Anlass, der Landesregierung (Ministerium 
für Schule und Bildung) Maßnahmen zu emp-
fehlen, besteht nicht. 
 
 
18-P-2025-16050-00 
Landschaftspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Nach Prüfung der 
Angelegenheit sind die vom Landesbetrieb 
Wald und Holz in seiner Ordnungsverfügung 
vorgenommenen Bewertungen nicht zu bean-
standen. Der Petitionsausschuss sieht daher 
keine Möglichkeit, im Sinne der Petition weiter 
tätig zu werden. 
 
Zur weiteren Information erhält der Petent eine 
Kopie der Stellungnahme des Ministeriums für 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz.  
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18-P-2025-16052-00 
Verfassungsrecht 
Beamtenrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich eingehend 
über die Sach- und Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Freistellung von Lehrkräften stehen in der 
Abwägung regelmäßig dienstliche Gründe 
entgegen, weil der stundenplangemäßen Ertei-
lung des Unterrichtes Vorrang einzuräumen ist. 
Die Unterrichtsversorgung ist hier als sachli-
cher Grund für die Andersbehandlung gegen-
über anderen Landesbeamtinnen und -
beamten anzusehen. Eine Freistellung erfolgt 
im Schulbereich regelmäßig nur in den unter-
richtsfreien Zeiten.  
 
Im Übrigen verweist der Petitionsausschuss 
auf die in Kopie beigefügte Stellungnahme der 
Landesregierung, Ministerium für Schule und 
Bildung in Abstimmung mit dem Ministerium 
des Innern. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Veranlas-
sung, der Landesregierung (Ministerium für 
Schule und Bildung) weitere Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-16060-00 
Ausländerrecht 
 
 
Dem Petenten wurde eine Niederlassungser-
laubnis nach § 28 Abs. 2 AufenthG erteilt.  
 
Seinem Anliegen wurde somit entsprochen.  
 
 
 
18-P-2025-16062-00 
Gesundheitswesen 
 
 
Das Anliegen der Petentin ist die Stärkung der 
Ergotherapie in Rhede. In diesem Zusammen-
hang fordert sie einen Aufwuchs an Fachkräf-
ten und Verbesserungen der Ausbildungsbe-
dingungen in der Ergotherapie im ländlichen 
Bereich. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt die beigefügte 
Stellungnahme der Landesregierung, Ministe-
rium für Arbeit, Gesundheit und Soziales –
(MAGS) zur Kenntnis.  
 
Er stellt fest, dass die Ergotherapieausbildung 
auf Grundlage bundesrechtlicher Vorgaben 
erfolgt. Das Land hat im Rahmen seiner Ge-

staltungsmöglichkeiten die Schulgeldfreiheit in 
der Ergotherapieausbildung und den anderen 
Gesundheitsfachberufen eingeführt und wird 
sich auch zukünftig für die Weiterentwicklung 
und Stärkung der Ausbildung in der Ergothe-
rapie einsetzen. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(MAGS) Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
 
18-P-2025-16063-00 
Staatsangehörigkeitsrecht 
 
 
Die Petentin besitzt die italienische Staatsan-
gehörigkeit und begehrt die deutsche Staats-
angehörigkeit. Der Petitionsausschuss hat die 
der Petition zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage geprüft und sich hierzu von der 
Landesregierung (Ministerium für Kinder, Ju-
gend, Familie, Gleichstellung, Flucht und In-
tegration) berichten lassen. 
 
Eine Einbürgerung nach § 10 des Staatsange-
hörigkeitsgesetzes (StAG) setzt u. a. voraus, 
dass der Antragstellende eine rechtmäßige 
Mindestaufenthaltszeit von fünf Jahren im 
Bundesgebiet erfüllt. Zum Zeitpunkt der Ent-
scheidung über den Einbürgerungsantrag 
muss dieser fünfjährige Aufenthalt fortlaufend 
rechtmäßig gewesen sein und grundsätzlich 
ohne Unterbrechungen bestanden haben.  
 
§ 12b Abs. 1 Satz 1 StAG erklärt Ausland-
aufenthalte bis zu sechs Monaten für unschäd-
lich. Maßgeblich für den Fristbeginn ist das 
Ereignis, welches den tatsächlichen Aufenthalt 
im Bundesgebiet beendet, nämlich die Ausrei-
se.  
 
Im Rahmen der Prüfung des Einbürgerungsan-
trags hat die Staatsangehörigkeitsbehörde alle 
Angaben der antragstellenden Person zu prü-
fen. Zur Überprüfung der Angaben kann die 
Staatsangehörigkeitsbehörde weitere Nach-
weise Anfordern. Entsprechende Nachweise 
sind von der antragstellenden Person im Rah-
men ihrer Mitwirkungspflicht nach § 34 Satz 2 
StAG i.V.m. § 82 AufenthG beizubringen.  
 
Aufgrund des bestehenden Freizügigkeits-
rechts für EU-Bürger erhält die Ausländerbe-
hörde in der Regel keine Auskunft darüber, ob 
ein EU-Bürger aus dem Bundesgebiet ausge-
reist ist bzw. sich länger im Ausland aufgehal-
ten hat. Das der Aufenthalt nicht unterbrochen 
wurde kann nur der EU-Bürger durch die Vor-
lage entsprechender Belege (z. B. Gehalts-
nachweise, Teilnahmebescheinigungen an 
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Veranstaltungen, Bescheinigungen über Arzt-
besuche oder andere Nachweise) erbringen.  
 
Der Petentin wird daher empfohlen, die von 
der Staatsangehörigkeitsbehörde angeforder-
ten Unterlagen einzureichen, damit die Prü-
fung ihres Antrags fortgesetzt und abgeschlos-
sen werden kann.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Veranlas-
sung, der Landesregierung (Ministerium für 
Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht 
und Integration) Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
 
18-P-2025-16069-00 
Bezüge der Tarifbeschäftigten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich zum Anliegen 
des Petenten von der Landesregierung (Minis-
terium für Schule und Bildung - MSB) berichten 
lassen.  
 
Er nimmt zur Kenntnis, dass der Petent zum 
01.08.2026 in EG 10 höhergruppiert wird.  
 
Der Petent erhält eine Kopie der Stellungnah-
me des MSB. 
 
 
 
18-P-2025-16071-00 
Verfassungsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt sowie 
die Rechtslage informiert. Der Petent regt die 
Umbenennung des Landes „Nordrhein-
Westfalen“ in „Rheinland-Westfalen“, hilfswei-
se „Rheinland-Westfalen-Lippe“ an.  
 
Nach sorgfältiger Prüfung sieht der Petitions-
ausschuss leider keine Möglichkeit, im Sinne 
der Petition tätig zu werden. Dabei sind die 
folgenden Aspekte sorgfältig gegeneinander 
abzuwägen.  
 
Dem Petitionsausschuss ist zunächst bewusst, 
dass die Identifikation der in Nordrhein-
Westfalen lebenden Menschen mit ihrem Bun-
desland im bundesweiten Vergleich gering ist. 
Nordrhein-Westfalen liegt nach einer aktuellen 
Studie des vergangenen Jahres in dieser Fra-
ge sogar auf dem letzten Platz im Vergleich 
aller Bundesländer. Lediglich 58 % der hier 
lebenden Menschen fühlen sich mit ihrem 
Bundesland verbunden (YouGov Surveys, Juli 
2025). Er bedauert dies sehr. Er bedauert 
auch, dass sich der Petent durch den Namen 

des Bundeslandes, in dem er wohnt, nicht 
ausreichend repräsentiert fühlt. Umso mehr 
begrüßt es der Ausschuss, dass sich der Pe-
tent über diese Thematik Gedanken gemacht 
hat und diese an den Ausschuss herangetra-
gen hat. Bei der geringen Quote der Identifika-
tion ist aus Sicht des Ausschusses jedoch 
auch zu berücksichtigen, dass die Bevölkerung 
des Landes Nordrhein-Westfalen in erheblich 
größerem Maße durch Zuwanderung aus an-
deren Bundesländern und außerhalb von 
Deutschland gelegenen Staaten geprägt ist als 
in anderen Bundesländern. Der Zeitraum, der 
eine Identifikation ermöglicht, fällt damit mitun-
ter deutlich kürzer aus. 
 
Bei der Identifikation der Menschen mit dem 
Staatsnamen Nordrhein-Westfalen ist aus 
Sicht des Ausschusses zudem zu berücksich-
tigen, dass auch in anderen Teilen des Bun-
deslandes nicht unbedingt eine Identifikation in 
erster Linie mit dem Landesteil „Westfalen“ 
besteht, sondern Menschen aus dem Münster-
land, den westfälischen sowie rheinländischen 
Teilen des Ruhrgebiets und dem Raum Ost-
westfalen-Lippe sich eher diesen Regionen 
zugehörig fühlen und bei der Frage ihrer Her-
kunft auch diese Regionen als erste angeben. 
Eine Umbenennung des Landes müsste aus 
Sicht des Ausschusses auch diesen Aspekt 
berücksichtigen, gibt aber zu bedenken, dass 
dann ein doch eher komplizierter Staatsname 
entstehen würde.  
 
Historisch gesehen umfasste das Gebiet 
„Nordrhein“ die Regierungsbezirke Köln, 
Aachen und Düsseldorf, folglich den nördli-
chen Teil des Rheinlands bzw. der von Preu-
ßen zuvor geschaffenen Rheinprovinz. Dem-
entsprechend mag die Bezeichnung „Nord-
rhein“ keine historisch gewachsene Bezeich-
nung für dieses Gebiet sein, aus dem sich eine 
Selbstbezeichnung seiner Bewohnerinnen und 
Bewohner ableiten lässt. Zugleich entspricht 
sie aber den geografischen Gegebenheiten. 
Weitere Teile des Rheinlands, insbesondere 
das Mittelrheintal rund um Koblenz und die 
Stadt Mainz, sind dagegen Teil des Landes 
Rheinland-Pfalz.  
 
Darüber hinaus sind auch internationale As-
pekte zu berücksichtigen. Der Name Nord-
rhein-Westfalen ist heute innerhalb Deutsch-
lands, Europas und der Welt geläufig und steht 
besonders im wirtschaftlichen Bereich für be-
stimmte Industriezweige und Standortbedin-
gungen im Herzen Europas. Eine Umbenen-
nung des Landes könnte unter Umständen die 
„Marke“ Nordrhein-Westfalen schwächen. An-
gesichts der derzeitigen wirtschaftlichen Vo-
raussetzungen und Gegebenheiten hält der 
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Ausschuss dies zumindest derzeit für nicht 
zielführend. 
 
Mit der aktuell herausfordernden wirtschaftli-
chen Lage einher geht auch die herausfor-
dernde Lage des Landeshaushalts. Der Aus-
schuss gibt zu bedenken, dass eine Umbe-
nennung nicht zu unterschätzende Kosten 
verursachen würde, die sorgfältig gegen den 
erstrebten Nutzen abzuwägen sind.  
 
In rechtlicher Hinsicht ist eine Änderung des 
Landesnamens natürlich gleichwohl möglich. 
Für die Änderung des Namens des Bundes-
landes wäre eine Änderung der Landesverfas-
sung gemäß Art. 69 Landesverfassung NRW 
erforderlich. Eine Änderung der Verfassung ist 
durch ein Gesetz möglich und erfordert eine 
Zweidrittelmehrheit im Landtag. Eine entspre-
chende Gesetzesinitiative kann von der Lan-
desregierung, einer Fraktion oder aus der Mitte 
des Landtages eingebracht werden. Daneben 
ist möglich, dass das Anliegen des Petenten 
durch eine Volksinitiative oder ein Volksbegeh-
ren (Art. 67, 68 LV NRW) an den Landtag her-
angetragen wird.  
 
Der Petitionsausschuss sieht aufgrund der 
vorstehenden Erwägungen leider keine Mög-
lichkeit, der Landesregierung Maßnahmen im 
Sinne der Petition zu empfehlen. Dem Peten-
ten steht es allerdings frei, im Wege einer 
Volksinitiative oder eines Volksbegehrens Mit-
streiter und Mitstreiterinnen für sein Anliegen 
zu suchen und bei Erreichen der entsprechen-
den Quoten eine Befassung des gesamten 
Landtags mit seinem Anliegen zu erreichen. Im 
steht es darüber hinaus natürlich auch frei, 
sich mit seinem Anliegen an die Staatsregie-
rung zu wenden.  
 
 
 
18-P-2025-16080-00 
Jugendhilfe 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrundeliegende  Sach- und Rechts-
lage unterrichtet und sieht keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium für Kinder, Ju-
gend, Familie, Gleichstellung, Flucht und In-
tegration) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Die örtlich zuständigen Jugendämter treffen 
ihre Entscheidungen im Rahmen der verfas-
sungsrechtlich garantierten kommunalen 
Selbstverwaltung ausschließlich in eigener 
Verantwortung, ohne hierbei an Weisungen 
oder Empfehlungen gebunden zu sein, so 
dass nur bei Ver-stößen gegen geltende 

Rechtsvorschriften eingeschritten werden 
kann. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass das Jugendamt des Rhein-Sieg Kreises 
stets im Interesse des Kindeswohls gehandelt 
hat. Den Kindeswohlgefährdungsmeldungen 
wurde stets nachgegangen, jedoch wurde 
keine Gefährdung festgestellt. 
 
Vor dem Umzug des Kindesvaters mit der 
gemeinsamen Tochter hat es Gespräche im 
Jugendamt mit dem Kindesvater und der Toch-
ter gegeben. Änderungen im Sorge- und Auf-
enthaltsbestimmungsrecht können nur im fami-
liengerichtlichen Verfahren angestrebt werden. 
 
 
 
18-P-2025-16087-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das An-
liegen der Petenten und die der Petition zu-
grunde liegenden Sachverhalte unterrichtet. 
 
Er hat von dem Inhalt und Gang des bei der 
Staatsanwaltschaft Essen gegen den Petenten 
geführten Strafvollstreckungsverfahrens sowie 
von den Gründen Kenntnis genommen, aus 
denen die Vollstreckung der rechtskräftigen 
Geldstrafe fortgesetzt wird. Der Petitionsaus-
schuss hat darüber hinaus von dem Inhalt und 
Gang des bei dem Landgericht Essen gegen 
den Petenten geführten und rechtskräftig ab-
geschlossenen Unterbringungsverfahrens und 
der sich daran anschließenden Vollstreckung 
der Maßregel Kenntnis genommen. 
 
Wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes verliehe-
nen Unabhängigkeit ist es dem Petitionsaus-
schuss verwehrt, richterliche Entscheidungen 
zu überprüfen, zu ändern oder aufzuheben. 
 
Die staatsanwaltschaftliche Sachbehandlung 
ist nicht zu beanstanden. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt weiter zur 
Kenntnis, dass die Ausführungen der Petenten 
zur Heimkindervergangenheit des LVR kein 
Petitum in Bezug auf die strafrechtsbezogene 
Unterbringung des Petenten erkennen lassen. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
Maßnahmen zu empfehlen. 
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18-P-2025-16093-00 
Einkommensteuer 
 
 
Das Petitionsanliegen betrifft eine Einkom-
mensteuernachforderung für das Jahr 2023. 
Der Petent wendet sich gegen die Höhe der 
Einkommensteuerfestsetzung sowie gegen die 
Festsetzung der Einkommensteuervorauszah-
lungen und beantragt im Rahmen der gesetzli-
chen Billigkeitsregelungen eine Herabsetzung 
oder Erlass der Steuer. 
 
Der Petitionsausschuss hat den Sachverhalt 
geprüft. Ein Fehlverhalten der Finanzverwal-
tung ist nicht festzustellen. Die Festsetzung 
der Einkommensteuer für das Jahr 2023 er-
folgte rechtmäßig unter Berücksichtigung 
sämtlicher Einkünfte. Auch die Festsetzung 
und spätere Anpassung der Einkommensteu-
ervorauszahlungen war rechtmäßig und führte 
zu keinem Nachteil für den Petenten. Nach 
derzeitigem Sach- und Vortragsstand liegen 
die Voraussetzungen für Billigkeitsmaßnahmen 
nicht vor. 
 
Insgesamt besteht kein Anlass, der Landesre-
gierung (Ministerium der Finanzen – FM) Maß-
nahmen im Sinne der Petition zu empfehlen. 
 
Der Petent erhält eine Kopie der Ausführungen 
unter III. der Stellungnahme des FM vom 
13.01.2026 zur weiteren Information. 
 
 
 
18-P-2025-16096-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das An-
liegen des Petenten und den der Petition zu-
grundeliegenden Sachverhalt unterrichtet.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium der Justiz) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Der Petent erhält je eine Kopie der Stellung-
nahme des Ministeriums der Justiz vom 
17.12.2025 nebst Anlagen. 
 
 
 
18-P-2025-16106-00 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegende Sach- und Rechts-
lage unterrichtet.  

Dem Hauptanliegen der Petentin, eine Be-
schulung ihrer Tochter im Gemeinamen Ler-
nen zu ermöglichen, wurde entsprochen. Eine 
Verletzung des Rechts auf Schulbildung konn-
te im Petitionsverfahren nicht festgestellt wer-
den.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Veranlas-
sung, der Landesregierung (Ministerium für 
Schule und Bildung) über das Veranlasste 
hinaus Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
 
18-P-2025-16107-00 
Ausländerrecht 
Staatsangehörigkeitsrecht 
 
 
Der Petent begehrt die Einbürgerung in den 
deutschen Staatsverband. Der Petitionsaus-
schuss hat die der Petition zugrunde liegende 
Sach- und Rechtslage geprüft und sich hierzu 
von der Landesregung (Ministerium für Kinder, 
Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und 
Integration) berichten lassen. 
 
Im Petitionsverfahren konnte nicht festgestellt 
werden, dass der Petent die Voraussetzungen 
für eine Einbürgerung nach § 10 StAG erfüllt. 
Die Identität und Staatsangehörigkeit des Pe-
tenten sind nicht geklärt.  
 
Dem Petenten wird empfohlen, sich nach-
drücklich um die Nachregistrierung bei den 
zuständigen syrischen Behörden sowie um die 
Beschaffung eines gültigen Reisepasses zu 
bemühen und der zuständigen Staatsangehö-
rigkeitsbehörde entsprechende Nachweise 
über seine Bemühungen vorzulegen. Erst nach 
Vorlage dieser Unterlagen kann die Prüfung 
seines Einbürgerungsantrags durch die 
Staatsangehörigkeitsbehörde fortgeführt und 
abschließend entschieden werden.  
Zudem wird dem Petenten nahegelegt sich mit 
der Staatsangehörigkeitsbehörde über die 
Möglichkeit der Passbeschaffung auszutau-
schen.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Möglich-
keit, der Landesregierung (Ministerium für 
Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht 
und Integration) Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
 
18-P-2025-16110-00 
Lehrerzuweisungsverfahren 
 
 
Die Petentin befasst sich mit der Verteilung 
von Lehrkräften an Schulen und macht dahin-
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gehend Anregungen. Der Petitionsausschuss 
hat sich über die der Petition zugrunde liegen-
de Sach- und Rechtslage unterrichtet und sich 
hierzu von der Landesregierung (Ministerium 
für Schule und Bildung) unterrichten lassen.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die Anliegen der Petentin in Teilen be-
reits umgesetzt werden.  
 
Im Übrigen sieht der Petitionsausschuss keine 
Veranlassung, der Landesregierung Maßnah-
men zu empfehlen. Die Petentin erhält zur 
weiteren Information eine Kopie der Stellung-
nahme des Ministeriums für Schule und Bil-
dung vom 10.12.2025.  
 
 
 
18-P-2025-16117-00 
Grundsteuer 
 
 
Die Petentin begehrt einen niedrigen Grund-
steuerwert für ihr unbebautes Grundstück. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den zu-
grunde liegenden Sachverhalt unterrichtet und 
die Rechtslage geprüft. Dabei kommt er zu 
dem Ergebnis, dass das betreffende Grund-
stück zwar grundsätzlich dem Entwicklungszu-
stand „baureifes Land“ zuzuordnen wäre. Auf-
grund tatsächlicher Gegebenheiten ist eine 
Bebauung jedoch ausgeschlossen. Das 
Grundstück kann daher keinem der gesetzlich 
vorgesehenen Entwicklungszustände zuge-
ordnet werden, sodass der vom Gutachteraus-
schuss festgestellte Bodenrichtwert nicht zur 
Anwendung kommt. 
 
Das zuständige Finanzamt beabsichtigt, zum 
01.01.2025 eine fehlerbeseitigende Wertfort-
schreibung vorzunehmen und den Grundsteu-
erwert entsprechend herabzusetzen. 
 
Dem Anliegen der Petentin ist damit entspro-
chen. 
 
Zur weiteren Information erhält die Petentin 
eine Kopie der Stellungnahme der Landesre-
gierung (Ministerium der Finanzen) vom 
26.01.2026. 
 
 
 
18-P-2025-16126-00 
Polizei 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 

Der Petent erhebt in seiner Petition den Vor-
wurf, dass Polizeivollzugsbeamte (PVB) der 
Kreispolizeibehörde K. seiner Meldung über 
ein verkehrsgefährdendes Verhalten nicht 
angemessen nachgegangen seien. Nach sei-
ner Darstellung habe die Polizei eine Strafan-
zeige wegen Nötigung nicht aufgenommen 
und sich ihm gegenüber teilweise unkooperativ 
verhalten. Insgesamt kritisiert der Petent das 
Vorgehen und das Verhalten der eingesetzten 
Beamtinnen und Beamten. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der poli-
zeirechtlichen Thematik und nimmt nach er-
folgter Prüfung der ministeriellen Stellungnah-
me zur Kenntnis, dass das polizeiliche Han-
deln rechtmäßig und sachlich begründet war. 
Anhaltspunkte für eine bewusste Vereitelung 
der Strafverfolgung oder ein pflichtwidriges 
Verhalten haben sich nicht ergeben.  
 
Gleichzeitig wurden erkannte Schwächen offen 
eingeräumt und geeignete Maßnahmen zur 
Verbesserung eingeleitet. Der Petitionsauss-
chuss begrüßt ausdrücklich dieses Vorgehen 
der zuständigen Polizeibehörde. 
 
Der Petitionsausschuss sieht zum jetzigen 
Zeitpunkt keinen Anlass, weitere Maßnahmen 
zu empfehlen. 
 
Das Verfahren und die abschließende 
Entscheidung der Staatsanwaltschaft K. zum 
Vorwurf der Nötigung bleibt abzuwarten. 
 
 
18-P-2025-16128-00 
Energiewirtschaft 
 
 
Die in der Petition erhobenen Anliegen wurden 
im Planfeststellungsverfahren umfassend ge-
prüft und sind im bestandskräftigen Beschluss 
berücksichtigt. 
 
Die derzeitigen Baumaßnahmen entsprechen 
der genehmigten Planung. 
 
Die von der Petition angesprochenen Aspekte 
– insbesondere Kindersicherheit, Nutzung des 
Wäldchens, Umweltschutz, Abstände zur 
Wohnbebauung und Rekultivierung – werden 
im weiteren Vollzug des Vorhabens beachtet. 
 
Dem Begehren des Petenten kann somit ins-
gesamt nicht entsprochen werden. 
 
Der Petitionsausschuss sieht insgesamt keinen 
Anlass, im Sinne der Petition weiter tätig zu 
werden. 
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Der Petent erhält eine Kopie der Stellungnah-
me der Landesregierung (Ministerium für Wirt-
schaft, Industrie, Klimaschutz und Energie) 
vom 29.12.2025 zur weiteren Information. 
 
 
 
18-P-2025-16133-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe des 
Petenten geprüft. Er sieht danach keine Mög-
lichkeit, dem Anliegen zum Erfolg zu verhelfen. 
 
Wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes sowie den 
Rechtspflegerinnen und Rechtspflegern nach § 
9 Rechtspflegergesetz verliehenen Unabhän-
gigkeit ist es dem Petitionsausschuss ver-
wehrt, auf die Verfahrensgestaltung der Ge-
richte Einfluss zu nehmen und ihre Entschei-
dungen zu überprüfen, zu ändern oder aufzu-
heben.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium der Justiz) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Der Petent erhält Kopien der Stellungnahme 
des Ministeriums der Justiz vom 22.12.2025 
nebst Anlage zur weiteren Information. 
 
 
 
18-P-2025-16135-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petent begehrt ein Aufenthaltsrecht im 
Bundesgebiet. Der Petitionsausschuss hat sich 
über die der Petition zugrunde liegende Sach- 
und Rechtslage unterrichtet.  
 
Der Petent ist irakischer Staatsangehöriger. 
Sein Asylantrag wurde als unzulässig abge-
lehnt, da er bereits in Griechenland einen 
Schutzstatus innehat.  
 
Im Petitionsverfahren konnte nicht festgestellt 
werden, dass der Petent die Voraussetzungen 
für ein vom Asylverfahren unabhängiges Auf-
enthaltsrecht erfüllt.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Möglich-
keit, der Landesregierung (Ministerium für 
Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht 
und Integration) Maßnahmen zu empfehlen.  
  
 
 
 

18-P-2025-16137-00 
Rundfunk und Fernsehen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet.  
 
Die Petition gibt danach keinen Anlass, auf 
eine Änderung des Rundfunkbeitragsstaats-
vertrags im Länderkreis hinzuwirken.  
 
Der Petitionsausschuss sieht nach Prüfung der 
Angelegenheit keine Möglichkeit, im Sinne der 
Petition weiter tätig zu werden. 
 
Der Petent erhält zur weiteren Information eine 
Kopie der Stellungnahme des Ministers für 
Bundes- und Europaangelegenheiten, Interna-
tionales sowie Medien und Chefs der Staats-
kanzlei. 
 
 
 
18-P-2025-16148-00 
Ausländerrecht 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Die Petenten wenden sich an den Petitions-
ausschuss und erbitten ein Aufenthaltsrecht im 
Bundesgebiet sowie einen Termin bei der Aus-
länderbehörde. Der Petitionsausschuss hat 
sich über die der Petition zugrunde liegende 
Sach- und Rechtslage unterrichtet.  
 
Soweit die Petenten beanstanden, dass es 
sehr schwierig sei, kurzfristig einen Termin bei 
der Ausländerbehörde zu erhalten, nimmt der 
Petitionsausschuss zur Kenntnis, dass seitens 
der Ausländerbehörde eine zeitnahe Vorspra-
che ermöglicht wurde.  
 
Darüber hinaus nimmt der Petitionsausschuss 
zur Kenntnis, dass die Familie einen Asylan-
trag gestellt hat und aufgrund des laufenden 
Asylverfahrens im Besitz von Aufenthaltsge-
stattungen ist. Der Ausgang des Verfahrens 
bleibt abzuwarten.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Veranlas-
sung, der Landesregierung (Ministerium für 
Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht 
und Integration) Maßnahmen zu empfehlen.  
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18-P-2025-16150-00 
Berufsbildung 
Verwaltungszwangsverfahren 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt von 
der Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) berichten lassen. 
 
Er nimmt zur Kenntnis, dass der Petentin in 
der Zwischenzeit durch die Bezirksregierung 
Münster ein Schadensersatz in Höhe von 
100,00 EUR zugestanden und zur Zahlung 
angewiesen und eine Entschuldigung ausge-
sprochen wurde. Hinsichtlich der Bemessung 
der Höhe des Schadens hat sich die Bezirks-
regierung Münster an Entscheidungen des 
BGH und des EuGH orientiert. 
 
Sofern die Petentin mit der Höhe des Scha-
denersatzes nicht einverstanden ist, hat sie die 
Möglichkeit, bei dem zuständigen Zivilgericht 
Klage zu erheben. 
 
Die Petition ist erledigt. 
 
 
18-P-2025-16151-00 
Gesundheitswesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den von 
dem Petenten vorgetragenen Sachverhalt 
informiert.  
 
Er stellt fest, dass das Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales (MAGS) lediglich die 
Rechtsaufsicht über die Pflegekammer ausübt. 
Es handelt sich um eine verwaltungsinterne 
Kontrolle, ob die Pflegekammer im Einklang 
mit Recht und Gesetz handelt. Es handelt sich 
dabei ausdrücklich nicht um eine Fachaufsicht, 
die darüber hinaus auch die Zweckmäßigkeit 
des Handels überprüft und eine diesbezügliche 
Weisungsbefugnis umfasst; auch berufsfachli-
che Bewertungen können nicht beanstandet 
werden, soweit nicht ein Gesetzesverstoß 
offensichtlich ist.  
 
Es besteht daher kein Anlass, dem MAGS 
Maßnahmen zu empfehlen. Der Petent erhält 
eine Kopie der Stellungnahme des MAGS.  
 
 
18-P-2025-16166-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 

18-P-2025-16167-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petent begehrte eine dauerhafte Aufent-
haltserlaubnis für seine Mutter. Dieses Anlie-
gen hat der Petitionsausschuss intensiv ge-
prüft und die Eingabe gem. Art. 41a der Lan-
desverfassung für Nordrhein-Westfalen be-
handelt. Zugleich hat der Petent auch ein Ver-
fahren vor der Härtefallkommission des Integ-
rationsministeriums angestrengt.  
 
Die Härtefallkommission vermochte dem Ersu-
chen des Petenten nicht zu folgen. Andere 
Rechtsgrundlagen, um der Petentin einen 
dauerhaften Aufenthalt in Deutschland zu er-
möglichen, waren ebenfalls nicht einschlägig. 
Aus diesen Gründen vermochte auch der Peti-
tionsausschuss dem Begehren des Petenten 
nicht zum Erfolg zu verhelfen. Dem Petenten 
blieb zu empfehlen, die freiwillige Ausreise 
seiner Mutter zu organisieren, um weitere 
empfindliche Nachteile, beispielsweise eine 
Einreisesperre, zu vermeiden. Mit Schreiben 
vom 19.01.2026 teilte die Ausländerbehörde 
mit, dass die Mutter des Petenten das Bun-
desgebiet zum 29.01.2026 verlassen wird.  
 
Der Petitionsausschuss empfiehlt auch weiter-
hin die freiwillige Ausreise der Petentin, um 
weitere Nachteile zu vermeiden. Er bedauert, 
dass er nicht weiter im Sinne des Petenten 
tätig werden konnte. Es besteht kein Anlass, 
um der Landesregierung (Ministerium für Kin-
der, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht 
und Integration) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-16169-00 
Schulen 
 
 
Die Petentin kritisiert, dass bei Grundschulen 
mit mehreren Teilstandorten der Sozialindex 
gemeinsam berechnet wird, obwohl diese in 
sozial sehr unterschiedlich geprägten Stadttei-
len liegen. Sie fordert eine getrennte Bewer-
tung der Teilstandorte, damit besonders be-
nachteiligte Schulen gezielt Fördermittel erhal-
ten und Bildungschancen gerechter verteilt 
werden. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt die Eingabe der 
Petentin zur Kenntnis. Der Schulsozialindex ist 
ein wichtiger Schritt auf dem Weg zu mehr 
Bildungs- und Chancengerechtigkeit. Seine 
Anwendung trägt dazu bei, bestimmte Res-
sourcen zielgenauer auf die Schulen zu vertei-
len, um hoch belastete Schulen bei ihrer her-
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ausfordernden Arbeit noch besser zu unter-
stützen. 
 
Bei Schulen mit mehreren Teilstandorten wird, 
dem Prinzip des Grundschulverbunds gemäß § 
83 Schulgesetz folgend, nur eine Sozialin-
dexstufe abgebildet. Eine Änderung der Be-
rechnungsmethodik des Schulsozialindex ist 
nicht vorgesehen. 
 
Bei Schulen mit mehreren Teilstandorten und 
einer abweichenden sozialen Zusammenset-
zung der jeweiligen Schülerschaft kann die 
Schulaufsicht im Hinblick auf die Ressourcen-
steuerung flexibel reagieren. 
 
Zur weiteren Information erhält die Petentin 
eine Kopie der Stellungnahme der Landesre-
gierung (Ministerium für Schule und Bildung – 
MSB) vom 28.11.2025, damit sie die ge-
wünschten Informationen erhält. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
dem MSB Maßnahmen im Sinne der Petition 
zu empfehlen. 
 
 
18-P-2025-16171-00 
Wasser und Abwasser 
Bergbau 
 
 
Der Petent begehrt einen Stopp des für den 
Zeitraum 2025 bis 2050 vorgesehenen 
Salzabbaus am linken Niederrhein. Seiner 
Ansicht nach werde durch das Bundesbergge-
setz eine gesetzliche Duldung einer bestehen-
den Gefahrenlage fortgeführt. Ziel der Petition 
ist es, weitere Genehmigungen des Salzab-
baus ausschließlich von einer neutralen und 
unabhängigen Bewertung der regionalen Risi-
ken abhängig zu machen. Dabei stellt der Pe-
tent insbesondere auf die potenziellen was-
serwirtschaftlichen Folgen untertägigen Ab-
baus ab.  
 
Informatorisch verweist der Petent zudem auf 
seine an den Bundestag gerichtete Petition, 
mit welcher die Änderung der Übergangsrege-
lung des § 8 Abs. 5 Klimaanpassungsgesetz 
gefordert wird. Der vorliegende Beschluss 
berührt diesen Sachverhalt nicht. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die geltende Rechtslage informiert und durch 
die Landesregierung berichten lassen.  
 
Das vorliegende Planfeststellungsverfahren 
stützt sich auf die Normen des Bundesbergge-
setzes. Die darin vorgesehene Umweltverträg-
lichkeitsprüfung wurde neben einer breiten 

Beteiligung von Trägern öffentlicher Belange 
und der Öffentlichkeit durchgeführt. Die vorge-
brachten Anregungen und Bedenken wurden 
umfänglich geprüft und in einen allgemeinen 
Abwägungsprozess einbezogen. Die vorge-
brachten Belange des Hochwasser- und Kata-
strophenschutzes wurden einer intensiven 
gutachterlichen Prüfung unterzogen, wobei 
Prognosen zur Entwicklung von Starkregener-
eignissen berücksichtigt worden sind. Nach 
den gutachterlichen Feststellungen werden die 
Abbauauswirkungen als technisch beherrsch-
bar angesehen und der Hochwasserschutz als 
nach den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik nach aktuellem Stand als sicherge-
stellt ausgewiesen. Eine – vom Petenten ange-
regte – unabhängige sachverständige Über-
prüfung ist damit bereits erfolgt.  
 
Der Petitionsausschuss kann nach eingehen-
der Prüfung derzeit keinen weiteren Hand-
lungsbedarf bezüglich des Salzabbaus für de 
Zeitraum 2025 bis 2050 im Bereich des linken 
Niederrheins feststellen. Die erforderlichen 
Begutachtungen, Öffentlichkeitsbeteiligungen 
sowie Interessenabwägungen sind sorgfältig 
durchgeführt und durch die Landesregierung 
geprüft worden. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss derzeit keinen Anlass, 
um der Landesregierung (Ministerium für Wirt-
schaft, Industrie, Klimaschutz und Energie) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Der Petent erhält eine Kopie der Stellungnah-
me der Landesregierung zur weiteren Informa-
tion. 
 
 
 
18-P-2025-16281-00 
Rundfunk und Fernsehen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die der Eingabe 
zugrunde liegende Sach- und Rechtslage ge-
prüft.  
 
Er sieht danach keine Möglichkeit, dem Anlie-
gen des Petenten zum Erfolg zu verhelfen. 
Anlass, der Landesregierung (Minister für 
Bundes- und Europaangelegenheiten, 
Internationales sowie Medien und Chef der 
Staatskanzlei - MBEIM) Maßnahmen zu emp-
fehlen, besteht nicht. 
 
Der Petent erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des MBEIM vom 07.01.2026 
zur weiteren Information. 
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18-P-2025-16282-00 
Gesundheitswesen 
 
 
Der Petitionsausschuss stellt fest, dass die 
Landesregierung (Ministerium für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales) keinen Einfluss auf den 
vorgetragenen Sachverhalt nehmen kann.  
 
Im Rahmen ihrer Möglichkeiten hat sie Kontakt 
mit der Kassenärztlichen Vereinigung Nord-
rhein aufgenommen. Diese stand bereits im 
Austausch mit dem Petenten und hat diesem 
erläutert, dass mutmaßlichen Verletzungen 
von vertragsärztlichen Pflichten im Rahmen 
eines Beschwerdeverfahrens nur in konkreten 
Einzelfällen nachgegangen werden kann. So-
bald die KVNO konkreten Praxen genannt 
bekommt, kann eine nähere Prüfung erfolgen. 
 
 
 
18-P-2025-16365-00 
Hilfe für behinderte Menschen 
 
 
Die Bearbeitungsweise und Bearbeitungsdau-
er zur Ausstellung des Schwerbehinderten-
ausweises der Petentin sind nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage plausibel und nachvoll-
ziehbar. Mit dem Feststellungsbescheid vom 
19.07.2021, der an die Betreuerin übersandt 
worden ist, erfolgte gleichzeitig die Anforde-
rung eines Lichtbildes der Petentin. Eine Nach-
lieferung des Lichtbildes ist jedoch unterblie-
ben. Bedauerlicherweise ist auch von der 
Städteregion Aachen versäumt worden, dies 
noch nachzufordern. Mit der erneuten Bitte der 
gesetzlichen Betreuerin im Juli 2024 forderte 
die StädteRegion Aachen erneut ein Lichtbild 
an, wodurch eine zügige Ausweiserstellung 
erfolgen konnte. Eine Verzögerung durch die 
StädteRegion Aachen lässt sich nicht erken-
nen. 
 
Durch die rückwirkende Feststellung des Gra-
des der Behinderung (GdB) von 50 zum 
01.12.2020 sind der Petentin finanziell auch 
keine Nachteile entstanden. Durch die erfolgte 
Angabe der Steuer-Identifikationsnummer im 
Erstantrag ist der GdB bereits an die zuständi-
ge Finanzverwaltung übermittelt worden. Da 
bei der Petentin bisher keine Merkzeichen 
festgestellt sind, können damit verbundene 
Nachteilsausgleiche wie die Freifahrt im öffent-
lichen Personennahverkehr noch nicht in An-
spruch genommen werden. 
 
 
 
 
 

18-P-2025-16376-00 
Energiewirtschaft 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich eingehend mit 
dem der Petition zugrunde liegenden Sachver-
halt befasst und schließt sich der Stellung-
nahme der Landesregierung (Ministerium für 
Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie 
– MWIKE) an. 
 
Die Grundbucheintragungen basieren auf pri-
vatrechtlichen Vereinbarungen mit der Amprion 
GmbH und dienen ihrer Reichweite nach zur 
Gewährleistung des Ausbaus und der an-
schließenden Inbetriebnahme der A-Nord 
Trasse. Eine über die Trassenwartung hinaus-
gehende Drohnennutzung ist nicht zu erwar-
ten. 
 
Dem Begehren des Petenten kann somit nicht 
entsprochen werden. 
 
Der Petent enthält eine Kopie der Stellung-
nahme des MWIKE vom 29.12.2025 zur weite-
ren Information. 
 
 
 
18-P-2025-16396-00 
Rundfunk und Fernsehen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die der Eingabe 
zugrunde liegende Sach- und Rechtslage ge-
prüft.  
 
Er sieht danach keine Möglichkeit, dem Anlie-
gen des Petenten zum Erfolg zu verhelfen. Ein 
Anlass, der Landesregierung (Minister für 
Bundes- und Europaangelegenheiten, 
Internationales sowie Medien und Chef der 
Staatskanzlei - MBEIM) Maßnahmen zu emp-
fehlen, besteht nicht. 
 
Der Petent erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des MBEIM vom 07.01.2026 
zur weiteren Information. 
 
 
 
18-P-2025-16440-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
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Die Petenten begehren Unterstützung im 
Rahmen einer aufenthaltsrechtlichen An-
tragsangelegenheit. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der kom-
munalrechtlichen Thematik befasst. 
 
Er nimmt zur Kenntnis, dass die Stadt K. den 
Antrag derzeit bearbeitet und auch der elekt-
ronische Aufenthaltstitel aufgenommen wurde. 
Dem Petenten wird, sollten alle Prüfungen 
erfolgreich abgeschlossen sein, der begehrte 
Titel in Aussicht gestellt. 
 
Der Petitionsausschuss kann den Petenten nur 
empfehlen, weiterhin noch etwas Geduld zu 
haben. 
 
Der Petitionsausschuss bittet die Landesregie-
rung um einen Nachbericht bezüglich des Er-
gebnisses des Antragsverfahrens. 
 
 
18-P-2025-16443-00 
Baugenehmigungen 
Landschaftspflege 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt.  
 
 
18-P-2025-16445-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petentin gibt an, dass das Jobcenter in 
ihrem Fall seit Jahren die Vermittlung in ein 
sozialversicherungspflichtiges Arbeitsverhältnis 
verhindere. Sie sei seit dem Jahr 2003 Kundin 
des Jobcenters und bitte aufgrund des langen 
Zeitraums nunmehr um Unterstützung in dieser 
Angelegenheit. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die zu-
grunde liegende Sachlage unterrichtet und die 
Rechtslage geprüft. Der Petitionsausschuss 
sieht die Vorwürfe, die sich gegen das Jobcen-
ter richten, im Ergebnis als nicht begründet an. 
Eine unzureichende Unterstützung der Peten-
tin zur Integration in Arbeit konnte demnach 
nicht festgestellt werden. Keinesfalls liegen 
Belege dafür vor, dass das Jobcenter die Ver-
mittlung in ein sozialversicherungspflichtiges 
Arbeitsverhältnis seit mehreren Jahren verhin-
dere. 
 
Es ist darauf hinzuweisen, dass für eine erfolg-
reiche Arbeitsmarktintegration neben der beid-
seitigen Kooperation auch die aktive Mitwir-
kung der Petentin erforderlich ist. 
 

Der Petitionsausschuss sieht keine Möglich-
keit, im Sinne der Petition weiter tätig zu wer-
den. 
 
 
18-P-2025-16446-00 
Rundfunk und Fernsehen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die der Eingabe 
zugrunde liegende Sach- und Rechtslage ge-
prüft.  
 
Die die Petition auslösenden Rundfunkbei-
tragsforderungen gegen den Petenten wurden 
überprüft und als rechtmäßig anerkannt. 
 
Ein Anlass, der Landesregierung (Minister für 
Bundes- und Europaangelegenheiten, 
Internationales sowie Medien und Chef der 
Staatskanzlei - MBEIM) Maßnahmen zu emp-
fehlen, besteht nicht. 
 
Der Petent erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des MBEIM vom 25.11.2026 
zur weiteren Information. 
 
 
 
18-P-2025-16465-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Ausschuss für Eingaben und Beschwerden 
des Bayerischen Landtags überwiesen.  
 
 
 
 
18-P-2025-16511-00 
Strafvollzug 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
18-P-2025-16572-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrundeliegenden Sachverhalt unter-
richtet.  
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium der Justiz) Maßnahmen zu emp-
fehlen. 
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18-P-2025-16581-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass der Petentin aufgrund des Vorliegens 
eines neuausgestellten ukrainischen National-
passes auch ein neuer elektronischer Aufent-
haltstitel ausgestellt wird. Dem Petitionsanlie-
gen ist somit im Ergebnis entsprochen. 
 
Der Landesregierung (Ministerium für Kinder, 
Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und 
Integration) werden keine Maßnahmen emp-
fohlen.   
  
 
 
 
18-P-2025-16615-00 
Rechtspflege 
Einkommensteuer 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrundeliegenden Sachverhalt unter-
richtet und sieht keinen Anlass, der Landesre-
gierung (Ministerium der Justiz; Ministerium 
der Finanzen) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die 2. Zivilkammer des Landgerichts Ha-
gen die Übertragung des Rechtsstreits zur 
Entscheidung auf die Einzelrichterin mit Be-
schluss vom 25. März 2021 hinreichend be-
gründet und die Entscheidung nicht auf Grund 
sachfremder Erwägungen getroffen hat. Auch 
das Urteil der Einzelrichterin beruht nicht auf 
sachfremden Erwägungen. Da der Grundsatz 
der freien Beweiswürdigung gilt, reicht es für 
einen Angriff auf die Tatsachenfeststellungen 
ohnedies – auch im Rechtsmittelverfahren - 
nicht aus, dass die Beweiswürdigung auch 
anders hätte vorgenommen werden können. 
Erforderlich ist vielmehr, konkret Fehler wie 
Verstöße gegen Denkgesetze, anerkannte 
Erfahrungssätze, Verwertungsverbote aufzu-
zeigen oder Widersprüche oder Lücken in der 
Beweiswürdigung darzulegen. 
 
Auch sieht die Zivilprozessordnung ein Vertre-
tungshindernis eines Rechtsanwaltes für nahe 
Angehörige nicht vor. 
 
Schließlich sehen die verfahrensrechtlichen 
Vorschriften vor, dass, soweit durch die Ent-
scheidung der Verfahrensgegenstand ganz 
oder teilweise erledigt wird, die Entscheidun-
gen durch die Richterin bzw. den Richter zu 
unterschreiben oder qualifiziert elektronisch zu 
signieren sind. Mit Entscheidung im Sinne der 
Vorschrift ist die Urschrift gemeint, die in den 

Verfahrensakten verbleibt. Die Urschrift ist das 
einzige von der erkennenden Richterin bzw. 
von dem erkennenden Richter unterschriebene 
bzw. signierte Exemplar der Entscheidung. 
Zugestellt wird eine beglaubigte Abschrift des 
Urteils oder des Beschlusses. Eine qualifizierte 
elektronische Signatur durch die Einzelrichterin 
ist hier erfolgt. 
 
Im Übrigen ist es dem Petitionsausschuss 
wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes verliehe-
nen Unabhängigkeit verwehrt, gerichtliche 
Entscheidungen zu überprüfen, abzuändern 
oder aufzuheben. Gerichtliche Entscheidungen 
können ausschließlich in dem nach der jeweili-
gen Verfahrensordnung vorgesehenen 
Rechtsbehelfsverfahren überprüft und gege-
benenfalls korrigiert werden. Davon hat der 
Petent - wenn auch erfolglos - Gebrauch ge-
macht. 
 
Darüber hinaus hat er von dem Inhalt, Gang 
und Ergebnis der bei der Staatsanwaltschaft 
Hagen geführten Verfahren sowie von den 
Gründen Kenntnis genommen, aus denen 
keine Vertreterin und kein Vertreter der 
Staatsanwaltschaft Hagen an der mündlichen 
Verhandlung des vor dem Landgericht Hagen 
geführten Zivilverfahrens 2 O 422/20 teilge-
nommen hat. Er hat ferner von den Gründen 
Kenntnis genommen, aus denen von einer 
Beschuldigtenvernehmung in dem Verfahren 
500 Js 45/23 abgesehen worden ist. 
 
Die staatsanwaltschaftliche Sachbehandlung 
ist nicht zu beanstanden. 
 
 
18-P-2025-16674-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft und umfassend in einem 
Termin nach Art. 41a der Landesverfassung 
NRW erörtert. 
 
Der Petent befindet sich seit dem 24.06.2025 
in Haft. Er begehrt seine Verlegung in die Jus-
tizvollzugsanstalt M. als Anstalt des offenen 
Vollzuges.  
 
Eine Verlegung in eine Anstalt des offenen 
Vollzugs ist unter Berücksichtigung der gesetz-
lichen Vorgaben derzeit nicht möglich.  
 
Das vollzugliche Ziel stellt im Falle des Peten-
ten die Vermittlung in eine stationäre Drogen-
langzeittherapie dar. Da seine Strafe nach § 
35 BtMG rückstellungsfähig ist, ist seine zeit-
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nahe Aufnahme in eine entsprechende Wohn-
gruppe beabsichtigt. 
 
Die vollzugliche Sachbehandlung gegenüber 
dem Petenten ist nicht zu beanstanden. 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium der Justiz) Maßnahmen zu emp-
fehlen. 
 
 
18-P-2025-16685-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrundeliegenden Sachverhalt unter-
richtet. 
 
Er hat von dem Verfahrensgang im Zusam-
mengang mit der Pfändung des Kontos des 
Petenten bei der Olinda Bank Berlin und dem 
Hintergrund der beanstandeten Überweisung 
vom 21.10.2025 Kenntnis genommen. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium der Justiz) Maßnahmen zu emp-
fehlen. 
 
 
18-P-2025-16694-00 
Rechtspflege 
Rundfunk und Fernsehen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrundeliegenden Sachverhalt unter-
richtet. 
 
Bei den Vorwürfen des Petenten gegen den 
beteiligten Obergerichtsvollzieher handelt es 
sich ausschließlich um Einwendungen gegen 
die Art und Weise der Zwangsvollstreckung, 
welche nicht im Rahmen der Dienstaufsicht, 
sondern nur im Rahmen der Erinnerung Be-
rücksichtigung finden können. 
 
Die Präsidentin des Landgerichts Bonn hat die 
Petition daher zum Anlass genommen, den 
Vorgang dem zuständigen Vollstreckungsge-
richt zur Prüfung vorlegen zu lassen, ob die 
seitens des Petenten im Zwangsvollstre-
ckungsverfahren gegenüber dem Oberge-
richtsvollzieher erhobenen Einwendungen als 
zwangsvollstreckungsrechtlicher Rechtsbehelf 
auszulegen sind und das Vorgehen des Ober-
gerichtsvollziehers einer entsprechenden Prü-
fung zu unterziehen ist. Die Entscheidung des 
Vollstreckungsgerichts steht jedoch noch aus. 
 
Der Petitionsausschuss sieht daher keine Ver-
anlassung, der Landesregierung (Ministerium 
der Justiz) Maßnahmen zu empfehlen. 

18-P-2025-16697-00 
Beförderung von Personen 
 
 
Der Petent setzt sich für einen dauerhaft be-
zahlbaren Preis des Sozialtickets (Deutsch-
landticket Sozial) in NRW ein. Er fordert die 
Rücknahme der Preiserhöhung für das Sozial-
ticket ab Januar 2026 und die Einführung ei-
nes landesweit einheitlichen, bezahlbaren 
Sozialtickets für maximal 29 Euro pro Monat. 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage, die der Eingabe des Petenten 
zugrunde liegt, geprüft.  
 
Nach der Gesetzgebung des Bundes und der 
darin verankerten Tarifhoheit liegt die unmittel-
bare Zuständigkeit und Verantwortung für die 
inhaltliche sowie preisliche Ausgestaltung des 
(Ticket-)Angebots und der damit zusammen-
hängenden Regelungen im ÖPNV ausschließ-
lich bei den Verkehrsunternehmen bzw. den 
diese vertretenden Verkehrsverbünde und 
Tarifgemeinschaften. Der Petitionsausschuss 
kann hierauf keinen Einfluss nehmen. 
 
Um Sozialticketangebote nachhaltig und ver-
lässlich zu sichern und die Mittel zur Förderung 
von Sozialticketangeboten zu verstetigen, 
werden Sozialtickets derzeit mit 40 Millionen 
Euro pro Jahr vom Land Nordrhein-Westfalen 
gefördert. Diese Förderung stellt gegenüber 
den Kommunen ein Beitrag zur finanziellen 
Deckung der ihnen entstehenden Ausgaben 
für Sozialtickets dar.  Die tarifliche Ausgestal-
tung der Angebote vor Ort erfolgt in Zuständig-
keit der Tarifverantwortlichen.  
 
Hinsichtlich der Forderung des Petenten nach 
einem stärker vergünstigten Deutschlandticket 
Sozial ist zu berücksichtigen, dass die länder-
spezifischen Voraussetzungen für das Ange-
bot und die Nachfrage nach Leistungen im 
Öffentlichen Personennahverkehr sowie des-
sen Organisation einschließlich der Schwer-
punktsetzungen in der Leistungsbereitstellung 
und -erbringung erheblich variieren. Daher ist 
ein Vergleich mit anderen Bundesländern im 
Zusammenhang mit der Ticket- und Tarifge-
staltung nicht zielführend. 
 
Durch die gesicherte Perspektive beim 
Deutschlandticket bis 2030 kann verstärkt 
wieder eine tarifliche Weiterentwicklung in den 
Blick genommen werden. Hierbei kann auch 
die Möglichkeit eines bundesweit einheitlichen 
Deutschlandticket Sozial weiter betrachtet 
werden. Derzeit ist jedoch nicht zu beantwor-
ten, ob und inwieweit hier künftig Veränderun-
gen möglich sind. 
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Vor diesem Hintergrund sieht der Petitionsaus-
schuss keine Möglichkeit, weiter im Sinne der 
Petition tätig zu werden. 
 
 
18-P-2025-16703-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Familie begehrt ein Aufenthaltsrecht im 
Bundesgebiet.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die Familie untergetaucht ist. Er sieht 
daher keine Möglichkeit, der Landesregierung 
(Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration) Maß-
nahmen zu empfehlen.  
 
 
 
18-P-2025-16712-00 
Medienrecht 
Rundfunk und Fernsehen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die der Eingabe 
zugrunde liegende Sach- und Rechtslage ge-
prüft. Der Petition wurde bezüglich der erbete-
nen Überprüfung entsprochen. 
 
Ein Anlass, der Landesregierung (Minister für 
Bundes- und Europaangelegenheiten, 
Internationales sowie Medien und Chef der 
Staatskanzlei - MBEIM) Maßnahmen zu emp-
fehlen, besteht nicht. 
 
Der Petent erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des MBEIM vom 19.01.2026 
zur weiteren Information. 
 
 
 
18-P-2025-16715-00 
Landwirtschaft und Ernährungswirtschaft 
 
 
Der Petent hat sich mit seinem Anliegen be-
reits an die Landesregierung (Ministerium für 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz - MLV) 
gewandt. Unter Einbindung der Landwirt-
schaftskammer in Münster und intensiver Auf-
klärung und Prüfung des Sachverhalts ist dem 
Petenten mitgeteilt worden, dass keine Veran-
lassung zu einem fachaufsichtlichen Einschrei-
ten gesehen wird. Die Entscheidung ist umfas-
send begründet und dem Petenten mit Schrei-
ben vom 04.04.2025 mitgeteilt worden. Die 
Petition beinhaltet keinen neuen Sachvortrag. 
 
Der Petitionsausschuss sieht nach Prüfung der 
Angelegenheit daher keine Möglichkeit, der 

Landesregierung (MLV) Maßnahmen zu emp-
fehlen. 
 
 
18-P-2025-16737-00 
Rentenversicherung 
Genderfragen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den von 
dem Petenten vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Bei der Prüfung 
der Petition haben sich keine Anhaltspunkte 
für ein Fehlverhalten oder einen offensichtli-
chen Rechtsverstoß des Rentenversicherungs-
trägers ergeben.  
 
Ein individueller Anspruch des Einzelnen, dass 
Beschäftigte eines Berufsförderungswerkes 
über bestimmte durch den Teilnehmenden zu 
bestimmende fachliche Qualifikationen und 
Zertifikate verfügen müssen, ergibt sich aus 
dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch (SGB 
IX) nicht. Insoweit ist es nicht zu beanstanden, 
dass der Rentenversicherungsträger auf die 
allgemeinen Qualitätsanforderungen an die 
Leistungserbringer verweist und eine Leistung 
zur Teilhabe als „Integrationsmaßnahme bei 
einem Träger mit fachlich geschulten 
queersensiblen Personal“ abgelehnt hat. Mit 
der Erteilung eines rechtsmittelfähigen Be-
scheides ist dem Wunsch des Petenten ent-
sprochen worden. Der Ausgang des anhängi-
gen Widerspruchsverfahrens bleibt abzuwar-
ten. 
 
Der Petitionsausschuss dankt dem Petenten 
für sein entgegengebrachtes Vertrauen und 
wünscht ihm für seinen weiteren Lebensweg 
alles Gute. 
 
 
 
 
18-P-2025-16738-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der der 
Petition zugrunde liegenden Sach- und 
Rechtslage befasst. Der Petent ist irakischer 
Staatsangehöriger und begehrt einen Aufent-
halt im Bundesgebiet.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass das Verwaltungsgericht im Klageverfah-
ren zum Asylfolgeantrag des Petenten die 
aufschiebende Wirkung der Klage angeordnet 
hat. Der Ausgang des Klageverfahrens bleibt 
abzuwarten.  
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Der Petitionsausschuss bittet die Landesregie-
rung (Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration), ihm 
nach Abschluss des Klageverfahrens über das 
Ergebnis des Klageverfahrens sowie die auf-
enthaltsrechtliche Situation des Petenten zu 
berichten.  
 
Dieser Beschluss ergeht als Zwischenbe-
schluss.  
 
 
 
18-P-2025-16745-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft und einen Erörterungster-
min durchgeführt. 
Die Petenten sind syrische Staatsangehörige. 
Sie reisten erstmals am 31.08.2023 in das 
Bundesgebiet ein und stellten am 21.09.2023 
einen Asylantrag. Das Bundesamt für Migrati-
on und Flüchtlinge (BAMF) lehnte diesen An-
trag mit Bescheid vom 24.03.2025 als unzu-
lässig ab, da den Petenten in Bulgarien bereits 
internationaler Schutz im Sinne des § 1 Abs. 1 
Nr. 2 Asylgesetz (AsylG) gewährt worden war 
und ein Asylverfahren in Deutschland gemäß § 
29 Abs. 1 Nr. 2 AsylG daher unzulässig ist. 
Zugleich forderte das BAMF die Petenten auf, 
das Bundesgebiet innerhalb einer Woche nach 
Bekanntgabe des Bescheides zu verlassen, 
und drohte andernfalls die Abschiebung nach 
Bulgarien unter Anordnung eines 30-
monatigen Einreise- und Aufenthaltsverbots 
an. Einen Antrag auf Gewährung vorläufigen 
Rechtsschutzes lehnte das Verwaltungsgericht 
Arnsberg mit unanfechtbarem Beschluss vom 
03.04.2025 ab. Am 22.10.2025 stellte die Aus-
länderbehörde den Petenten eine Bescheini-
gung über die vollziehbare Ausreisepflicht aus. 
 
Mit Schreiben vom 16.11.2025 wandte sich der 
Bevollmächtigte der Petenten an die Auslän-
derbehörde und bat um Unterstützung bei der 
Beantragung eines Arbeitsvisums für den Pe-
tenten bei der Deutschen Botschaft Damas-
kus. Der Petent sei seit dem 16.01.2025 unbe-
fristet in einem Betrieb beschäftigt und habe 
sich aufgrund seiner Vorkenntnisse im Bauge-
werbe sowie erfolgreich absolvierter Sprach-
kurse (Niveau A2) schnell integriert. Er habe 
sich zu einem der wichtigsten Mitarbeiter des 
Betriebs entwickelt; insbesondere der Erwerb 
eines Führerscheins sei für den Arbeitgeber 
von erheblichem Wert. Zudem sei der Petent 
seit 2023 ehrenamtlich beim Deutschen Roten 
Kreuz tätig. Die Ehefrau besuche einen Integ-
rationskurs, beide Kinder die Grundschule. 
 

Die Petenten haben keinen Anspruch auf Er-
teilung einer Aufenthaltserlaubnis oder einer 
Beschäftigungsduldung. 
 
Eine Aufenthaltserlaubnis gemäß § 19d Auf-
enthaltsgesetz (AufenthG) kommt nicht in Be-
tracht, da die tatbestandlichen Voraussetzun-
gen nicht erfüllt sind. Es fehlt insbesondere an 
einer qualifizierten Berufsausbildung oder an 
der Ausübung einer qualifizierten Beschäfti-
gung über einen Zeitraum von mindestens drei 
Jahren. 
 
Auch eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 
5 AufenthG scheidet aus, da kein dauerhaftes 
Ausreisehindernis vorliegt. Die vorgelegte 
fachärztliche Stellungnahme vom 20.11.2025 
erfüllt nicht die gesetzlichen Anforderungen zur 
Darlegung einer Reiseunfähigkeit gemäß § 
60c Abs. 2c AufenthG. 
 
Ebenso liegen die Voraussetzungen für eine 
Aufenthaltserlaubnis nach §§ 25a oder 25b 
AufenthG nicht vor. Der Anwendungsbereich 
des § 25a AufenthG ist aufgrund des Alters der 
Petenten und ihrer Kinder nicht eröffnet. Für § 
25b AufenthG fehlt es an der erforderlichen 
Mindestaufenthaltsdauer von vier Jahren (§ 
25b Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 AufenthG). Eine Be-
schäftigungsduldung nach § 60d Abs. 1 Satz 1 
AufenthG kommt ebenfalls nicht in Betracht, da 
die Petenten nicht bis zum 31.12.2022 in das 
Bundesgebiet eingereist sind. 
 
Weitere Anspruchsgrundlagen für die Erteilung 
eines Aufenthaltstitels oder einer Duldung sind 
nicht ersichtlich. Insbesondere kommt eine 
Aufenthaltserteilung nach § 23a AufenthG 
nicht in Betracht. Das Verfahren vor der Härte-
fallkommission wurde ohne ein Ersuchen be-
endet. Die Erteilung eines Aufenthaltstitels 
wegen eines Härtefalls ist demnach rechtlich 
nicht möglich.   
 
Vor dem Hintergrund des abgeschlossenen 
verwaltungsgerichtlichen Eilverfahrens und 
des bisherigen Verwaltungshandelns sieht der 
Petitionsausschuss keine Möglichkeit, Maß-
nahmen im Sinne der Petition zu empfehlen. 
Im Übrigen unterliegen verwaltungsgerichtliche 
Verfahren in Verfahrensführung und Entschei-
dungsfindung der verfassungsrechtlich garan-
tierten richterlichen Unabhängigkeit nach Art. 
97 GG und sind einer Überprüfung im Petiti-
onsverfahren entzogen. 
 
Für einen weiteren Verbleib im Bundesgebiet 
ohne Durchführung des vorgeschriebenen 
Visumsverfahrens besteht keine rechtliche 
Grundlage. Den Petenten ist daher dringend 
zu raten, ihrer Ausreiseverpflichtung freiwillig 
nachzukommen, da andernfalls aufenthaltsbe-
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endende Maßnahmen drohen. Im Erörterungs-
termin wurde Folgendes vereinbart: 
 
Die Petenten suchen zeitnah das zuständige 
Sozialamt auf und beantragen Leistungen zur 
Übernahme der Reisekosten über die Pro-
gramme REAG (Reintegration and Emigration 
Programme for Asylum Seekers in Germany) 
beziehungsweise GARP (Government As-
sisted Repatriation Programme). Anschließend 
informieren sie die Ausländerbehörde über das 
Ergebnis. Zudem erklären die Petenten schrift-
lich ihre Bereitschaft zur freiwilligen Ausreise 
und legen der Ausländerbehörde im Laufe des 
Februars 2026 eine verbindliche Reisebestäti-
gung (z. B. Flugtickets) vor. 
Die Ausländerbehörde hat sich damit einver-
standen erklärt, dass die Petenten mit ihren 
Kindern bis zum 18. Juli 2026 im Bundesgebiet 
verbleiben und dieses spätestens an diesem 
Tag im Wege der freiwilligen Ausreise verlas-
sen. Dadurch wird den Kindern ermöglicht, das 
laufende Schuljahr zu beenden. Der Petitions-
ausschuss würdigt dieses Entgegenkommen 
der Ausländerbehörde ausdrücklich und be-
dankt sich für die konstruktive Begleitung des 
Verfahrens. 
 
Bis zum vorgesehenen Ausreisedatum haben 
die Petenten ausreichend Zeit, noch offene 
Angelegenheiten zu regeln. Sinnvoll erscheint 
insbesondere, dass die Ehefrau ihre Deutsch-
kenntnisse nach dem Gemeinsamen Europäi-
schen Referenzrahmen für Sprachen (GER) 
weiter ausbaut. Zudem kann bereits aus dem 
Bundesgebiet Kontakt zu Ausbildungsbetrie-
ben aufgenommen werden, um die Modalitä-
ten einer möglichen Ausbildung zu klären. Es 
besteht ferner die Möglichkeit, vorab einen 
Termin bei der zuständigen Auslandsvertre-
tung in Bulgarien zu vereinbaren. 
 
Die Ausländerbehörde hat zugesagt, den Pe-
tenten nach Vorlage der Reisetickets eine 
Bescheinigung zur Vorlage bei der Auslands-
vertretung auszustellen, in der unter anderem 
die kooperative freiwillige Ausreise bestätigt 
wird. 
 
Über die Erteilung eines Visums zur legalen 
Einreise nach Deutschland entscheidet die 
zuständige Auslandsvertretung der Bundesre-
publik Deutschland als Bundesbehörde. 
 
 
 
18-P-2025-16746-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 

18-P-2025-16759-00 
Grundsicherung 
Krankenversicherung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat den mit der Petiti-
on geschilderten Sachverhalt sowie die zu-
grunde liegende Rechtslage geprüft. 
 
Er stellt fest, dass die Zuschüsse zur privaten 
Kranken- und Pflegeversicherung auf Wunsch 
des Petenten nicht mehr direkt an das Versi-
cherungsunternehmen gezahlt wurden. Statt-
dessen wurden die Beträge – wie vom Peten-
ten beantragt – auf sein Girokonto überwiesen. 
Über diese Änderung wurde der Petent schrift-
lich informiert. In der Folge leitete der Petent 
die erhaltenen Beträge nicht vollständig an 
seine Kranken- und Pflegeversicherung weiter, 
wodurch Beitragsrückstände entstanden. 
 
Weiter ist festzuhalten, dass das Sozialhilfe-
recht eine Direktzahlung anerkannter Beiträge 
zur Kranken- und Pflegeversicherung an das 
jeweilige Versicherungsunternehmen zwin-
gend vorsieht, wenn die Leistungen der 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsmin-
derung nach dem Vierten Kapitel des Zwölften 
Buches Sozialgesetzbuch (SGB XII) mindes-
tens so hoch sind wie diese Beiträge (§ 32a 
Abs. 2 Satz 1 SGB XII). Die Beiträge zur priva-
ten Kranken- und Pflegeversicherung des Pe-
tenten werden daher ab Dezember 2025 wie-
der in tatsächlicher Höhe direkt an das Versi-
cherungsunternehmen überwiesen. Auch dar-
über wurde der Petent informiert. 
 
Die entstandenen Beitragsrückstände sind 
gleichwohl überwiegend auf das eigene Ver-
halten des Petenten zurückzuführen. Ein fi-
nanzieller Nachteil ist ihm dadurch nicht ent-
standen. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Sozia-
les) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
18-P-2025-16765-00 
Lebens- und Genussmittel; Bedarfsgegen-
stände 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Danach ist die 
vom Petenten genannte Strafanzeige gegen 
den Lebensmittelkontrolleur nie gestellt wor-
den. Die in der Petition genannten Anlagen 
sind nicht vorgelegt worden. Ein fachrechtli-
ches oder persönliches Fehlverhalten des 
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betroffenen Lebensmittelkontrolleurs konnte 
nicht festgestellt werden. 
 
Der Petitionsausschuss sieht daher keine Mög-
lichkeit, im Sinne des Petenten weiter tätig zu 
werden. 
 
 
 
18-P-2025-16766-00 
Rechtspflege 
Grundsicherung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das An-
liegen der Petentin und den der Petition zu-
grundeliegenden Sachverhalt unterrichtet. 
 
Er hat von dem Inhalt und Gang des bei der 
Staatsanwaltschaft Dortmund geführten Ermitt-
lungsverfahrens und von den Gründen, die zur 
Beantragung und zum Erlass des Vermö-
gensarrests geführt haben, Kenntnis genom-
men. 
 
Wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes verliehe-
nen Unabhängigkeit ist es dem Petitionsaus-
schuss verwehrt, gerichtliche Entscheidungen 
zu prüfen, zu ändern oder aufzuheben. 
 
Die staatsanwaltschaftliche Sachbehandlung 
ist nicht zu beanstanden. 
 
Der Petentin wird zwecks Beratung hinsichtlich 
der Möglichkeit existenzsichernder Leistungen 
eine Vorsprache beim örtlichen Jobcenter Un-
na beziehungsweise beim örtlich zuständigen 
Träger der Sozialhilfe in Gestalt der Stadt Lü-
nen empfohlen. 
Soweit die Beschwerde sich auf Leistungen 
nach dem SGB II bezieht, wurde darüber hin-
aus die Petition an den Deutschen Bundestag 
überwiesen. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Sozia-
les; Ministerium der Justiz) Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-16776-00 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit dem der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt in-
tensiv befasst. 
 
Die Petentin ist Mutter eines neunjährigen 
Kindes, das die dritte Klasse einer Förderschu-

le mit dem Förderschwerpunkt Hören und 
Kommunikation besucht. Aufgrund einer psy-
chischen Erkrankung wurde im aktuellen 
Schuljahr 2025/2026 die Schule nicht mehr 
besucht, im Schuljahr 2024/2025 versäumte 
das Kind bereits 534 Stunden. 
 
Die Petentin begehrt einen Wechsel des För-
derortes in das Gemeinsame Lernen, weil 
aufgrund der Erkrankung der Besuch dieser 
bisherigen Schule nicht mehr zumutbar sei. 
Auch die zuständigen Ärzte rieten von einer 
Fortsetzung des Schulbesuchs an der Förder-
schule ab. Für ihre Tochter wünscht sie sich 
den Wechsel auf eine bestimmte Grundschule. 
Die entsprechenden Anträge wurden im Juli 
2025 gestellt, fehlende Unterlagen im August 
2025 nachgereicht. Im November – nach Ein-
reichen der Petition – hat das zuständige 
Schulamt den Wechsel des Förderortes in das 
Gemeinsame Lernen festgestellt. Gemäß § 17 
Absatz 3 Satz 1 i. V. m § 16 Absatz 1 der Aus-
bildungsordnung sonderpädagogische Förde-
rung NRW (AO SF) wurde der Petentin eine 
allgemeine Schule der gewählten Schulform 
vorgeschlagen. Die von der Petentin zuvor 
geäußerte Wunschschule konnte dabei auf-
grund von Kapazitätsausschöpfung nicht an-
geboten werden. Dennoch hätte es der Peten-
tin freigestanden, eine andere Schule zu wäh-
len. Eine Anmeldung auf der neuen Schule ist 
zwischenzeitlich erfolgt. Gegen eine Person 
der unteren Schulaufsicht hat die Petentin 
Dienstaufsichtsbeschwerde eingereicht. 
 
Der Ausschuss zeigt sich erleichtert, dass die 
Anmeldung auf der Grundschule nunmehr 
erfolgt ist. Er wünscht dem Kind der Petentin 
alles Gute und hofft, dass sich der Gesund-
heitszustand im neuen schulischen Umfeld 
schnell stabilisieren kann. Er hält es für be-
dauerlich, dass in der langen Krankheitsphase 
kein Hausunterricht eingerichtet worden ist. 
Wieso die erforderlichen Anträge weder sei-
tens der Petentin noch seitens der Schule 
gestellt worden sind, bleibt unklar. Eine früh-
zeitige Aufklärung über die Möglichkeit der 
Einrichtung von Hausunterricht gemäß § 21 
des Schulgesetzes i. V. m. §§ 43 ff. AOSF 
wäre wünschenswert. Der Ausschuss erinnert 
daran, dass Hausunterricht auf Antrag bereits 
eingerichtet werden kann, wenn Schülerinnen 
oder Schüler wegen Krankheit voraussichtlich 
länger als sechs Wochen die Schule nicht 
besuchen können. 
 
Im Übrigen ist der Ausschuss bemüht, sich für 
zukunftsorientierte Lösungen einzusetzen. Der 
nun erfolgte Schulwechsel wird als wichtiger 
erster Schritt zu einer angemessenen Beschu-
lung des Kindes gesehen. Der Ausschuss 
appelliert an die Petentin, für einen geregelten 
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und gelingenden Schulalltag eng und vertrau-
ensvoll mit der Schule zusammenzuarbeiten. 
Ob bei der Bearbeitung des Antrags auf 
Wechsel des Förderortes Fehler unterlaufen 
sind, möge im Dienstaufsichtsbeschwerdever-
fahren geprüft werden. 
 
 
18-P-2025-16779-00 
Schulen 
Jugendhilfe 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der der 
Petition zugrunde liegenden Sach- und 
Rechtslage intensiv befasst. 
 
Die Petentin ist Mutter eines 17-jährigen Kin-
des, das unter einer Autismus-Spektrum-
Störung leidet. Aufgrund dieser Erkrankung, 
einhergehend mit sozialen Phobien, war ein 
Schulbesuch im laufenden Schuljahr nicht 
mehr möglich. Bereits im vorangegangenen 
Schuljahr beliefen sich die entschuldigten 
Fehlstunden auf über 800. Die Petentin be-
gehrt nun ein Ruhendstellen der Schulpflicht, 
kombiniert mit der Erteilung von Hausunter-
richt. 
 
Mit Sorge hat der Ausschuss die enorme An-
zahl an Fehlstunden zur Kenntnis genommen. 
Er zeigt sich äußerst irritiert darüber, dass trotz 
stattgefundener Gespräche zwischen Schule 
und Petentin zunächst keinerlei Unterstüt-
zungsangebote offeriert wurden. Abgesehen 
von Hinweisen zu Schulpflicht und Schul-
pflichtverletzung, Klinikaufenthalt und Wieder-
eingliederung wären Beratungen zu Schulbe-
gleitung und Hausunterricht unbedingt wün-
schenswert gewesen. Hausunterricht wird 
gemäß § 21 Absatz 1 des Schulgesetztes 
NRW (SchulG) auf Antrag bereits bei krank-
heitsbedingtem Unterrichtsversäumnis von 
sechs Wochen eingerichtet. In Unkenntnis der 
genauen Fehlstundenverteilung ist allein im 
vorangegangenen Schuljahr von einem Unter-
richtsversäumnis von bis zu 28 Wochen aus-
zugehen, auch wenn diese nicht zwingend 
zusammenhängend versäumt worden sind. 
Der zu Beginn des laufenden Schuljahres ge-
stellte und im Oktober korrigierte Antrag auf 
Einrichtung von Hausunterricht wird begrüßt. 
Unverständnis äußert der Ausschuss dagegen 
über die Bearbeitungsdauer von mehreren 
Monaten. 
 
Der Ausschuss appelliert eindringlich an die 
zuständigen Stellen, schnellstmöglich und mit 
höchster Priorität Hausunterricht gemäß § 21 
SchulG einzurichten und für das aktuelle Halb-
jahr beizubehalten. Es wird empfohlen, die 
gemäß § 45 Absatz 2 der Ausbildungsordnung 

sonderpädagogische Förderung (AO SF) ma-
ximal zulässige Stundenzahl von 8 auszu-
schöpfen, um die bereits verpassten Unter-
richtsinhalte möglichst umfassend nachholen 
zu können. Hinsichtlich des weiteren Verfah-
rens, insbesondere Folgeanträge, appelliert 
der Ausschuss an die zuständigen Stellen, die 
Petentin jeweils rechtzeitig aufzuklären und bei 
auftretenden Schwierigkeiten umfassend zu 
beraten. 
 
Ein Ruhen der Schulpflicht gemäß § 40 
SchulG kommt aktuell dagegen nicht in Be-
tracht. Wie aus § 40 Absatz 2 SchulG hervor-
geht, ist Voraussetzung unter anderem, dass 
alle Möglichkeiten sonderpädagogischer För-
derung ausgeschöpft sind. Im vorliegenden 
Fall bleibt, wie oben dargelegt, zunächst die 
Einrichtung des Hausunterrichts abzuwarten.  
 
Die Landesregierung (Ministerium für Schule 
und Bildung NRW) wird um ergänzende Stel-
lungnahme zum weiteren Verfahren bis zum 
20.04.2026 gebeten. 
 
 
 
18-P-2025-16783-00 
Straßenverkehr 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt.  
 
 
 
18-P-2025-16785-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat das Anliegen des 
Petenten geprüft und sich über den zugrunde 
liegenden Sachverhalt und die geltende 
Rechtslage unterrichtet.  
 
Der Petent erhält selbst keine Leistungen nach 
dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) 
und hat auch aktuell keine Leistungen bean-
tragt. Er ist dem Jobcenter lediglich als (Stief-
)Großvater eines Leistungsberechtigten be-
kannt, der mit ihm in einem gemeinsamen 
Haushalt lebt. 
 
Der Enkel hat einen gesetzlichen Betreuer. 
Daher besteht zwischen dem Petenten und 
dem Jobcenter kein Rechtsverhältnis. Das 
Jobcenter ist daher nicht verpflichtet, mit dem 
Petenten über den Leistungsfall des Enkels zu 
sprechen. Ungeachtet dessen und in Kenntnis 
der persönlichen Situation hat das Jobcenter 
bislang Telefongespräche mit dem Petenten 
zum Leistungsfall geführt, um ihm entgegen-
zukommen. Aufgrund des bisherigen Kommu-
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nikationsverlaufs wurde der Petent allerdings 
darauf hingewiesen, die weitere Kommunikati-
on künftig über den Enkel selbst oder über 
dessen gesetzlichen Betreuer zu führen. 
 
Der Vorwurf, Unterlagen seien beim Jobcenter 
abhandengekommen, kann nicht nachvollzo-
gen werden. Weder der Enkel noch der ge-
setzliche Betreuer haben hierzu entsprechen-
de Hinweise gegeben. 
 
Der Leistungsberechtigte hat zudem jeweils 
einen Bewilligungsbescheid über seinen Leis-
tungsanspruch erhalten. Gegen diese Be-
scheide besteht die Möglichkeit, Widerspruch 
einzulegen. Von diesem Recht wurde bislang 
kein Gebrauch gemacht. 
 
Es besteht insgesamt kein Anlass, das Vorge-
hen des Jobcenters zu beanstanden. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) Maßnahmen im 
Sinne der Petition zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-16798-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrundeliegenden Sachver­halt un-
terrichtet. Es besteht kein Anlass, der Landes-
regierung (Ministerium der Justiz) Maßnahmen 
zu empfehlen. 
 
Zu Recht hält es die Petentin für geboten, in 
der Rechtsanwaltschaft, bei den Staatsanwalt-
schaften und Gerichten auch im Bereich des 
Sexualstrafrechts geschulte Personen vorzu-
finden. 
 
Schon heute ist das Sexualstrafrecht Gegen-
stand der universitären Schwerpunkt-
be­reichsausbildung und -prüfung. Der Umfang 
des Themas wird von den Universitäten be-
stimmt. Darüber hinaus werden in der justiziel-
len Fortbildung Veranstaltungen zum Sexual-
strafrecht angeboten. Die Justizakademie des 
Landes Nordrhein-Westfalen sowie die Deut-
sche Richterakademie veranstalten regelmäßig 
Fortbildungen für Richterinnen und Richter 
sowie Staatsanwältinnen und Staatsanwälte 
zum weiten Themenbereich „Sexualstrafrecht“, 
einschließlich Themen wie Femizid, Antifemi-
nismus, Häusliche Gewalt, Stalking, Gewalt-
schutz und Opferschutz. 
 
Das „Sexualstrafrecht“ ist aktuell nicht Gegen-
stand des Pflichtstoffs in den staatli­chen juris-

tischen Abschlussprüfungen und damit auch 
nicht Gegenstand universitärer Lehrveranstal-
tungen im Pflichtfachstudium. 
 
Die Auswahl des Pflichtfachstoffs hat sich in 
erster Linie an dessen Eignung zum Erwerb 
methodischer Kompetenzen zu orientieren; 
diese Eignung sollte deutlichen Vorrang vor 
der Vermittlung eines immer umfangreicheren 
positiven Norm- und Anwendungswissens 
genießen. Dementsprechend muss auch der 
Frage der Praxisrelevanz eine untergeordnete 
Bedeutung beigemessen werden. Das Sexual-
strafrecht ist gekennzeichnet durch eine Viel-
zahl von Spezialtatbeständen und (auch tat-
sächlichen) Einzelfragen; es eignet sich nicht 
gut für die Vermittlung eines System- und Me-
thodenverständnisses. 
 
Im Übrigen wäre es wegen der Zielsetzung 
bundesweit einheitlicher Prüfungsanforderun-
gen nach § 5d Absatz 1 Satz 2 Deutsches 
Richtergesetz erforderlich, eine so bedeutsa-
me Änderung des Pflichtstoffkatalogs über die 
Landesgrenzen hinweg abzustimmen. 
 
 
18-P-2025-16800-00 
Schulen 
 
 
Die Petentin bittet um Änderung des Erlasses 
„Offene Ganztagsschulen sowie außerunter-
richtliche Ganztags- und Betreuungsangebote 
im Primarbereich“ der zum 01.08.2026 in Kraft 
tritt.  
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegende Sachlage unterrich-
tet und sich von der Landesregierung (Ministe-
rium für Schule und Bildung) berichten lassen.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die Landesregierung den dynamischen 
Ausbau von Plätzen in Offenen Ganztagsschu-
len fördert. Die bedarfsgerechte Ausgestaltung 
der Angebote ist dabei eine kommunale Auf-
gabe. Im Rahmen der Offenen Ganztagsschu-
le bestehen bereits jetzt Möglichkeiten, um 
Freistellungswünschen gemäß Erlass nachzu-
kommen. Für flexible Betreuungsbedarfe an 
offenen Ganztagsschulen, z. B. an einzelnen 
Tagen oder ohne verbindliche Anwesenheits-
zeiten, stellt das Land weiterhin Mittel aus der 
sogenannten „Betreuungspauschale“ bereit. 
Über die konkrete Angebotsstruktur, die vor-
gehalten wird, wird in kommunaler Verantwor-
tung entschieden, auch vor dem Hintergrund 
der vor Ort tatsächlich bestehenden Bedarfe 
der Familien.  
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Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die Landesregierung keinen Anlass zu 
weiteren Maßnahmen sieht. Die Petentin erhält 
eine Kopie der Stellungnahme des Ministeri-
ums für Schule und Bildung vom 08.12.2025.  
 
Der Landesregierung werden keine Maßnah-
men empfohlen.  
 
 
 
18-P-2025-16820-00 
Zivilrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die der Eingabe 
zugrunde liegende Sach- und Rechtslage ge-
prüft.  
 
Er sieht danach keine Möglichkeit, dem Anlie-
gen des Petenten zum Erfolg zu verhelfen. 
Anlass, der Landesregierung (Ministerium der 
Justiz - MJ) Maßnahmen zu empfehlen, be-
steht nicht. 
 
Der Petent erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des MJ vom 11.12.2025 zur 
weiteren Information. 
 
 
18-P-2025-16822-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegende Sachlage unterrich-
tet. Der Petent ist syrischer Staatsangehöriger 
und begehrt einen Aufenthalt im Bundesgebiet.  
 
Im Asylverfahren des Petenten wurde durch 
das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) eine negative Entscheidung getroffen. 
Der Petent hat gegen den Bescheid des Bun-
desamtes Klage beim Verwaltungsgericht ein-
gereicht. Hinsichtlich des Klageverfahrens 
besteht aufschiebende Wirkung. Der Petent 
befindet sich weiterhin im Asylverfahren. Der 
Ausgang des Klageverfahrens bleibt abzuwar-
ten.  
 
Der Petitionsausschuss weist zudem darauf 
hin, dass der zielstaatsbezogene Vortrag des 
Petenten im Petitionsverfahren des Landtags 
Nordrhein-Westfalen nicht geprüft werden 
kann. Aufgabe des Petitionsausschusses ist es 
Handlungen und Unterlassungen von Behör-
den und Dienststellen, die der Aufsicht des 
Landes unterstehen, zu überprüfen. Entschei-
dungen einer Bundesbehörde können im Peti-
tionsverfahren des Landtags nicht geprüft wer-
den. Insoweit können sich Bürgerinnen und 

Bürger an den Petitionsausschuss des Deut-
schen Bundestages wenden.  
 
Sollte das Klageverfahren des Petenten nega-
tiv abgeschlossen werden, kann durch die 
zuständige Ausländerbehörde geprüft werden, 
ob der Petent die Voraussetzungen für ein 
asylverfahrensunabhängiges Aufenthaltsrecht 
erfüllt. Etwaige zwischenzeitlich erworbene 
Integrationsleistungen (z.B. Sprachkenntnisse, 
Erwerbstätigkeit, Ausbildung etc.) wären der 
Ausländerbehörde nachzuweisen.  
 
Dem Petenten steht es zudem frei, sich nach 
negativem Abschluss des Klageverfahrens 
erneut an den Petitionsausschuss zu wenden.  
 
Gegenwärtig besteht kein Anlass, der Landes-
regierung (Ministerium für Kinder, Jugend, 
Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration) 
Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
18-P-2025-16834-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrundeliegenden Sachverhalt unter-
richtet.  
 
Er nimmt zur Kenntnis, dass der Diskussions- 
und Beteiligungsprozess zur Arbeitsgerichts-
barkeit der Zukunft in Nordrhein-Westfalen 
noch nicht abgeschlossen ist und weist darauf 
hin, dass es unzutreffend ist, im Kreis Kleve 
sei keine Gerichtsbarkeit mehr adäquat vor-
handen, da dort die ordentliche Gerichtsbarkeit 
mit dem Landgericht Kleve und mehreren 
Amtsgerichten vor Ort präsent ist.  
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium der Justiz) Maßnahmen zu emp-
fehlen. 
 
 
 
18-P-2025-16838-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrundeliegenden Sachverhalt unter-
richtet.  
 
Er nimmt zur Kenntnis, dass der Diskussions- 
und Beteiligungsprozess zur Arbeitsgerichts-
barkeit der Zukunft in Nordrhein-Westfalen 
noch nicht abgeschlossen ist.  
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Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium der Justiz) Maßnahmen zu emp-
fehlen. 
 
 
 
18-P-2025-16844-00 
Straßenbau 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
 
18-P-2025-16849-00 
Rentenversicherung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den von 
dem Petenten vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Rentenversicherungsträger entscheidet als 
Selbstverwaltungskörperschaft eigenständig 
über etwaige Leistungsansprüche innerhalb 
der gesetzlich und rechtlich gezogenen Gren-
zen. Der Träger ist somit für die Bewilligung 
einer Maßnahme zur medizinischen Rehabilita-
tion sowie für die Auswahl der geeigneten 
Einrichtung, in der die Maßnahme durchge-
führt wird, zuständig. 
 
Für den medizinischen Verlauf einer Rehabili-
tationsmaßnahme sowie für den Inhalt des 
Entlassungsberichts ist ausschließlich die Re-
habilitationseinrichtung verantwortlich. Der 
Rentenversicherungsträger kann als Kosten-
träger gegenüber der Rehabilitationsklinik le-
diglich auf eine Prüfung hinwirken. Sofern wei-
terer Erläuterungsbedarf zu dem Entlassungs-
bericht besteht, kann der Mediziner am Woh-
nort helfen und sich im Bedarfsfall mit den 
Ärzten der Rehabilitationseinrichtung austau-
schen. 
 
Die medizinischen Entscheidungen während 
der Maßnahme, der Entlassungsbericht sowie 
die gestellten Diagnosen und Hygiene-
Konzepte der Einrichtung bei ansteckenden 
Erkrankungen können von der Rechtsaufsicht 
aufsichtsrechtlich nicht überprüft werden. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales Nordrhein-Westfalen 
NRW) kann im Rahmen der Rechtsaufsicht 
lediglich bei offensichtlichen Rechtsverstößen 
tätig werden. Bei der Prüfung der Petition ha-
ben sich keine Anhaltspunkte für ein Fehlver-
halten oder einen offensichtlichen Rechtsver-
stoß der Deutschen Rentenversicherung 
Rheinland ergeben.  

Der Petent hat die Möglichkeit, sich bei Be-
schwerden direkt an die Rehaeinrichtung zu 
wenden. Dies ist bereits erfolgt. 
 
Weiterhin kann der Patientenschutzbeauftragte 
des Landes Niedersachsen eine Anlaufstelle 
sein, da die Klinik in Niedersachsen liegt. In 
Hygieneangelegenheiten kann sich der Petent 
an das örtliche Gesundheitsamt wenden. Die 
Klinikaufsicht führt das Niedersächsische Mi-
nisterium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und 
Gleichstellung. Fragen zur konkreten Behand-
lungsqualität werden durch die Klinik selbst 
oder die Ärztekammer geklärt. 
 
Eine Kopie der Petition wird insoweit zustän-
digkeitshalber dem niedersächsischen Landtag 
überwiesen.  
 
 
 
18-P-2025-16854-00 
Polizei 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Möglich-
keit, im Sinne der Eingabe Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
Der Petitionsausschuss kann dem Petenten 
empfehlen, sich ggf. anwaltlich beraten zu 
lassen. 
 
 
 
18-P-2025-16883-00 
Psychiatrische Krankenhäuser 
Gesundheitsfürsorge 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das An-
liegen des Petenten und die mit der Petition 
angesprochenen Sachverhalte unterrichtet. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass es sich bei forensischen Einrichtungen 
um Krankenhäuser i. S. d. Nichtraucher-
schutzgesetzes handelt, bei denen im Innen-
bereich das Rauchen grundsätzlich untersagt 
ist. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt weiter zur 
Kenntnis, dass es gestattet ist, im Außenbe-
reich der Klinik zu rauchen und untergebrachte 
Personen die Möglichkeit haben, sich einer 
etwaigen Rauchbelästigung zu entziehen. Ein 
Verbot des Rauchens auch im Außenbereich 
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würde eine hohe Anzahl von untergebrachten 
Personen erheblich einschränken. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
18-P-2025-16892-00 
Sozialhilfe 
Zivilrecht 
 
 
Der Petent moniert die längerfristige Unterbre-
chung der Heizungsanlage in seiner Wohnung, 
die daraus resultierende Schimmelbildung 
sowie das aus seiner Sicht unzureichende 
Vorgehen der Hausverwaltung und des Sozi-
alamts 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass der Petent die Heizungsprobleme durch 
eigene Initiative im direkten Kontakt mit der 
Hausverwaltung lösen konnte und die notwen-
digen Maßnahmen zur Behebung des Mangels 
eingeleitet wurden. 
 
Anhaltspunkte für ein rechtswidriges Verhalten 
des Sozialamts konnten nicht festgestellt wer-
den. 
 
Der Petitionsausschuss sieht die Petition als 
erledigt an. 
 
 
18-P-2025-16904-00 
Verfassungsrecht 
Rentenversicherung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe des 
Petenten betreffend die Abgeordnetenbezah-
lung geprüft. 
 
Der Petent betrachtet insgesamt die Mitglieder 
des Deutschen Bundestages und aller Lan-
desparlamente in Deutschland. Er geht von 
Grundannahmen aus und entwickelt daraus 
seine Änderungsvorschläge. Schon die 
Grundannahmen treffen aber auf den Landtag 
Nordrhein-Westfalen nicht zu; insofern passen 
auch die Änderungsvorschläge nicht. 
 
Der Petent geht von einer hohen steuerpflich-
tigen Grundentschädigung aus (Diäten) und 
von weiteren hohen steuerfreien Aufwandsent-
schädigungen. Hinzu kämen großzügige An-
sprüche auf Altersversorgung, die sich nach 
der Dauer der Mandatszeit richten würden.  
 

Seit der Diätenreform im Jahre 2005 gibt es im 
Landtag Nordrhein-Westfalen keine steuer-
freien Aufwandsentschädigungen mehr. Hinzu 
kommt, dass die Abgeordneten wie jede Bür-
gerin und jeder Bürger ihre Werbungskosten 
beim Finanzamt geltend machen müssen – mit 
allen Aufzeichnungs- und Nachweispflichten 
und den möglichen Auseinandersetzungen mit 
der Finanzverwaltung. 
 
Auch die staatliche Altersversorgung wurde 
abgeschafft. Stattdessen müssen die Mitglie-
der des Landtags Nordrhein-Westfalen erheb-
liche monatliche Beiträge für ihre Renten in 
das Versorgungswerk einzahlen. Diese Renten 
liegen weit unter der bis dahin geltenden staat-
lichen Versorgung. Zwar steigen die Renten 
mit längerer Dauer der Mandatszeit, dies liegt 
aber allein an der höheren Summe der gezahl-
ten Beiträge. 
 
Auch die Anpassung der Abgeordnetenbezüge 
beruht auf dem Nominallohnindex und wird 
nicht willkürlich festgesetzt. Der Nominallohn-
index bezieht sich auf die Verdienstentwick-
lung aller Arbeitnehmer und stellt die durch-
schnittliche Entwicklung der Verdienste mit 
Sonderzahlungen bei konstanter Zusammen-
setzung der Arbeitnehmerschaft dar (Quelle: 
Statistisches Bundesamt). Da es sich um den 
Durchschnitt handelt, wird es Verdienstent-
wicklungen geben, die besser waren, sowie 
andere, die schlechter waren. Die Abgeordne-
ten reihen sich damit in die Bevölkerung ein 
und gewähren sich keine Sonderbehandlung. 
 
Zu den Kürzungsvorschlägen weist der Petiti-
onsausschuss ergänzend darauf hin, dass die 
im Landtag Nordrhein-Westfalen eingesetzte 
externe Diätenkommission hatte erklärte Ziel 
hatte, ein attraktives Abgeordnetenmandat zu 
schaffen, um auch hochqualifizierte Fachleute 
für die Aufgabe gewinnen zu können. Im Ge-
genzug wurde die Altersversorgung abge-
schmolzen und nur als Ergänzung und als 
Teilversorgung gesehen. Wenn die Abgeord-
netenbezüge auf die Hälfte reduziert würde, 
würde nicht nur das Ziel der Diätenkommission 
verfehlt, sondern es dürfte auch sehr fraglich 
sein, ob damit die notwendigen Ausgaben des 
Abgeordnetenmandates noch bestritten wer-
den könnten. Das Bundesverfassungsgericht 
hat bereits in seinem ersten Diätenurteil 1975 
erklärt, dass „die Alimentation so zu bemessen 
[sei], dass sie auch für den, der, aus welchen 
Gründen immer, kein Einkommen aus einem 
Beruf hat, aber auch für den, der infolge des 
Mandats Berufseinkommen ganz oder teilwei-
se verliert, eine Lebensführung gestattet, die 
der Bedeutung des Amtes angemessen ist“. 
Nicht zuletzt schützt eine angemessene Be-
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zahlung auch vor sachfremden Einflussnah-
men. 
 
Die Sommerpause ist die einzige längere Pau-
se im Jahr, in der umfangreiche Renovie-
rungsarbeiten vorgenommen werden können. 
Im laufenden Betrieb sind viele, vor allem lärm-
intensive Arbeiten nicht möglich, da sämtliche 
Räume benötigt werden und weder die Sitzun-
gen der Vollversammlung als auch die der 
Ausschüsse und anderen Gremien nicht ge-
stört werden dürfen. Die sitzungsfreie Zeit wird 
von den Abgeordneten auch genutzt, um die 
Wahlkreise intensiver als sonst betreuen zu 
können. 
 
Vor diesem Hintergrund sieht der Petitionsaus-
schuss keinen Anlass zu Maßnahmen. 
 
 
 
18-P-2025-16906-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrundeliegenden Sachverhalt unter-
richtet und sieht keinen Anlass, der Landesre-
gierung (Ministerium der Justiz) Maßnahmen 
zu empfehlen. 
 
Soweit der Petent eine vermeintliche Untätig-
keit des zuständigen Rechtspflegers beim 
Amtsgericht Witten bemängelt, ist es dem Peti-
tionsausschuss aufgrund der sachlichen Un-
abhängigkeit der Rechtspflegerinnen und 
Rechtspfleger nach § 9 Rechtspflegergesetz 
(RPflG) verwehrt, diesen um eine bestimmte 
Art der Bearbeitung zu ersuchen. 
 
Aus der sachlichen Unabhängigkeit der 
Rechtspfleger folgt, dass diesen bei Erledi-
gung der ihnen gemäß § 3 RPflG übertrage-
nen Geschäfte weder im Einzelfall noch durch 
allgemeine Dienstvorschriften Weisungen er-
teilt werden dürfen, mit denen vorgeschrieben 
wird, auf welche Weise sie ihre rechtsanwen-
dende Tätigkeit ausüben und welche Ent-
scheidung zu treffen ist. Die Unabhängigkeit 
des Rechtspflegers umfasst auch das Recht 
und die Pflicht, eigenverantwortlich darüber zu 
befinden, in welcher Reihenfolge und mit wel-
chem sachlichen Vorrang er die anfallenden 
Geschäfte erledigt. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass der zuständige Rechtspfleger unter dem 
08.12.2025 Hinweise zu dem Antrag vom 
06.08.2025 erteilt hat. 
 
 
 

18-P-2025-16924-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft und einen Erörterungster-
min durchgeführt. 
 
Die Petenten sind syrische Staatsangehörige. 
Sie reisten erstmals am 31.08.2023 in das 
Bundesgebiet ein und stellten am 21.09.2023 
einen Asylantrag. Das Bundesamt für Migrati-
on und Flüchtlinge (BAMF) lehnte diesen An-
trag mit Bescheid vom 24.03.2025 als unzu-
lässig ab, da den Petenten in Bulgarien bereits 
internationaler Schutz im Sinne des § 1 Abs. 1 
Nr. 2 Asylgesetz (AsylG) gewährt worden war 
und ein Asylverfahren in Deutschland gemäß § 
29 Abs. 1 Nr. 2 AsylG daher unzulässig ist. 
Zugleich forderte das BAMF die Petenten auf, 
das Bundesgebiet innerhalb einer Woche nach 
Bekanntgabe des Bescheides zu verlassen, 
und drohte andernfalls die Abschiebung nach 
Bulgarien unter Anordnung eines 30-
monatigen Einreise- und Aufenthaltsverbots 
an. Einen Antrag auf Gewährung vorläufigen 
Rechtsschutzes lehnte das Verwaltungsgericht 
Arnsberg mit unanfechtbarem Beschluss vom 
03.04.2025 ab. Am 22.10.2025 stellte die Aus-
länderbehörde den Petenten eine Bescheini-
gung über die vollziehbare Ausreisepflicht aus. 
 
Die Petenten haben keinen Anspruch auf Er-
teilung einer Aufenthaltserlaubnis oder einer 
Beschäftigungsduldung. 
 
Eine Aufenthaltserlaubnis gemäß § 19d Auf-
enthaltsgesetz (AufenthG) kommt nicht in Be-
tracht, da die tatbestandlichen Voraussetzun-
gen nicht erfüllt sind. Es fehlt insbesondere an 
einer qualifizierten Berufsausbildung oder an 
der Ausübung einer qualifizierten Beschäfti-
gung über einen Zeitraum von mindestens drei 
Jahren. 
 
Auch eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 
5 AufenthG scheidet aus, da kein dauerhaftes 
Ausreisehindernis vorliegt. Die vorgelegte 
fachärztliche Stellungnahme vom 20.11.2025 
erfüllt nicht die gesetzlichen Anforderungen zur 
Darlegung einer Reiseunfähigkeit gemäß § 
60c Abs. 2c AufenthG. 
 
Ebenso liegen die Voraussetzungen für eine 
Aufenthaltserlaubnis nach §§ 25a oder 25b 
AufenthG nicht vor. Der Anwendungsbereich 
des § 25a AufenthG ist aufgrund des Alters der 
Petenten und ihrer Kinder nicht eröffnet. Für § 
25b AufenthG fehlt es an der erforderlichen 
Mindestaufenthaltsdauer von vier Jahren (§ 
25b Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 AufenthG). Eine Be-
schäftigungsduldung nach § 60d Abs. 1 Satz 1 
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AufenthG kommt ebenfalls nicht in Betracht, da 
die Petenten nicht bis zum 31.12.2022 in das 
Bundesgebiet eingereist sind. 
 
Weitere Anspruchsgrundlagen für die Erteilung 
eines Aufenthaltstitels oder einer Duldung sind 
nicht ersichtlich. Insbesondere kommt eine 
Aufenthaltserteilung nach § 23a AufenthG 
nicht in Betracht. Das Verfahren vor der Härte-
fallkommission wurde ohne ein Ersuchen be-
endet. Die Erteilung eines Aufenthaltstitels 
wegen eines Härtefalls ist demnach rechtlich 
nicht möglich.  
 
Vor dem Hintergrund des abgeschlossenen 
verwaltungsgerichtlichen Eilverfahrens und 
des bisherigen Verwaltungshandelns sieht der 
Petitionsausschuss keine Möglichkeit, Maß-
nahmen im Sinne der Petition zu empfehlen. 
Im Übrigen unterliegen verwaltungsgerichtliche 
Verfahren in Verfahrensführung und Entschei-
dungsfindung der verfassungsrechtlich garan-
tierten richterlichen Unabhängigkeit nach Art. 
97 GG und sind einer Überprüfung im Petiti-
onsverfahren entzogen. 
 
Für einen weiteren Verbleib im Bundesgebiet 
ohne Durchführung des vorgeschriebenen 
Visumsverfahrens besteht keine rechtliche 
Grundlage. Den Petenten ist daher dringend 
zu raten, ihrer Ausreiseverpflichtung freiwillig 
nachzukommen, da andernfalls aufenthaltsbe-
endende Maßnahmen drohen. Im Erörterungs-
termin wurde Folgendes vereinbart: 
 
Die Petenten suchen zeitnah das zuständige 
Sozialamt auf und beantragen Leistungen zur 
Übernahme der Reisekosten über die Pro-
gramme REAG (Reintegration and Emigration 
Programme for Asylum Seekers in Germany) 
beziehungsweise GARP (Government As-
sisted Repatriation Programme). Anschließend 
informieren sie die Ausländerbehörde über das 
Ergebnis. Zudem erklären die Petenten schrift-
lich ihre Bereitschaft zur freiwilligen Ausreise 
und legen der Ausländerbehörde im Laufe des 
Februars 2026 eine verbindliche Reisebestäti-
gung (z. B. Flugtickets) vor. 
 
Die Ausländerbehörde hat sich damit einver-
standen erklärt, dass die Petenten mit ihren 
Kindern bis zum 18. Juli 2026 im Bundesgebiet 
verbleiben und dieses spätestens an diesem 
Tag im Wege der freiwilligen Ausreise verlas-
sen. Dadurch wird den Kindern ermöglicht, das 
laufende Schuljahr zu beenden. Der Petitions-
ausschuss würdigt dieses Entgegenkommen 
der Ausländerbehörde ausdrücklich und be-
dankt sich für die konstruktive Begleitung des 
Verfahrens. 
 

Bis zum vorgesehenen Ausreisedatum haben 
die Petenten ausreichend Zeit, noch offene 
Angelegenheiten zu regeln. Sinnvoll erscheint 
insbesondere, dass die Ehefrau ihre Deutsch-
kenntnisse nach dem Gemeinsamen Europäi-
schen Referenzrahmen für Sprachen (GER) 
weiter ausbaut. Zudem kann bereits aus dem 
Bundesgebiet Kontakt zu Ausbildungsbetrie-
ben aufgenommen werden, um die Modalitä-
ten einer möglichen Ausbildung zu klären. Es 
besteht ferner die Möglichkeit, vorab einen 
Termin bei der zuständigen Auslandsvertre-
tung in Bulgarien zu vereinbaren. 
 
Die Ausländerbehörde hat zugesagt, den Pe-
tenten nach Vorlage der Reisetickets eine 
Bescheinigung zur Vorlage bei der Auslands-
vertretung auszustellen, in der unter anderem 
die kooperative freiwillige Ausreise bestätigt 
wird. 
 
Über die Erteilung eines Visums zur legalen 
Einreise nach Deutschland entscheidet die 
zuständige Auslandsvertretung der Bundesre-
publik Deutschland als Bundesbehörde. 
 
 
 
18-P-2025-16936-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrundeliegenden Sachverhalt unter-
richtet und sieht keinen Anlass, der Landesre-
gierung (Ministerium der Justiz) über das be-
reits Veranlasste hinaus weitere Maßnahmen 
zu empfehlen. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die von den Petenten beanstandete 
Sachbehandlung durch den 8. Zivilsenats des 
Oberlandesgerichts Düsseldorf in den Schutz-
bereich der verfassungsrechtlich garantierten 
richterlichen Unabhängigkeit fällt (Artikel 97 
Absatz 1 Grundgesetz).  
 
Zum Schutzbereich der sachlichen richterli-
chen Unabhängigkeit zählt in erster Linie die 
eigentliche Rechtsfindung, erfasst sind aber 
zugleich die ihr mittelbar dienenden Sach- und 
Verfahrensentscheidungen einschließlich der 
dem Interesse der Rechtsuchenden dienenden 
richterlichen Handlungen, die in einem konkre-
ten Verfahren mit der Aufgabe des Richters, 
Recht zu finden und den Rechtsfrieden zu 
sichern, in Zusammenhang stehen (sogenann-
ter Kernbereich). Erfasst ist auch die Terminie-
rung durch die Vorsitzende des 8. Zivilsenats. 
Alle diese Entscheidungen sind Maßnahmen 
der Dienstaufsicht entzogen. Eine Einfluss-
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nahme seitens des Dienstherrn auf Terminie-
rung und Termingestaltung verbieten sich. 
 
Des Weiteren nimmt der Petitionsausschuss 
nach Auswertung der ministeriellen Stellung-
nahme, von der die Petenten eine Kopie erhal-
ten, zur Kenntnis, dass weder die Petentin 
noch ihr Prozessbevollmächtigter bislang ei-
nen Terminverlegungsantrag unter Darlegung 
etwaiger Gründe für eine frühere Terminierung 
gestellt haben. Da dem Senat der Wunsch 
nach einem früheren Termin bislang nicht be-
kannt war, hat der Präsident des Oberlandes-
gerichts Düsseldorf dies zum Anlass genom-
men, die Petition zur Verfahrensakte zu rei-
chen. 
 
Schließlich hat das Präsidium des Oberlan-
desgerichtes die Belastungslage des 8. Zivil-
senates bei der Jahresgeschäftsverteilung für 
das kommende Jahr berücksichtigt. Auch eine 
personelle Verstärkung des Senates ist in 
Aussicht genommen. 
 
 
 
18-P-2025-16942-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe ge-
prüft. Die Petition hat zum Gegenstand eine 
Änderung des Strafgesetzbuches dahingehend 
zu erwirken, dass auch psychische häusliche 
Gewalt als Straftat geahndet werden soll.  
 
Insoweit liegt die Gesetzgebungskompetenz 
beim Bund. Zudem enthält das Strafgesetz-
buch bereits Vorschriften, die bestimmte For-
men von „psychischer Gewalt“ unter Strafe 
stellen.  
 
Die Petentin scheint sich mit ihrem Petitum 
bereits ebenfalls an den zuständigen Petiti-
onsausschuss des Deutschen Bundestages 
gewandt zu haben. 
 
Ein Anlass, der Landesregierung (Ministerium 
der Justiz) Maßnahmen zu empfehlen, besteht 
nicht. 
 
 
 
18-P-2025-16948-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrundeliegenden Sachverhalt unter-
richtet und sieht keinen Anlass, der Landesre-
gierung (Ministerium der Justiz) Maßnahmen 
zu empfehlen. 

Der Petent erhält eine Kopie der Stellungnah-
me der Landesregierung vom 08.12.2025 zur 
weiteren Information. 
 
Dem Petenten ist es unbenommen, sich mit 
seinem Anliegen an den Petitionsausschuss 
des Deutschen Bundestages zu wenden. 
 
 
 
18-P-2025-16966-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Familie begehrt ein Aufenthaltsrecht in 
Bundesgebiet. Der Petitionsausschuss hat sich 
über die der Petition zugrunde liegende Sach- 
und Rechtslage unterrichtet.  
 
Die Petenten sind aserbaidschanische Staats-
angehörige und im Jahr 2023 erneut ins Bun-
desgebiet eingereist. Die Asylfolgeanträge der 
Petenten wurden als unzulässig abgelehnt. 
Auch die Anträge auf Abänderung des Be-
scheides vom 04.03.2010 bzgl. der Feststel-
lung von Abschiebungsverboten gem. § 60 
Abs. 5 und 7 AufenthG wurden abgelehnt. An 
die Entscheidungen des Bundesamtes für 
Migration und Flüchtlinge ist die Ausländerbe-
hörde ohne eigene Wertungsmöglichkeit ge-
bunden.  
 
Im Petitionsverfahren konnte nicht festgestellt 
werden, dass die Familie die Voraussetzungen 
für ein asylverfahrensunabhängiges Aufent-
haltsrecht erfüllt.  
 
Soweit mit der Petition ein Ausbildungsvertrag 
für Frau G. übersandt wurde, nimmt der Petiti-
onsausschuss zur Kenntnis, dass bei der Aus-
länderbehörde ein Antrag auf eine Ausbil-
dungsduldung nicht gestellt wurde. Auch ist 
der vorgelegte Ausbildungsvertrag nicht wirk-
sam, da dieser nicht von der Pflegeschule 
unterzeichnet wurde. Zudem erfüllt die Peten-
tin Ausschlussgründe für die Erteilung einer 
Ausbildungsduldung. Ihre Mitwirkungspflicht 
bei der Passbeschaffung erfüllt die Familie 
nicht.  
 
Darüber hinaus nimmt der Petitionsausschuss 
zur Kenntnis, dass sich die Härtefallkommissi-
on des Landes Nordrhein-Westfalen nicht in 
der Lage sah, zu dem vorgetragenen Sach-
verhalt ein Ersuchen abzugeben.  
 
Der Familie wird zur Vermeidung einer 
zwangsweisen Beendigung des Aufenthaltes 
und der damit einhergehenden Belastungen 
vor allem für die Kinder dringend nahegelegt, 
das Bundesgebiet freiwillig zu verlassen. Es 
wird dringend dazu geraten, die Bereitschaft 
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zur freiwilligen Ausreise sehr zeitnah gegen-
über der Ausländerbehörde zu erklären und 
durch die Vorlage von Flugtickets mit einem 
baldigen Ausreisedatum zu belegen. 
 
Nach einer freiwilligen Ausreise steht es den 
Petenten frei, sich über Möglichkeiten der le-
galen Einreise ins Bundesgebiet (z. B. zu Be-
schäftigungszwecken) im Visumsverfahren zu 
informieren.  
 
 
 
18-P-2025-16981-00 
Straßenverkehr 
Klimaschutz 
 
 
Aufgabe des Petitionsausschusses ist es, 
Handlungen und Unterlassungen von Behör-
den und Dienststellen, die der Aufsicht des 
Landes unterstehen, zu überprüfen. Er ist auch 
zuständig für Anregungen zur Landesgesetz-
gebung. Eine Überprüfung der Angelegenheit 
von Herrn G. im Rahmen eines Petitionsver-
fahrens war nicht möglich, da die vorgenann-
ten Voraussetzungen nicht erfüllt waren.  
 
Es steht Herrn G. frei, sich jederzeit mit einem 
konkreten Petitum an den Petitionsausschuss 
zu wenden.  
 
 
 
18-P-2025-17053-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Petitionsausschuss des Deutschen Bundesta-
ges überwiesen.  
 
 
 
18-P-2025-17060-00 
Altenhilfe 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
18-P-2025-17070-00 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der der 
Petition zugrunde liegenden Sach- und 
Rechtslage intensiv befasst. In einem Erörte-
rungstermin gemäß Artikel 41a der Landesver-
fassung NRW konnte das Anliegen mit allen 
Beteiligten ausführlich diskutiert werden. 

Der Petent ist Schulleiter und hat mit Antrag 
von Oktober 2024 fristgerecht das Hinaus-
schieben seines Ruhestandes gemäß § 32 
Absatz 1 Landesbeamtengesetz NRW (LBG) 
beantragt. Die zuständige Behörde lehnte die-
sen Antrag wegen mangelnden dienstlichen 
Interesses bereits im November 2024 ab. Nach 
erfolgloser Beschwerde bat der Petent im Sep-
tember 2025 erneut um Prüfung der Möglich-
keit des Hinausschiebens des Ruhestandes. 
Die zuständige Behörde blieb bei ihrer Ein-
schätzung. Von seinem Klagerecht machte der 
Petent keinen Gebrauch. Er bittet nun, unter-
stützt durch Vertreter der Elternschaft, den 
Petitionsausschuss um Unterstützung und 
begehrt zumindest bis zum Abschluss des 
laufenden Schuljahres 2025/2026 weiterhin 
Schulleiter an seiner Schule bleiben zu kön-
nen. 
 
Der Ausschuss sieht gute Gründe, die für ein 
Hinausschieben des Ruhestandes gemäß § 32 
Abs. 1 LBG sprechen würden. Insbesondere 
hat er den Petenten als engagierten Schulleiter 
erlebt, der sich über viele Jahrzehnte für seine 
Schülerinnen und Schüler, seine Schule und 
stellvertretend für alle kreisangehörigen 
Grundschulen eingesetzt hat. Er hat erkannt, 
dass das aus Schulleitung und Stellvertretung 
bestehende Team seit einigen Jahren gut zu-
sammengearbeitet und auch die Übergabe der 
Leitung bereits geplant hatte. Aufgrund miss-
verständlicher Äußerungen seitens der zu-
ständigen Behörde konnte zunächst mit einem 
Ausscheiden des Petenten zum Schuljahres-
ende geplant werden. Insofern ist der Wunsch 
nach einem Hinausschieben um zumindest ein 
halbes Jahr nachvollziehbar.  
  
Gleichwohl hat der Ausschuss erkannt, dass 
der Gesetzgeber im Jahr 2013 einen anderen 
Weg vorgegeben hat. Hiernach ist ein Hinaus-
schieben des Ruhestands gemäß § 32 Abs. 1 
LBG auf Antrag der Beamtin oder des Beam-
ten nur dann möglich, wenn ein dienstliches 
Interesse seitens der zuständigen Behörde 
positiv bejaht wird. Gründe hierfür sind nicht 
allein die erforderliche Nachbesetzung oder 
der Verlust des Knowhows eines kompetenten 
Mitarbeitenden. Auch kurzfristige Vakanzen 
führen allein nicht zu einem dienstlichen Inte-
resse. Bei dem Ausdruck des „dienstlichen 
Interesses“ handelt es sich um einen sog. un-
bestimmten Rechtsbegriff, dessen Vorliegen 
grundsätzlich der uneingeschränkten (gericht-
lichen) Nachprüfung unterliegt. Dem Dienst-
herrn werden jedoch entsprechende Einschät-
zungsprärogative und Gestaltungsfreiheit ein-
geräumt, die auch von Gerichten nur begrenzt 
überprüfbar sind (vgl. VG Düsseldorf (13. 
Kammer), Urteil vom 24.01.2014 - 13 K 
8553/13). 



Landtag Nordrhein Westfalen  18. Wahlperiode  Petitionsausschuss 48. Sitzung am 24.02.2026 94 

In der Erörterung wurde deutlich, dass beson-
dere, über die oben dargestellten Aspekte 
hinausgehende, ein dienstliches Interesse 
bejahende Gründe von der zuständigen Be-
hörde nicht gesehen werden. Der Petitions-
ausschuss hat dabei wahrgenommen, dass die 
zuständige Schulbehörde sich die Entschei-
dung nicht leicht gemacht hat. Grundsätzlich 
verfolge man eine stringente Linie auch in 
vergleichbaren Fällen, in denen ebenfalls ein 
dienstliches Interesse nicht gesehen wurde. 
Nichtsdestotrotz wurde signalisiert, dass man 
die Sorgen der Eltern, die der Ruhestand des 
Petenten nunmehr mit sich bringe, gesehen 
habe und die Schule maximal unterstützen 
werde. Mit Erleichterung nimmt der Ausschuss 
zu Kenntnis, dass insbesondere der Konrektor, 
aktuell selbst Klassenlehrer einer 4. Klasse, 
maximal gestärkt und ein Klassenlehrerwech-
sel vermieden werden soll. Eine vertrauensvol-
le Zusammenarbeit wurde ebenso zugesagt 
wie die Unterstützung zur Vorbereitung auf die 
Leitung der Schule. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für Schule 
und Bildung NRW) wird um ergänzende Stel-
lungnahme zum Fortgang des Verfahrens bis 
zum 30.06.2026 gebeten. 
 
Dem Petenten wünscht der Ausschuss bei 
seiner neuen Aufgabe an einer anderen Schu-
le alles Gute. 
 
 
 
18-P-2025-17077-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petentin begehrt die Erteilung einer Auf-
enthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG. Der 
Petitionsausschuss hat das Anliegen geprüft.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass nach Vorlage der benötigten Unterlagen 
durch die Petentin sowie Abschluss der si-
cherheitsrechtlichen Überprüfung die begehrte 
Aufenthaltserlaubnis erteilt wurde.  
 
Dem Petitionsanliegen wurde somit im Ergeb-
nis entsprochen.  
 
 
 
18-P-2025-17084-00 
Sozialhilfe 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 

18-P-2025-17096-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
18-P-2025-17115-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petent beschwert sich darüber, dass er 
über das Online-System der Stadt B. keinen 
Termin zur Beantragung seines Aufenthaltsti-
tels (zum Zweck der Erwerbstätigkeit) buchen 
kann. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass zwischenzeitlich dem Begehren des Pe-
tenten abgeholfen werden konnte und er mitt-
lerweile einen Termin erhalten hat. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass für 
Maßnahmen. 
 
 
 
18-P-2025-17116-00 
Recht der sozialen Entschädigung bei Ge-
sundheitsschäden 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Die Petentin bittet um Hilfe in ihrer Versor-
gungsangelegenheit nach dem Opferentschä-
digungsgesetz (OEG). Sie hat im September 
2023 einen Antrag auf Leistungen nach dem 
OEG gestellt, der aktuell beim Landschaftsver-
band Westfalen-Lippe (LWL) in Bearbeitung 
ist. Hierin macht die Petentin körperliche Ge-
walttaten durch ihre Eltern und sexualisierte 
Gewalttaten durch ihren Bruder geltend. In 
ihrer Petition beklagt sie die lange Verfahrens-
dauer sowie sehr häufige Wechsel der zustän-
digen Sachbearbeiter.  
 
Die Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) bittet die Petentin 
für die belastende Verfahrensverzögerung um 
Entschuldigung und Nachsicht.  
 
Der Petitionsausschuss hat keinerlei Ver-
ständnis für die überlange Verfahrensdauer 
und die häufig wechselnden Ansprechperso-
nen. Gerade bei einer solchen Leidensge-
schichte stellt sich dies für die Petentin als 
äußerst belastend dar.  
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Längere Verfahrensdauern sind gerade in 
Verfahren, in denen es um jahrzehntelang 
zurückliegende Taten handelt, aufgrund der 
Komplexität der Sachverhaltsaufklärung zwar 
nicht ungewöhnlich. Allerdings wäre im vorlie-
genden Fall eine deutlich frühzeitigere und vor 
allem umfassendere Ermittlungsarbeit ange-
zeigt gewesen.  
 
Bei allem Verständnis für schwierige Umstän-
de wie eine hohe Personalfluktuation und den 
daraus resultierenden Personalmangel bei 
hohem Arbeitsdruck in dem Bereich des Sozia-
len Entschädigungsrecht dürfen derartige Ver-
fahrensumstände nicht zu Lasten der Betroffe-
nen gehen. Aus Sicht des Opferschutzes sind 
lange Verfahrensdauern, besonders für Be-
troffene mit psychischen Beeinträchtigungen, 
völlig inakzeptabel.  
 
Der LWL wird dringend gebeten, das weitere 
Verfahren nunmehr mit der gebotenen Be-
schleunigung zu führen und die Petentin in 
dem ohnehin schon belastenden Verfahren 
bestmöglich zu unterstützen. Die Landesregie-
rung wird gebeten, das Verfahren engmaschig 
zu begleiten und zu überwachen.  
 
In der Sache ist es das Ziel, der Petentin bei 
der Verwirklichung ihrer Ansprüche so gut und 
so schnell wie möglich zu helfen. Deshalb ist 
das Verfahren trotz der langen Verfahrens-
dauer noch nicht entscheidungsreif und befin-
det sich weiterhin in der Sachverhaltsermitt-
lung. Zum jetzigen Ermittlungsstand können 
die körperlichen Gewaltdaten durch die Eltern 
durch Zeugenaussagen der früheren Nach-
barskinder bewiesen werden. Die Sachver-
haltsaufklärung der sexualisierten Gewalttaten 
durch den Bruder muss weiter fortgeführt wer-
den. Die Aussage des Bruders sowie eine 
Antwort der Psychologin der Petentin stehen 
noch aus und könnten zusätzliche Informatio-
nen liefern.  
 
Zudem haben sich durch die hier durchgeführ-
te Überprüfung weitere Ermittlungsansätze 
ergeben, denen der LWL nun unverzüglich und 
beschleunigt nachgehen wird, auch wenn dies 
die Ermittlungsarbeit weiter verzögert. Erst 
danach können die gesammelten Informatio-
nen abschließend ausgewertet werden. Inso-
weit ist zu berücksichtigen, dass – anders als 
beim Fonds Sexueller Missbrauch, bei dem es 
lediglich der Glaubhaftmachung bedurfte - 
nach den bundesgesetzlichen Vorgaben des 
OEG die Gewalttat im Vollbeweis belegt sein 
muss.  
 
Dieser Beschluss ergeht als Zwischenbe-
scheid. 

 
Die Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) wird um Nachbericht 
zum 15.04.2026 gebeten. 
 
 
 
 
18-P-2025-17119-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat zur Kenntnis ge-
nommen, dass sich das Petitum der Petentin 
zwischenzeitlich positiv erledigt hat.  
 
Es besteht kein Anlass, Maßnahmen zu emp-
fehlen. 
 
 
 
18-P-2025-17122-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Er hat sich mit der kommunalrechtlichen The-
matik befasst und nimmt zur Kenntnis, dass 
das zuständige Ministerium dem Petenten 
bereits ausführlich und nachvollziehbar geant-
wortet hat. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Möglich-
keit, im Sinne der Petition der Landesregierung 
Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
 
18-P-2025-17123-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Krankenhäuser 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Sach- und Rechtslage unterrichten lassen. Es 
besteht kein Anlass, der Landesregierung (Mi-
nisterium für Heimat, Kommunales, Bau und 
Digitalisierung – MHKBD) Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
Die Petenten erhalten eine Kopie der Stellung-
nahme des MHKBD. 
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18-P-2025-17125-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petent ist aserbaidschanischer Staatsan-
gehöriger und reiste am 01.01.2018 in die 
Bundesrepublik Deutschland ein. Sein Asylan-
trag wurde im Jahr 2020 abgelehnt. Die gegen 
den Bescheid erhobene Klage wurde mit Urteil 
vom 30.10.2024 abgewiesen. Die Rechtskraft 
des Bescheides trat am 10.12.2024 ein. An die 
Entscheidungen des Bundesamts für Migration 
und Flüchtlinge und Migration (BAMF) ist die 
Ausländerbehörde nach §§ 6, 42 des Asylge-
setzes gebunden. 
 
Der Petent wurde am 09.12.2025 festgenom-
men und aus der Unterbringungsanstalt für 
Ausreisepflichtige Büren am 17.12.2025 in 
sein Heimatland zurückgeführt. Ein Antrag auf 
Gewährung einstweiligen Rechtsschutzes 
gegen die Abschiebung wurde vom Verwal-
tungsgericht Köln abgelehnt. Insbesondere 
lagen keine Abschiebungsverbote nach § 60 
Abs. 7 Aufenthaltsgesetz vor. Ein Anspruch 
auf eine Duldung im Hinblick auf die geltend 
gemachten Reiseunfähigkeit wurde ebenfalls 
nicht glaubhaft gemacht. Die Voraussetzungen 
für ein asylverfahrensunabhängiges Aufent-
haltsrecht liegen nicht vor. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration) Maß-
nahmen zu empfehlen. 
 
 
18-P-2025-17137-00 
Passwesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Die Aufgabe des Petitionsausschusses liegt 
insbesondere darin, Handlungen und Unter-
lassungen von Landesbehörden oder anderen 
Verwaltungsstellen, die der Weisung oder Auf-
sicht des Landes Nordrhein-Westfalen unter-
stehen, zu überprüfen. Dabei muss sich seine 
Tätigkeit auf die Behandlung von Bitten und 
Beschwerden im Sinne des Artikels 17 des 
Grundgesetzes beschränken. Der Petitions-
ausschuss ist auch zuständig für die Behand-
lung von Bitten zur Landesgesetzgebung.  
 
Aus der Eingabe des Petenten geht nicht ein-
deutig hervor, welche Behörde bzw. Dienststel-
le, die der Aufsicht des Landes Nordrhein-

Westfalen untersteht, einer petitionsrechtlichen 
Prüfung unterzogen werden soll. 
 
Da einige Bestandteile seiner Eingabe in die 
Zuständigkeit des Bundes fallen könnten, steht 
es dem Petenten frei, seine Eingabe an den 
Petitionsausschuss des Deutschen Bundesta-
ges zu übermitteln. 
 
 
18-P-2025-17146-00 
Ausländerrecht 
Abschiebehaft 
 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass der Petent am 10.01.2026 freiwillig aus-
gereist ist. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Veranlas-
sung, der Landesregierung (Ministerium für 
Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht 
und Integration) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
18-P-2025-17147-00 
Gesundheitswesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petent bittet den Petitionsausschuss, die 
geplante Einführung von Rettungswagenein-
sätzen mit Eigenanteilen für Patientinnen und 
Patienten zu unterbinden. Hintergrund für die 
Entscheidung der Kommunen, unter Umstän-
den Gebühren zu erheben, ist eine aktuelle 
Meinungsverschiedenheit zwischen den Städ-
ten und den gesetzlichen Krankenkassen, die 
beabsichtigen, nicht mehr die Kosten für Ret-
tungswageneinsätze zu übernehmen. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der dem 
Sachverhalt zugrundliegenden kommunal-
rechtlichen Thematik, die auch Bestandteil der 
öffentlichen Debatte ist, befasst. 
 
Der Petitionsausschuss stellt fest, dass die 
Entscheidung, ob Gebühren für Rettungswa-
geneinsätze erhoben werden, grundsätzlich 
den Städten und Gemeinden obliegt, die sich 
auf ihre grundgesetzlich verankerten kommu-
nalen Selbstverwaltungskompetenzen nach 
Art. 28 Grundgesetz stützen.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt auch zur 
Kenntnis, dass es Überlegungen gibt, im ers-
ten Quartal 2026 ein Gesetz zur Reform der 
Notfallversorgung ins Bundeskabinett einzu-
bringen. Da es sich bei diesem Gesetz jedoch 
um ein Bundesgesetz handelt, liegt diesbezüg-
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lich die Zuständigkeit zur Prüfung beim Petiti-
onsausschuss des Deutschen Bundestages. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Möglich-
keit, im Sinne der Eingabe Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
18-P-2025-17148-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Staatsangehörigkeitsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petent bittet um Unterstützung im Rahmen 
seines Einbürgerungsantrages bei der Auslän-
derbehörde W. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der kom-
munalrechtlichen Thematik befasst.  
 
Der Ausschuss hat Verständnis für die Verär-
gerung des Petenten. Die Situation der be-
troffenen Ausländerbehörde ist dem Petitions-
ausschuss bereits bekannt. Es werden bereits 
Gespräche bezüglich der Verbesserung der 
Situation vor Ort geführt. 
 
Der Petitionsausschuss kann dem Petenten 
nur empfehlen, eng mit der zuständigen Aus-
länderbehörde zusammen zu arbeiten und 
angeforderte Unterlagen dort zeitnah einzu-
reichen. 
 
Dem Petenten steht es frei, sich jederzeit er-
neut an den Petitionsausschuss zu wenden. 
 
 
18-P-2025-17160-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Staatsangehörigkeitsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petent bittet um Unterstützung im Rahmen 
seines Einbürgerungsantrages bei der Auslän-
derbehörde W. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der kom-
munalrechtlichen Thematik befasst.  
 
Der Ausschuss hat Verständnis für die Verär-
gerung des Petenten. Die Situation der be-
troffenen Ausländerbehörde ist dem Petitions-
ausschuss bereits bekannt. Es werden bereits 
Gespräche bezüglich der Verbesserung der 
Situation vor Ort geführt. 
 

Der Petitionsausschuss kann dem Petenten 
nur empfehlen, eng mit der zuständigen Aus-
länderbehörde zusammen zu arbeiten und 
angeforderte Unterlagen dort zeitnah einzu-
reichen. 
 
Dem Petenten steht es frei, sich jederzeit er-
neut an den Petitionsausschuss zu wenden. 
 
 
18-P-2025-17163-00 
Gesundheitswesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petent bittet den Petitionsausschuss, die 
geplante Einführung von Rettungswagenein-
sätzen mit Eigenanteilen für Patientinnen und 
Patienten zu unterbinden. Hintergrund für die 
Entscheidung der Kommunen, unter Umstän-
den Gebühren zu erheben, ist eine aktuelle 
Meinungsverschiedenheit zwischen den Städ-
ten und den gesetzlichen Krankenkassen, die 
beabsichtigen, nicht mehr die Kosten für Ret-
tungswageneinsätze zu übernehmen. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der dem 
Sachverhalt zugrundliegenden kommunal-
rechtlichen Thematik, die auch Bestandteil der 
öffentlichen Debatte ist, befasst. 
 
Der Petitionsausschuss stellt fest, dass die 
Entscheidung, ob Gebühren für Rettungswa-
geneinsätze erhoben werden, grundsätzlich 
den Städten und Gemeinden obliegt, die sich 
auf ihre grundgesetzlich verankerten kommu-
nalen Selbstverwaltungskompetenzen nach 
Art. 28 Grundgesetz stützen.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt auch zur 
Kenntnis, dass es Überlegungen gibt, im ers-
ten Quartal 2026 ein Gesetz zur Reform der 
Notfallversorgung ins Bundeskabinett einzu-
bringen. Da es sich bei diesem Gesetz jedoch 
um ein Bundesgesetz handelt, liegt diesbezüg-
lich die Zuständigkeit zur Prüfung beim Petiti-
onsausschuss des Deutschen Bundestages. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Möglich-
keit, im Sinne der Eingabe Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-17176-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
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die Rechtslage unterrichtet und die Petition 
zum Anlass genommen, einen Erörterungster-
min nach Art. 41 a der Landesverfassung 
durchzuführen. 
 
Die Petenten sind italienische Staatsangehöri-
ge. Der Vater der Familie lebt mit Unterbre-
chungen seit 1974 in der Bundesrepublik 
Deutschland. Er bezog zuletzt eine Altersrente 
und aufstockende Sozialleistungen. Jüngst 
wurde bei ihm ein muskelinvasives Harnbla-
senkarzinom festgestellt. Die beiden von der 
Petition umfassten Töchter sind 15 Jahre alt 
und in der Bundesrepublik Deutschland gebo-
ren. Sie besuchen derzeit die neunte bezie-
hungsweise zehnte Klasse einer Hauptschule 
und werden voraussichtlich im Sommer dieses 
Jahres ihren Hauptschulabschluss erreichen.  
 
Die zuständige Ausländerbehörde hat mit Be-
scheiden vom 26.09.2025 den Verlust der Ar-
beitnehmerfreizügigkeit festgestellt, die soforti-
ge Vollziehung der Bescheide angeordnet und 
die Petenten zur freiwilligen Ausreise bis zum 
05.03.2026 aufgefordert.  
 
Gegen die Bescheide haben die Petenten 
sowohl Anträge im Rahmen des einstweiligen 
Rechtsschutzes als auch Klage beim zustän-
digen Verwaltungsgericht erhoben. Eine Ent-
scheidung steht sowohl im Verfahren des 
einstweiligen Rechtsschutzes als auch im 
Hauptsacheverfahren zum Zeitpunkt des Erör-
terungstermins aus.  
 
Verbunden mit der Feststellung des Verlustes 
der Arbeitnehmerfreizügigkeit haben die zu-
ständigen Sozialbehörden die bislang gezahl-
ten Sozialleistungen nicht weiter gewährt.  
 
Mit der Petition begehren die Petenten den 
weiteren Verbleib in der Bundesrepublik 
Deutschland unter Berücksichtigung auch der 
Aspekte der sozialen Sicherung des Lebens-
unterhalts.  
 
Der Ausschuss kann nachvollziehen, dass die 
Aufforderung zur Ausreise bei den Petenten, 
insbesondere den betroffenen Kindern, erheb-
liche Ängste und Verunsicherung ausgelöst 
haben.  
 
Daher begrüßt es der Ausschuss sehr, dass 
die zuständige Ausländerbehörde im Erörte-
rungstermin zu erkennen gegeben hat, dass 
aufenthaltsbeendende Maßnahmen derzeit 
nicht geplant sind und der Schulbesuch der 
Töchter damit zunächst gesichert ist.  
 
Der Ausschuss nimmt darüber hinaus sehr 
wohlwollend zur Kenntnis, dass das zuständi-
ge Sozialamt unter Beteiligung der Landesre-

gierung (Ministerium für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales) lösungsorientiert zumindest 
vorläufig die Sicherung des Lebensunterhaltes 
der Familie ermöglicht hat. Die weitere Sicher-
stellung hängt, wie im Erörterungstermin be-
sprochen, unter anderem auch davon ab, ob 
die Mutter der betroffenen Kinder sich zeitnah 
mit dem zuständigen Sozialamt in Verbindung 
setzt.  
 
Der Ausschuss hat keine Veranlassung, der 
Landesregierung (Ministerium für Kinder, Ju-
gend, Familie, Gleichstellung, Flucht und In-
tegration und Ministerium für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales) Maßnahmen im Sinne der 
Petition zu empfehlen. Er bittet die Landesre-
gierung um einen Nachbericht zur Petition zum 
30.07.2026. Der Ausschuss bedankt sich bei 
allen Beteiligten für die konstruktive und lö-
sungsorientierte Erörterung. Er wünscht den 
Petenten alles Gute. Es steht Ihnen jederzeit 
frei, sich erneut an den Ausschuss zu wenden.  
 
 
 
18-P-2025-17181-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe des 
Petenten geprüft. Er sieht danach keine Mög-
lichkeit, dem Anliegen zum Erfolg zu verhelfen. 
 
Die Verfolgung von etwaigen Straftaten obliegt 
den Strafverfolgungsbehörden. Der Petent hat 
sich mit seinem Anliegen an die Staatsanwalt-
schaft gewandt. Dem Ergebnis der Ermittlung 
kann durch den Petitionsausschuss nicht vor-
gegriffen werden.  
Der Petent wird gebeten, den Ausgang des 
Verfahrens abzuwarten. 
 
Ein Anlass, der Landesregierung (Ministerium 
der Justiz) Maßnahmen zu empfehlen, besteht 
nicht. 
 
 
 
18-P-2025-17183-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Staatsangehörigkeitsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petent bittet um Unterstützung im Rahmen 
seines Einbürgerungsantrages bei der Auslän-
derbehörde W. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der kom-
munalrechtlichen Thematik befasst.  
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Der Ausschuss hat Verständnis für die Verär-
gerung des Petenten. Die Situation der be-
troffenen Ausländerbehörde ist dem Petitions-
ausschuss bereits bekannt. Es werden bereits 
Gespräche bezüglich der Verbesserung der 
Situation vor Ort geführt. 
 
Der Petitionsausschuss kann dem Petenten 
nur empfehlen, eng mit der zuständigen Aus-
länderbehörde zusammen zu arbeiten und 
angeforderte Unterlagen dort zeitnah einzu-
reichen. 
 
Dem Petenten steht es frei, sich jederzeit er-
neut an den Petitionsausschuss zu wenden. 
 
 
18-P-2025-17184-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petentin bittet um ein Bleiberecht im Bun-
desgebiet. Der Petitionsausschuss hat sich 
über die der Petition zugrunde liegende Sach- 
und Rechtslage unterrichtet. 
 
Die Petentin ist nach negativem Abschluss 
ihres Asylverfahrens vollziehbar zur Ausreise 
aus dem Bundesgebiet verpflichtet. An die 
asylrechtlichen Entscheidungen des Bundes-
amtes für Migration und Flüchtlinge und des 
Verwaltungsgerichts ist die Ausländerbehörde 
ohne eigene Wertungsmöglichkeit gebunden.  
 
Im Petitionsverfahren konnte nicht festgestellt 
werden, dass die Petentin die Voraussetzun-
gen für ein asylverfahrensunabhängiges Auf-
enthaltsrecht erfüllt.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die Härtefallkommission des Landes 
Nordrhein-Westfalen die Ausländerbehörde 
gem. § 23a Abs. 1 AufenthG in Verbindung mit 
§ 6 Abs. 3 Härtefallkommissionsverordnung 
ersucht hat, im vorliegenden Fall eine Aufent-
haltserlaubnis abweichend von den im Aufent-
haltsgesetz festgelegten Erteilungs- und Ver-
längerungsvoraussetzungen für einen Aufent-
haltstitel zu erteilen.  
 
Ob die Ausländerbehörde dem Ersuchen folgt, 
entscheidet sie in eigener Zuständigkeit. Der 
Petitionsausschuss nimmt die Entscheidung 
der Ausländerbehörde, dem Ersuchen der 
Härtefallkommission nicht zu folgen, zur 
Kenntnis.  
 
Vor diesem Hintergrund kann der Petentin zur 
Vermeidung einer zwangsweisen Durchset-
zung der Ausreisepflicht nur dringend nahege-
legt werden, dass Bundesgebiet freiwillig zu 
verlassen. Der Petitionsausschuss begrüßt, 

dass die Petentin sich bereits nach Rückkehr-
hilfen erkundigt und diese beantragt hat. Nach 
einer freiwilligen Ausreise steht es der Petentin 
frei, ein Visumsverfahren zur Wiedereinreise 
ins Bundesgebiet (beispielsweise zu Ausbil-
dungszwecken) zu betreiben. Im Falle einer 
Abschiebung würden die Petentin und ihre 
Kinder einem Einreise- und Aufenthaltsverbot 
unterliegen.  
 
Der Landesregierung (Ministerium für Kinder, 
Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und 
Integration) werden keine Maßnahmen emp-
fohlen. 
 
 
 
18-P-2025-17188-00 
Umsatzsteuer 
Zivilrecht 
 
 
Das Vorbringen des Petenten betrifft aus-
schließlich eine zivilrechtliche Auseinanderset-
zung über einen geltend gemachten Rückzah-
lungsanspruch gegenüber einem Autohaus im 
Zusammenhang mit dem Erwerb eines Kraft-
fahrzeugs. 
 
Mangels Zuständigkeit des Landes Nordrhein-
Westfalen sieht der Petitionsausschuss keine 
Möglichkeit, im Sinne der Petition weiter tätig 
zu werden. 
 
 
 
18-P-2025-17189-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe des 
Petenten betreffend die Förderung des Glas-
bläserhandwerks im Strafvollzug geprüft. 
 
Er sieht danach keinen Anlass, der Landesre-
gierung (Ministerium der Justiz) Maßnahmen 
zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-17191-00 
Grundsicherung 
Geld- und Kreditwesen 
Spielbanken 
 
 
Der Petitionsausschuss des Landtags Nord-
rhein-Westfalen hat die Petition geprüft. 
 
Er stellt fest, dass die vorgetragenen Anliegen 
im Wesentlichen Regelungsbereiche betreffen, 
die durch Bundesrecht bestimmt werden. 
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Eine unmittelbare Zuständigkeit des Landes 
Nordrhein-Westfalen ist daher nicht gegeben. 
Der Petent hat seine Eingabe originär an den 
Petitionsausschuss des Deutschen Bundesta-
ges gerichtet. Der Fortgang des dortigen Ver-
fahrens bleibt abzuwarten. 
 
Der Petitionsausschuss sieht daher insgesamt 
keine Möglichkeit, im Sinne der Petition weiter 
tätig zu werden. 
 
 
 
18-P-2025-17196-00 
Beförderung von Personen 
 
 
Da die Angelegenheit bereits im Rahmen des 
Petitionsverfahrens mit dem Geschäftszeichen 
18-P-2025-15866-00 geprüft wird, wird das 
Petitionsverfahren beendet.  
 
 
 
18-P-2025-17199-00 
Unfallversicherung 
 
 
Die Petition wird zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
18-P-2025-17200-00 
Versorgung der Beamten 
Einkommensteuer 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
 
18-P-2025-17215-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe der 
Petentin geprüft. Er sieht danach keine Mög-
lichkeit, dem Anliegen zum Erfolg zu verhelfen. 
 
Die Petentin hat verschiedene Strafanzeigen 
erstattet. Das Ergebnis der staatsanwaltschaft-
lichen Ermittlungen bleibt abzuwarten. 
 
Soweit die Petentin Ansprüche im Rahmen 
eines Vertrags betreffend eine Kommanditge-
sellschaft geltend macht, handelt es sich um 
zivilrechtliche Ansprüche, in die der Petitions-
ausschuss nicht eingreifen kann. Die Ent-
scheidung ist insoweit allein den zuständigen 
Gerichten vorbehalten. 
Artikel 97 des Grundgesetzes gewährleistet 
die richterliche Unabhängigkeit. Der Petitions-

ausschuss kann deshalb keine gerichtlichen 
Entscheidungen überprüfen, ändern oder auf-
heben oder auf künftige Entscheidungen Ein-
fluss nehmen. 
 
Es kann im Übrigen nur empfohlen werden, 
sich anwaltlich beraten zu lassen. Das zustän-
dige Amtsgericht gibt Auskunft, ob ein An-
spruch auf Beratungs-, Prozesskosten- oder 
Verfahrenskosten besteht. 
 
Ein Anlass, der Landesregierung (Ministerium 
der Justiz) Maßnahmen zu empfehlen, besteht 
nicht. 
 
 
 
18-P-2026-04211-02 
Unterhaltssicherung 
Jugendhilfe 
 
 
Der Petent wendete sich abermals an den 
Petitionsausschuss mit der Bitte um Prüfung 
seiner bestehenden Unterhalts- sowie Zah-
lungsverpflichtungen gegenüber dem Landes-
amt für Finanzen (LAFIN). Die Eingabe über-
sandte er zugleich dem LAFIN.  
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingaben des 
Petenten bereits wiederholt geprüft. Auf die 
letzte Beschlussmitteilung vom 19.11.2025 
wird – zur Vermeidung von Wiederholungen – 
umfänglich Bezug genommen. Bisher ist der 
Petent der hinreichenden Mitwirkung gegen-
über dem LAFIN nicht nachgekommen. Daher 
hat das LAFIN auf Grundlage eigener Ermitt-
lungen die Festsetzungen der verfahrensge-
genständlichen Zahlungen getroffen. Auf die 
Aufforderungen des LAFIN zur Mitwirkung an 
dem Verwaltungsverfahren ist der Petent nach 
Kenntnis des Ausschusses nur unzureichend 
nachgekommen. Insbesondere wurden erfor-
derliche Nachweise (Arbeits-
/Ausbildungsverträge; Einkommensnachweise; 
Einkommensteuerbescheide der Vorjahre) 
dem LAFIN nicht bzw. nur unvollständig über-
sandt. Dem Petenten wird daher geraten, sei-
nen Mitwirkungspflichten umfänglich nachzu-
kommen, um die Prüfung seiner Leistungsfä-
higkeit sowie Zahlungsverpflichtungen nun-
mehr zu ermöglichen. Erst nach Erfüllung der 
Mitwirkungsverpflichtungen ist es dem Petiti-
onsausschuss überhaupt möglich, den Fall 
ziel- und zweckgerichtet erneut zu überprüfen. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt ferner zur 
Kenntnis, dass der Petent die Eingabe zu-
gleich dem LAFIN übersandt hat. Von dort wird 
er von Amts wegen weitere Auskunft erhalten. 
Ein Anlass zu weiteren Maßnahmen sieht der 
Petitionsausschuss daher vorerst nicht, vgl. § 
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97 Abs. 4 lit. c) der Geschäftsordnung des 
Landtages NRW. Dem Petenten steht es frei, 
sich nach Erfüllung seiner Mitwirkungsver-
pflichtungen gegenüber dem LAFIN erneut an 
den Petitionsausschuss zu wenden, soweit er 
mit dem Ergebnis der dortigen Überprüfung 
nicht einverstanden sein sollte. Der Ausschuss 
weist dennoch darauf hin, dass weitere wie-
derholende Eingaben ohne Nachweis der um-
fänglichen Erfüllung von Mitwirkungsverpflich-
tungen nicht zum Erfolg führen werden. 
 
Der Ausschuss sieht daher keinen Anlass, um 
der Landesregierung (Ministerium der Finan-
zen) weitere Maßnahmen zu empfehlen. Der 
Petent erhält informatorisch die Beschlussmit-
teilung vom 19.11.2025 erneut übersandt. 
 
 
 
18-P-2026-04439-03 
Vormundschaft, Betreuung, Pflegschaft 
Gesundheitsfürsorge 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere Einga-
be der Petentin zum Anlass genommen, die 
dieser zugrunde liegende Sach- und Rechtsla-
ge erneut zu überprüfen. Auch unter Berück-
sichtigung des neuen Vorbringens sieht der 
Petitionsausschuss weiterhin keine Möglich-
keit, dem Anliegen zum Erfolg zu verhelfen. 
 
Eine Petentin hat im Petitionsverfahren An-
spruch darauf, dass die Petition entgegenge-
nommen, geprüft und beschieden wird. Diese 
verfassungsmäßigen Rechte sind gewährt 
worden.  
 
Ein Anspruch auf eine bestimmte Beschluss-
fassung oder ein bestimmtes Tätigwerden des 
Parlaments im Sinne der Petition ist jedoch 
nicht vorgesehen. Das Petitionsverfahren ist 
kein Verwaltungs-, sondern ein parlamentari-
sches Verfahren. Ein Widerspruch gegen ei-
nen Beschluss des Petitionsausschusses ist 
nicht möglich. Auch besteht kein Anspruch auf 
eine ständig wiederholte Befassung mit dem 
bereits vorgetragenen Sachverhalt. 
 
Es muss im Übrigen bei den Beschlüssen vom 
17.10.2023 und vom 13.05.2025 verbleiben. 
Weitere Eingaben in dieser Angelegenheit sind 
zwecklos und werden nicht mehr beantwortet. 
 
 
 
 
 
 
 
 

18-P-2026-05559-02 
Sozialhilfe 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere Einga-
be des Petenten – auch unter Berücksichti-
gung neuen Vorbringens – geprüft. Er sieht 
weiterhin keine Möglichkeit, dem Anliegen zum 
Erfolg zu verhelfen.  
 
Es muss daher bei den Beschlüssen vom 
16.01.2024 und vom 23.07.2024 verbleiben. 
 
 
 
18-P-2026-07511-01 
Grundsicherung 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
18-P-2026-08558-02 
Grundsteuer 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe zur 
Kenntnis genommen. 
 
Der Petent begehrt die Berücksichtigung eines 
fristbedingt extern eingeholten, qualifizierten 
Gutachtens gemäß § 220 Abs. 2 BewG zur 
Feststellung eines niedrigeren gemeinen Werts 
seines Grundstücks zum 1. Januar 2022. Er 
macht geltend, dass die bislang zugrunde ge-
legte einheitliche Bewertung als Wohnbauflä-
che im Außenbereich nicht den tatsächlichen 
Nutzungsarten (Wohnbaufläche, Wald, priva-
tes Grünland) entspricht und bittet um erneute 
sachliche Prüfung durch das Finanzamt unter 
Einbeziehung des Gutachtens. 
 
Der Petitionsausschuss weist darauf hin, dass 
die Prüfung der steuerlichen Bewertung eines 
Grundstücks sowie die Würdigung von Gutach-
ten ausschließlich in den Zuständigkeitsbe-
reich der Finanzverwaltung und – im Streitfall – 
der Finanzgerichte fällt. Ein Petitionsverfahren 
kann ein anhängiges oder mögliches finanzge-
richtliches Klageverfahren weder ersetzen 
noch vorwegnehmen und entfaltet keine recht-
liche Bindungswirkung für die Finanzbehörden 
oder Gerichte. 
 
Gleichwohl hält der Petitionsausschuss es für 
sachgerecht, dass das zuständige Finanzamt 
das vorgelegte Gutachten im Rahmen der 
geltenden gesetzlichen Regelungen umfas-
send prüft und in seine Entscheidungsfindung 
einbezieht. 
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Unabhängig vom Petitionsverfahren bleibt es 
dem Petenten unbenommen, seine Rechte im 
vorgesehenen steuerrechtlichen Rechtsbe-
helfs- und Klageverfahren weiter zu verfolgen. 
 
Der Petitionsausschuss sieht vor diesem Hin-
tergrund keinen weiteren Handlungsspielraum. 
 
 
 
18-P-2026-12686-01 
Lehrerausbildung 
Beamtenrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage der schulrechtlichen Eingabe ge-
prüft. 
 
Der Petitionsausschuss sieht leider keine Mög-
lichkeit, im Sinne der Eingabe Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
Im Übrigen wird auf den Beschluss vom 
18.09.2025 verwiesen. 
 
Dem Petenten steht es frei, sich mit seiner 
Petition ggf. an den Deutschen Bundestag zu 
wenden. 
 
 
 
18-P-2026-14572-02 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere Einga-
be des Petenten zum Anlass genommen, die 
dieser zugrunde liegende Sach- und Rechtsla-
ge erneut zu überprüfen. Auch unter Berück-
sichtigung des neuen Vorbringens sieht der 
Petitionsausschuss weiterhin keine Möglich-
keit, dem Anliegen des Petenten zum Erfolg zu 
verhelfen. 
 
Ein Petent hat im Petitionsverfahren Anspruch 
darauf, dass die Petition entgegengenommen, 
geprüft und beschieden wird. Diese verfas-
sungsmäßigen Rechte sind wiederholt gewährt 
worden.  
 
Ein Anspruch auf eine bestimmte Beschluss-
fassung oder ein bestimmtes Tätigwerden des 
Parlaments im Sinne des Petenten ist jedoch 
nicht vorgesehen. Das Petitionsverfahren ist 
kein Verwaltungs-, sondern ein parlamentari-
sches Verfahren. Ein Widerspruch gegen ei-
nen Beschluss des Petitionsausschusses ist 
nicht möglich. Auch besteht kein Anspruch auf 
eine ständig wiederholte Befassung mit dem 
bereits vorgetragenen Sachverhalt. 
 

Es muss im Übrigen bei den Beschlüssen vom 
30.09.2025 und vom 18.11.2025 verbleiben. 
Weitere Eingaben in dieser Angelegenheit sind 
zwecklos und werden nicht mehr beantwortet. 
 
 
 
18-P-2026-14656-01 
Rechtspflege 
Versorgung der Beamten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere Einga-
be des Petenten – auch unter Berücksichti-
gung neuen Vorbringens – geprüft. Er sieht 
weiterhin keine Möglichkeit, dem Anliegen zum 
Erfolg zu verhelfen.  
 
Es muss daher bei dem Beschluss vom 
09.12.2025 verbleiben. 
 
 
 
18-P-2026-14669-01 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere Einga-
be der Petentin zum Anlass genommen, die 
dieser zugrunde liegende Sach- und Rechtsla-
ge erneut zu überprüfen. 
 
Die Stadt G. hat – wie bereits im Beschluss 
vom 15.12.2025 – eingeräumt, dass Defizite in 
organisatorischen Abläufen aufgrund unter-
schiedlicher Gründe bestanden haben. Man 
sei auch stetig bemüht, die Verwaltungspro-
zesse weiterhin für alle Beteiligten zu optimie-
ren. 
 
Der Petitionsausschuss sieht weiterhin keine 
Möglichkeit, im Sinne der Eingabe Landesre-
gierung Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2026-14692-01 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere Einga-
be der Petenten – auch unter Berücksichtigung 
neuen Vorbringens – geprüft. Er sieht weiter-
hin keine Möglichkeit, dem Anliegen zum Er-
folg zu verhelfen.  
 
Es muss daher bei dem Beschluss vom 
13.01.2026 verbleiben. 
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18-P-2026-14706-02 
Datenschutz 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere Einga-
be des Petenten erneut einer Prüfung unterzo-
gen.  
 
Auch nach erneuter Prüfung und Befassung 
der Eingabe mit datenschutzrechtlichem Be-
zug sieht der Petitionsausschuss keinen 
Raum, Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Die Aufgabe des Petitionsausschusses liegt 
insbesondere darin, Handlungen und Unter-
lassungen von Landesbehörden oder anderen 
Verwaltungsstellen, die der Weisung oder Auf-
sicht des Landes Nordrhein-Westfalen unter-
stehen, zu überprüfen. Dabei muss sich seine 
Tätigkeit auf die Behandlung von Bitten und 
Beschwerden im Sinne des Artikels 17 des 
Grundgesetzes beschränken.  
 
Petentinnen und Petenten haben im Petitions-
verfahren einen Anspruch darauf, dass die 
beim Petitionsausschuss eingereichten Petiti-
onen entgegengenommen, geprüft und be-
schieden werden. Diese verfassungsmäßigen 
Rechte werden jeder Petentin oder jedem Pe-
tenten in einem eröffneten Petitionsverfahren 
stets gewährt. Im Rahmen seiner verfassungs-
rechtlich verankerten Prüfkompetenz ist der 
Petitionsausschuss in seinen Empfehlungen 
an die bestehende Rechtsordnung gebunden. 
 
Ein Anspruch auf eine bestimmte Beschluss-
fassung oder ein bestimmtes Tätigwerden des 
Parlaments im Sinne der Petentin bzw. des 
Petenten ist jedoch nicht vorgesehen. Das 
Petitionsverfahren ist darüber hinaus auch kein 
Verwaltungs-, sondern ein parlamentarisches 
Verfahren, sodass ein Widerspruch bzw. Ein-
spruch gegen einen Beschluss des Petitions-
ausschusses nicht möglich ist. Ein Anspruch 
auf rechtliches Gehör im Petitionsverfahren ist 
ebenfalls nicht gegeben. Auch besteht kein 
Anspruch auf eine ständig wiederholte Befas-
sung mit dem bereits vorgetragenen Sachver-
halt.  
 
Auch unter Berücksichtigung des neuen Vor-
bringens sieht der Petitionsausschuss weiter-
hin keine Möglichkeit, dem konkreten Anliegen 
des Petenten zum Erfolg zu verhelfen. Es 
muss im Übrigen bei den Beschlüssen vom 
01.08.2025 und vom 20.11.2025 verbleiben. 
Der Petitionsausschuss spricht zwar sein Be-
dauern aus, unter Ausschöpfung der gegebe-
nen Möglichkeiten nicht im Sinne des Anlie-
gens des Petenten tätig werden zu können. 
Gleichwohl teilt der Petitionsausschuss ebenso 
mit, dass weitere Eingaben in dieser Angele-

genheit zwecklos sind und nicht mehr beant-
wortet werden. 
 
 
18-P-2026-14755-01 
Gesundheitsfürsorge 
Datenschutz 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weiteren Ein-
gaben des Petenten vom 05.12. und 
06.12.2025 geprüft. Er stellt fest, dass die uGB 
Aachen dem mandatierten Rechtsanwalt des 
Petenten die geforderte Akteneinsicht mit ver-
schlüsselter Nachricht bereits am 15.09.2025 
übersandt hat.  
 
Im Übrigen hat ein Petent im Petitionsverfah-
ren Anspruch darauf, dass die Petition entge-
gengenommen, geprüft, und beschieden wird. 
Diese verfassungsmäßigen Rechte sind dem 
Petenten gewährt worden.  
 
Ein Anspruch auf eine bestimmte Beschluss-
fassung oder ein bestimmtes Tätigwerden des 
Parlaments im Sinne des Petenten ist nicht 
vorgesehen. 
 
Das Petitionsverfahren ist kein Verwaltungs-, 
sondern ein parlamentarisches Verfahren. Ein 
Widerspruch gegen einen Beschluss des Peti-
tionsausschusses ist nicht möglich.  
 
Auch besteht kein Anspruch auf eine ständig 
wiederholte Befassung mit dem bereits vorge-
tragenen Sachverhalt. 
 
Auch das nochmalige Vorbringen des Peten-
ten kann nicht zu einer anderen Beurteilung 
der Sach- und Rechtslage führen. Es muss 
daher beim Beschluss vom 09.12.2025 blei-
ben. 
 
Der Petent erhält im Übrigen auf Wunsch zu 
seiner weiteren Information eine Broschüre 
des Petitionsausschusses. Die rechtlichen 
Grundlagen des Petitionsausschusses können 
Sie zudem der Internetseite des Landtags 
unter 
(https://www.landtag.nrw.de/home/petitionen/d
er-petitionsausschuss.html) entnehmen. Weite-
re Rechtsgrundlagen gibt es nicht.   
 
 
 
18-P-2026-15189-01 
Recht der Tarifbeschäftigten 
 
 
Ein Petent hat im Petitionsverfahren Anspruch 
darauf, dass die Petition entgegengenommen, 
geprüft, und beschieden wird. Diese verfas-
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sungsmäßigen Rechte sind dem Petenten 
gewährt worden.  
 
Ein Anspruch auf eine bestimmte Beschluss-
fassung oder ein bestimmtes Tätigwerden des 
Parlaments im Sinne des Petenten ist nicht 
vorgesehen. 
 
Das Petitionsverfahren ist kein Verwaltungs-, 
sondern ein parlamentarisches Verfahren. Ein 
Widerspruch gegen einen Beschluss des Peti-
tionsausschusses ist nicht möglich.  
 
Auch besteht kein Anspruch auf eine ständig 
wiederholte Befassung mit dem bereits vorge-
tragenen Sachverhalt. 
 
Auch das nochmalige Vorbringen des Peten-
ten kann nicht zu einer anderen Beurteilung 
der Sach- und Rechtslage führen. Es muss 
daher beim Beschluss vom 18.11.2025 blei-
ben. 
 
 
 
18-P-2026-15239-01 
Arbeitsförderung 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Vormundschaft, Betreuung, Pflegschaft 
 
 
Der Petitionsausschuss hat das weitere Vor-
bringen der Petentin geprüft, sieht allerdings 
keinen Anlass, im Sinne der Petition weiter 
tätig zu werden. 
 
Bezüglich des von der Petentin gestellten 
Überprüfungsantrags stellt der Petitionsaus-
schuss fest, dass die Petentin zwischenzeitlich 
verschiedene Änderungsbescheide sowie teil-
weise stattgegebene Entscheidungen hinsicht-
lich der Gewährung des Mehrbedarfs für die 
Warmwasseraufbereitung erhalten hat. 
 
Anhaltspunkte für ein Fehlverhalten des zu-
ständigen Jobcenters sind weiterhin nicht er-
sichtlich. 
 
Insgesamt muss es beim Beschluss vom 
09.12.2025 bleiben. 
 
 
 
18-P-2026-15324-01 
Jugendhilfe 
Schulen 
 
 
Ein Petent hat im Petitionsverfahren Anspruch 
darauf, dass die Petition entgegengenommen, 
geprüft und beschieden wird. Diese verfas-

sungsmäßigen Rechte sind dem Petenten 
gewährt worden.  
 
Ein Anspruch auf eine bestimmte Beschluss-
fassung oder ein bestimmtes Tätigwerden des 
Parlaments im Sinne des Petenten ist nicht 
vorgesehen. 
 
Das Petitionsverfahren ist kein Verwaltungs-, 
sondern ein parlamentarisches Verfahren. Ein 
Widerspruch gegen einen Beschluss des Peti-
tionsausschusses ist nicht möglich.  
 
Auch besteht kein Anspruch auf eine ständig 
wiederholte Befassung mit dem bereits vorge-
tragenen Sachverhalt. 
 
Auch das nochmalige Vorbringen des Peten-
ten kann nicht zu einer anderen Beurteilung 
der Sach- und Rechtslage führen. Es muss 
daher beim Beschluss vom 09.12.2025 zur 
Petition 18-P-2025-15324-00 bleiben. 
 
 
 
18-P-2026-15397-01 
Genderfragen 
 
 
Der Petitionsausschuss nimmt die erneute 
Eingabe des Petenten zur Kenntnis. Er stellt 
fest, dass keine neuen überprüfbaren Sach-
verhalte vorgetragen werden. 
 
Ein Petent hat im Petitionsverfahren Anspruch 
darauf, dass die Petition entgegengenommen, 
geprüft, und beschieden wird. Diese verfas-
sungsmäßigen Rechte sind dem Petenten 
gewährt worden.  
 
Ein Anspruch auf eine bestimmte Beschluss-
fassung oder ein bestimmtes Tätigwerden des 
Parlaments im Sinne des Petenten ist nicht 
vorgesehen. 
 
Das Petitionsverfahren ist kein Verwaltungs-, 
sondern ein parlamentarisches Verfahren. Ein 
Widerspruch gegen einen Beschluss des Peti-
tionsausschusses ist nicht möglich. Auch be-
steht kein Anspruch auf eine ständig wieder-
holte Befassung mit dem bereits vorgetrage-
nen Sachverhalt. 
 
Auch das nochmalige Vorbringen des Peten-
ten kann nicht zu einer anderen Beurteilung 
der Sach- und Rechtslage führen. Es muss 
daher beim Beschluss vom 20.11.2025 blei-
ben. 
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18-P-2026-15911-01 
Verfassungsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere Einga-
be der Petentin zum Anlass genommen, die 
dieser zugrunde liegende Sach- und Rechtsla-
ge erneut zu überprüfen. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich erneut mit der 
verfassungsrechtlichen Thematik der Eingabe 
befasst.  
 
Er sieht weiterhin keinen Anlass, der Landes-
regierung im Sinne der Eingabe Maßnahmen 
zu empfehlen. 
 
Es muss daher beim Beschluss vom 
20.01.2026 verbleiben. 
 
 
18-P-2026-16065-01 
Kindergeld 
 
 
Die Petition wurde bereits zuständigkeitshalber 
dem Deutschen Bundestag überwiesen. Es 
steht der Petentin frei, sich an diese Volksver-
tretung unmittelbar zu wenden. 
 
 
 
18-P-2026-16111-01 
Verfassungsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere Einga-
be des Petenten zum Anlass genommen, die 
dieser zugrunde liegende Sach- und Rechtsla-
ge erneut zu überprüfen. 
 
Auch unter Berücksichtigung des neuen Vor-
bringens sieht der Petitionsausschuss weiter-
hin keine Möglichkeit, dem konkreten Anliegen 
des Petenten zum Erfolg zu verhelfen.  
 
Es muss im Übrigen beim Beschluss vom 
15.12.2025 verbleiben. 
 
 
 
 
18-P-2026-16157-01 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere Einga-
be des Petenten zum Anlass genommen, die 
dieser zugrunde liegende Sach- und Rechtsla-
ge erneut zu überprüfen. 
 

Der Petent bittet um erneute Überprüfung sei-
ner Eingabe mit kommunalrechtlichem sowie 
finanzpolitischem Bezug. 
 
Der Petitionsausschuss sieht auch nach er-
neuter Prüfung auf Basis der Eingabe der Pe-
tenten weiterhin keinen Anlass, der Landesre-
gierung Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Es muss daher beim Beschluss vom 
16.01.2026 verbleiben. 
 
 
18-P-2026-16577-01 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Die Petentin wendet sich bezüglich ihres An-
trags auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis 
erneut beim Petitionsausschuss und bittet um 
erneute Prüfung. 
 
Die Fragestellungen, mit denen sich die Peten-
tin an den Petitionsausschuss wendet, sind 
von der zuständigen Behörde entsprechend zu 
bearbeiten bzw. zu beantworten. 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe ge-
prüft und diese an die Landesregierung mit der 
Bitte um Weiterleitung an die zuständige Aus-
länderbehörde übermittelt. 
 
Der Petentin steht es frei, sich jederzeit erneut 
an den Petitionsausschuss zu wenden. 
 
 
 
18-P-2026-16727-01 
Arbeitsförderung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere Einga-
be des Petenten zur Kenntnis genommen. 
 
Der Petitionsausschuss kann ausschließlich im 
Rahmen seiner gesetzlichen Zuständigkeit 
tätig werden. Anliegen, die außerhalb dieses 
Zuständigkeitsbereichs liegen, unterliegen 
nicht seiner Prüfung. Die Diakonie ist ein pri-
vatrechtlich organisierter Wohlfahrtsverband 
und unterliegt der Kontrolle durch ihren Auf-
sichtsrat. 
 
Soweit der Petent das Verhalten und die Ent-
scheidungen des Jobcenters beanstandet, 
wurde die Eingabe bereits zuständigkeitshal-
ber an den Deutschen Bundestag weitergelei-
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tet. Der Ausgang eines dortigen Verfahrens 
bleibt abzuwarten. 
 
Insgesamt sieht der Petitionsausschuss keine 
Möglichkeit, im Sinne der Petition weiter tätig 
zu werden. 
 
 
18-P-2026-16782-01 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere Einga-
be des Petenten zum Anlass genommen, die 
dieser zugrunde liegende Sach- und Rechtsla-
ge erneut zu überprüfen. Auch unter Berück-
sichtigung des neuen Vorbringens sieht der 
Petitionsausschuss weiterhin keine Möglich-
keit, dem Anliegen zum Erfolg zu verhelfen. 
 
Ein Petent hat im Petitionsverfahren Anspruch 
darauf, dass die Petition entgegengenommen, 
geprüft und beschieden wird. Diese verfas-
sungsmäßigen Rechte sind dem Petenten 
gewährt worden.  
 
Ein Anspruch auf eine bestimmte Beschluss-
fassung oder ein bestimmtes Tätigwerden des 
Parlaments im Sinne der Petition ist jedoch 
nicht vorgesehen. Das Petitionsverfahren ist 
kein Verwaltungs-, sondern ein parlamentari-
sches Verfahren. Ein Widerspruch gegen ei-
nen Beschluss des Petitionsausschusses ist 
nicht möglich. Auch besteht kein Anspruch auf 
eine ständig wiederholte Befassung mit dem 
bereits vorgetragenen Sachverhalt. 
 
Es muss im Übrigen bei den bisherigen Be-
schlüssen verbleiben. Weitere Eingaben in 
dieser Angelegenheit sind zwecklos und wer-
den nicht mehr beantwortet. 
 
 
18-P-2026-17100-01 
Rechtspflege 
Wohnungswesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere Einga-
be zum Anlass genommen, die dieser zugrun-
de liegende Sach- und Rechtslage erneut zu 
überprüfen. Auch unter Berücksichtigung des 
neuen Vorbringens sieht der Petitionsaus-
schuss weiterhin keine Möglichkeit, dem Anlie-
gen zum Erfolg zu verhelfen. 
 
Eine Petentin hat im Petitionsverfahren An-
spruch darauf, dass die Petition entgegenge-
nommen, geprüft und beschieden wird. Diese 
verfassungsmäßigen Rechte sind gewährt 
worden.  
 

Ein Anspruch auf eine bestimmte Beschluss-
fassung oder ein bestimmtes Tätigwerden des 
Parlaments im Sinne der Petentin ist jedoch 
nicht vorgesehen. Das Petitionsverfahren ist 
kein Verwaltungs-, sondern ein parlamentari-
sches Verfahren. Ein Widerspruch gegen ei-
nen Beschluss des Petitionsausschusses ist 
nicht möglich. Auch besteht kein Anspruch auf 
eine ständig wiederholte Befassung mit dem 
bereits vorgetragenen Sachverhalt. 
 
Es muss im Übrigen bei dem Beschluss vom 
13.01.2026 verbleiben. Weitere Eingaben in 
dieser Angelegenheit sind zwecklos und wer-
den nicht mehr beantwortet. 
 
 
 
18-P-2026-17220-00 
Ordnungswesen 
Tierschutz 
 
 
Die Petition wird zuständigkeitshalber an den 
Petitionsausschuss des Deutschen Bundes-
tags überwiesen. 
 
 
 
18-P-2026-17221-00 
Arbeitsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe des 
Petenten geprüft. Er sieht danach keine Mög-
lichkeit, dem Anliegen zum Erfolg zu verhelfen. 
 
Artikel 97 des Grundgesetzes gewährleistet 
die richterliche Unabhängigkeit. Der Petitions-
ausschuss kann deshalb keine gerichtlichen 
Entscheidungen überprüfen, ändern oder auf-
heben oder auf künftige Entscheidungen Ein-
fluss nehmen. 
Es kann daher nur empfohlen werden, sich 
anwaltlich beraten zu lassen. Das zuständige 
Amtsgericht gibt Auskunft, ob ein Anspruch auf 
Beratungs-, Prozesskosten- oder Verfahrens-
kosten besteht. 
 
Ein Anlass, der Landesregierung (Ministerium 
der Justiz) Maßnahmen zu empfehlen, besteht 
nicht. 
 
 
 
18-P-2026-17222-00 
Ordnungswidrigkeiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
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Der Petitionsausschuss sieht keine Möglich-
keit, im Sinne der Eingabe Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
Der Petitionsausschuss empfiehlt dem Peten-
ten, sich ggf. anwaltlich beraten zu lassen. 
 
 
 
18-P-2026-17230-00 
Verfassungsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die Ein-
gabe unterrichtet. 
 
Das Parteiverbotsverfahren ist in Art. 21 Abs. 2 
Grundgesetz und §§ 43 ff. Bundesverfas-
sungsgerichtsgesetz (BVerfGG) gesetzlich 
geregelt. Danach ist das Bundesverfassungs-
gericht zum Verbot von verfassungswidrigen 
Parteien ermächtigt. Nach § 43 BVerfGG sind 
der Bundestag, der Bundesrat und die Bun-
desregierung befähigt, ein Verbotsverfahren 
vor dem Bundesverfassungsgericht zu bean-
tragen. Der Landtag ist nicht antragsberechtigt; 
die Landesregierung gemäß § 43 Absatz 2 
BVerfGG nur, wenn die Organisation der ent-
sprechenden Partei sich lediglich auf das Lan-
desgebiet beschränkt. 
 
Die benannte Partei ist in anderen Ländern 
sowie auf Bundesebene organisiert, Verbots-
anträge müssen sich stets gegen die Gesamt-
partei richten. Aus diesem Grund kann von hier 
schon aus rechtlichen Gründen kein Parteiver-
botsverfahren initiiert werden. 
 
Es besteht daher für den Petitionsausschuss 
kein Anlass, um der Landesregierung entspre-
chende Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2026-17241-00 
Rechtsberatung 
 
 
Die Petition betrifft eine Streitigkeit zwischen 
Rechtsanwalt und Mandant. Für deren Klärung 
sind ausschließlich die ordentlichen Gerichte 
zuständig. 
 
Rechtsanwälte üben einen freien Beruf aus 
und unterstehen keiner staatlichen Aufsicht, 
sondern einer Standesaufsicht durch die 
Rechtsanwaltskammern. 
 
 
 
 
 

18-P-2026-17243-00 
Zivilrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe des 
Petenten geprüft. Er sieht danach keine Mög-
lichkeit, dem Anliegen zum Erfolg zu verhelfen. 
 
Die Eingabe betrifft eine zivil- bzw. mietrechtli-
che Auseinandersetzung, in die der Petitions-
ausschuss nicht eingreifen kann. Die Ent-
scheidung ist allein den zuständigen Gerichten 
vorbehalten. 
 
Artikel 97 des Grundgesetzes gewährleistet 
die richterliche Unabhängigkeit. Der Petitions-
ausschuss kann deshalb keine gerichtlichen 
Entscheidungen überprüfen, ändern oder auf-
heben oder auf künftige Entscheidungen Ein-
fluss nehmen. 
 
Es kann daher nur empfohlen werden, sich 
anwaltlich beraten zu lassen sowie gegebe-
nenfalls Unterstützung bei einem Mieterverein 
einzuholen. Das zuständige Amtsgericht gibt 
Auskunft, ob ein Anspruch auf Beratungs-, 
Prozesskosten- oder Verfahrenskosten be-
steht. 
 
Ein Anlass, der Landesregierung (Ministerium 
der Justiz) Maßnahmen zu empfehlen, besteht 
nicht. 
 
 
 
18-P-2026-17247-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe des 
Petenten geprüft. Er sieht danach keine Mög-
lichkeit, dem Anliegen zum Erfolg zu verhelfen. 
 
Artikel 97 des Grundgesetzes gewährleistet 
die richterliche Unabhängigkeit. Der Petitions-
ausschuss kann deshalb keine gerichtlichen 
Entscheidungen überprüfen, ändern oder auf-
heben oder auf künftige Entscheidungen Ein-
fluss nehmen. 
 
Es kann daher nur empfohlen werden, sich 
anwaltlich beraten zu lassen. Das zuständige 
Amtsgericht gibt Auskunft, ob ein Anspruch auf 
Beratungs-, Prozesskosten- oder Verfahrens-
kosten besteht. 
 
Ein Anlass, der Landesregierung (Ministerium 
der Justiz) Maßnahmen zu empfehlen, besteht 
nicht. 
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18-P-2026-17253-00 
Ordnungswesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petent begehrt ein vollständiges Verbot 
von Silvesterfeuerwerk. Zur Begründung führt 
er die Gefährdung von Gesundheit und Leben 
durch das Abbrennen von Feuerwerkskörpern 
an. 
 
Nach Prüfung des Sachverhalts stellt der Peti-
tionsausschuss fest, dass das Abbrennen von 
Feuerwerk durch das Sprengstoffgesetz und 
die darauf gestützten Verordnungen, insbe-
sondere die Erste Verordnung zum Spreng-
stoffgesetz, geregelt ist. Gerade weil Feuer-
werk Beeinträchtigungen und Gefahren mit 
sich bringt, gelten für das Abbrennen strenge 
Vorgaben. Das Abbrennen durch Personen, 
die keine besondere Erlaubnis nach dem 
Sprengstoffrecht besitzen, ist nur am 31. De-
zember und 1. Januar zulässig. In unmittelba-
rer Nähe von Kirchen, Krankenhäusern, Kin-
der- und Altenheimen sowie besonders brand-
empfindlichen Gebäuden und Anlagen ist das 
Verwenden von pyrotechnischen Gegenstän-
den auch an diesen beiden Tagen verboten. 
Professionelles Feuerwerk unterliegt noch 
strengeren rechtlichen Vorgaben. Wer Feuer-
werk außerhalb des Jahreswechsels und/oder 
Feuerwerk höherer Kategorien als das für Pri-
vatpersonen zugelassene sogenannte „Silves-
terfeuerwerk“ abbrennen will, bedarf einer 
behördlichen Erlaubnis. Zusätzlich hat der 
Erlaubnisinhaber ein geplantes Feuerwerk bei 
der zuständigen Ordnungsbehörde unter An-
gabe aller für die Beurteilung der Sicherheit 
und der Belastung der Umwelt relevanten An-
gaben anzuzeigen. Die Ordnungsbehörde prüft 
dann je nach Gegebenheiten unter Beteiligung 
weiterer Stellen, ob alle relevanten Vorschrif-
ten eingehalten werden.  
 
Damit unterliegen Feuerwerke bereits starken 
Restriktionen. Die bestehenden Regelungen 
sollen einen Ausgleich schaffen zwischen den 
Wünschen der Bürger, die Feuerwerk aus 
besonderen und traditionellen Anlässen, ins-
besondere des Jahreswechsels, verwenden 
möchten und denen, die sich dadurch gestört 
fühlen oder Schäden befürchten.  
 
Zusammenfassend kann festgestellt werden, 
dass für ein generelles Verbot von Silvester-
feuerwerk derzeit keine Rechtsgrundlage vor-
handen ist, die verschiedenen anwendbaren 
Rechtsvorschriften jedoch überwiegend einen 
angemessenen Interessenausgleich gewähr-

leisten. Das von dem Petenten begehrte voll-
ständige Verbot könnte nur durch Aufnahme 
einer entsprechenden Regelung in das 
Sprengstoffrecht erreicht werden. Das Spreng-
stoffrecht ist Bundesrecht, so dass Änderun-
gen ausschließlich durch den Bundesgesetz-
geber erfolgen können.    
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Veranlas-
sung, der Landesregierung Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
18-P-2026-17258-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
 
18-P-2026-17264-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft und sich mit der kommu-
nalrechtlichen Thematik befasst. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass sich das Petitum der Petentin zwischen-
zeitlich positiv erledigt hat.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Möglich-
keit, der Landesregierung Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
Der Petentin steht es frei, sich jederzeit erneut 
an den Petitionsausschuss zu wenden. 
 
 
 
18-P-2026-17266-00 
Vormundschaft, Betreuung, Pflegschaft 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt.  
 
 
18-P-2026-17267-00 
Ordnungswesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petent begehrt ein vollständiges Verbot 
von frei verkäuflichem Silvesterfeuerwerk bzw. 
einen streng reglementierten Umgang mit 
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Knallkörpern. Zur Begründung führt er die Ge-
fährdung von Gesundheit und Leben durch 
das Abbrennen von Feuerwerkskörpern an. 
 
Der Petitionsausschuss stellt nach erfolgter 
Prüfung des Sachverhalts fest, dass das Ab-
brennen von Feuerwerk durch das Spreng-
stoffgesetz und die darauf gestützten Verord-
nungen, insbesondere die Erste Verordnung 
zum Sprengstoffgesetz, geregelt ist. Gerade 
weil Feuerwerk Beeinträchtigungen und Ge-
fahren mit sich bringt, gelten für das Abbren-
nen strenge Vorgaben. Das Abbrennen durch 
Personen, die keine besondere Erlaubnis nach 
dem Sprengstoffrecht besitzen, ist nur am 31. 
Dezember und 1. Januar zulässig. In unmittel-
barer Nähe von Kirchen, Krankenhäusern, 
Kinder- und Altenheimen sowie besonders 
brandempfindlichen Gebäuden und Anlagen ist 
das Verwenden von pyrotechnischen Gegen-
ständen auch an diesen beiden Tagen verbo-
ten. Professionelles Feuerwerk unterliegt noch 
strengeren rechtlichen Vorgaben. Wer Feuer-
werk außerhalb des Jahreswechsels und/oder 
Feuerwerk höherer Kategorien als das für Pri-
vatpersonen zugelassene sogenannte „Silves-
terfeuerwerk“ abbrennen will, bedarf einer 
behördlichen Erlaubnis. Zusätzlich hat der 
Erlaubnisinhaber ein geplantes Feuerwerk bei 
der zuständigen Ordnungsbehörde unter An-
gabe aller für die Beurteilung der Sicherheit 
und der Belastung der Umwelt relevanten An-
gaben anzuzeigen. Die Ordnungsbehörde prüft 
dann je nach Gegebenheiten unter Beteiligung 
weiterer Stellen, ob alle relevanten Vorschrif-
ten eingehalten werden.  
 
Damit unterliegt Feuerwerk bereits starken 
Restriktionen. Die bestehenden Regelungen 
sollen einen Ausgleich schaffen zwischen den 
Wünschen der Bürger, die Feuerwerk aus 
besonderen und traditionellen Anlässen, ins-
besondere des Jahreswechsels, verwenden 
möchten und denen, die sich dadurch gestört 
fühlen oder Schäden befürchten. Leider trifft 
der Hinweis des Petenten zu, dass diese Re-
gelungen nicht immer eingehalten werden, so 
dass vereinzelt auch außerhalb der erlaubten 
Zeiten Feuerwerk abgebrannt wird und Feuer-
werkskörper sogar in gefährdender Weise auf 
Menschen gerichtet werden. Ein solches Ver-
halten ist inakzeptabel und erfüllt den Tatbe-
stand einer Straftat, die konsequent geahndet 
wird, sofern die Verantwortlichen ermittelt wer-
den können. Ein vollständiges Verbot von 
Feuerwerk wäre weder ein geeignetes noch 
ein angemessenes Mittel, um dem zu begeg-
nen.  
 
Zusammenfassend kann festgestellt werden, 
dass für ein generelles Verbot von Silvester-
feuerwerk derzeit keine Rechtsgrundlage vor-

handen ist, die verschiedenen anwendbaren 
Rechtsvorschriften jedoch überwiegend einen 
angemessenen Interessenausgleich gewähr-
leisten. Das von dem Petenten begehrte voll-
ständige Verbot könnte nur durch Aufnahme 
einer entsprechenden Regelung in das 
Sprengstoffrecht erreicht werden. Das Spreng-
stoffrecht ist Bundesrecht, so dass Änderun-
gen ausschließlich durch den Bundesgesetz-
geber erfolgen können.    
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Veranlas-
sung, der Landesregierung Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
 
18-P-2026-17281-00 
Landeshaushalt 
Ordnungswidrigkeiten 
 
 
Der Petitionsausschuss nimmt die Eingabe der 
Petentin sowie die darin erhobene Forderung 
nach einer Überprüfung und Anpassung recht-
licher Regelungen im Zusammenhang mit 
Fahrzeugkontrollen, der Verwendung von Ein-
nahmen aus Geschwindigkeitsüberwachungen 
sowie verkehrs- und sicherheitspolitischen 
Rahmenbedingungen zur Kenntnis. 
 
Nach Würdigung der vorgetragenen Aspekte 
sieht der Petitionsausschuss keinen Anlass für 
weitere Maßnahmen. 
 
 
 
18-P-2026-17283-00 
Feuerschutzwesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petent beschwert sich über das Handeln 
der Aufsichtsbehörden bezüglich der Prüfung 
seiner gegen die Stadt B. eingereichten Be-
schwerde. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der kom-
munalrechtlichen Thematik befasst und stellt 
fest, dass das Verwaltungshandeln der Auf-
sichtsbehörden, die mit dem Petenten zwi-
schenzeitlich korrespondiert haben, in kommu-
nalfachaufsichtlicher Sicht nicht zu beanstan-
den ist.  
 
Der Petitionsausschuss kann dem Petenten 
empfehlen, sich ggf. anwaltlich beraten zu 
lassen, falls er beabsichtigt, zivilrechtliche 
Ansprüche geltend zu machen. 
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Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2026-17287-00 
Einkommensteuer 
 
 
Der Petitionsausschuss nimmt die Eingabe des 
Petenten zur Kenntnis. 
 
Er sieht insgesamt keinen Anlass, im Sinne der 
Petition weiter tätig zu werden. 
 
 
 
18-P-2026-17289-00 
Ordnungswesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petent begehrt ein vollständiges Verbot 
von Silvesterfeuerwerk. Zur Begründung führt 
er neben dem Schutz von Haus- und Wildtie-
ren sowie der Umwelt die Gefährdung von 
Gesundheit und Leben durch das Abbrennen 
von Feuerwerkskörpern an. 
 
Nach Prüfung des Sachverhalts stellt der Peti-
tionsausschuss fest, dass das Abbrennen von 
Feuerwerk durch das Sprengstoffgesetz und 
die darauf gestützten Verordnungen, insbe-
sondere die Erste Verordnung zum Spreng-
stoffgesetz, geregelt ist. Gerade weil Feuer-
werk Beeinträchtigungen und Gefahren mit 
sich bringt, gelten für das Abbrennen strenge 
Vorgaben. Das Abbrennen durch Personen, 
die keine besondere Erlaubnis nach dem 
Sprengstoffrecht besitzen, ist nur am 31. De-
zember und 1. Januar zulässig. In unmittelba-
rer Nähe von Kirchen, Krankenhäusern, Kin-
der- und Altenheimen sowie besonders brand-
empfindlichen Gebäuden und Anlagen ist das 
Verwenden von pyrotechnischen Gegenstän-
den auch an diesen beiden Tagen verboten. 
Professionelles Feuerwerk unterliegt noch 
strengeren rechtlichen Vorgaben. Wer Feuer-
werk außerhalb des Jahreswechsels und/oder 
Feuerwerk höherer Kategorien als das für Pri-
vatpersonen zugelassene sogenannte „Silves-
terfeuerwerk“ abbrennen will, bedarf einer 
behördlichen Erlaubnis. Zusätzlich hat der 
Erlaubnisinhaber ein geplantes Feuerwerk bei 
der zuständigen Ordnungsbehörde unter An-
gabe aller für die Beurteilung der Sicherheit 
und der Belastung der Umwelt relevanten An-
gaben anzuzeigen. Die Ordnungsbehörde prüft 
dann je nach Gegebenheiten unter Beteiligung 

weiterer Stellen, ob alle relevanten Vorschrif-
ten eingehalten werden.  
 
Damit unterliegen Feuerwerke bereits starken 
Restriktionen. Die bestehenden Regelungen 
sollen einen Ausgleich schaffen zwischen den 
Wünschen der Bürger, die Feuerwerk aus 
besonderen und traditionellen Anlässen, ins-
besondere des Jahreswechsels, verwenden 
möchten und denen, die sich dadurch gestört 
fühlen oder Schäden befürchten.  
 
Dass sich Feuerwerke auf die Luftqualität 
auswirken, ist zutreffend. Explodierende Feu-
erwerkskörper setzen unter anderem Fein-
staub (PM10) frei. In der Silvesternacht ist 
daher regelmäßig der Einfluss des Feuerwerks 
auf die Feinstaubbelastung in der Luft nach-
weisbar. Zu diesen Umweltwirkungen gibt es 
eine Regelung im Landes-
Immissionsschutzgesetz NRW (LImSchG 
NRW): Nach § 5 Abs. 1 c) LImSchG können 
die Gemeinden durch ordnungsbehördliche 
Verordnung vorschreiben, dass in der Ge-
meinde oder in Teilen der Gemeinde bestimm-
te Tätigkeiten (wie Feuerwerke) nicht oder nur 
beschränkt ausgeübt werden dürfen, soweit 
und solange dies zur Vermeidung schädlicher 
Umwelteinwirkungen geboten ist. Der Fein-
staub-Tagesmittelwert darf jedoch an 35 Ta-
gen im Kalenderjahr den Wert von 50 µg/m³ 
überschreiten. Sowohl diese maximale Anzahl 
von Überschreitungen als auch der Grenzwert 
für den Jahresmittelwert der PM10-
Immissionen wurden seit dem Jahr 2014 in 
Nordrhein-Westfalen an allen Stationen (Aus-
nahme: eine Industrie-Messstation mit 36 
Überschreitungstagen im Jahr 2018) eingehal-
ten. Da sich die Luftschadstoffe somit in den 
zulässigen Grenzen halten, haben die nord-
rhein-westfälischen Behörden keine Möglich-
keit, das Silvesterfeuerwerk aufgrund immissi-
onsschutzrechtlicher Regelungen zu verbieten. 
 
Auch die Forderung des Petenten nach einem 
generellen Verbot von Silvesterfeuerwerken 
aus Tierschutzgründen ist aus Tierschutzsicht 
nachvollziehbar. Im nationalen Tierschutzge-
setz ist bereits in § 1 der Grundsatz verankert, 
dass niemand einem Tier ohne vernünftigen 
Grund Schmerzen, Leiden oder Schäden zu-
fügen darf. Dabei ist letztendlich der Mensch in 
der Verantwortung, das Leben und Wohlbefin-
den des Tieres als Mitgeschöpf zu schützen. 
Diese grundsätzliche Verantwortung des Men-
schen gegenüber anderen Lebewesen trifft 
nicht nur die Tierhalter selbst, sondern jeden 
Menschen unserer Zivilgesellschaft. Insbeson-
dere die uralte Silvestertradition des Abschie-
ßens von Böllern und Raketen zum Jahres-
wechsel lässt diese Verantwortung des Men-
schen gegenüber Tieren nicht selten in den 
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Hintergrund treten. Nicht nur der Lärm, der 
durch das Abfeuern von Raketen und Böllern 
entsteht, überfordert die Tiere häufig. Auch die 
Blitze der Feuerwerkskörper und der Rauchge-
ruch lösen bei vielen Tieren, insbesondere bei 
Fluchttieren und vor allem bei Tieren, die übli-
cherweise im Freien gehalten werden, Angst 
und Panik aus. Ein Appell an die grundsätzli-
che Rücksichtnahme von Menschen gegen-
über den von uns gehaltenen Tieren führt lei-
der nicht immer zum Erfolg. Daher kann man 
im Moment Tierhaltern und Betreuern nur ra-
ten, im Vorfeld des Jahresübergangs eigene 
Maßnahmen zum Schutz ihrer Tiere zu treffen. 
 
Besitzer von Haustieren sollten ihre Tiere, 
soweit möglich, Silvester in den Stall bzw. ins 
Haus holen. Auch Freigängerkatzen sollten 
frühzeitig ins Haus geholt und bis zu zwei Ta-
ge im Haus behalten werden. Hunde sollten 
nur an der Leine ausgeführt werden, damit sie 
nicht aus Panik fluchtartig weglaufen. Um 
Stressreaktionen der eigenen Tiere besser 
abschätzen zu können, sollten Tierbesitzer 
ihre Tiere, auch Pferde und andere Nutztiere, 
die sich üblicherweise im Freien aufhalten, 
sehr gut beobachten. Ängstliche Haustiere 
sollten in der Silvesternacht nicht alleine ge-
lassen werden. Auch Pferde kommen mit un-
gewohnten Lärmbelastungen besser zurecht, 
wenn ihre Besitzer und Vertrauenspersonen 
bei ihnen sind. Auch müssen Tierhalter im 
Umgang mit ihren Tieren kalkulieren, dass 
leider auch in den Tagen vor und nach Silves-
ter noch vereinzelt Raketen und Böller gezün-
det werden, so dass die eigenen Tiere auch 
dann bestmöglich vor den Auswirkungen des 
Lärms geschützt werden sollten. 
 
Die Forderung des Petenten nach einem Ver-
bot von Silvesterfeuerwerken würde vielen 
Tieren helfen und Stress reduzieren, ist jedoch 
derzeit nicht durch eine Rechtsgrundlage ab-
gedeckt und könnte von den zuständigen Be-
hörden praktisch kaum überwacht und vollzo-
gen werden. Zusammenfassend kann festge-
stellt werden, dass für ein generelles Verbot 
von Silvesterfeuerwerk derzeit keine Rechts-
grundlage vorhanden ist, die verschiedenen 
anwendbaren Rechtsvorschriften jedoch über-
wiegend einen angemessenen Interessenaus-
gleich gewährleisten. Das von dem Petenten 
begehrte vollständige Verbot könnte nur durch 
Aufnahme einer entsprechenden Regelung in 
das Sprengstoffrecht erreicht werden. Das 
Sprengstoffrecht ist Bundesrecht, so dass 
Änderungen ausschließlich durch den Bun-
desgesetzgeber erfolgen können.    
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Veranlas-
sung, der Landesregierung Maßnahmen zu 
empfehlen. 

18-P-2026-17307-00 
Personenstandswesen 
 
 
Die Petition ist zuständigkeitshalber dem Deut-
schen Bundestag überwiesen worden. 
 
 
 
18-P-2026-17310-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
18-P-2026-17311-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
 
18-P-2026-17312-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Staatsangehörigkeitsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petent bittet um Unterstützung im Rahmen 
des Einbürgerungsantrages seines Sohnes bei 
der Ausländerbehörde W. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der kom-
munalrechtlichen Thematik befasst.  
 
Der Ausschuss hat Verständnis für die Verär-
gerung des Petenten. Die Situation der be-
troffenen Ausländerbehörde ist dem Petitions-
ausschuss bereits bekannt. Es werden bereits 
Gespräche bezüglich der Verbesserung der 
Situation vor Ort geführt. 
 
Der Petitionsausschuss kann dem Petenten 
nur empfehlen, eng mit der zuständigen Aus-
länderbehörde zusammen zu arbeiten und 
angeforderte Unterlagen dort zeitnah einzu-
reichen. Im Übrigen wird weiterhin noch um 
etwas Geduld gebeten. 
 
Dem Petenten steht es frei, sich jederzeit er-
neut an den Petitionsausschuss zu wenden. 
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18-P-2026-17315-00 
Krankenversicherung 
 
 
Die Petition wird zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
 
18-P-2026-17325-00 
Polizei 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petent erhebt mit seiner Eingabe Dienst-
aufsichtsbeschwerde gegen die mit seinem 
Strafantragsverfahren beteiligten Polizeibeam-
ten. 
 
Der Petitionsausschuss, der lediglich nach-
richtlich beteiligt wurde, nimmt zur Kenntnis, 
dass der Petent seine Dienstaufsichtsbe-
schwerde an die zuständige Dienststelle 
übermittelt hat.  
 
Der Petitionsausschuss sieht derzeit keinen 
Anlass, Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Dem Petenten steht es frei, sich an den Petiti-
onsausschuss zu wenden, sobald die zustän-
dige Dienststelle über die von ihm erhobene 
Dienstaufsichtsbeschwerde entschieden hat. 
 
 
 
18-P-2026-17326-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Staatsangehörigkeitsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petitionsausschuss sieht leider keine Mög-
lichkeit, im Sinne der Eingabe Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
Der Petitionsausschuss kann der Petentin die 
Empfehlung aussprechen, sich mit ihrer Ein-
gabe ggf. an den Deutschen Bundestag zu 
wenden. 
 
 
 
18-P-2026-17328-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe der 
Petentin geprüft. 

 
Der Petitionsausschuss erkennt keinen Anlass, 
Maßnahmen zu empfehlen, die auf der Einga-
be basieren. 
 
Der Petitionsausschuss empfiehlt der Petentin, 
sich mit ihrer Eingabe ggf. unmittelbar an die 
vor Ort zuständigen Stellen zu wenden. 
 
 
 
18-P-2026-17364-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
 
18-P-2026-17383-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
18-P-2026-17384-00 
Ordnungswidrigkeiten 
Rechtspflege 
 
 
Aufgabe des Petitionsausschusses ist es, 
Handlungen und Unterlassungen von Behör-
den und Dienststellen, die der Aufsicht des 
Landes unterstehen, zu überprüfen. Der Aus-
schuss ist auch zuständig für Anregungen zur 
Landesgesetzgebung. Dabei muss sich seine 
Tätigkeit auf die Behandlung von Bitten und 
Beschwerden im Sinne von Artikel 17 des 
Grundgesetzes beschränken.  
 
Auskunftsersuchen, Fragen oder Meinungsäu-
ßerungen sind keine Petitionen. 
 
Auf Grundlage der Eingabe konnte daher kein 
Petitionsverfahren eröffnet werden. 
 
 
 
18-P-2026-17385-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Staatsangehörigkeitsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petent bittet um Unterstützung im Rahmen 
seines Einbürgerungsantrages bei der Auslän-
derbehörde W. 
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Der Petitionsausschuss hat sich mit der kom-
munalrechtlichen Thematik befasst.  
 
Der Ausschuss hat Verständnis für die Verär-
gerung des Petenten. Die Situation der be-
troffenen Ausländerbehörde ist dem Petitions-
ausschuss bereits bekannt. Es werden bereits 
Gespräche bezüglich der Verbesserung der 
Situation vor Ort geführt. 
 
Der Petitionsausschuss kann dem Petenten 
nur empfehlen, eng mit der zuständigen Aus-
länderbehörde zusammen zu arbeiten und 
angeforderte Unterlagen dort zeitnah einzu-
reichen. 
 
Dem Petenten steht es frei, sich jederzeit er-
neut an den Petitionsausschuss zu wenden. 
 
 
 
18-P-2026-17387-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat auch die weitere 
Eingabe des Petenten vom 14.01.2026 ge-
prüft. Ein Anlass, der Landesregierung Maß-
nahmen zu empfehlen, besteht nicht. 
 
 
18-P-2026-17389-00 
Corona-/Covid-19-Pandemie 
 
 
Aufgabe des Petitionsausschusses ist es, 
Handlungen und Unterlassungen von Behör-
den und Dienststellen, die der Aufsicht des 
Landes unterstehen, zu überprüfen. Er ist auch 
zuständig für Anregungen zur Landesgesetz-
gebung. 
 
Aus der Eingabe ergibt sich nicht, inwieweit 
der Petitionsausschuss weiter tätig werden 
könnte. Soweit die Petentin die Auszahlung 
einer Corona-Hilfe beantragt, ist darauf hinzu-
weisen, dass das entsprechende Antragsver-
fahren bereits abgeschlossen ist. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass für 
Maßnahmen. 
 
 
18-P-2026-17390-00 
Rechtspflege 
Arbeitsförderung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe des 
Petenten geprüft. Er sieht danach keine Mög-
lichkeit, dem Anliegen zum Erfolg zu verhelfen. 

 
Artikel 97 des Grundgesetzes gewährleistet 
die richterliche Unabhängigkeit. Der Petitions-
ausschuss kann deshalb keine gerichtlichen 
Entscheidungen überprüfen, ändern oder auf-
heben oder auf künftige Entscheidungen Ein-
fluss nehmen. 
Es kann nur empfohlen werden, sich anwaltlich 
beraten zu lassen. Das zuständige Amtsgericht 
gibt Auskunft, ob ein Anspruch auf Beratungs-, 
Prozesskosten- oder Verfahrenskosten be-
steht. 
 
Es muss daher bei der bisherigen Beschluss-
fassung unter dem Geschäftszeichen 18-P-
2017-01274-00 verbleiben. 
Auch im Übrigen besteht kein Anlass, der Lan-
desregierung (Ministerium der Justiz) Maß-
nahmen zu empfehlen. 
 
 
18-P-2026-17392-00 
Polizei 
Vereins- und Versammlungsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petent bittet um Informationen, wie Si-
cherheitsbehörden im Umgang mit Organisati-
onen, die seiner Ansicht nach als „terroristisch“ 
eingestuft werden und auch eine Nähe zu be-
stimmten Regimen haben, agieren. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der Einga-
be befasst. Zunächst wird festgehalten, dass 
der Petitionsausschuss die Aufgabe hat, Hand-
lungen und Unterlassungen von Landesbehör-
den oder anderen Verwaltungsstellen, die der 
Weisung oder Aufsicht des Landes Nordrhein-
Westfalen unterstehen, zu überprüfen. Dabei 
muss sich seine Tätigkeit auf die Behandlung 
von Bitten und Beschwerden im Sinne des 
Artikels 17 des Grundgesetzes beschränken. 
Der Petitionsausschuss ist auch zuständig für 
die Behandlung von Bitten zur Landesgesetz-
gebung. 
 
Der Petitionsausschuss empfiehlt dem Peten-
ten daher, sich u. a. auf den einschlägigen 
Webseiten des Ministeriums des Innern sowie 
der Polizei des Landes Nordrhein-Westfalen 
über den Umgang mit ausländerextremisti-
schen Organisationen zu informieren.  
 
Alternativ steht es dem Petenten frei, sich mit 
seiner Eingabe an den Deutschen Bundestag 
zu wenden. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
Maßnahmen zu empfehlen. 



Landtag Nordrhein Westfalen  18. Wahlperiode  Petitionsausschuss 48. Sitzung am 24.02.2026 114 

18-P-2026-17394-00 
Berufsbildung 
 
 
Das Petitionsverfahren wird mangels Mitwir-
kung des Petenten beendet. 
 
 
18-P-2026-17415-00 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Die Petentin bittet um Unterstützung im Rah-
men ihres Einbürgerungsantrages bei der Aus-
länderbehörde W. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der kom-
munalrechtlichen Thematik befasst.  
 
Der Ausschuss hat Verständnis für die Verär-
gerung der Petentin. Die Situation der be-
troffenen Ausländerbehörde ist dem Petitions-
ausschuss bereits bekannt. Es werden bereits 
Gespräche bezüglich der Verbesserung der 
Situation vor Ort geführt. 
 
Der Petitionsausschuss kann der Petentin nur 
empfehlen, eng mit der zuständigen Auslän-
derbehörde zusammen zu arbeiten und ange-
forderte Unterlagen dort zeitnah einzureichen. 
 
Der Petentin steht es frei, sich jederzeit erneut 
an den Petitionsausschuss zu wenden. 
 
 
18-P-2026-17420-00 
Verfassungsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petitionsausschuss sieht leider keine Mög-
lichkeit, im Sinne der Eingabe der Maßnahmen 
zu empfehlen. 
 
Dem Petenten kann empfohlen, sich ggf. mit 
seiner Eingabe an den Deutschen Bundestag 
zu wenden. 
 
 
18-P-2026-17423-00 
Polizei 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 

Der Petitionsausschuss sieht leider keine Mög-
lichkeit, im Sinne der Petition Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
Dem Petenten kann nur empfohlen werden, 
sich ggf. anwaltlich vertreten zu lassen. 
 
 
 
18-P-2026-17431-00 
Zivilrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe des 
Petenten geprüft. Er sieht danach keine Mög-
lichkeit, dem Anliegen zum Erfolg zu verhelfen. 
 
Der Artikel 97 des Grundgesetzes gewährleis-
tet die richterliche Unabhängigkeit. Der Petiti-
onsausschuss kann deshalb keine gerichtli-
chen Entscheidungen überprüfen, ändern oder 
aufheben oder auf künftige Entscheidungen 
Einfluss nehmen. 
 
Es kann daher nur empfohlen werden, sich 
anwaltlich beraten zu lassen. Das zuständige 
Amtsgericht gibt Auskunft, ob ein Anspruch auf 
Beratungs-, Prozesskosten- oder Verfahrens-
kosten besteht. 
 
Ein Anlass, der Landesregierung (Ministerium 
der Justiz) Maßnahmen zu empfehlen, besteht 
nicht. 
 
 
18-P-2026-17434-00 
Abschiebehaft 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegende Sach- und Rechts-
lage unterrichtet.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass es grundsätzlich beabsichtigt ist, die Pe-
tentin und ihre volljährige Tochter gemeinsam 
abzuschieben. Dem Petitionsanliegen ist hier-
durch entsprochen.  
 
Rechtlich ist eine getrennte Abschiebung auf-
grund der Volljährigkeit der Tochter gleichwohl 
möglich.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Veranlas-
sung, der Landesregierung (Ministerium für 
Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht 
und Integration) Maßnahmen zu empfehlen.  
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18-P-2026-17439-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt.  
 
 
 
18-P-2026-17446-00 
Ordnungswesen 
Klimaschutz 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petent begehrt ein vollständiges Verbot 
von frei verkäuflichem Silvesterfeuerwerk bzw. 
einen streng reglementierten Umgang mit 
Knallkörpern insbesondere in Umweltzonen. 
Zur Begründung führt er die Gefährdung von 
Gesundheit und Leben sowie umweltbezogene 
Aspekte an. 
 
Der Petitionsausschuss stellt nach erfolgter 
Prüfung des Sachverhalts fest, dass das Ab-
brennen von Feuerwerk durch das Spreng-
stoffgesetz und die darauf gestützten Verord-
nungen, insbesondere die Erste Verordnung 
zum Sprengstoffgesetz, geregelt ist. Gerade 
weil Feuerwerk Beeinträchtigungen und Ge-
fahren mit sich bringt, gelten für das Abbren-
nen strenge Vorgaben. Das Abbrennen durch 
Personen, die keine besondere Erlaubnis nach 
dem Sprengstoffrecht besitzen, ist nur am 31. 
Dezember und 1. Januar zulässig. In unmittel-
barer Nähe von Kirchen, Krankenhäusern, 
Kinder- und Altenheimen sowie besonders 
brandempfindlichen Gebäuden und Anlagen ist 
das Verwenden von pyrotechnischen Gegen-
ständen auch an diesen beiden Tagen verbo-
ten. Professionelles Feuerwerk unterliegt noch 
strengeren rechtlichen Vorgaben. Wer Feuer-
werk außerhalb des Jahreswechsels und/oder 
Feuerwerk höherer Kategorien als das für Pri-
vatpersonen zugelassene sogenannte „Silves-
terfeuerwerk“ abbrennen will, bedarf einer 
behördlichen Erlaubnis. Zusätzlich hat der 
Erlaubnisinhaber ein geplantes Feuerwerk bei 
der zuständigen Ordnungsbehörde unter An-
gabe aller für die Beurteilung der Sicherheit 
und der Belastung der Umwelt relevanten An-
gaben anzuzeigen. Die Ordnungsbehörde prüft 
dann je nach Gegebenheiten unter Beteiligung 
weiterer Stellen, ob alle relevanten Vorschrif-
ten eingehalten werden.  
 
Damit unterliegt Feuerwerk bereits starken 
Restriktionen. Die bestehenden Regelungen 
sollen einen Ausgleich schaffen zwischen den 
Wünschen der Bürger, die Feuerwerk aus 

besonderen und traditionellen Anlässen, ins-
besondere des Jahreswechsels, verwenden 
möchten und denen, die sich dadurch gestört 
fühlen oder Schäden befürchten.  
 
Zusammenfassend kann festgestellt werden, 
dass für ein generelles Verbot von Silvester-
feuerwerk derzeit keine Rechtsgrundlage vor-
handen ist, die verschiedenen anwendbaren 
Rechtsvorschriften jedoch überwiegend einen 
angemessenen Interessenausgleich gewähr-
leisten. Das von dem Petenten begehrte voll-
ständige Verbot könnte nur durch Aufnahme 
einer entsprechenden Regelung in das 
Sprengstoffrecht erreicht werden. Das Spreng-
stoffrecht ist Bundesrecht, so dass Änderun-
gen ausschließlich durch den Bundesgesetz-
geber erfolgen können.    
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Veranlas-
sung, der Landesregierung Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
 
18-P-2026-17454-00 
Sozialhilfe 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber der 
Bürgerbeauftragten des Landes Rheinland-
Pfalz und der Beauftragten für die Landespoli-
zei überwiesen. 
 
 
 
18-P-2026-17458-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Staatsangehörigkeitsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petent bittet um Unterstützung im Rahmen 
seines Einbürgerungsantrages bei der Auslän-
derbehörde W. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der kom-
munalrechtlichen Thematik befasst.  
 
Der Ausschuss hat Verständnis für die Verär-
gerung des Petenten. Die Situation der be-
troffenen Ausländerbehörde ist dem Petitions-
ausschuss bereits bekannt. Es werden bereits 
Gespräche bezüglich der Verbesserung der 
Situation vor Ort geführt. 
 
Dem Petenten steht es frei, sich jederzeit er-
neut an den Petitionsausschuss zu wenden. 
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18-P-2026-17466-00 
Verfassungsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petitionsausschuss sieht leider keine Mög-
lichkeit, im Sinne der Eingabe Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
Dem Petenten steht es frei, sich mit seiner 
Eingabe ggf. an den Thüringer Landtag zu 
wenden. 
 
 
 
18-P-2026-17473-00 
Krankenversicherung 
 
 
Die Petition wird zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
18-P-2026-17529-00 
Gesundheitswesen 
Datenschutz 
 
 
Der Petitionsausschuss dankt an dieser Stelle 
nochmals allen Petentinnen und Petenten, 
dass sie sich ihrem gesellschaftlich wichtigen 
Beruf mit großem Engagement widmen und 
darüber hinaus auch nach Wegen suchen, ihre 
Kritik an der Pflegekammer zu adressieren. 
 
Der Ausschuss nimmt insbesondere den 
Wunsch nach Diskurs wahr und möchte erneut 
darauf hinweisen, dass er nach Verabschie-
dung des entsprechenden Gesetzes nicht 
mehr der richtige Adressat für die genannten 
Anliegen ist. 
 
Eingaben zur Pflegekammer haben in den 
vergangenen Jahren mehrfach parlamentari-
sche Petitionsverfahren durchlaufen. 
 
In den Jahren 2020 und 2021 ging beim Petiti-
onsausschuss des Landtags Nordrhein-
Westfalen eine große Anzahl an Eingaben 
gegen die Errichtung einer Pflegekammer 
Nordrhein-Westfalen ein. Diese überwiegend 
gleichlautenden Schreiben wurden gemäß § 
97 Abs. 7 der Geschäftsordnung des Landtags 
Nordrhein-Westfalen als eine Petition (Mas-
senpetition) behandelt. Dies ist ein übliches 
parlamentarisches Verfahren, das dem Aus-
schuss ermöglicht, bei inhaltlich gleichgerichte-
ten Eingaben eine einheitliche Prüfung und 
Beratung vorzunehmen. 

 
Die Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) hat gemäß dem 
üblichen Verfahren in einer schriftlichen Stel-
lungnahme Stellung zu den vorgetragenen 
Bedenken genommen. Diese Stellungnahme 
ist auf der Internetseite des Landtags öffentlich 
einsehbar. 
 
Die Petition wurde in der Sitzung des Petiti-
onsausschusses am 31.08.2021 beraten und 
gemäß § 99 der Geschäftsordnung des Land-
tags Nordrhein-Westfalen dem Ausschuss für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales (AGS) als 
Material überwiesen. Der AGS hat die Thema-
tik u. a. in seiner Sitzung am 29.09.2021 sowie 
im Verlauf in weiteren Sitzungen ausführlich 
behandelt. Damit ist die bis zu diesem Zeit-
punkt geäußerte Kritik, die sich gegen die 
Pflegekammer als solche (Errichtung, Mitglied-
schaft, Beitragspflicht etc.) richtete, in die par-
lamentarische Willensbildung eingeflossen. 
 
Darüber hinaus erreichen den Ausschuss der-
zeit regelmäßig Schreiben, in denen um Aus-
kunft nach der Gesamtzahl der eingegangenen 
Schreiben in den Jahren 2020 und 2021 gegen 
die Pflegekammer als solche gebeten wird. 
 
Die massenhaften und in der Regel wortglei-
chen Eingaben wurden ab einem gewissem 
Zeitpunkt nicht mehr individuell erfasst. Anders 
als beispielsweise beim Petitionsverfahren des 
Bundestages bietet das Petitionsverfahren 
beim Landtag Nordrhein-Westfalen kein Ver-
fahren der öffentlichen Petition per Mitzeich-
nung und Quorum mit einer bestimmten Min-
desteingabezahl an. Insofern geht die Annah-
me, dass eine bestimmte Anzahl von inhalts-
gleichen Petitionen ein anderes als das zuvor 
erläuterte Petitionsverfahren des Landtags in 
Gang gesetzt hätte (z. B. eine öffentliche Aus-
sprache zum Inhalt der Petition), fehl. Vielmehr 
wird jede Petition – unabhängig von der Zahl 
ihrer Unterstützerinnen und Unterstützer – mit 
der gleichen Sorgfalt bearbeitet, in einer nicht-
öffentlichen Sitzung beraten und auf der 
Grundlage eines Konsensprinzips einstimmig 
beschlossen.  
 
Der Vollständigkeit halber weist der Petitions-
ausschuss darauf hin, dass es sich bei Petiti-
onsverfahren um parlamentarische Vorgänge 
handelt, bei denen kein Anspruch auf Akten-
einsicht nach dem Informationsfreiheitsgesetz 
besteht. Ein Anspruch auf nachträgliche Be-
schaffung der gewünschten Information der 
genauen Anzahl der Petitionen besteht eben-
falls nicht. 
 
Der Ausschuss weist zur Vermeidung von 
Missverständnissen bei an ihn adressierten 
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formelhaft verfassten sogenannten Widersprü-
chen zudem ausdrücklich darauf hin, dass das 
Petitionsverfahren ein parlamentarisches Ver-
fahren ist. Es findet außerhalb der förmlichen 
Verwaltungs- und Rechtsmittelverfahren statt. 
Das bedeutet, dass Rechtsmittel und Rechts-
behelfe (z. B. Widerspruch, Einspruch, Klage) 
nicht durch das Einreichen einer Petition er-
setzt werden.  
 
Der Petitionsausschuss wird daher auf der 
Grundlage seiner Geschäftsordnung auch 
künftig Schreiben, die allein einen Widerspruch 
zur Mitgliedschaft bei der Pflegekammer oder 
eine Ablehnung der Entrichtung von Mitglieds-
beiträgen beinhalten, weiterhin als Bestandteil 
dieser bereits beschlossenen Massenpetition 
ansehen, nicht individuell beraten und nicht 
weiterleiten. Diese Schreiben sind an die Pfle-
gekammer NRW, Alte Landstraße 104, 40489 
Düsseldorf, zu adressieren. 
 
 
 
18-P-2026-17530-00 
Gesundheitswesen 
Datenschutz 
 
 
Der Petitionsausschuss dankt an dieser Stelle 
nochmals allen Petentinnen und Petenten, 
dass sie sich ihrem gesellschaftlich wichtigen 
Beruf mit großem Engagement widmen und 
darüber hinaus auch nach Wegen suchen, ihre 
Kritik an der Pflegekammer zu adressieren. 
 
Der Ausschuss nimmt insbesondere den 
Wunsch nach Diskurs wahr und möchte erneut 
darauf hinweisen, dass er nach Verabschie-
dung des entsprechenden Gesetzes nicht 
mehr der richtige Adressat für die genannten 
Anliegen ist. 
 
Eingaben zur Pflegekammer haben in den 
vergangenen Jahren mehrfach parlamentari-
sche Petitionsverfahren durchlaufen. 
 
In den Jahren 2020 und 2021 ging beim Petiti-
onsausschuss des Landtags Nordrhein-
Westfalen eine große Anzahl an Eingaben 
gegen die Errichtung einer Pflegekammer 
Nordrhein-Westfalen ein. Diese überwiegend 
gleichlautenden Schreiben wurden gemäß § 
97 Abs. 7 der Geschäftsordnung des Landtags 
Nordrhein-Westfalen als eine Petition (Mas-
senpetition) behandelt. Dies ist ein übliches 
parlamentarisches Verfahren, das dem Aus-
schuss ermöglicht, bei inhaltlich gleichgerichte-
ten Eingaben eine einheitliche Prüfung und 
Beratung vorzunehmen. 
 

Die Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) hat gemäß dem 
üblichen Verfahren in einer schriftlichen Stel-
lungnahme Stellung zu den vorgetragenen 
Bedenken genommen. Diese Stellungnahme 
ist auf der Internetseite des Landtags öffentlich 
einsehbar. 
 
Die Petition wurde in der Sitzung des Petiti-
onsausschusses am 31.08.2021 beraten und 
gemäß § 99 der Geschäftsordnung des Land-
tags Nordrhein-Westfalen dem Ausschuss für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales (AGS) als 
Material überwiesen. Der AGS hat die Thema-
tik u. a. in seiner Sitzung am 29.09.2021 sowie 
im Verlauf in weiteren Sitzungen ausführlich 
behandelt. Damit ist die bis zu diesem Zeit-
punkt geäußerte Kritik, die sich gegen die 
Pflegekammer als solche (Errichtung, Mitglied-
schaft, Beitragspflicht etc.) richtete, in die par-
lamentarische Willensbildung eingeflossen. 
 
Darüber hinaus erreichen den Ausschuss der-
zeit regelmäßig Schreiben, in denen um Aus-
kunft nach der Gesamtzahl der eingegangenen 
Schreiben in den Jahren 2020 und 2021 gegen 
die Pflegekammer als solche gebeten wird. 
 
Die massenhaften und in der Regel wortglei-
chen Eingaben wurden ab einem gewissem 
Zeitpunkt nicht mehr individuell erfasst. Anders 
als beispielsweise beim Petitionsverfahren des 
Bundestages bietet das Petitionsverfahren 
beim Landtag Nordrhein-Westfalen kein Ver-
fahren der öffentlichen Petition per Mitzeich-
nung und Quorum mit einer bestimmten Min-
desteingabezahl an. Insofern geht die Annah-
me, dass eine bestimmte Anzahl von inhalts-
gleichen Petitionen ein anderes als das zuvor 
erläuterte Petitionsverfahren des Landtags in 
Gang gesetzt hätte (z. B. eine öffentliche Aus-
sprache zum Inhalt der Petition), fehl. Vielmehr 
wird jede Petition – unabhängig von der Zahl 
ihrer Unterstützerinnen und Unterstützer – mit 
der gleichen Sorgfalt bearbeitet, in einer nicht-
öffentlichen Sitzung beraten und auf der 
Grundlage eines Konsensprinzips einstimmig 
beschlossen.  
 
Der Vollständigkeit halber weist der Petitions-
ausschuss darauf hin, dass es sich bei Petiti-
onsverfahren um parlamentarische Vorgänge 
handelt, bei denen kein Anspruch auf Akten-
einsicht nach dem Informationsfreiheitsgesetz 
besteht. Ein Anspruch auf nachträgliche Be-
schaffung der gewünschten Information der 
genauen Anzahl der Petitionen besteht eben-
falls nicht. 
 
Der Ausschuss weist zur Vermeidung von 
Missverständnissen bei an ihn adressierten 
formelhaft verfassten sogenannten Widersprü-



Landtag Nordrhein Westfalen  18. Wahlperiode  Petitionsausschuss 48. Sitzung am 24.02.2026 118 

chen zudem ausdrücklich darauf hin, dass das 
Petitionsverfahren ein parlamentarisches Ver-
fahren ist. Es findet außerhalb der förmlichen 
Verwaltungs- und Rechtsmittelverfahren statt. 
Das bedeutet, dass Rechtsmittel und Rechts-
behelfe (z. B. Widerspruch, Einspruch, Klage) 
nicht durch das Einreichen einer Petition er-
setzt werden.  
 
Der Petitionsausschuss wird daher auf der 
Grundlage seiner Geschäftsordnung auch 
künftig Schreiben, die allein einen Widerspruch 
zur Mitgliedschaft bei der Pflegekammer oder 
eine Ablehnung der Entrichtung von Mitglieds-
beiträgen beinhalten, weiterhin als Bestandteil 
dieser bereits beschlossenen Massenpetition 
ansehen, nicht individuell beraten und nicht 
weiterleiten. Diese Schreiben sind an die Pfle-
gekammer NRW, Alte Landstraße 104, 40489 
Düsseldorf, zu adressieren. 
 
 
 
18-P-2026-17532-00 
Gesundheitswesen 
Datenschutz 
 
 
Der Petitionsausschuss dankt an dieser Stelle 
nochmals allen Petentinnen und Petenten, 
dass sie sich ihrem gesellschaftlich wichtigen 
Beruf mit großem Engagement widmen und 
darüber hinaus auch nach Wegen suchen, ihre 
Kritik an der Pflegekammer zu adressieren. 
 
Der Ausschuss nimmt insbesondere den 
Wunsch nach Diskurs wahr und möchte erneut 
darauf hinweisen, dass er nach Verabschie-
dung des entsprechenden Gesetzes nicht 
mehr der richtige Adressat für die genannten 
Anliegen ist. 
 
Eingaben zur Pflegekammer haben in den 
vergangenen Jahren mehrfach parlamentari-
sche Petitionsverfahren durchlaufen. 
 
In den Jahren 2020 und 2021 ging beim Petiti-
onsausschuss des Landtags Nordrhein-
Westfalen eine große Anzahl an Eingaben 
gegen die Errichtung einer Pflegekammer 
Nordrhein-Westfalen ein. Diese überwiegend 
gleichlautenden Schreiben wurden gemäß § 
97 Abs. 7 der Geschäftsordnung des Landtags 
Nordrhein-Westfalen als eine Petition (Mas-
senpetition) behandelt. Dies ist ein übliches 
parlamentarisches Verfahren, das dem Aus-
schuss ermöglicht, bei inhaltlich gleichgerichte-
ten Eingaben eine einheitliche Prüfung und 
Beratung vorzunehmen. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) hat gemäß dem 

üblichen Verfahren in einer schriftlichen Stel-
lungnahme Stellung zu den vorgetragenen 
Bedenken genommen. Diese Stellungnahme 
ist auf der Internetseite des Landtags öffentlich 
einsehbar. 
 
Die Petition wurde in der Sitzung des Petiti-
onsausschusses am 31.08.2021 beraten und 
gemäß § 99 der Geschäftsordnung des Land-
tags Nordrhein-Westfalen dem Ausschuss für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales (AGS) als 
Material überwiesen. Der AGS hat die Thema-
tik u. a. in seiner Sitzung am 29.09.2021 sowie 
im Verlauf in weiteren Sitzungen ausführlich 
behandelt. Damit ist die bis zu diesem Zeit-
punkt geäußerte Kritik, die sich gegen die 
Pflegekammer als solche (Errichtung, Mitglied-
schaft, Beitragspflicht etc.) richtete, in die par-
lamentarische Willensbildung eingeflossen. 
 
Darüber hinaus erreichen den Ausschuss der-
zeit regelmäßig Schreiben, in denen um Aus-
kunft nach der Gesamtzahl der eingegangenen 
Schreiben in den Jahren 2020 und 2021 gegen 
die Pflegekammer als solche gebeten wird. 
 
Die massenhaften und in der Regel wortglei-
chen Eingaben wurden ab einem gewissem 
Zeitpunkt nicht mehr individuell erfasst. Anders 
als beispielsweise beim Petitionsverfahren des 
Bundestages bietet das Petitionsverfahren 
beim Landtag Nordrhein-Westfalen kein Ver-
fahren der öffentlichen Petition per Mitzeich-
nung und Quorum mit einer bestimmten Min-
desteingabezahl an. Insofern geht die Annah-
me, dass eine bestimmte Anzahl von inhalts-
gleichen Petitionen ein anderes als das zuvor 
erläuterte Petitionsverfahren des Landtags in 
Gang gesetzt hätte (z. B. eine öffentliche Aus-
sprache zum Inhalt der Petition), fehl. Vielmehr 
wird jede Petition – unabhängig von der Zahl 
ihrer Unterstützerinnen und Unterstützer – mit 
der gleichen Sorgfalt bearbeitet, in einer nicht-
öffentlichen Sitzung beraten und auf der 
Grundlage eines Konsensprinzips einstimmig 
beschlossen.  
 
Der Vollständigkeit halber weist der Petitions-
ausschuss darauf hin, dass es sich bei Petiti-
onsverfahren um parlamentarische Vorgänge 
handelt, bei denen kein Anspruch auf Akten-
einsicht nach dem Informationsfreiheitsgesetz 
besteht. Ein Anspruch auf nachträgliche Be-
schaffung der gewünschten Information der 
genauen Anzahl der Petitionen besteht eben-
falls nicht. 
 
Der Ausschuss weist zur Vermeidung von 
Missverständnissen bei an ihn adressierten 
formelhaft verfassten sogenannten Widersprü-
chen zudem ausdrücklich darauf hin, dass das 
Petitionsverfahren ein parlamentarisches Ver-
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fahren ist. Es findet außerhalb der förmlichen 
Verwaltungs- und Rechtsmittelverfahren statt. 
Das bedeutet, dass Rechtsmittel und Rechts-
behelfe (z. B. Widerspruch, Einspruch, Klage) 
nicht durch das Einreichen einer Petition er-
setzt werden.  
 
Der Petitionsausschuss wird daher auf der 
Grundlage seiner Geschäftsordnung auch 
künftig Schreiben, die allein einen Widerspruch 
zur Mitgliedschaft bei der Pflegekammer oder 
eine Ablehnung der Entrichtung von Mitglieds-
beiträgen beinhalten, weiterhin als Bestandteil 
dieser bereits beschlossenen Massenpetition 
ansehen, nicht individuell beraten und nicht 
weiterleiten. Diese Schreiben sind an die Pfle-
gekammer NRW, Alte Landstraße 104, 40489 
Düsseldorf, zu adressieren. 
 
 
 
18-P-2026-17534-00 
Gesundheitswesen 
Datenschutz 
 
 
Der Petitionsausschuss dankt an dieser Stelle 
nochmals allen Petentinnen und Petenten, 
dass sie sich ihrem gesellschaftlich wichtigen 
Beruf mit großem Engagement widmen und 
darüber hinaus auch nach Wegen suchen, ihre 
Kritik an der Pflegekammer zu adressieren. 
 
Der Ausschuss nimmt insbesondere den 
Wunsch nach Diskurs wahr und möchte erneut 
darauf hinweisen, dass er nach Verabschie-
dung des entsprechenden Gesetzes nicht 
mehr der richtige Adressat für die genannten 
Anliegen ist. 
 
Eingaben zur Pflegekammer haben in den 
vergangenen Jahren mehrfach parlamentari-
sche Petitionsverfahren durchlaufen. 
 
In den Jahren 2020 und 2021 ging beim Petiti-
onsausschuss des Landtags Nordrhein-
Westfalen eine große Anzahl an Eingaben 
gegen die Errichtung einer Pflegekammer 
Nordrhein-Westfalen ein. Diese überwiegend 
gleichlautenden Schreiben wurden gemäß § 
97 Abs. 7 der Geschäftsordnung des Landtags 
Nordrhein-Westfalen als eine Petition (Mas-
senpetition) behandelt. Dies ist ein übliches 
parlamentarisches Verfahren, das dem Aus-
schuss ermöglicht, bei inhaltlich gleichgerichte-
ten Eingaben eine einheitliche Prüfung und 
Beratung vorzunehmen. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) hat gemäß dem 
üblichen Verfahren in einer schriftlichen Stel-
lungnahme Stellung zu den vorgetragenen 

Bedenken genommen. Diese Stellungnahme 
ist auf der Internetseite des Landtags öffentlich 
einsehbar. 
 
Die Petition wurde in der Sitzung des Petiti-
onsausschusses am 31.08.2021 beraten und 
gemäß § 99 der Geschäftsordnung des Land-
tags Nordrhein-Westfalen dem Ausschuss für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales (AGS) als 
Material überwiesen. Der AGS hat die Thema-
tik u. a. in seiner Sitzung am 29.09.2021 sowie 
im Verlauf in weiteren Sitzungen ausführlich 
behandelt. Damit ist die bis zu diesem Zeit-
punkt geäußerte Kritik, die sich gegen die 
Pflegekammer als solche (Errichtung, Mitglied-
schaft, Beitragspflicht etc.) richtete, in die par-
lamentarische Willensbildung eingeflossen. 
 
Darüber hinaus erreichen den Ausschuss der-
zeit regelmäßig Schreiben, in denen um Aus-
kunft nach der Gesamtzahl der eingegangenen 
Schreiben in den Jahren 2020 und 2021 gegen 
die Pflegekammer als solche gebeten wird. 
 
Die massenhaften und in der Regel wortglei-
chen Eingaben wurden ab einem gewissem 
Zeitpunkt nicht mehr individuell erfasst. Anders 
als beispielsweise beim Petitionsverfahren des 
Bundestages bietet das Petitionsverfahren 
beim Landtag Nordrhein-Westfalen kein Ver-
fahren der öffentlichen Petition per Mitzeich-
nung und Quorum mit einer bestimmten Min-
desteingabezahl an. Insofern geht die Annah-
me, dass eine bestimmte Anzahl von inhalts-
gleichen Petitionen ein anderes als das zuvor 
erläuterte Petitionsverfahren des Landtags in 
Gang gesetzt hätte (z. B. eine öffentliche Aus-
sprache zum Inhalt der Petition), fehl. Vielmehr 
wird jede Petition – unabhängig von der Zahl 
ihrer Unterstützerinnen und Unterstützer – mit 
der gleichen Sorgfalt bearbeitet, in einer nicht-
öffentlichen Sitzung beraten und auf der 
Grundlage eines Konsensprinzips einstimmig 
beschlossen.  
 
Der Vollständigkeit halber weist der Petitions-
ausschuss darauf hin, dass es sich bei Petiti-
onsverfahren um parlamentarische Vorgänge 
handelt, bei denen kein Anspruch auf Akten-
einsicht nach dem Informationsfreiheitsgesetz 
besteht. Ein Anspruch auf nachträgliche Be-
schaffung der gewünschten Information der 
genauen Anzahl der Petitionen besteht eben-
falls nicht. 
 
Der Ausschuss weist zur Vermeidung von 
Missverständnissen bei an ihn adressierten 
formelhaft verfassten sogenannten Widersprü-
chen zudem ausdrücklich darauf hin, dass das 
Petitionsverfahren ein parlamentarisches Ver-
fahren ist. Es findet außerhalb der förmlichen 
Verwaltungs- und Rechtsmittelverfahren statt. 



Landtag Nordrhein Westfalen  18. Wahlperiode  Petitionsausschuss 48. Sitzung am 24.02.2026 120 

Das bedeutet, dass Rechtsmittel und Rechts-
behelfe (z. B. Widerspruch, Einspruch, Klage) 
nicht durch das Einreichen einer Petition er-
setzt werden.  
 
Der Petitionsausschuss wird daher auf der 
Grundlage seiner Geschäftsordnung auch 
künftig Schreiben, die allein einen Widerspruch 
zur Mitgliedschaft bei der Pflegekammer oder 
eine Ablehnung der Entrichtung von Mitglieds-
beiträgen beinhalten, weiterhin als Bestandteil 
dieser bereits beschlossenen Massenpetition 
ansehen, nicht individuell beraten und nicht 
weiterleiten. Diese Schreiben sind an die Pfle-
gekammer NRW, Alte Landstraße 104, 40489 
Düsseldorf, zu adressieren. 
 
 
 
18-P-2026-17535-00 
Gesundheitswesen 
Datenschutz 
 
 
Der Petitionsausschuss dankt an dieser Stelle 
nochmals allen Petentinnen und Petenten, 
dass sie sich ihrem gesellschaftlich wichtigen 
Beruf mit großem Engagement widmen und 
darüber hinaus auch nach Wegen suchen, ihre 
Kritik an der Pflegekammer zu adressieren. 
 
Der Ausschuss nimmt insbesondere den 
Wunsch nach Diskurs wahr und möchte erneut 
darauf hinweisen, dass er nach Verabschie-
dung des entsprechenden Gesetzes nicht 
mehr der richtige Adressat für die genannten 
Anliegen ist. 
 
Eingaben zur Pflegekammer haben in den 
vergangenen Jahren mehrfach parlamentari-
sche Petitionsverfahren durchlaufen. 
 
In den Jahren 2020 und 2021 ging beim Petiti-
onsausschuss des Landtags Nordrhein-
Westfalen eine große Anzahl an Eingaben 
gegen die Errichtung einer Pflegekammer 
Nordrhein-Westfalen ein. Diese überwiegend 
gleichlautenden Schreiben wurden gemäß § 
97 Abs. 7 der Geschäftsordnung des Landtags 
Nordrhein-Westfalen als eine Petition (Mas-
senpetition) behandelt. Dies ist ein übliches 
parlamentarisches Verfahren, das dem Aus-
schuss ermöglicht, bei inhaltlich gleichgerichte-
ten Eingaben eine einheitliche Prüfung und 
Beratung vorzunehmen. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) hat gemäß dem 
üblichen Verfahren in einer schriftlichen Stel-
lungnahme Stellung zu den vorgetragenen 
Bedenken genommen. Diese Stellungnahme 

ist auf der Internetseite des Landtags öffentlich 
einsehbar. 
 
Die Petition wurde in der Sitzung des Petiti-
onsausschusses am 31.08.2021 beraten und 
gemäß § 99 der Geschäftsordnung des Land-
tags Nordrhein-Westfalen dem Ausschuss für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales (AGS) als 
Material überwiesen. Der AGS hat die Thema-
tik u. a. in seiner Sitzung am 29.09.2021 sowie 
im Verlauf in weiteren Sitzungen ausführlich 
behandelt. Damit ist die bis zu diesem Zeit-
punkt geäußerte Kritik, die sich gegen die 
Pflegekammer als solche (Errichtung, Mitglied-
schaft, Beitragspflicht etc.) richtete, in die par-
lamentarische Willensbildung eingeflossen. 
 
Darüber hinaus erreichen den Ausschuss der-
zeit regelmäßig Schreiben, in denen um Aus-
kunft nach der Gesamtzahl der eingegangenen 
Schreiben in den Jahren 2020 und 2021 gegen 
die Pflegekammer als solche gebeten wird. 
 
Die massenhaften und in der Regel wortglei-
chen Eingaben wurden ab einem gewissem 
Zeitpunkt nicht mehr individuell erfasst. Anders 
als beispielsweise beim Petitionsverfahren des 
Bundestages bietet das Petitionsverfahren 
beim Landtag Nordrhein-Westfalen kein Ver-
fahren der öffentlichen Petition per Mitzeich-
nung und Quorum mit einer bestimmten Min-
desteingabezahl an. Insofern geht die Annah-
me, dass eine bestimmte Anzahl von inhalts-
gleichen Petitionen ein anderes als das zuvor 
erläuterte Petitionsverfahren des Landtags in 
Gang gesetzt hätte (z. B. eine öffentliche Aus-
sprache zum Inhalt der Petition), fehl. Vielmehr 
wird jede Petition – unabhängig von der Zahl 
ihrer Unterstützerinnen und Unterstützer – mit 
der gleichen Sorgfalt bearbeitet, in einer nicht-
öffentlichen Sitzung beraten und auf der 
Grundlage eines Konsensprinzips einstimmig 
beschlossen.  
 
Der Vollständigkeit halber weist der Petitions-
ausschuss darauf hin, dass es sich bei Petiti-
onsverfahren um parlamentarische Vorgänge 
handelt, bei denen kein Anspruch auf Akten-
einsicht nach dem Informationsfreiheitsgesetz 
besteht. Ein Anspruch auf nachträgliche Be-
schaffung der gewünschten Information der 
genauen Anzahl der Petitionen besteht eben-
falls nicht. 
 
Der Ausschuss weist zur Vermeidung von 
Missverständnissen bei an ihn adressierten 
formelhaft verfassten sogenannten Widersprü-
chen zudem ausdrücklich darauf hin, dass das 
Petitionsverfahren ein parlamentarisches Ver-
fahren ist. Es findet außerhalb der förmlichen 
Verwaltungs- und Rechtsmittelverfahren statt. 
Das bedeutet, dass Rechtsmittel und Rechts-
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behelfe (z. B. Widerspruch, Einspruch, Klage) 
nicht durch das Einreichen einer Petition er-
setzt werden.  
 
Der Petitionsausschuss wird daher auf der 
Grundlage seiner Geschäftsordnung auch 
künftig Schreiben, die allein einen Widerspruch 
zur Mitgliedschaft bei der Pflegekammer oder 
eine Ablehnung der Entrichtung von Mitglieds-
beiträgen beinhalten, weiterhin als Bestandteil 
dieser bereits beschlossenen Massenpetition 
ansehen, nicht individuell beraten und nicht 
weiterleiten. Diese Schreiben sind an die Pfle-
gekammer NRW, Alte Landstraße 104, 40489 
Düsseldorf, zu adressieren. 
 
 
 
18-P-2026-17536-00 
Gesundheitswesen 
Datenschutz 
 
 
Der Petitionsausschuss dankt an dieser Stelle 
nochmals allen Petentinnen und Petenten, 
dass sie sich ihrem gesellschaftlich wichtigen 
Beruf mit großem Engagement widmen und 
darüber hinaus auch nach Wegen suchen, ihre 
Kritik an der Pflegekammer zu adressieren. 
 
Der Ausschuss nimmt insbesondere den 
Wunsch nach Diskurs wahr und möchte erneut 
darauf hinweisen, dass er nach Verabschie-
dung des entsprechenden Gesetzes nicht 
mehr der richtige Adressat für die genannten 
Anliegen ist. 
 
Eingaben zur Pflegekammer haben in den 
vergangenen Jahren mehrfach parlamentari-
sche Petitionsverfahren durchlaufen. 
 
In den Jahren 2020 und 2021 ging beim Petiti-
onsausschuss des Landtags Nordrhein-
Westfalen eine große Anzahl an Eingaben 
gegen die Errichtung einer Pflegekammer 
Nordrhein-Westfalen ein. Diese überwiegend 
gleichlautenden Schreiben wurden gemäß § 
97 Abs. 7 der Geschäftsordnung des Landtags 
Nordrhein-Westfalen als eine Petition (Mas-
senpetition) behandelt. Dies ist ein übliches 
parlamentarisches Verfahren, das dem Aus-
schuss ermöglicht, bei inhaltlich gleichgerichte-
ten Eingaben eine einheitliche Prüfung und 
Beratung vorzunehmen. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) hat gemäß dem 
üblichen Verfahren in einer schriftlichen Stel-
lungnahme Stellung zu den vorgetragenen 
Bedenken genommen. Diese Stellungnahme 
ist auf der Internetseite des Landtags öffentlich 
einsehbar. 

Die Petition wurde in der Sitzung des Petiti-
onsausschusses am 31.08.2021 beraten und 
gemäß § 99 der Geschäftsordnung des Land-
tags Nordrhein-Westfalen dem Ausschuss für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales (AGS) als 
Material überwiesen. Der AGS hat die Thema-
tik u. a. in seiner Sitzung am 29.09.2021 sowie 
im Verlauf in weiteren Sitzungen ausführlich 
behandelt. Damit ist die bis zu diesem Zeit-
punkt geäußerte Kritik, die sich gegen die 
Pflegekammer als solche (Errichtung, Mitglied-
schaft, Beitragspflicht etc.) richtete, in die par-
lamentarische Willensbildung eingeflossen. 
 
Darüber hinaus erreichen den Ausschuss der-
zeit regelmäßig Schreiben, in denen um Aus-
kunft nach der Gesamtzahl der eingegangenen 
Schreiben in den Jahren 2020 und 2021 gegen 
die Pflegekammer als solche gebeten wird. 
 
Die massenhaften und in der Regel wortglei-
chen Eingaben wurden ab einem gewissem 
Zeitpunkt nicht mehr individuell erfasst. Anders 
als beispielsweise beim Petitionsverfahren des 
Bundestages bietet das Petitionsverfahren 
beim Landtag Nordrhein-Westfalen kein Ver-
fahren der öffentlichen Petition per Mitzeich-
nung und Quorum mit einer bestimmten Min-
desteingabezahl an. Insofern geht die Annah-
me, dass eine bestimmte Anzahl von inhalts-
gleichen Petitionen ein anderes als das zuvor 
erläuterte Petitionsverfahren des Landtags in 
Gang gesetzt hätte (z. B. eine öffentliche Aus-
sprache zum Inhalt der Petition), fehl. Vielmehr 
wird jede Petition – unabhängig von der Zahl 
ihrer Unterstützerinnen und Unterstützer – mit 
der gleichen Sorgfalt bearbeitet, in einer nicht-
öffentlichen Sitzung beraten und auf der 
Grundlage eines Konsensprinzips einstimmig 
beschlossen.  
 
Der Vollständigkeit halber weist der Petitions-
ausschuss darauf hin, dass es sich bei Petiti-
onsverfahren um parlamentarische Vorgänge 
handelt, bei denen kein Anspruch auf Akten-
einsicht nach dem Informationsfreiheitsgesetz 
besteht. Ein Anspruch auf nachträgliche Be-
schaffung der gewünschten Information der 
genauen Anzahl der Petitionen besteht eben-
falls nicht. 
 
Der Ausschuss weist zur Vermeidung von 
Missverständnissen bei an ihn adressierten 
formelhaft verfassten sogenannten Widersprü-
chen zudem ausdrücklich darauf hin, dass das 
Petitionsverfahren ein parlamentarisches Ver-
fahren ist. Es findet außerhalb der förmlichen 
Verwaltungs- und Rechtsmittelverfahren statt. 
Das bedeutet, dass Rechtsmittel und Rechts-
behelfe (z. B. Widerspruch, Einspruch, Klage) 
nicht durch das Einreichen einer Petition er-
setzt werden.  



Landtag Nordrhein Westfalen  18. Wahlperiode  Petitionsausschuss 48. Sitzung am 24.02.2026 122 

Der Petitionsausschuss wird daher auf der 
Grundlage seiner Geschäftsordnung auch 
künftig Schreiben, die allein einen Widerspruch 
zur Mitgliedschaft bei der Pflegekammer oder 
eine Ablehnung der Entrichtung von Mitglieds-
beiträgen beinhalten, weiterhin als Bestandteil 
dieser bereits beschlossenen Massenpetition 
ansehen, nicht individuell beraten und nicht 
weiterleiten. Diese Schreiben sind an die Pfle-
gekammer NRW, Alte Landstraße 104, 40489 
Düsseldorf, zu adressieren. 
 
 
 
18-P-2026-17537-00 
Gesundheitswesen 
 
 
Der Petitionsausschuss dankt an dieser Stelle 
nochmals allen Petentinnen und Petenten, 
dass sie sich ihrem gesellschaftlich wichtigen 
Beruf mit großem Engagement widmen und 
darüber hinaus auch nach Wegen suchen, ihre 
Kritik an der Pflegekammer zu adressieren. 
 
Der Ausschuss nimmt insbesondere den 
Wunsch nach Diskurs wahr und möchte erneut 
darauf hinweisen, dass er nach Verabschie-
dung des entsprechenden Gesetzes nicht 
mehr der richtige Adressat für die genannten 
Anliegen ist. 
 
Eingaben zur Pflegekammer haben in den 
vergangenen Jahren mehrfach parlamentari-
sche Petitionsverfahren durchlaufen. 
 
In den Jahren 2020 und 2021 ging beim Petiti-
onsausschuss des Landtags Nordrhein-
Westfalen eine große Anzahl an Eingaben 
gegen die Errichtung einer Pflegekammer 
Nordrhein-Westfalen ein. Diese überwiegend 
gleichlautenden Schreiben wurden gemäß § 
97 Abs. 7 der Geschäftsordnung des Landtags 
Nordrhein-Westfalen als eine Petition (Mas-
senpetition) behandelt. Dies ist ein übliches 
parlamentarisches Verfahren, das dem Aus-
schuss ermöglicht, bei inhaltlich gleichgerichte-
ten Eingaben eine einheitliche Prüfung und 
Beratung vorzunehmen. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) hat gemäß dem 
üblichen Verfahren in einer schriftlichen Stel-
lungnahme Stellung zu den vorgetragenen 
Bedenken genommen. Diese Stellungnahme 
ist auf der Internetseite des Landtags öffentlich 
einsehbar. 
 
Die Petition wurde in der Sitzung des Petiti-
onsausschusses am 31.08.2021 beraten und 
gemäß § 99 der Geschäftsordnung des Land-
tags Nordrhein-Westfalen dem Ausschuss für 

Arbeit, Gesundheit und Soziales (AGS) als 
Material überwiesen. Der AGS hat die Thema-
tik u. a. in seiner Sitzung am 29.09.2021 sowie 
im Verlauf in weiteren Sitzungen ausführlich 
behandelt. Damit ist die bis zu diesem Zeit-
punkt geäußerte Kritik, die sich gegen die 
Pflegekammer als solche (Errichtung, Mitglied-
schaft, Beitragspflicht etc.) richtete, in die par-
lamentarische Willensbildung eingeflossen. 
 
Darüber hinaus erreichen den Ausschuss der-
zeit Schreiben, in denen um Auskunft nach der 
Gesamtzahl der eingegangenen Schreiben in 
den Jahren 2020 und 2021 gegen die Pflege-
kammer als solche gebeten wird. 
 
Die massenhaften und in der Regel wortglei-
chen Eingaben wurden ab einem gewissem 
Zeitpunkt nicht mehr individuell erfasst. Anders 
als beispielsweise beim Petitionsverfahren des 
Bundestages bietet das Petitionsverfahren 
beim Landtag Nordrhein-Westfalen kein Ver-
fahren der öffentlichen Petition per Mitzeich-
nung und Quorum mit einer bestimmten Min-
desteingabezahl an. Insofern geht die Annah-
me, dass eine bestimmte Anzahl von inhalts-
gleichen Petitionen ein anderes als das zuvor 
erläuterte Petitionsverfahren des Landtags in 
Gang gesetzt hätte (z. B. eine öffentliche Aus-
sprache zum Inhalt der Petition), fehl. Vielmehr 
wird jede Petition – unabhängig von der Zahl 
ihrer Unterstützerinnen und Unterstützer – mit 
der gleichen Sorgfalt bearbeitet, in einer nicht-
öffentlichen Sitzung beraten und auf der 
Grundlage eines Konsensprinzips einstimmig 
beschlossen.  
 
Der Vollständigkeit halber weist der Petitions-
ausschuss darauf hin, dass es sich bei Petiti-
onsverfahren um parlamentarische Vorgänge 
handelt, bei denen kein Anspruch auf Akten-
einsicht nach dem Informationsfreiheitsgesetz 
besteht. Ein Anspruch auf nachträgliche Be-
schaffung der gewünschten Information der 
genauen Anzahl der Petitionen besteht eben-
falls nicht. 
 
Der Ausschuss weist zur Vermeidung von 
Missverständnissen bei an ihn adressierten 
formelhaft verfassten sogenannten Widersprü-
chen ebenfalls ausdrücklich darauf hin, dass 
das Petitionsverfahren ein parlamentarisches 
Verfahren ist. Es findet außerhalb der förmli-
chen Verwaltungs- und Rechtsmittelverfahren 
statt. Das bedeutet, dass Rechtsmittel und 
Rechtsbehelfe (z. B. Widerspruch, Einspruch, 
Klage) nicht durch das Einreichen einer Petiti-
on ersetzt werden.  
 
Der Petitionsausschuss wird daher auf der 
Grundlage seiner Geschäftsordnung auch 
künftig Schreiben, die allein einen Widerspruch 
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zur Mitgliedschaft bei der Pflegekammer oder 
eine Ablehnung der Entrichtung von Mitglieds-
beiträgen beinhalten, weiterhin als Bestandteil 
dieser bereits beschlossenen Massenpetition 
ansehen, nicht individuell beraten und nicht 
weiterleiten. Diese Schreiben sind an die Pfle-
gekammer NRW, Alte Landstraße 104, 40489 
Düsseldorf, zu adressieren. 
 
 
 
18-P-2026-17538-00 
Gesundheitswesen 
Datenschutz 
 
 
Der Petitionsausschuss dankt an dieser Stelle 
nochmals allen Petentinnen und Petenten, 
dass sie sich ihrem gesellschaftlich wichtigen 
Beruf mit großem Engagement widmen und 
darüber hinaus auch nach Wegen suchen, ihre 
Kritik an der Pflegekammer zu adressieren. 
 
Der Ausschuss nimmt insbesondere den 
Wunsch nach Diskurs wahr und möchte erneut 
darauf hinweisen, dass er nach Verabschie-
dung des entsprechenden Gesetzes nicht 
mehr der richtige Adressat für die genannten 
Anliegen ist. 
 
Eingaben zur Pflegekammer haben in den 
vergangenen Jahren mehrfach parlamentari-
sche Petitionsverfahren durchlaufen. 
 
In den Jahren 2020 und 2021 ging beim Petiti-
onsausschuss des Landtags Nordrhein-
Westfalen eine große Anzahl an Eingaben 
gegen die Errichtung einer Pflegekammer 
Nordrhein-Westfalen ein. Diese überwiegend 
gleichlautenden Schreiben wurden gemäß § 
97 Abs. 7 der Geschäftsordnung des Landtags 
Nordrhein-Westfalen als eine Petition (Mas-
senpetition) behandelt. Dies ist ein übliches 
parlamentarisches Verfahren, das dem Aus-
schuss ermöglicht, bei inhaltlich gleichgerichte-
ten Eingaben eine einheitliche Prüfung und 
Beratung vorzunehmen. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) hat gemäß dem 
üblichen Verfahren in einer schriftlichen Stel-
lungnahme Stellung zu den vorgetragenen 
Bedenken genommen. Diese Stellungnahme 
ist auf der Internetseite des Landtags öffentlich 
einsehbar. 
 
Die Petition wurde in der Sitzung des Petiti-
onsausschusses am 31.08.2021 beraten und 
gemäß § 99 der Geschäftsordnung des Land-
tags Nordrhein-Westfalen dem Ausschuss für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales (AGS) als 
Material überwiesen. Der AGS hat die Thema-

tik u. a. in seiner Sitzung am 29.09.2021 sowie 
im Verlauf in weiteren Sitzungen ausführlich 
behandelt. Damit ist die bis zu diesem Zeit-
punkt geäußerte Kritik, die sich gegen die 
Pflegekammer als solche (Errichtung, Mitglied-
schaft, Beitragspflicht etc.) richtete, in die par-
lamentarische Willensbildung eingeflossen. 
 
Darüber hinaus erreichen den Ausschuss der-
zeit regelmäßig Schreiben, in denen um Aus-
kunft nach der Gesamtzahl der eingegangenen 
Schreiben in den Jahren 2020 und 2021 gegen 
die Pflegekammer als solche gebeten wird. 
 
Die massenhaften und in der Regel wortglei-
chen Eingaben wurden ab einem gewissem 
Zeitpunkt nicht mehr individuell erfasst. Anders 
als beispielsweise beim Petitionsverfahren des 
Bundestages bietet das Petitionsverfahren 
beim Landtag Nordrhein-Westfalen kein Ver-
fahren der öffentlichen Petition per Mitzeich-
nung und Quorum mit einer bestimmten Min-
desteingabezahl an. Insofern geht die Annah-
me, dass eine bestimmte Anzahl von inhalts-
gleichen Petitionen ein anderes als das zuvor 
erläuterte Petitionsverfahren des Landtags in 
Gang gesetzt hätte (z. B. eine öffentliche Aus-
sprache zum Inhalt der Petition), fehl. Vielmehr 
wird jede Petition – unabhängig von der Zahl 
ihrer Unterstützerinnen und Unterstützer – mit 
der gleichen Sorgfalt bearbeitet, in einer nicht-
öffentlichen Sitzung beraten und auf der 
Grundlage eines Konsensprinzips einstimmig 
beschlossen.  
 
Der Vollständigkeit halber weist der Petitions-
ausschuss darauf hin, dass es sich bei Petiti-
onsverfahren um parlamentarische Vorgänge 
handelt, bei denen kein Anspruch auf Akten-
einsicht nach dem Informationsfreiheitsgesetz 
besteht. Ein Anspruch auf nachträgliche Be-
schaffung der gewünschten Information der 
genauen Anzahl der Petitionen besteht eben-
falls nicht. 
 
Der Ausschuss weist zur Vermeidung von 
Missverständnissen bei an ihn adressierten 
formelhaft verfassten sogenannten Widersprü-
chen zudem ausdrücklich darauf hin, dass das 
Petitionsverfahren ein parlamentarisches Ver-
fahren ist. Es findet außerhalb der förmlichen 
Verwaltungs- und Rechtsmittelverfahren statt. 
Das bedeutet, dass Rechtsmittel und Rechts-
behelfe (z. B. Widerspruch, Einspruch, Klage) 
nicht durch das Einreichen einer Petition er-
setzt werden.  
 
Der Petitionsausschuss wird daher auf der 
Grundlage seiner Geschäftsordnung auch 
künftig Schreiben, die allein einen Widerspruch 
zur Mitgliedschaft bei der Pflegekammer oder 
eine Ablehnung der Entrichtung von Mitglieds-
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beiträgen beinhalten, weiterhin als Bestandteil 
dieser bereits beschlossenen Massenpetition 
ansehen, nicht individuell beraten und nicht 
weiterleiten. Diese Schreiben sind an die Pfle-
gekammer NRW, Alte Landstraße 104, 40489 
Düsseldorf, zu adressieren. 
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